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Vorwort. 

Dieser Band bildet zugleich den Ausbau des zweiten Bandes, wes- 
halb ich mich in den historischen Belegen und Literaturnachweisen sehr 
beschränkt habe, soweit diese im zweiten Band zu finden sind; die rechts- 
philosophische Einleitung zum zweiten Band bezieht sich auch auf den 
vorliegenden. 

Die das Vermögen betreffenden Partien sind knapp gehalten, da 
diese im vierten Band eingehende Darstellung finden. 

Die zweite Auflage von Jellinek, Allgemeine Staatslehre ist erst 
während der Drucklegung dieses Bandes erschienen, konnte daher nur 
teilweise berücksichtigt werden. — 

Meine Staats- und rechtsphilosophischen Darlegungen sind im 
wesentlichen nur die Folge aus zwei Vordersätzen: 1. Definitive Be- 
seitigung des Naturrechts und Aufzeigung der Postulate des (Hegel'schen 
Staates, des) Kulturstaates; 2. Erfüllung der formaljuristischen Begriffe mit 
wirtschaftlichem Inhalt, Berücksichtigung der engen Wechselbeziehungen 
zwischen Wirtschaft und Recht. 

Die naturrechtliche Auffassung ist unhistorisch (starr unveränder- 
lich), aprioristisch (spekulativ), atomistisch. Die Rechtsauffassung der 
Gegenwart ist historisch, empirisch (aus dem positiven Recht schöpfend, 
rechtsvergleichend), soziologisch. Die heute herrschende Rechtsauffassung 
bedarf der Ergänzung: die historische Betrachtung durch die erkenntnis- 
kritische (hier geschichtsphilosophische), andernfalls nur ein 
ewiger Fluß allen Geschehens (ndvxa (5a) erblickt, die Tatsache der Rechts- 
entwicklung erkannt wird, aber nicht ihr inneres Lebensgesetz, ihr philo- 
sophischer Inhalt (Kraft und Freiheit) aufgedeckt wird; — die empirische 
Rechtsauffassung durch die rechtswirtschaftliche, damit nicht nur 
formaljuristische Erkenntnis erzielt, sondern die volle Erfassung der 
Lebenskräfte des Staats und im Staat gewonnen wird; — die 
soziologische Auffassung durch Aufhellung des Ziels der sozialen Rechts- 
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gestaltung: Konsolidation der Gruppen im Staate durch die neuen 
freien Wirtschaftsklassen. 

Die von mir vertretene Staats- und Wirtschaftspolitik deckt sich 
mit keiner der heute in Deutschland bestehenden Parteirichtungen. Ich 
trete für jeden Fortschritt in der Rechts- und Wirtschaftskultur 
ein. Eine echte Fortschrittspartei fehlt heute in Deutschland; die radikalen 
Parteien sind einseitig, die Mittelparteien, die alten Liberalen, entbehren 
eines in sich gefestigten, der fortschreitenden politischen Entwicklung 
genügend Rechnung tragenden Programms. Übrigens habe ich das Gute 
genommen, wo es zu finden war; auch aus den Postulaten verschiedener 
politischer Parteien, besonders der nationalsozialen. 

München, im Januar 1906. 

Der Verfasser. 



Inhaltsübersicht. 



Erstes Bach. 

Der Staat 

Erstes Kapitel. 

Das Wesen des Staates. 

Seite 
§ 1. Die verschiedenen Gruppen der Staatsdefinitionen. Der Einfluß des 

Kausalbegriffs auf neuere Staatstheorien 3 

§ 2. Der Staat als autonome Rechteherrschaft 18 

% 3. Der Staat als rechteartifizieller Grund-Kraftquell 23 

§ 4. Die Lehren über die »Rechtfertigung* 1 des Staates 25 

§ 5. Der Staat ist gerechtfertigt als Kulturnotwendigkeit 26 

Zweites Kapitel. 
Entstehung der Urstaaten. 

§ 6. Die Willensakttheorien, insbesondere die Vertrags- und die Anerkennungs- 
theorie 29 

§ 7. Die Rechtstheorien (Der Staat als Rechtsverhältnis). Religiöse Theorien. 

Die Machttheorien 34 

§ 8. Die organische Staatsauf fassung ; ihr soziologischer Ausbau durch Gierke's 
GenoBsenschaftstheorie; ihr territorialer Ausbau als Gebietskörper- 
schaft 44 

§ 9. Die psychologische Staatsauffassung. — Der Staat als reales Rechts- 
subjekt 51 

§ 10. Ideale und reale Wurzel der Staatebildung: Illusion (Rechtsidee in Form 

der Illusion) und Kraft 55 

§ 11. Dualistische Staatsentstehung. Der Staat wird begründet nicht durch 

Herrschaftserlangung, sondern durch Herrschafts b eh au p tun g . 65 

§ 12. Der äußere Entstehungsgrund der staatlichen Herrschaft (Dualismus der 
Herrschaftsbehauptung: auf Grund allmählicher Vereinigung — auf 
Grund erfolgter Wahl; Republik — Monarchie) 68 

Drittes Kapitel. 
Die Funktionen des Staates im allgemeinen. 

§ 18. Die Lehren vom „ Staatszweck ■ 71 

§ 14. Die Staatsfunktionen im Lichte der Geschichte. (Antiker Staat; mittel- 



VIII Inhaltsübersicht. 

Seite 

alterlicher Staat; Rechtsstaat; National- und Kulturstaat; Staat der 

Gesellschaftswohlfahrt.) 74 

§ 15. Der Staat als neuzeitlicher Klassenstaat 79 

Zweites Buch. 

Das Recht. 

Viertes Kapitel. 
Die Natur des Rechts. 

§ 16. Wesen und Begriff des Rechts 85 

§ 17. Die formale Seite des Rechts. (Inhärente Ungerechtigkeit des Rechts.) 

Die reale Seite des Rechts. (Recht und Macht.) 91 

§ 18. Die ideale Seite des Rechts (Recht und Gerechtigkeit; Rechtsgeftthl, 

Rechtsidee) 95 

§ 19. Recht und Kultur. Die atomistische Rechtsanschauung des Naturrechts. 

Die soziale Rechtsauffassung. Juristisch-ökonomische Struktur . . 104 

§20. Recht als gewährende und begrenzende Norm. (Rechtsmacht und Rechts- 
grenzen.) Recht und Rechtsgut. Recht und Zweck. (Rechtsgesetze 
und Zweckgesetze.) 109 

§ 21. Recht als ordnende Kraft (Wille und Recht Abstufung der Rechts- 
bestimmungen.) 113 

§ 22. Dualistische Entstehung des Rechts. Die Rechtsquellen. Recht und 

Staat 115. 

§ 23. öffentliches und Privatrecht. Sozialrecht 120 

Fünftes Kapitel. 
Ethik und Recht. 

§ 24. Verschiedene Ansichten Aber das Wesen der Ethik 126 

§ 25. Erkenntniskritik der Ethik. Ethik als losende und befreiende Kraft, als 
Kraft der Persönlichkeit. Drei bedeutsame praktische Fragen der 
Ethik (Ethik und Glück; Ethik und Arbeit; Ethik und Lüge). In- 

dividual- und Sozialethik 134 

§ 26. Verhältnis von Ethik und Recht. Recht und Zwang 144 

§ 27. Sittlich-rechtliche Synthese. Die Ethik als Freiheitsmoment im Recht 149 

Sechstes Kapitel. 
Juristische Ökonomie. 

§ 28. Der Materialinhalt des Staats ist das Wirtschaftsleben 153 

§ 29. Die Gesellschaft als bloßer Ausschnitt der Wirtschaft. Gesellschaft 
und politische Parteien. Gesellschaft als Kraftposition. Gesellschaft 

und Einzelpersönlichkeit 154 

§ SO. Reziprozität zwischen Rechtskultur und Wirtschaftskultur 157 

§ 31. Inhalt und Ziele der Rechtswirtschaftskultur. Alle Kultur ist aristo- 
kratisch. Überwindung der Pandemokratie von heute 160 

Siebentes Kapitel. 
Das subjektive Recht. 
§ 32. Die (herrschende) psychologische Auffassung des objektiven Rechts 

und der subjektiven Rechte bietet keine Lösung 164 

§ 33. Wesen und Inhalt des subjektiven Rechts 168 



Inhaltsfibersicht. IX 

Seite 

§ 34. Theorie der subjektiven Öffentlichen Rechte 172 

§ 35. Subjektives Recht und Anspruch, Befugnis, Berechtigung. Die Natur 

des Klagrechts und der Kannrechte 174 

§ 36. Reziprozität von subjektivem Recht und Rechtspflicht des Rechts- 
trägers, von Vermögen und sozialethischen Pflichten 184 

§ 37. Rechtsgut (Rechtsmachtbezirk), Interesse und subjektives Recht . . . 186 

Drittes Buch. 

Macht- und Kräfteverteilung im Staate. 

Achtes Kapitel. 
Die Herrschaft. 
§ 38. Begriff und Wesen der Souveränität. Die Lehre von der Volks- 
souveränität. Die Souveränität gebührt dem Staate. Die Souveränität 

ist Wesensmerkmal des Staates 191 

§ 39. Staat und Volk. Staat und Gebiet 196 

§ 40. Dualismus der Herrschaft (Monarchie — Republik) und des Regimes 

(Aristokratie — Demokratie) 201 

§ 41. Begrenzungen der Herrschergewalt 208 

§ 42. Freiheitsgarantien. Gesetz und Verordnung. Die Selbstverwaltung . 206 

Neuntes Kapitel. 
Der Parlamentarismus. 

§ 43. Die staatsphilosophische Begründung und der politische Untergrund 

des Parlamentarismus. Die Rechtsstruktur der Repräsentativverfassung 215 

§ 44. Der Parlamentarismus des neuen Deutschen Reiches. Seine Begründung 

und Entwicklung 221 

§ 45. Die Reformvorschläge gegen die Ungerechtigkeiten des Parlamentaris- 
mus. Das Proportionalwahlsystem insbesondere 224 

§ 46. Theoretische Unnahbarkeit und verwaltungsrechtliche Unvollkommen- 

heit des Parlamentarismus 229 

Zehntes Kapitel. 
Der Klassenstaat des zwanzigsten Jahrhunderts. 

§ 47. Die politischen Parteien und die freien Wirtschaftsklassen .... 233 

§ 48. Neustandische Klassenvertretung 236 

§ 49. Ausbau des Parlamentarismus im Sinne der Oberleitung zur neustän- 
dischen Organisation 239 

Viertes Buch. 

Die Staatsverwaltung. 

Elftes Kapitel. 
Die Verwaltung im allgemeinen und die Justiz. 

§ 50. Verwaltung und Bureaukratie 247 

§ 51. Justiz und Verwaltung 248 

§ 52. Das freie Ermessen bei der Rechtsprechung 251 

§ 53. Volksgerichte und Sondergerichte. — Rechtsanwaltschaft 252 



X Inhaltsübersicht. 

Seite 
Zwölftes Kapitel. 
Die ökonomischen Intereaaen. 
§ 54. Der Staat und das Vermögen. Vermögen und Sozialethik. Vermögen 

und Familie 255 

§ 55. Grundbesitz und Landwirtschaft. Schutz der deutschen Landwirtschaft 257 

§ 56. Handel und Börse 260 

§ 57. Gewerbe und Handwerk 262 

§ 58. Die Kartellierungen 265 

§ 59. Die Warenhäuser. Durch die Konzentration im Handel und Gewerbe 

bildet sich die neue Mittelklasse 269 

Dreizehntes Kapitel. 

Die ökonomischen Lasten. 

§ 60. Theorie der Besteuerung auf den verschiedenen Rechtskulturstufen 272 

§ 61. Die Ertragssteuern. Die allgemeine Einkommensteuer 279 

§ 62. Vermögenssteuern. Die Wertzuwachssteuer insbesondere 282 

§ 63. Die indirekten Steuern. Luxussteuern 285 

§ 64. Reichsfinanzreform 286 

Vierzehntes Kapitel. 
Die Arbeiterklasse. 
§ 65. Sozialethik und Arbeiterrecht. Ausbau des Sozialrechts; insbesondere 

Arbeitsnachweis und Arbeitslosenversicherung 291 

§ 66. Koalitionsfreiheit und Koalitionsmißbrauch 296 

§ 67. Generalstrike, Boykott und Aussperrung 297 

§ 68. Tarifverträge 302 

§ 69. Einigungsämter und Arbeiterausschüsse 304 

Fünfzehntes Kapitel. 
Die geistigen Interessen und der Kultus. 

§ 70. Staat und Kultur 306 

§ 71. Der Staat und die Kundgebungen der öffentlichen Meinung. (Vereins- 
und Versammlungspolitik. Die Presse. Die Theaterzensur.) . . . 307 

§ 72. Staat und Kirche 310 

§ 73. Staat und Schule 315 

Fünftes Buch. 

Der Staat nach aussen. 

Sechzehntes Kapitel. 
Das Völkerrecht. 

§ 74. Das Völkerrecht als Recht junger Kultur. Das Völkerrecht ist staats- 
loses Recht 321 

§ 75. Dreifache Rechtsstruktur der völkerrechtlichen Verträge 325 

§ 76. Vervollkommnung des Völkerrechts. Schiedsverträge und Schieds- 
gerichte 331 

Siebzehntes Kapitel. 
Zur Lehre von den Staatenverbindungen. 

§ 77. Völkerrechtliche und staatsrechtliche Staatenverbindungen .... 335 



Inhaltsübersicht XI 

Seite 

§ 78. Staatenbund und Bundesstaat 336 

§ 79. Deutschland ein monarchischer Bundesstaat mit absolutistischen Residuen. 

Die staatsrechtliche Fortentwicklung in Elsaß-Lothringen .... 341 

Achtzehntes Kapitel. 
Kolonialpolitik. 
§ 80. Moderne Kolonialpolitik. Koloniale Herrschafts- und koloniale Handels- 
politik. Anbahnung der Konsolidation an Stelle der Konkurrenz in 

der Kolonialpolitik 344 

§ 81. Deutsche koloniale Herrschaftspolitik 347 

§ 82. Deutsche koloniale Verwaltungspolitik 348 

§ 83. Deutsche koloniale Handelspolitik 350 

Neunzehntes Kapitel. 
Die Staatenkoalitionen und der Volkerfriede. 

§ 84. Erweiterung der europäisch -amerikanischen Interessensphäre. Schein- 
barer politischer und echter wirtschaftlicher Japanismus. Neueste 

Koalitionen 352 

§ 85. Durch Kolonialkämpfe zum Volkerfrieden 357 

§ 86. Herstellung des internationalen Gleichgewichts 358 

§ 87. Stärkung der Kraftposition Deutschlands 360 

Berichtigungen und Ergänzungen 365 

Autorenregister 366 

Sachregister 370 



Erstes Buch. 

Der Staat 



fcerolzhelmer, Philosophie des Staate». 



Erstes Kapitel. 

Das Wesen des Staates. 



§ 1. Die verschiedenen Gruppen der Staatsdeflnitionen. Der Ein- 
flnss des Kausalbegriffs auf neuere Staatstheorien. 

I. Allgemeine Vorbemerkungen. 

Die Zahl der Staatsdefinitionen ist sehr bedeutend; fast jeder 
Staatsphilosoph und Staatsrechtslehrer hat seine eigene. Die Ver- 
schiedenheiten der Staatsdefinitionen untereinander gründen in drei 
Ursachen: 1. formelle, 2. methodologische, 3. materielle Divergenzen. 

1. Die formellen Divergenzen sind sachlich bedeutungslos. 
Ein Gedanke wird in verschiedenen Bedewendungen ausgedrückt. 
Die nur formell unter sich abweichenden Staatsdefinitionen gehören 
sachlich, inhaltlich, stets einer Gruppe zu. 

2. Methodologische Divergenzen. Diese sind bedeutsamer. 

a) Wenn man den Staat fixieren will, kann man seine Wesens- 
merkmale dem Recht, der Rechtsbildung entnehmen, oder aber 
anderweit bestimmen. Die erste Methode ist nicht zubilligen. Denn 
die allgemeine Feststellung des Staatsbegriffs muß davon ausgehen 
(oder zumindest die Möglichkeit offen lassen), daß das Recht vom 
Staate abhängt, muß daher den Staat außerhalb des Rechts, nicht 
innerhalb einer schon gegebenen Rechtsordnung erfassen. 

Somit ergibt sich zunächst ein zweifacher methodologischer 
Standpunkt: die Rechtstheorien, die den Staat abhängig vom 
Recht fixieren; die anderen Theorien, die man zusammenfassend als 
philosophische Staatstheorien bezeichnen kann, die den Staats- 
begriff unabhängig von Rechtsbegriffen zu formulieren streben. 

b) Die philosophischen Staatstheorien erweisen unter 
sich erhebliche Unterschiede. Man kann folgende Klassen scheiden: 

a) Begriffsbestimmung durch Analogie. Hierzu gehört vor 



4 1. Buch. Der Staat. Erstes Kapitel. Das Wesen des Staates. 

allem jene Gruppe von Theorien, die als Wesensmerkmal vom Staat 
sagt: Der Staat ist ein Organismus. 

Die Mehrzahl dieser Definitionen ist richtig, aber nicht erschö- 
pfend, vielmehr ergänzungsbedürftig. 

ß) Begriffsbestimmungen, die den Staat als sittliche Gemein- 
schaft erfassen, also in Abhängigkeit vom Ethos stellen. 

y) Metaphysische Begriffsbestimmungen, die den Staat durch 
einen Begriff deuten wollen, der selbst der erschöpfenden Erklärung 
bedarf. Hierher gehört namentlich die Lehre, die den Staat als 
einen Willen bezeichnet. 

8) Deskriptive Definitionen und zwar solche, die die sach- 
lichen Merkmale, oder andere, welche Funktionen (alle oder die 
wesentlichen) des Staates hervorheben und somit den Staat aus 
seinen Bestandteilen oder aus seiner Wirksamkeit erklären wollen. 

e) Ganz unklare und haltlose Definitionen. In jeder der Klassen 
a—d finden sich einzelne, die zugleich hierher gehören. 

3. Die sachlichen Divergenzen. Diese sind teils quantitative, 
teils qualitative. 

a) Quantitative Divergenzen. 

Zahlreiche Autoren halten bei Feststellung des Staatsbegriffes 
für erforderlich, in den Begriff fremde Substanzen aufzunehmen : den 
Zweck, oder die Funktionen, oder die Rechtfertigung, oder die Ent- 
stehung des Staates. 

b) Qualitative Divergenzen. 
Hauptgruppen: 

a) Materialistische Auffassung: Staat = Machtherrschaft. 

ß) (Rein) idealistische (idealistisch-teleologische) Auffassung: 
Staat = sittliche Gemeinschaft (Staat = Mittel der vollendeten 
Sittlichkeit.) 

y) Teleologische Auffassungen. Der Staat ist Schutzanstalt, 
Rechtsstaat, Kulturstaat etc. 

4. Die unter 1 bis 3 angeführten Scheidungen sind keine ab- 
soluten. Insbesondere gehen methodologische und sachliche Diver- 
genzen häufig ineinander über (vgl. z. B. 2, b, ß mit 3, b, /?). 

Bei der Gruppierung, die wir dem Folgenden zugrunde legen, 
gehen wird davon aus, daß es sich bei der Feststellung des Staats- 
begriffes nicht um philologische Übungen handelt, daß vielmehr die 
Erfassung des Begriffs des Staates und damit seines Wesens in der 
Regel auf die rechtsphilosophischen und staatspolitischen Folgerungen 
von Einfluß ist (oder daß diese Folgerungen auf jene Begriffsbestim- 
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mungen rückwirken). Wir wählen daher eine Gliederung, bei der 
die sachlichen Gesichtspunkte in den Vordergrund treten. 

II. Die materialistische Staatsauffassung oder die 
Machttheorien. 

I. 1 ) Die Machttheorien sehen im Staat nichts als eine Macht- 
gruppe, eine in sich geschlossene höchste Machtposition. Diese 
Staatstheorien gehen meist konform mit der Rechtstheorie, die sagt: 
Recht ist Macht. Sie setzen die pars pro toto; die Macht ist in 
Wahrheit zwar ein Bestandteil des Staates, aber sie bezeichnet nicht 
erschöpfend das Wesen des Staats. Nach der Machttheorie würde 
sich der Staat nur durch seine Größe und Ausdehnung von einer 
außerhalb staatlicher Gemeinschaft domizilierenden Räuberbande 
scheiden. 

Selbst wenn die Machttheoretiker sachlich im Recht wären, 
würde die Machttheorie wissenschaftlich haltlos sein, weil sie besten- 
falls nicht den Staat erklärt, sondern nur die Kräfteverteilung im 
Staat, die Strebungen innerhalb der Gemeinschaft. 

2. Man kann zwei Gruppen innerhalb der Machttheorien scheiden: 
die philosophische und die politische. 

Bei den philosophischen Theorien ist die Machtlehre Ausfluß 
des philosophischen Systems, bei den politischen dient sie als Grund- 
lage für politische Forderungen. 

3. a) Die philosophische Machtlehre wird in der Antike von 
den jüngeren Sophisten vertreten. Nach ihrer Lehre ist das Recht 
Willkürakt, durch Macht gesetzt (rd dlxouov ov <pvaei, äXXä vöptco), 
demgemäß der Staat Machtstaat.*) 

b) In der neueren Rechtsphilosophie vertritt Hobbes die Macht- 
lehre mit naturrechtlicher Begründung. 

Bei Spinoza hingegen ist die Machtlehre Ausfluß des pan- 
theistischen Systems. Spinoza setzt nicht das positive Recht gleich 

*) Vgl. die gute Darstellung bei Jellinek, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1900, 
S. 170—174; Art. „Staat", im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., Bd. Vi, 
S. 910 f., Verf. Ad. Wagner; Art. „Haller, Karl Ludwig von*, im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften, 2. Aufl., Bd. IV, S. 961 f., Verf. Lippert; Anton Menger, 
Neue Staatslehre, 2. Aufl., Jena 1904, S. 43—50 (7. Kap.: Der individualistische Macht- 
Staat und der volkstümliche Arbeitsstaat). Siehe auch die Ausfuhrungen unten, § 7, 
sub III. 

*) Vgl. Berolzheimer, System der Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Bd. II, 
S. 77 f. und die Quellenbelege daselbst S. 78, Note 31. Siehe ferner: Plato, Rep. I, 
338 C. ff. 
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der Macht. Vielmehr lehrt Spinoza bezüglich des Naturrechts, daß 
es mit der Macht zusammenfalle. Der mit dem Pantheismus ver- 
knüpfte Fatalismus führt zu dem Satze: alles was geschieht, erfolgt 
nach Naturgesetzen, mithin nach Naturrecht; daher hat jeder „sum- 
mum ius ad omnia, quae potest". Nur das Unmögliche erscheint 
(naturrechtlich) als Unrecht. 8 ) Bezüglich des positiven Rechts hin- 
gegen lehrt Spinoza, es sei Produkt des Nutzens. 4 ) 

c) Auf soziologischem Grund, beeinflußt durch Spinozas fata- 
listischen Pantheismus, lehrt neuerdings Gumplowicz, der Staat ist 
die Herrschaft der starken Klasse über die schwache. »Der Staat 
ist daher eine Organisation der Herrschaft einer Minorität über eine 
Majorität. «5) 

d) Auf realistischem Boden vertritt M. v. Seydel die Auffas- 
sung, daß der Staat ein rein tatsächliches Herrschaftsverhältnis ist: 
die Menschengesamtheit eines Landes unter einem Herrscherwillen. 
„Der Staat ist nur eine Tatsache, und eine Tatsache ist nicht minder 
das, was aus Land und Volk ein Staatswesen macht, die Herrschaft.* 6 ) 
Der Staat wird von Seydel bezeichnet „als die durch Einen höchsten 
Willen vereinigte Gesamtheit der Menschen eines Landes*. 7 ) 

4. a) Die politische Machtlehre hat im Altertum (nach Plu- 
tarch) Brennus zum Ausdruck gebracht: „Vae victis!" 8 ) 

*) Tractatus theologico-politicus, cap. 16; Tractatas politicus, cap. II, § 40 sqq. 

4 ) Vgl. mein System Bd. II, S. 154 f. 

*) Gumplowicz, Grandriß der Soziologie, in der 1. Aufl., Wien 1885, S. 116; 
vgl. daselbst S. 113—121, 127—135; s. ferner Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, 
Innsbruck 1897, S. 33 f., 65; a. a. 0. S. 34 bezeichnet zwar Gumplowicz den Staat 
„als eine naturwüchsige Organisation der Herrschaft behufs Aufrechterhaltung einer 
bestimmten Rechtsordnung;" aber Rechtsfragen sind nach Gumplowicz reine Macht- 
fragen (Allgemeines Staatsrecht S. 65 f.). 

e ) Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, Würzburg 1873, S. 2 f., 13. 
Siehe gegen Seydel: Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechts und die neuesten 

Staatsrechtstheorien, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft Bd. 30, 
1874, S. 169—198. Ein der Seydel'schen Lehre verwandter Standpunkt wird von 
£. Lingg, Empirische Untersuchungen zur allgemeinen Staatslehre, Wien 1890, 
S. 18—32 vertreten. 

7 ) Der Bundesstaatbegriff, in der Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft, Bd. 28, 1872 S. 188; Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, S. 2 f., 4; 
Kommentar zur Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich, 2. Aufl., Freiburg i. B. 
und Leipzig 1897, S. 2 f.; Bayerisches Staatsrecht, I. Bd., München 1884, S. 852. 

8 ) Vitae XI, Gamillus XVII, 3, 4. Die Herrschaft des Stärkeren wird als ngeo- 
ßvxaxos xmv vo/uov bezeichnet Plutarchi vitae parallelae (iterum recognovit Carolas 
Sintenis, vol. 1, Lipsiae 1877) IIXwxaQx ov Kaftliiog, XVII: „. . . Bqswoq' . . . T<p 
jiQ€oßvxdx<p xtibv vSficov axoXovvxeg, 8g x<j5 xgelrtovi xa xwv fjxxovwv öidcoatv ägx°- 
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b) Machiavelli verficht im „Principe* eine Theorie der Staats- 
klugheit, welche die vollendete moralinfreie SkrupeUosigkeit im 
Streben nach politischer Macht predigt. 9 ) 

c) L. v. Hall er bekämpft die naturrechtlichen Lehren, die 
einen wie immer gearteten Staatserrichtungsvertrag erfinden, um 
den Übergang der Menschheit aus dem natürlichen Zustand in den 
bürgerlichen darzutun. Im Gegensatz dazu ist für Haller der Natur- 
zustand der Menschheit heute noch so gut gegeben, wie zu Anfang 
geschichtlicher Bildungen. Der Staat bedeutet daher für Haller 
nichts anderes als „die höchste Gradation natürlicher Dienst- und 
Sozietäts Verhältnisse* . 10 ) 

d) Die Sozialisten und die Anarchisten erblicken im Staat, 
wie dieser in der historischen Entwicklung von den ältesten Zeiten 
bis heute zutage getreten ist, ein rohes Machtgebilde, ungerechte 
Machtherrschaft, die durch die „Gesellschaft" als Trägerin in der 
Gerechtigkeit ersetzt werden müsse. Bedeutsam sind für diese Lehre 
vornehmlich der Kommunist Saint-Simon, die Sozialisten Las- 
salle und Fr. Engels, sowie die meisten Anarchisten. 11 ) 

pevog coro xov &eov xal xsXsvxwv elg xa {hjgta. Kai yag xovxois ex awaeayg eveou xo 
Srjxetv nX&ov s%8iv xa xgeixrova xwv {jnodeeox&Qtov* 

•) Machiavelli stellt nicht eine Machttheorie auf, wie er Oberhaupt nicht als 
Staatsphilosoph, sondern als Staatspolitiker schreibt. Aber die moralinfreie Tendenz, 
die den Principe durchzieht, wurzelt in der Ansicht, daß Macht (Kraft, Klugheit 
und Schlauheit als Träger und Förderer des Willens zur Macht) die wesentliche 
Komponente für das Recht darstelle. 

Gumplowicz, der dem Geiste Machiavellis die gebührende Anerkennung zollt, 
sagt von ihm: „Machiavelli bringt uns in Verlegenheit wie ein vorlautes Kind, das 
Wahrheiten ausplaudert, über die der gute Ton zu schweigen gebietet. 11 (Gumplo- 
wicz, Geschichte der Staatstheorien, Innsbruck 1905, S. 184). In der Tat! bisweilen 
erscheint Machiavelli als enfant terrible der Politik; aber als ein kluges Kind! 

10 ) Karl Ludwig von Haller, Restauration der Staatswissenschaft, oder 
Theorie des natürlich-geselligen Zustandes, der Chimäre des künstlich-bürgerlichen 
entgegengesetzt, I. Bd., 2. Aufl., Winterthur 1820, S. 463: „Sind also die Staaten nur 
die höchste Gradation natürlicher Dienst- und Sozietäts- oder sogenannter Privat- 
verhältnisse, unterscheiden sie sich von ihnen bloß durch die Unabhängigkeit oder 

höhere Macht und Freiheit ihres Oberhauptes: so sind sie nichts anderes 

als ein selbständiges, d. h für sich selbst und durch sich selbst bestehendes, 
geselliges Band, vollendete und geschlosseneMenschen-Verknüpfungen, 
unabhängige Dienst- oder Sozietätsverhältnisse, eine Erklärung deren 
Richtigkeit sich aus dem vorhergehenden Kapitel beweist. 11 Vgl. dazu a. a. 0. S. 444 
bis 463. 

») Vgl. mein System Bd. II, S. 274—278, 289-291, 301-311. Saint-Simon, 
Nouveau christianisme 1825 (Oeuvres de Saint-Simon et d'Enfantin, IL öd., vol. XXIII, 



8 I. Buch. Der Staat. Erstes Kapitel. Das Wesen des Staates. 

e) Der Rechtssozialist Anton Menger bezeichnet den herr- 
schenden Staat als den individualistischen Machtstaat, dem 
Menger als das zu erstrebende Ziel den volkstümlichen Arbeits- 
staat entgegensetzt. »Ein Machtstaat ist dann vorhanden, wenn 
das Ziel der Staatstätigkeit vorherrschend darin besteht, die über- 
lieferten Machtverhältnisse gegen äußere und innere Feinde zu 
schützen/ 1 ») 

III. Die idealistische Staatsauffassung: Staat = sittliche 

Gemeinschaft. 

1. Die rein idealistische Staatsauffassung erblickt im Staat 
entweder schlechthin die sittliche Gemeinschaft, die höchste Form 
der Sittlichkeit, die Verkörperung des Ethos, oder erfaßt den Staat 
teleologisch als Mittel zur vollendeten Sittlichkeit. Diese Auffassung 
wurzelt in der griechischen Ethik des Sokrates, Plato und Ari- 
stoteles, nach welcher der Mensch seine sittliche Ausbildung nur 
im Staat und durch den Staat finde. Wie die staatliche Macht- 
theorie regelmäßig der rechtlichen Machttheorie (Recht = Macht) 
korrespondiert, pflegt die idealistische Staatsauffassung auch das 
Recht rein idealistisch aufzufassen: das Recht ist Bestandteil der 
Sittlichkeit und abhängig von dieser. Die Rechtsphilosophie ist nach 
dieser Anschauung ein Teil der Ethik. 

Diese Lehre ist nicht zutreffend. Recht und Sittlichkeit sind 
Kulturkräfte, die als solche zwar verwandt, aber ebensowenig iden- 
tisch sind, als die anderen Eulturkräfte: Sprache, Religion, Kunst. 
Die geschichtliche Betrachtung lehrt, daß das Recht von Hause aus 
anethisch ist, im Laufe der Entwicklung aber sittliche Elemente in 
sich aufnimmt, woraus die sittlich-rechtliche Synthese des mit sitt- 
lichen Fermenten versetzten Rechts entspringt. Wesentliches 
Ergebnis der Sittlichung des Rechts ist die rechtliche Verpönung 

p. 97 sqq.). Lassalle, Macht und Recht, 1863 (W. W., ed. Blum, Leipzig 1899, 1, S. 101 
bis 106); Arbeiterlesebuch (W. W. II, S. 59— 144). Fr. Engels, Der Ursprung der 
Familie, des Privateigentums und des Staats, 2. Auflage, Stuttgart 1886. Unter den 
Anarchisten treten Froudhon, Bakunin, Krapotkin markant hervor. 

") Menger, Neue Staatslehre, S. 43, 44: „Ihrem vorherrschenden Charakter 
nach sind freilich die bestehenden Staaten ausnahmslos Machtstaaten . . . .* S. 45: 
„Als ihre wichtigste Aufgabe betrachten die modernen Staaten, die Macht der Herr- 
schenden zu behaupten und wenn möglich durch Eroberung zu vermehren." 

Ober Menger vgl. Bd. II meines Systems, S. 313—317. Über Mengers Neue 
Staatslehre siehe noch Preuß , Ein Zukunftsstaatsrecht, im Archiv für öffentliches Recht, 
Bd. 18,1903 , 8. 373-422. 
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jeder Versklavung, jeglicher Ausbeutung; demgemäß Begrenzung 
der subjektiven Rechte durch das sittliche Gebot der Respektierung 
der Persönlichkeit eines jeden Menschen. 

Es ist also zu sagen: Recht und Sittlichkeit sind verwandt als 
Kulturkräfte. Sie sind nicht identisch. Die Sittlichkeit ergibt für 
das Recht nur Schranken. Demgemäß ist der Staat nicht un- 
mittelbar sittlicher Faktor oder Träger der sittlichen Idee, sondern 
nur wirksam für den Vollzug der sittlich-rechtlichen Synthese. 
Heilsanstalt ist nicht der Staat, sondern die Kirche. 

2. Als Vertreter der idealistischen Staatsauffassung in der 
neueren Zeit sind besonders hervorzuheben: 

a) Leibniz hat in dem (unter dem Pseudonym Gaesarinus 
Furstenerius veröffentlichten) tractatus de iure suprematus, 
ac legationum principum Oermaniae zwar nicht eine Staats- 
philosophie geschrieben, wohl aber seine politischen Ideen zum Aus- 
druck gebracht. In dieser Schrift erscheint als politisches Ideal eine 
christliche Universalmonarchie unter einem Kaiser, der das ius Ad- 
vocati Ecclesiae Universalis in sich verkörpere und zum Aus- 
druck bringe. 18 ) 

b) Christian v. Wolff stellt Recht und Staat in Abhängigkeit 
von der ethischen Vervollkommnungspflicht (Perfice te ipsum!) 
und leitet aus dem ethischen Vervollkommnungsgebote die Verpflich- 
tung zur Staatserrichtung ab; daher erscheint für ihn der Staat als 
sittliche Gemeinschaft. 14 ) 

c) Verwandt ist die Auffassung Fichte 's. Anschließend an 
Kant hat es Fichte als absolute Gewissenspflicht jedes ein- 
zelnen bezeichnet, den staatlichen Vereinigungsvertrag einzugehen. 16 ) 

d) Nach Hegel ist der Staat Verkörperung der sittlichen Idee, 
Realisierung der Weltvernunft, verschieden abgestuft, je nach dem 
Stand der Kulturentwicklung. Die Begriffsbestimmung Hegels 
lautet: 16 ) „Der Staat ist die Wirklichkeit der sittlichen Idee, — der 



") W. W. Ausgabe von Klopp, Bd. 4, p. 9 - 805. Dazu Leibnitii ad Caesarini 
Furstenerii de suprematu librum explicandum atque defendendum opuscula (Ausgabe 
von Klopp, Bd. 4, p. 309-363; s. daselbst insbesondere p. 324 sq.). Vgl. auch Bd. II 
meines Systems, S. 180. 

") Jus naturae II, §§ 78, 79; VIII, § 1. Institutiones iuris naturae et gentium 
§§ 43, 44, 52 (972). 

") Staatslehre oder über das Verhältnis des Urstaates zum Vernunftreich. 
W. W. IV (II. Abt., 2. Bd.) S. 434. 

") Grundlinien der Philosophie des Rechts, § 257 S. 312. Vgl. dazu mein 
System, Bd. II, S. 233—247, namentlich 8. 240 f. 
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sittliche Geist als der offenbare, sich selbst deutliche, substantielle 
Wille, der sich denkt und weiß und das was er weiß, und insoferne 
er es weiß, vollführt." (Vgl. jedoch auch unten sub IV.) 

e) Welcker 17 ) sagt: „ Staat ist ... . die geordnete Vereinigung 
eines Volkes zu fortdauernder Realisierung des anerkannten höchsten 
Gesetzes, oder auch des höchsten Gutes, da dieses .... allein in 
Harmonie mit dem höchsten Gesetze sich findet/ 

3. Verwandt ist die von Gerber vertretene Auffassung: „Im 
Staate erhält ein Volk die rechtliche Ordnung seines Gemeinlebens. 
In ihm kommt es als sittlich geeintes Ganze zur Anerkennung und 
rechtlichen Geltung. ... Er ist die Rechtsform für das Gesamt- 
leben eines Volkes, und diese gehört zu den ursprünglichen und 
ewigen Typen der sittlichen Ordnung der Menschheit/ 18 ) Das Recht 
kann und soll nicht die juristische Natur des Staats im Ganzen be- 
stimmen; die neuzeitliche Staatsauffassung ist vielmehr nach Gerber 
dadurch charakterisiert, „daß sie es überhaupt aufgegeben- hat, 
den Begriff des Staats in irgend eine juristische Form zu bringen, 
und ihn vielmehr der allgemeinen sittlich-politischen Betrachtung 
zur Bestimmung anheimgibt." 19 ) 

IV. Teleologische Staatsauffassungen: Der Staat als Schutz- 
anstalt, Rechtsstaat, Eulturstaat etc. 

1. Die teleologischen Staatsauffassungen zerfallen in zwei 
fundamental verschiedene Gruppen. Die eine Klasse erblickt das 
Wesen des Staats in der Verfolgung eines äußeren Zieles oder 
Zweckes; rein (oder realistisch-)teleologische Staatsauffassung, 
kraft welcher der Staat bloßes Mittel zur Erreichung oder Realisie- 
rung eines nichtstaatlichen Endzweckes ist. Hier ergeben sich zwei 
Abspaltungen. Individualistische oder atomistische Teleologie: 
Schutz der einzelnen (Hobbes; Pufendorf); Nutzen für die einzelnen 
(Spinoza ; Bentham). Soziale Teleologie : Sozialer Utilitarismus (Haupt- 
vertreter Jhering); 20 ) Erhaltung des Menschengeschlechts (natur- 

") Die letzten Gründe von Recht, Staat und Strafe, Gießen 1813, S. 7 f. 

") Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts, 2. Aufl., Leipzig 1869 
(die 3. Aufl. war mir nicht zoganglich), S. 1. 

") Ober öffentliche Rechte, Tübingen 1852, S. 22 und S. 21. Vgl. auch Gerber, 
Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts, S. 211—219. 

") Der Zweck im Recht, 3. Aufl., I. Bd., Leipzig 1893, II. Bd. 1898; 4. (1. volks- 
tümliche) Aufl., 2 Bde, Leipzig 1904. 

Der Staat ist die Zwangsorganisation der Gesellschaft. Das Recht ist „die 
Form der durch die Zwangsgewalt des Staates beschafften Sicherung der Lebens- 
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wissenschaftliche Auffassung); Höherzüchtung des Typus Mensch 
(Nietzsche). 

Den Gegensatz bildet die idealistische Teleologie: Der 
Staatszweck ist nicht um der Staatsglieder willen zu erstreben, son- 
dern als „Seibatzweck". Zur Realisierung des Rechts (Rechtsstaat: 
Kant); 21 ) zur Realisierung der Kultur (Kulturstaat: Hegel, Ahrens, 
Schulze, 22 ) Lasson, Dahn, 28 ), Kohler, 24 ) ferner — unter Betonung 
der Subsidiarität der staatlichen Tätigkeit — Brie). 25 ) 

2. Man sieht unschwer, daß sich unter der Bezeichnung Teleo- 
logische Staatsauffassungen eine Reihe von Anschauungen zu- 
sammenschließen läßt, die teilweise unter sich durchaus disparat sind, 
bisweilen untereinander schroffe Gegensätze darstellen. Das Gemein- 
same all dieser Lehren ist lediglich, daß sie den Schwerpunkt für 
die Erfassung des Staats in die vom Staate verfolgten oder zu ver- 
folgenden Zwecke verlegen. Dies ist aber zugleich ihr gemeinsamer 
Fehler. Denn man kann night den Staat aus dem Staatszweck er- 
schließen, vielmehr muß umgekehrt der Staatszweck (oder die 



bedingungen der Gesellschaft*. Bd. I, S. 443 (4. Aufl. S. 345). Siehe dazu Bd. II meines 
Systems, S. 351—364. 

S1 ) Metaphysische Anfangsgrunde der Rechtslehre (W. W., Aasgabe von Harten- 
stein, Bd. 7) S. 131 : .Ein Staat (civitas) ist die Vereinigung einer Menge von Men- 
schen unter Rechtsgesetzen." 

") Einleitung in das deutsche Staatsrecht, Neue Ausgabe, Leipzig 1867, S. 121. 

*') Über Werden und Wesen des Rechts, IT, in der Zeitschrift für ver- 
gleichende Rechtswissenschaft Bd. III, 1881, S. 7. § 14: „Der Staat ist die Gesamt- 
form eines Volkstums zu Schutz und Förderung von Recht und Kultur". Vgl. dazu 
ebenda § 15 (S. 7 f.), § 12 (S. 6 f.). Siehe auch Dahn, Über den Begriff des Rechts, 
Ein Beitrag zur Rechtsphilosophie, Breslauer Rektoratsrede, Leipzig 1895, S. 5, 7, 11. 

") Einführung in die Rechtswissenschaft, 2. Aufl., Leipzig 1905, S. 110: „Der 
Staat ist eine juristische Persönlichkeit zu dem Zwecke, um auf bestimmtem terri- 
torialem Gebiete die Hauptkulturbestrebungen der Menschheit kraft eigenen Rechts 
durchzufahren". Vgl. auch Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, S. 55. 

**) Theorie der Staatenverbindungen, Festschrift, Stuttgart 1886, S. 5: „Der 
Staat ist der Idee nach ein Gemeinwesen von Menschen zur subsidiären 
Förderung aller vernünftigen Interessen seiner (gegenwärtigen und zukunf- 
tigen) Mitglieder". S. 7: „Die konkreten Staaten sind immer nur ein mehr 
oder minder mangelhaftes Abbild der Staatsidee". S. 8: „Wir haben als das 
für den Begriff des Staates maßgebende Kriterium den Zweck hingestellt und aus 
diesem Folgerungen für den (qualitativen) Umfang der Staatsgewalt und für deren 
Stellung zu allen anderen Gewalten abgeleitet." 

Vgl. auch Brie, Zur Lehre von den Staatenverbindungen, in Grünhuts Zeit- 
schrift Bd. XI, 1884, S. 149. 
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Mehrheit von Staatszwecken) aus dem Wesen des Staats be- 
griffen und abgeleitet werden. 28 ) 

3. Abgesehen von dieser zunächst methodologischen und for- 
mellen Fehlerhaftigkeit der teleologischen Staatsauffassung, bestehen 
auch materielle Bedenken. Die realistische Teleologie ist 
irrig; die idealistische Teleologie ist richtig, aber ergän- 
zungsbedürftig. Die realistische Teleologie irrt, sofern sie Be- 
gleitwirkungen des Staats als das Wesen des Staats ausgibt (die 
naturalia und accidentalia werden irrig als essentialia erfaßt). Die 
idealistische Teleologie bezeichnet richtig (mit und seit Kant) das 
Recht und darüber hinausgreifend (mit und seit Hegel) die Kultur 
(die ja das Recht als Bestandteil in sich schließt) als wesentlichen 
Inhalt, als Grundfunktionen des Staates. Aber diese Auffassung be- 
darf der ausbauenden Ergänzung nach zwei Richtungen: Erstens 
muß die Kultur auf einen einfacheren, grundlegenden Begriff zurück- 
geführt werden (und zwar: artifizielle Kraftentfaltung und -entwick- 
lung). Zweitens muß das Wesen der Kultur in ihren verschiedenen 
Stufen gekennzeichnet, die Entwicklungskurve der Kultur bestimmt 
werden. 

4. Die Entwicklungskurve der Kultur weist eine zunehmende 
Verbreiterung der Kulturbasis, eine wachsende Umspannung 
der Menschen als der Kultursubjekte auf. 

Die Kultur alter Zeiten ist exklusiv, aristokratisch, nur eine 
Minderzahl, die herrschende Klasse im Staate umfassend. Die Kultur 
der neuen Zeit ist demokratisch, zunehmend größere Menschen- 
gruppen in sich schließend, universell (sowohl innerhalb des Staates, 
als auch darüber hinausgreifend, in den Beziehungen zu Völkern 
fremder Staaten). 

Die Verbreiterung der Kultur erstreckt sich auf drei Haupt- 
kulturzweige: die ethische, die intellektuelle, die ökonomische 
Kultur. 

Die Universalität der ethischen Kultur kommt darin zum Aus- 
druck, daß alle Menschen als ethische Subjekte anerkannt werden. 
Dies äußert sich vornehmlich in der Aufhebung jeglicher Ver- 
sklavung in Wirtschaft und Recht. 

,e ) Mit Recht wendet sich Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 
4. Aufl., Tübingen und Leipzig 1901, Bd. I, S. 62 ff., gegen die Hereinziehung des 
Zweckmoments in die staatsphilosophi sehen Untersuchungen. Durchaus treffend sagt 
Laband (daselbst S. 63): «Der Zweck, welchem ein Rechtsinstitut dient, liegt jenseits 
seines Begriffes". 
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Die Universalität der intellektuellen Kultur offenbart sich 
in der allgemeinen Zugänglichmachung der Bildungselemente für 
jeden aus dem Volke. 

Die ökonomische Kultur ist heute demokratisch, und zwar 
einerseits infolge der vervollkommneten Technik, die den Massen- 
konsum ermöglicht; anderseits im Konsum selbst, sofern der Zuschnitt 
des sozialen Lebens für die Massen berechnet ist, Massenkonsum 
voraussetzt (bedingt), und zur Folge hat (Bücher; Reproduktionen 
von Kunstwerken; Eisenbahnen, Tram, Post etc.). Hand in Hand 
damit geht die Zunahme der Surrogate, der minderwertigen Er- 
zeugnisse für den ökonomischen und intellektuellen Konsum. 

Jede einzelne Kulturperiode ist nicht rationalistisch, sondern in 
letzter Linie durch einen Gefühlskomplex, durch irgendwelche 
Glaubensmomente bestimmt. (Man glaubt an Götter — Antike; oder 
an Gott — christliche Kultur; oder an die alleinseligmachende 
Kirche — Mittelalter; oder an die Göttin der Vernunft — Höhepunkt 
des Rationalismus: Rousseau, Voltaire, Enzyklopädisten; oder an die 
reine Vernunft — Kant, Fichte, Hegel; oder an die Naturwissen- 
schaften — Darwinismus; oder an die gefühlsmäßigen Erkenntnis- 
werte — (völker-)psychologi8che Erkenntnistheorie.) Erst auf diesem 
gefühlsmäßigen Grund baut sich der rationalistische Oberbau, der 
Vernunftpalast der Wissenschaft auf. 

V. Eine Mehrheit neuerer Staatstheorien ist in ihrer 
Fundamentierung von der Fixierung des Kausalbegriffs ab- 
hängig: 

1. Der französische Kommunist, Graf Saint-Simon, der mit 
dem Buche Nouveau Ghristianisme (1825) das Reich Christi auf Erden 
verkündete, hatte schon zuvor in der Parabole politique (erste 
Lieferung des Organisateur 1819/20) das Kausalproblem in seiner 
Anwendung auf gesellschaftliche Zustände gestreift. Darin mißt er 
die Wertung der Gesellschaftsglieder nach ihrer kausalen Bedeut- 
samkeit für die Gesellschaft. Diese kausale Bedeutsamkeit bestimmt 
Saint-Simon nach der Unentbehrlichkeit oder Unersetzbarkeit. 
Mit dem Ergebnisse: die geistigen Führer und arbeitsamen Menschen 
einer Nation sind für diese notwendig, die Besitzenden und der Adel 
bis hinauf zum königlichen Hof sind als Persönlichkeiten schlechthin 
ersetzbar. 

Die einzige politische Wirkung dieser Darlegung war jedoch, 
— daß sie den Autor vor die Assisen brachte. 

2. Nachhaltigere Bedeutung hat die Verwertung des Milieu- 
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Begriffes beim Comte, den dieser in der Biologie (Cours de philo- 
sophie positive, t. III.) fixiert und auf die Soziologie überträgt. 
Unter milieu versteht Comte „non seulement le fluide oü l'organisme 
est plongö, mais, en gönöral, l'ensemble total des circonstances ex- 
törieures, d'un genre quelconque, näcessaires ä l'existence de chaque 
organisme döterminö. Ä * 7 ) 

Hierdurch erscheint jedes Lebewesen, somit auch der Mensch 
in seinem Tun und Lassen, ausschließlich bedingt und bestimmt durch 
die Summe der Einwirkungen, denen er unterworfen ist. 

3. Durch die Lehre Comte's war die Ansicht von der Passivität 
des Menschen gegenüber den einwirkenden Umständen angebahnt. 
Diese Meinung wäre jedoch kaum zur herrschenden Lehre im letzten 
Viertel des 19. Jahrhunderts geworden, wenn sie nicht durch den 
Evolutionismus eine kräftige Stütze gefunden hätte. Die alte 
Heraklit'sche Lehre vom ewigen Flusse allen Geschehens ist durch 
die evolutionistischen Lehrgebäude des 19. Jahrhunderts zum Gemein- 
gut und Dogma der Wissenschaft geworden: durch die evolutio- 
nistische Geschichtsphilosophie Hegels; durch die evolutionistische 
Soziologie Spencers; durch den naturwissenschaftlichen Evolutionis- 
mus, begründet durch Lamarck, ausgebaut durch Darwin, in die 
breiten Massen getragen von Ernst Haeckel. 

4. Das Zusammentreffen all dieser Lehren hat die Wissen- 
schaft für die Philosophie Spinoza's empfänglich gemacht. Der 
deterministische Fatalismus, in den Spinoza's Philosophie 88 ) einmündet, 
hatte Spinoza der Möglichkeit beraubt, auf eigenem philosophischen 
Unterbau eine Staats- und Rechtsphilosophie zu schaffen. Denn wenn 
alles was geschieht, kraft fatalistischer Notwendigkeit erfolgt, hat 
jeder ein „summ um ius ad omnia quae potest". Und Unrecht ist 
„nihil, nisi quod nemo cupit et quod nemo potest*. 89 ) Die Rechts- 
philosophie konnte Spinoza auf solcher Basis nicht errichten; er mußte 
vielmehr die Zuflucht zu Hobbesischem Utilitarismus ergreifen. 80 ) 

Den Grundstock der Rechtsphilosophie Spinoza's haben nun neuer- 
dings der Soziologe Gumplowicz und der Soziologe und Sozial- 
philosoph Ratzenhofer wieder aufgenommen. Und zwar Gumplowicz 



a? ) Cours de phüosophie positive, t. III, p. 209. Vgl. dazu mein System Bd. II, 
S. 324—330. 

2S ) Ethica ordine geometrico demonstrata, 1677. Tractatus theologico-politicus, 
1670. Tractatus politicus, 1678 (Fragment; posthum veröffentlicht). 

* 9 ) Tractatus theologico-politicus cap. 16; Tractatus politicus cap. II §§4, 40 sqq. 

•°) Vgl. mein System Bd. II, S. 150—155. 
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unter konsequenter Festhaltung des Fatalismus; Ratzenhofer in einer 
der Stoa angenäherten naturphilosophischen Fassung. 81 ) 

Nach Gumplowicz 8 *) kommt der Einzelne für Staat und Recht 
nicht als Individuum, noch als Familienglied, sondern wesentlich nur 
als Bestandteil der sozialen Gruppe in Betracht, der er zugehört. 
«Das Tun und Lassen jedes Einzelnen ist nicht individuell-psycho- 
logisch, sondern sozial motiviert . . ., d. h. der Einzelne wird immer 
und in jeder Lage durch die Meinung seiner Umgebung zu seinen 
Handlungen bestimmt/ 88 ) Der Staat besteht wesentlich aus zwei 
sozialen, regelmäßig verschiedenen Rassen angehörigen Klassen, aus 
der siegreichen Herrscherklasse und aus der Klasse der unterjochten 
Beherrschten. 8 *) Die Soziologie ist „ein System von Bewegungen 
sozialer Gruppen, die eben solchen ewigen und unabänderlichen 
Gesetzen folgen, wie die Sonne und Planeten . . . Dabei sieht die 
Soziologie von allen Werturteilen ab * 86 ) 

Die spinozistische Kausalität führt Gumplowicz zum Fatalismus 
in der Staatsauffassung. Alles was überhaupt in der Welt geschieht, 

") Vornehmlich in seinem selbständigsten Werk: Positive Ethik, die Ver- 
wirklichung des Sittlich-Seinsollenden, Leipzig 1901. Ratzenhofer baut hier die Ethik 
soziologisch auf. Das Sittlich-Seinsollende erscheint nach Ratzenhofer als die Ober- 
einstimmung des ethischen Willensideals mit den «durch die Entwicklungskategorien 
der Urkraft" gekennzeichneten Entwicklungstendenzen der Natur. (Evolutionistischer 
Stoizismus). Vgl. dazu Bd. II meines Systems, S. 372— 378. Die Abhängigkeit der 
Ratzenhoferschen Philosophie von Fichte hat Ludwig Stein, Der soziale Optimismus, 
Jena 1905, S. 155—179, des Näheren dargelegt. Als Vorläufer der positiven Ethik 
erscheint Ratzenhof ers Buch: Der positive Monismus und das einheitliche Prinzip 
aller Erscheinungen, Leipzig 1899. Wesentlich auf dem von Gumplowicz beackerten 
Boden stehen die früheren Werke Ratzenhof ers: Wesen und Zweck der Politik, als 
Teil der Soziologie und Grundlage der Staatswissenschaften, 3 Bde., Leipzig 1893. 
Positive Philosophie des sozialen Lebens, Leipzig 1898. 

M ) Gumplowicz, Rasse und Staat, Wien 1875; Der Rassenkampf, Innsbruck 
1882; Grundriß der Soziologie, Wien 1885, 2. Aufl. Wien 1905; Allgemeines Staats- 
recht (2. Aufl. des Philosophischen Staatsrechts), Innsbruck 1897; Die soziologische 
Staatsidee, Graz 1892; Soziologie und Politik, Leipzig 1892; Geschichte der Staats- 
theorien, Innsbruck 1905. Vgl. dazu Bd. II meines Systems, S. 370—372. 

") Soziologie und Politik, S. 89; Die soziologische Staatsidee, S. 40, 56. Vgl. 
auch Gumplowicz, Geschichte der Staatetheorien, S. 455 -457, über das von Ratzen- 
hofer formulierte Gesetz der „gegenseitigen Abhängigkeit aller Dinge". 

") Allgemeines Staatsrecht, S. 110-136; Grundriß der Soziologie (in der 
1. Auflage, S. 115 f., 127- 135), 2. Aufl., S. 190 ff., 195; Geschichte der Staatstheorien, 
S. 485 f. Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 195: „Nie und nirgends sind Staaten 
anders entstanden, als durch Unterwerfung fremder Stämme seitens eines oder mehrerer 
verbfindeten und geeinigten Stämme". 

") Soziologie und Politik, S. 54. 
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erfolgt kraft kausaler Notwendigkeit; dies gilt in der sozialen Welt 
nicht minder, wie in der äußeren Natur. Der Staatsforscher kann 
nur konstatieren, nicht wägen, nicht ethisch urteilen, nicht postu- 
lieren; die erste und letzte Konstatierung lautet: Alles soziale Ge- 
schehen erfolgt mittels Klassenkampfes. 86 ) Dabei geht Gumplowicz 
von der Annahme aus, die in jedem Staate bestehenden zwei Klassen 
seien zugleich die Angehörigen zweier verschiedener Völker, der 
Siegerklasse und der Klasse der Unterjochten (Rassentheorie; beein- 
flußt durch die ethnologischen Forschungen des Grafen Gobineau). 
Wäre diese Ansicht treffend, so müßte jedes Glied der Herrscher- 
klasse als vollberechtigter Rechtsträger Geltung finden; die histo- 
rische Betrachtung lehrt aber, daß in ältesten Zeiten die Familien- 
glieder gegenüber dem Familienhaupte völlig rechtlos sind. Gumplowicz 
begeht weiter den Fehler, den Staatsbildungsprozeß und die Rechts- 
gestaltung im Staate aller Zeiten als wesentlich gleichartig zu be- 
trachten, als eine unendliche Kette von Kämpfen, als unerschöpfliches 
Ringen der verschiedenen Klassen im Staate gegeneinander und mit- 
einander. Auch diese Auffassung hält historisch nicht stich. Die 
geschichtliche Betrachtung erweist vielmehr die stete Milderung der 
starren Rechtsprinzipien durch das Auftauchen der — zunehmende 
Wirksamkeit findenden — sittlichen Idee, der Humanitätsidee, die 
den Klassenkampf mildert. Gleichwohl steckt in der Staatslehre 
Gumplowicz' ein höchst wichtiger Wahrheitskern. Das bedeutsame 
Verdienst Gumplowicz' ruht in der Aufdeckung der Wichtigkeit der 
Klassen im Staat und für den Auf- und Ausbau des Staates. 

Den soziologischen Standpunkt Gumplowicz'scher Richtung ver- 
tritt auch überwiegend v. Treitschke. Er sagt: 87 ) „Die Staaten sind 
nicht aus der Volkssouveränität hervorgegangen, sondern sie sind 
gegen den Willen des Volkes geschaffen; der Staat ist die sich 
selbst setzende Macht des stärkeren Stammes Auch im wei- 
teren Verlauf der Geschichte ist unter allen Gewalten, die wir kennen, 
der Krieg der mächtigste und tüchtigste Völkerbildner. Nur im 
Kriege wird ein Volk zum Volke, und die Erweiterung bestehender 
Staaten erfolgt in den meisten Fällen auf dem Wege der Eroberung, 
wenn auch nachher die Ergebnisse des Waffenkampfes durch Ver- 



*') Siehe insbesondere Gumplowicz, Geschichte der Staatstheorien S. 457—46? 
(Darstellung der diesbezüglichen Lehre aus Ratzenhof ers Politik.) Vgl. auch Gum- 
plowicz, Der Rassenkampf, S. 218 ff.; Allgemeines Staatsrecht, S. 44 ff. 

") Politik, I, Leipzig 1897, S. 118 f. 
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trag anerkannt werden können. Krieg und Eroberung also sind die 
wichtigsten Staatsbildner, aber nicht die einzigen " 

5. Wie Gumplowicz in dem Ringen der sozialen Gruppen den 
Inhalt allen staatlichen Lebens erblickt, so schon früher der Sozia* 
lismus (Marxismus) in dem Kampf der ökonomischen Klassen 
um die ökonomische Herrschaft und Behauptung. Der Marxismus 
findet eine vornehmlich theoretische Stütze in der (von Engels) 
als materialistische Geschichtsauffassung bezeichneten, vom 
Philosophen Feuerbach formulierten, von Karl Marx übernom- 
menen und ausgebauten Lehre, daß die ökonomischen Verhältnisse, 
insbesondere die Art der Produktion und des Besitzes (der Ein- 
kommensverteilung) ausschlaggebend für die Gesamtentwicklung über- 
haupt seien. 

Allein es ist unschwer zu sehen, daß hier willkürlich aus der 
Gesamtheit der die Entwicklung bedingenden Momente die ökono- 
mischen herausgegriffen werden, wie Gumplowicz einseitig die Zu- 
gehörigkeit zur sozialen Klasse als maßgebend ansieht, und Montes- 
quieu das Klima für die Verschiedenartigkeit der Rechtsgestaltung 
bei verschiedenen Völkern (die demnach zu verschiedenen Zeiten 
stets ein und dasselbe Recht haben müssten!) entscheidend erklärt hat. 

Richtig beobachtete Tatsachen werden bezüglich ihrer Bedeut- 
samkeit übertrieben, wodurch das gesamte Bild gefälscht wird. 

6. Die unter Verwertung eines einseitig oder irrtümlich for- 
mulierten Kausalbegriffes aufgebauten Staatstheorien lassen die rich- 
tige Erkenntnis über Wesen und Werden des Staates und im Staate 
nicht aufkommen. Wenn wir zur Klarheit gelangen wollen, dürfen 
wir nicht einseitig irgendwelche Entwicklungsbedingungen (z. B. die 
ökonomischen) herausgreifen, vielmehr müssen wir die gesamte 
Kulturentwicklung ins Auge fassen; dürfen wir uns nicht darauf 
beschränken, die Urzeiten staatlicher Bildung zu betrachten, und 
wenn wir dort ausschließlich Klassenkampf sehen, sagen: so ist es 
noch heute; der Staat war von je Klassenkampf und ist es geblieben. 
Vielmehr müssen wir die Stufen der Kulturentwicklung betrachten. 

Da zeigt sich denn eine stete Emanzipation der Menschheit. 
Das Tier steht mit geringer Selbständigkeit den Naturmächten gegen- 
über; die Menschheit hat sich zunehmend zu befreien getrachtet; zu 
befreien von jedem Druck der Außenwelt, von jeglicher Bedrückung 
seitens und in der staatlichen Welt. Staat und Recht, Sitte und 
Sittlichkeit sind Kraftpositionen, die der Menschheit das Fortschreiten 
auf ihrem Emanzipationsgange ermöglicht haben. Der Kultur- 

Berolzheiiner Philosophie des Staates. 2 
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mensch ist Herr und frei, der Naturmensch ist versklavt und 
allenthalben gebunden. 

Seit dem Mittelalter ergeben sich folgende Kulturstufen durch 
die Gestaltung der staatlichen Herrschaft: 

Der mittelalterliche Staat: Universalherrschaft der Kirche; 
Versklavung der Weltlichkeit. 

Absolutismus: Unbegrenzte Herrschaft der Monarchen; Ver- 
sklavung der Staatsangehörigen. 

Der Rechtsstaat (Manchesterstaat): Ökonomische Herrschaft 
des Bürgertums; Versklavung des Proletariats. 

Die sozialethische Gestaltung im Staat: Ökonomische 
Emanzipation der Arbeiterschaft; drohende Versklavung der oberen 
Stände. 

Der moderne Klassenstaat: Die in der Bildung begriffene 
Gestaltung der freien Wirtschaftsklassen; drohende neue weltliche 
Herrschaft der Kirche in Deutschland durch das Medium der Parla- 
mentspolitik. 

§ 2. Der Staat als autonome Rechtsherrschaft. 

I. Die Eigentümlichkeit der menschlichen Erkenntnismittel ist 
darin gelegen, daß die Menschheit die Erscheinungen, deren Wesen 
sie ergründen will, nur durch (rückbeziehende) Schlußbildung aus der 
Wirksamkeit der Erscheinungen zu beurteilen vermag. Wenn wir 
wissen, welche spezifische Wirksamkeit irgend ein Etwas entfaltet, 
haben wir den Schlüssel, um dieses Etwas selbst kritisch festzulegen 
und zu bestimmen. Und dies ist zugleich der einzige Weg, der den 
forschenden Geist zum Ziele bringen kann. Mit andern Worten: 
unser Erkenntnisvermögen, unsere Erkenntnisbestimmung ist wesent- 
lich funktionell. Die Funktion erschließt die Wesensart des 
funktionierenden (Erkenntnis-) Objekts. 

Wenn wir mit dieser — wie mir scheint unanfechtbaren — 
Forschungsmethode an die erkenntniskritische Festlegung des Staats- 
begriffs herantreten, müssen wir demnach fragen: Welches ist 
die spezifische, charakteristische Funktion des Staates? 
Oder: Welche Wirksamkeit ist gegeben, sobald der Staat gegeben 
ist, und entfällt zugleich, sobald der Staat hin weggedacht wird? 

Die Antwort lautet: Autonome Rechtsherrschaft. Das 
Wesen des Staates ist mithin gekennzeichnet durch drei Merkmale: 

1. Das Bestehen einer (wie einfach oder kompliziert immer 
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gestalteten) Rechtsordnung. Vor dem Staate gibt es wohl mehr 
und minder deutlich ausgeprägte Betätigungen dessen, was recht 
ist und was nicht recht ist, es existiert die Sitte, es bestehen ge- 
sellschaftliche Verhältnisse, aber es gibt kein Recht. 

2. Der Staat ist ferner Rechtsherrschaft. Rein tatsächliche 
Herrschafteverhältnisse existieren auch vor dem Staate und außer- 
halb des Staats; aber erst durch den Staat wird mit dem Recht 
die Rechtsherrschaft ermöglicht. Rechtliche Beziehungen, Rechts- 
ordnungen können nach Entstehung des Staates auch über den Staat 
hinausgreifend bestehen (internationales Privat- und Strafrecht, Völker- 
recht); aber Rechtsherrschaft besteht nur im Staat und infolge der 
Existenz des Staates. 

3. Mit der Entstehung des Staats und kraft des Staats erwachsen 
zahlreiche Rechtsherrschaftsverhältnisse jeder Art. Die subjektiven 
Rechte des Privat- wie jene des öffentlichen Rechts sind Rechts- 
herrschaftsverhältnisse; aber sie alle sind abgeleitet, unselbständig, 
bedingt, abhängig — von der Existenz des Staates. Das Rechts- 
herrschaftsverhältnis, das von keiner höheren irdischen Macht ab- 
hängt, mithin selbständig, unbedingt, unabhängig (autonom) ist, ist 
das Sondermerkmal des Staats. 1 ) 



*) Die von mir gewählte Fixierung des Wesens des Staates beanspracht keines- 
wegs als nen zu gelten. Vielmehr besteht eine Reihe verwandter Begriffsfeststel- 
langen. Trendelenburg, Naturrecht auf dem Grunde der Ethik, 2. Aufl., Leipzig 1868, 
S. 325 f.: «Wir fassen daher den Staat ... als das Ganze, das sich in besondern 
Kreisen gliedert and sich durch die höchste Gesetzgebung nach innen und durch die 
Selbständigkeit nach außen bezeichnet, sein Recht durch Macht schützend." Lasson, 
System der Rechtsphilosophie, S. 283: „Einen Staat nennt man diejenige mensch- 
liche Gemeinschaft, welche eine organisierte höchste Gewalt besitzt als die oberste 
Quelle alles Zwanges." A. Afiplter, Staat und Recht, in Hirths Annalen des 
Deutschen Reichs 1903, S. 64: „Durch die rechtliche Organisation entsteht ein Ver- 
band, ein geschlossenes Ganze, eine Einheit nach außen. Diese Einheit nennen wir 
Staat Mit dem Ausdrucke Staat umfassen wir also eine organisierte, vereinheitlichte 
Mehrheit von Menschen." 

Insbesondere kommt beeinflussend Schleiermacher in Betracht, nach welchem 
der Gegensatz von Obrigkeit und Untertan maßgebend ist. „Wo der ist, 
da ist Staat und umgekehrt." (Die Lehre vom Staat, S. 3.) Verwandt ist ferner 
meine Auffassung, der (namentlich früher) von Jellinek und der von Zorn vertretenen, 
Boferne diese das essentiale des Staates in der ausschließlichen Fähigkeit zu 
herrschen, in der herrschaftlichen Organisation erblicken. Jellinek, Gesetz 
und Verordnung, Freiburg i. 6. 1887, S. 190: „Das wesentliche Merkmal aller als 
Staaten zu bezeichnenden Gemeinwesen liegt in der einheitlichen Herrschaft, die sie 
Ober die ihnen Unterworfenen, durch ihre Organisation zur Volksgemeinschaft ver- 
bundenen Menschen ausüben. Herrschen heißt anbedingte Befehle erteilen, die ihren 
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II. Der Staat ist die autonome Rechtsherrschaft. Nur wo 

ein Staat ist, besteht autonome Rechtsherrschaft; nur wo 
autonome Rechtsherrschaft ist, besteht ein Staat. 

Alle übrigen Merkmale, die für das Wesen des Staates 
angegeben werden, sind entweder nur sekundär, oder nur 
accidentiell oder nicht charakteristisch oder unklare bildliche 
Bezeichnungen: 

1. Sekundär ist insbesondere das Volk als Bestandteil des 
Staates. 8 ) Wo autonome Rechtsherrschaft besteht, ist auch eine An- 
zahl menschlicher Herrschaftssubjekte und -objekte gegeben. Ihre 
Gesamtheit ist das Volk. Man kann das „Volk" nicht als Merkmal 
des Staatsbegriffs verwenden, denn ein Volk ist gerade umgekehrt 
der Menschenbestand eines Staats, setzt also einen Staat voraus. 

2. a) Accidentiell ist insbesondere das Land, oder die Seß- 
haftigkeit. Auch ein rechtlich organisierter Nomadenstaat ist 
Staat. Der israelitische Staat war mit der Festlegung der autonomen 
Rechtsherrschaft begründet, auch vor dem Landerwerb. Zur Zeit 
der Völkerwanderung gab es Staaten ohne Land und ohne Seßhaftig- 
keit. Land und Seßhaftigkeit sind Kriterien, die regelmäßig für den 
Staat zutreffen, aber nicht notwendig. 

b) Accidentiell sind ferner auch die Zweckhinzufügungen 

ei der Staatsbestimmung. Der Staat wird vielfach bezeichnet als 

die Vereinigung zum Zwecke der Vervollkommnung oder des 

Schutzes etc. etc. Allein die historischen Staatsgebilde weisen die 

mannigfaltigsten Zweckbetätigungep auf, sodafi jeder einzelne Zweck 

Grund und ihre Schranke nur in der freien Entschließung des Befehlenden finden.* 
S. 191: „Die Macht des unbedingten Gebietens hat nur der Staat. Nur er kann 
herrschen und alle Herrschaft im Staate kann nur von ihm ausgehen." Vgl. auch 
daselbst S. 217. Zorn, Neue Beiträge zur Lehre vom Bundesstaat, in Fürths Annalen 
des Deutschen Reichs 1884, S. 462, 465 ff. ; Zorn, Gesetz, Verordnung, Budget, Staats- 
vertrag, in Hirths Annalen des Deutschen Reichs 1889, S. 345. (Jellinek, Allgemeine 
Staatslehre, S. 161: „Als Rechtsbegriff ist der Staat die mit ursprünglicher Herrscher- 
macht ausgerüstete Körperschaft eines seßhaften Volkes.") 

Treffend betont v. Treitschke, Politik I, S. 50, daß mit dem Staat notwendig 
ein Unterschied von Obrigkeit und Untertan gegeben ist, „der niemals aufgehoben 
werden kann". (Siehe jedoch unten Note 2.) 

Verwandt, aber zu eng ist die Auffassung Ad. Wagners, der im Staat „ein 
reales Rechtsverhältnis zwischen dem Herrscher und dem Beherrschten" erblickt. 
Vgl. unten § 7. 

2 ) Daher irrig z. B. v. Treitschke, Politik I, S. 13: »Der Staat ist das als un- 
abhängige Macht rechtlich geeinte Volk. Unter Volk kurzweg verstehen wir eine 
Mehrheit auf die Dauer zusammenlebender Familien." Vgl. daselbst auch S. 49. 
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accidenticll, nicht essentiell erscheint. Zudem wird durch die Zweck- 
hinzufügung bei der Staatsdefinition die psychologisch unzu- 
treffende Vorstellung erzeugt, als sei der Staat die Vereinigung einer 
Vielheit von Menschen zur Realisierung irgend eines Zweckes, irgend 
welcher Absichten. Wir begegnen hier demnach einer Rückständigkeit 
aus den Zeiten der früheren Rechtsphilosophie (des Naturrechts), die 
den Staat aus dem Vertrage entstehen ließ. Da wird man denn un- 
mittelbar zum Zweck des staatlichen Begründungsaktes geführt. 
Aber mit der Ablehnung der Vertragstheorie sollten auch die Zweck- 
definitionen in Wegfall kommen. 

3. Nicht charakteristisch ist insbesondere die Bezeichnung 
des Staates als einer juristischen Person, oder als eines Orga- 
nismus, oder als einer Genossenschaft. Diese Benennungen sind 
treffend, aber unzureichend; denn sie geben nicht die Sonderart des 
Staates an. Auch eine Stiftung kann juristische Person sein; auch 
die Menschen und Tiere sind Organismen; auch die Gemeinde ist 
Genossenschaft (in diesem weiten Sinn des Genossenschaftsbegriffs). 

4. Ein unklares Bild lediglich wird gegeben, wenn man den 
Staat als hyperorganische Bildung, als Hyperorganismus (Spencer; 
Schäffle) bezeichnet. Was ist das? (Etwas, was einem Organismus 
verwandt ist, zugleich aber diesem gegenüber ein Plus enthält? 
Worin besteht dieses Plus, das vjteg?) 

III. Es erübrigt, den Begriff der Herrschaft näher zu fixieren. 
Herrschaft bedeutet stets ein Verhältnis von Über- und Unter- 
ordnung. 8 ) Die Formen der Herrschaft, Art und Maß der Über- 
und Unterordnung wechseln im Laufe der Geschichte (die Unterord- 
nung, die im anethischen Rechte allenthalben eine absolute ist, wird 
im ethisch versetzten Rechte stets eine mildere, beschränkte, be- 

') Auch Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, Berlin 1889, 
S. 174 — 189, der den Herrschaftsbegriff vom Standpunkte der psychologischen Staats- 
theorie ans analysiert, bringt das Ueber- und Unterordnungsverhftltnis als essentiale 
der Herrschaft treffend zum Ausdruck. Nach Laband (Das Staatsrecht des Deut- 
schen Reiches I, S. 64) ist das Specificum der (nur dem Staate, und jedem Staate 
zustehenden) Herrschaftsrechte darin begründet, daß Herrschen das Recht der Befehls- 
und Zwangsgewalt gegenüber freien Personen in sich schließt. Das scheint mir 
nicht richtig; denn «das Recht, freien Personen (und Vereinigungen von solchen) 
Handlungen, Unterlassungen und Leistungen, zu befehlen und sie zur Befolgung 
derselben zu zwingen" (Laband a. a. 0.) hat nicht nur der Staat als solcher, 
sondern jeder publizistische Verband und jedes Amt, die mit öffentlichen Zwangs- 
befugnissen ausgestattet sind: die Kommunalbehörden, die Gerichte, die Strafverfol- 
gungsbehörden, die Vollstreckungsorgane, die Rentämter, endlich die militärischen 
Vorgesetzten gegenüber der ihnen unterstellten Truppe. 
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grenzte, die Rechtssubjektivität des Untergeordneten respektierende); 
die Herrschaft selbst bleibt, was alle Herrschaft ihrer Natur nach 
ist, aristokratisch. 4 ) (Dies bestätigt auch die Etymologie: Herr- 
schaft, Herr führt auf Ä hehr", n der Vornehmere", 6 ) zurück; maiestas 
von maius; summum imperium von imperare etc.) 

Der Staat ist mithin ein Verhältnis der Über- und Unter- 
ordnung, und zwar durch das Medium des Rechts. 

Die staatliche Rechtsherrschaft ist autonom, d. h. von keiner 
höheren Macht abgeleitet, noch ableitbar. Dadurch scheidet sich 
der Staat von der bloßen Provinz oder dem Kommunal verband. 6 ) 

4 ) Bluntschli, Lehre vom modernen Staat, I. Teil, Allgemeine Staatslehre, 
6. Aufl., durchgesehen von E. Loening, Stuttgart 1886 (Der Staatsbegriff S. 14—68). 
S. 17 : „In allen Staaten tritt der Gegensatz zwischen Regierenden und Regierten, 
oder um uns eines alten, zuweilen mißverstandenen und auch wohl mißbrauchten Aus- 
druckes zu bedienen, der aber an und für sich weder gehässig noch unfrei ist, 
zwischen Obrigkeit und Untertanen, zwar in den mannigfaltigsten Formen, aber 
immerhin als notwendig hervor. Selbst in der ausgebildetsten Demokratie, in welcher 
dieser Gegensatz zu verschwinden scheint, ist derselbe dennoch vorhanden. Die Volks- 
gemeinde der athenischen Bürger war die Obrigkeit und die einzelnen Athener waren 
im Verhältnis zu jener Untertanen. * v. Treitschke, Politik I, über Obrigkeit und 
Untertanen, S. 138 f.; S. 139: „Wie alle bürgerliche Gesellschaft verschiedene Klassen 
des Vermögens und des sozialen Ranges enthält, so muß in jedem Staate vor- 
handen sein ein natürlicher Gegensatz von Regierenden und Regierten, es muß 
ein Oben und ein Unten geben. Die Gesamtheit derer, welche in rechtlichen Formen 
die Herrschaft ausüben, wird kurz mit dem Worte Obrigkeit bezeichnet, und ihr 
stehen alle Übrigen als Untertanen gegenüber. Es ist eine aus Frankreich herüber- 
genommene radikale Schrulle, wenn man in dem Worte: Untertan etwas Ehren- 
rühriges sieht und dafür Staatsbürger einsetzt Untertan und Staatsbürger sind zwei 
ganz und gar sich deckende Begriffe, nur daß in jenem mehr die Verpflichtung, in 
diesem mehr die Berechtigung betont wird. ... Da der Staat unter allen Umständen 
eine Regierung über Regierte ist, so ist in jedem Staate der Gegensatz von Regie- 
renden und Regierten gegeben. Der Staat allein ist souverän, ihm gegenüber sind 
alle Untertanen. . . .* 

Nach Gumplowicz ist Folge der Staatsgründung das Recht, und „ jedes 

Recht ist eine Ordnung der Ungleichheit*. Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., 
S. 198 f. 

*) Paul, Deutsches Wörterbuch, Halle a./S. 1896, S. 215 f. „Herr .... Ahd. 
herro aus heriro, Eomp. zu her = nhd. hehr. Es bedeutet also ursprünglich ,der Vor- 
nehmere'. 1. Zunächst war dies eine Bezeichnung, die der Abhängige demjenigen 
beilegte, dem er unterstellt war. Sie hat ältere Wörter für den Begriff ,Herr* allmäh- 
lich verdrängt Herrschaft = mhd. herschaft zu hehr . . ., stellt sich auch 

in der Bedeutung ganz zu Herr. Lu. braucht es im PI. auch in dem Sinn »obrig- 
keitliche Personen 1 . a 

6 ) Der Gegensatz zwischen Staat und Kommunalverband ruht nicht darin, 
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Diese Deutung ist aber nur eine formale, äußerliche, juristische, ) 
keine erschöpfende, philosophische, erkenntniskritische; sie ist eine ' 
Erklärung, aber keine Lösung. Die juristische Staatsdefinition ver- . 
wertet und muß verwerten den Begriff des Rechts, der selbst nur 
in Verbindung mit dem Staat fixiert werden kann. Denn Staat und ] 
Recht sind reziproke Erscheinungen, die sich gegenseitig bedingen. ] 

% 3. Der Staat als rechtsartiflzieller Grund-Kraftquell. 

Der Staat ist seinem innersten Wesen nach Kraftquelle. 
Eine Vielheit von Menschen, die staatlich vereinigt ist, weist gegen- 
über der nämlichen Menge von Menschen, die der Organisation im 
Staat und als Staat entbehrt, einen Mangel an Kraft auf. Es ist 
dies jene Kraft, die das Recht den rechtlich organisierten Staats- 
gliedern (in ihrer Totalität) gewährt. Und der Sitz, die Entstehungs- 
ursache dieser Kraft ist der Staat als Voraussetzung des Rechts. 
Die universalhistorische Entwicklung des Menschen und seiner tie- 
rischen Vorfahren erweist (soweit wir sie überblicken oder in ihrem 
biologischen Bestandteile prähistorisch erschließen können) ein fort- 
laufendes Bild des Verlustes an natürlicher Kraft und Wider- 



daß nur der Staat Herrschafterechte habe, der Kommunalverband nicht. Dieser von 
Laband (Das Staatsrecht des Deutschen Reichs I, S. 64) vertretenen Auffassung ist 
treffend entgegengehalten worden, daß auch Eommunalverbände Herrschaftsrechte 
haben. (So von Brie, Theorie der Staatenverbindungen, Stuttgart 1886, S. 10 ff.; 
Rosin, Souveränität, Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung in Hirths Annalen, 1883, 
S. 273 ff.) Die Labandsche Auffassung kommt aber der richtigen sehr nahe. Der 
Staat allein hat eigene Herrschaftsrechte, Herrschaftsrechte kraft eigenen, nicht auf 
höhere Gewalt ruckfuhrbaren Rechts. Treffend in diesem entscheidenden Punkte, 
Jellinek, Über Staatsfragmente, Heidelberg 1896, S. 12; Allgemeine Staatslehre, 
S. 386 ff. und 446 ff., der für den Staat eigene Herrschergewalt in Anspruch 
nimmt (aber inkonsequent, soferne er die Möglichkeit nichtsouveräner Staaten be- 
jaht; vgl. unten § 38). Brie, Theorie der Staatenverbindungen S. 10, 12 hebt nicht 
den entscheidenden Punkt hervor, wenn er den Staat als durch Allseitigkeit 
seiner Zwecke charakterisiert gegenüber dem nur auf Förderung kommunaler 
Interessen gerichteten Kommunalverband scheidet. Die Aufgabe der subsidiären För- 
derung aller vernünftigen Interessen der Staatemitglieder hat nur der Kulturstaat 
sich gestellt; nicht der Manchesterstaat (der nichts-als-Rechtsstaat), der sich auf 
Waffenschutz nach außen und Rechtsschutz nach innen beschränkt; nicht der mittel- 
alterliche Staat, der wichtige Kulturaufgaben (Schule) der Kirche überläßt; nicht der 
despotische Staat, dem der Monarch als Zentralpunkt des Staates erscheint. Ähn- 
lich wie Brie, G. Hamburger, Die staatsrechtlichen Besonderheiten der Stellung des 
Reichslandes Elsaß-Lothringen im Deutschen Reiche (Brie, Abhandlungen aus dem 
Staats- und Verwaltungsrecht, 5. Heft), Breslau 1901, S. 43 f.; daselbst S. 37-48 
Anführung und Würdigung fremder Ansichten. 
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Standsfähigkeit und des ausgleichenden Gewinnes an arti- 
fizieller Leistungsfähigkeit und Kraft. Die artifizieilen Kraft- 
quellen entstehen durch die menschlichen Verbände jeder Art und 
in diesen. Bis heute sind solche Kraftquellen vornehmlich durch die 
Medien der Sitte, des Rechts, der Sittlichkeit zur Wirksamkeit ge- 
langt. 1 ) Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, ist der Staat 
der rechts -artifizielle Grund-Kraftquell. Alle rechts-artifizielle 
Kraft, jegliche Rechtsmacht wurzeln im Staate als ihrem letzten 
Grunde. 

Recht ist aber (wie später darzulegen sein wird) nichts anderes, 
als die von einer unabhängigen Herrschaft begründete Ordnung. Da- 
her ist der Staat die Quelle einer geordneten Herrschaft. Diese 
Betrachtung des Staates als (rechts-artifizielle) Kraftquelle scheint 
nahe an die Machtheorien vom Staate anzuklingen. Allein dies ist 
nicht der Fall. Macht und Kraft sind verwandt, aber zwischen 
Macht und Kraft bestehen wesentliche unterschiede: 

1. Macht bezieht sich mit begrifflicher Notwendigkeit auf ein 
unterworfenes Objekt; die Kraft dagegen nicht. 

2. Macht und Recht können divergieren; die Macht kann 
des Rechts entbehren, das Recht der Macht. Kraft hingegen in- 
häriert wesentlich sowohl dem Rechte, wie der Macht. 

3. Kraft ist im Verhältnis zur Macht ein bloßer Bestand- 
teil der Macht, folglich etwas anderes, ein Minus gegenüber der 
Macht. 

4. Kraft ist andrerseits der umfassendere, der weitere Be- 
griff, soferne er auch anderen, als Machtverhältnissen (z. B. der 
Sittlichkeit, der Sitte, der gesellschaftlichen Ordnung, der körper- 
lichen Gesundheit) zukommt. Alle Kultur bedeutet Kraft, Er- 
höhung menschlicher Kraft durch Schaffung von Kraftpositionen für 
die Menschheit; die Rechtskultur erhöht die menschliche 
Kraft durch Bildung und Erhaltung geordneter Herrschaft. 

l ) Man darf den Staat nicht juristisch ins Auge fassen, um zu einer rechts- 
philosophischen Lösung zu kommen; denn damit stellt man sich ja in den Staat 
selbst hinein. Man muß vielmehr das gemeinsame Höhere suchen, in das der Staat 
mit hereinfallt (den Punkt des Archimedes). Dies ist aber die Gruppe der völker- 
psychologischen Gesamttatsachen (Sitte, Religion, Sprache etc.). Diese Auf- 
fassung vertreten die Soziologen (Gumplo wicz) ; ferner Wundt; ähnlich Jellinek, 
Köhler (das Recht als Kulturerscheinung). Aber alle diese heben nicht genügend 
die differentia specifica hervor, die Staat und Recht von Sprache, Sitte, Glauben etc., 
kurz von den anderen völkerpsychologischen Tatsachen abhebt. 
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§ 4. Die Lehren über die „Rechtfertigung" des Staates. 

1. Wie sind die staatliche Macht, der staatliche (Rechts-) 
Zwang, die staatliche (Rechts-)Herrschaft zu rechtfertigen? — Diese 
Fragestellung ist zwar die übliche, aber sie ist keine grundlegende. 
Sie enthält zwei stillschweigende Voraussetzungen: Staat und Rechts- 
zwang bedürfen einer Rechtfertigung; Staat und Rechtszwang können 
gerechtfertigt werden. Diese Voraussetzungen werden aber ver- 
einzelt geleugnet. Die Anarchisten verneinen die Möglichkeit einer 
Rechtfertigung des Staates ausdrücklich; daraus leiten sie das Po- 
stulat der Beseitigung von Staat und Recht ab. Die Machttheoretiker 
verzichten auf eine Rechtfertigung von Staat und Recht, erklären 
aber zugleich diese Rechtfertigung für überflüssig. Die Macht ver- 
tritt den Rechtstitel. 1 ) („Sei im Besitze, und du wohnst im Recht/) 
Dieser Auffassung verwandt ist die nicht seltene Begründung: Der 
Staat ist eine historische Tatsache. Ferner die inhaltlich ähnliche: 
Das Recht trägt seinen Rechtfertigungsgrund in sich, eben weil es 
formell Recht ist; die formelle Rechtsnatur ersetzt (deckt) die mate- 
rielle Rechtfertigung. 

2. Die Mehrzahl der Rechtsphilosophen hingegen sucht eine 
(philosophische) Rechtfertigung des Staates und des staatlichen Zwangs, 
des Rechts. Da ergeben sich denn zwei grundlegende Scheidungen: 
entweder wird der rechtfertigende Grund im Staat selbst erblickt, 
oder in den „ Zwecken a des Staates. Die erste Anschauung wird 
öfters in nicht sehr glücklicher Weise dahin umschrieben: Der Staat 
ist Selbstzweck; die zweite dahin: der Staat ist gerechtfertigt als 
Mittel zum Zweck. 

Der Staat erscheint namentlich nach naturrechtlichen Dok- 
trinen in sich gerechtfertigt; so als Vernunftprodukt im Rechts- 
staat (Kant); als Verwirklichung der sittlichen Idee (Hegel); als Re- 
alisierung der vernünftigen Idee (so das Naturrecht, namentlich seit 



') Vgl. z. B. Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, § 21: Der .Rechtsgrand" 
des Staates, S. 63—66; S. 63: „Wir erwähnten schon oben . . ., daß die Frage nach 
dem Rechtsgrund des Staates eine ganz müßige sei. Der Staat hat seine Entstehung 
vor keinem Rechtsforum zu rechtfertigen und es ist eine reine Spielerei, ihn vor ein 
solches zu zitieren." 

Diese Ansicht ist unzutreffend. Es handelt sich vielmehr um die innere 
(philosophische) Rechtfertigung des Staates; nicht vor dem Forum des positiven 
Rechts, sondern vor jenem der aber dem positiven Recht stehenden Gerechtig- 
keit (Rechtsidee). 
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Kant, im allgemeinen; von neueren Zöpfl, 8 ) Hermann Schulze 8 ) und 

Lasson. 4 ) 

Die Zwecklehre sagt: Der Staat ist um der Menschen willen 

da. Mit den Abspaltungen, daß maßgebend ist: 

a) der Nutzen ) 

i % ,. «. , , ., I entweder zugunsten der Einzelnen 

' [ oder zugunsten der .Gesellschaft", der Gesamtheit, 

c) die Wohlfahrt J 

Unter Verwerfung kausaler Lösungen tritt neuerdings Stammler 

für die (idealistisch-) teleologische Rechtfertigung des Staates ein. 5 ) 

§ 5. Der Staat ist gerechtfertigt als Kultlirnotwendigkeit. 

1. Das Problem in der üblichen Fassung der „Rechtfertigung" 
des Staates entbehrt nicht des naturrechtlichen Beigeschmacks. Die 
Fragestellung ist so gewählt, daß als vollbefriedigende Antwort 
eigentlich nicht eine außerrechtliche, sondern nur eine rechtliche gedacht 
ist. Es soll (wie Rousseau sich ausdrückt) die Legitimität des 
staatlichen Zwanges dargetan werden. Das bedeutet aber einen un- 
möglichen Zirkel. Man kann den Staat als die Urquelle des Rechts 
und das Recht als solches (d. h. als Institution, ohne Rücksicht auf 
den wie immer beschaffenen Rechtsinhalt) nicht rechtlich be- 
gründen, nicht „ rechtfertigen. Man kann Staat und Recht nur als 
unentbehrlich und unersetzbar erweisen. (Diesen Weg betritt Stammler; 
abzulehnen ist indes der teleologische Aufbau Stammlers.) Man 
muß fragen: Was würde der Welt fehlen, wenn Staat und Recht 
entfallen würden? In der Leistungsfähigkeit von Staat und Recht 



*) Grundsätze des allgemeinen und deutschen Staatsrechts, I. Teil, Heidelberg 
und Leipzig 1855, § 44, S. 73: „Der metaphysische Grund der Gültigkeit der 
Staatsgewalt ist ihre Vernünftigkeit; der historische Grund ihrer Geltung ist ihre 
Eigenschaft als Macht selbst/ 

') Einleitung in das Deutsche Staatsrecht, neue Ausgabe, Leipzig 1867, S. 138 
bis 156; S. 156: „Der Staat überhaupt erscheint gerechtfertigt durch seine ver- 
nünftige Idee, durch seinen Zweck, welcher der Willkür der Menschen entzogen 
und mit sittlich-rechtlicher Notwendigkeit gegeben ist." S. 152: „Der Staat ist an 
sich notwendig und vernünftig, dies ist sein Grund und seine Rechtfertigung/ 

4 ) System der Rechtsphilosophie, Berlin und Leipzig 1882, S. 293: „In seinem 
allgemeinen Wesen ist der Staat ein Spiegel der Vernunft des Universums und hat 
damit etwas Göttliches und Heiliges an sich." 

6 ) Die Gemeinschaft frei wollender Menschen erweist Stammler als 
das unbedingte Endziel des sozialen Lebens. Stammler, Wirtschaft und Recht, 
Leipzig 1896; Stammler, Die Lehre von dem richtigen Rechte, Berlin 1902. Vgl. 
dazu Bd. II meines Systems, S. 415— (439) 427. 
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liegt der Titel ihrer Existenzberechtigung. Dies führt zur Recht- 
fertigung des Staates und des Rechtes als Kulturnotwendigkeiten. 
Da wir die Kultur überhaupt bejahen, müssen wir Staat und Recht 
als notwendige Teilerscheinungen der Kultur anerkennen. 

Je höher die Glieder in der universellen Entwicklungskette 
steigen, desto mehr verlieren sie an natürlichen Fähigkeiten, in desto 
höherem Maße bedürfen sie des artifiziellen Ersatzes. Beim Natur- 
menschen herrscht das Trieb- und Gefühlsleben in einem Maße vor, 
daß der Naturmensch, gleich dem höher entwickelten Tiere, über- 
wiegend instinktmäßig verfährt. Im Laufe der Kulturentwicklung 
schwächen sich die gefühlsmäßigen Faktoren ab und bedürfen 
daher artifizieller Ersatzmittel. Diese Ersatzmittel erwachsen auf 
gefühlsmäßigem Grund, werden aber rationalistisch durch Ver- 
nunfterwägungen ausgebaut. Das bedeutsamste dieser Ersatzmittel 
sind Staat und Recht. Sie bieten als Kulturfaktoren Ersatz für 
die entschwundenen Fähigkeiten, sind kulturelle Kraftausgleichungs- 
mittel. Ihre Rechtfertigung gründet auf ihrer Notwendigkeit. Diese 
Notwendigkeit ist keine absolute — der Mensch könnte auch ohne 
Staat und Recht leben, wie er auch ohne Häuser, Werkzeuge, Kleider, 
Komfort leben könnte. Aber dann wäre er schlechter gestellt als 
das Tier, dessen natürliche Kraftinstinkte und Selbsterhaltungsmittel 
beim Menschen bis zu einem unzureichenden Grade abgeschwächt sind. 

Die Menschheit tritt uns in der Geschichte als Kulturmensch- 
heit oder im Werdeprozesse zur Kulturentfaltung entgegen. Kultur 
kann sich aber nur in geordneten Verhältnissen entfalten. Daher 
bedarf die Menschheit einer Ordnung, durch die Existenz und 
physisches und psychisches Gedeihen der Menschen garantiert 
werden. Diese Garantie erfolgt im Staat und durch das Recht. Nicht 
als ob das Recht und der Staat den Zweck hätten, den Schutz und 
die Sicherheit des menschlichen Lebens und der menschlichen Lebens- 
güter zu garantieren; aber Recht und Staat haben diese Wirkung. 

Staat und Recht sind Ordnungsprinzipien. 1 ) Und Ord- 
nung ist Kraft. Darin ruht die Bedeutung von Staat und Recht, 
darin wurzelt ihre (relative) Unentbehrlichkeit; daraus ergibt sich 
ihre „ Rechtfertigung*. 

Ob diese immanente Bedeutung von Staat und Recht der Mensch- 
heit immer deutlich ins Bewußtsein getreten ist, mag dahin gestellt 

') Vgl. die prägnante und bei aller Kürze erschöpfende Darstellung bei Rehm, 
Allgemeine Staatslehre (Marquardsens Handbuch des öffentlichen Rechtes der Gegen- 
wart, Einleitungsband, 2. Abt.), Freiburg i. B. 1899, S. 199. 
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bleiben. Daß die Menschheit einst rationalistisch mit deutlichem 
Zweckbewußtsein zur Staatsbildung und Rechtserzeugung geschritten 
sei, um die Gesamtkraft und die Kraftposition der einzelnen zu er* 
höhen, ist ganz und gar unwahrscheinlich; sind ja doch noch 
heute die allermeisten über jene Bedeutung von Staat und Recht 
völlig im Unklaren. Aber der Erfolg irgendwelchen Tuns ist nicht 
von dem abhängig, was der Handelnde sich als Willensziel ge- 
setzt hat 

2. Artifizielle Kraft ist jener Kraftzuwachs, der durch die 
Kultur der Menschheit zu teil wird. Die Artefakte, die als Kraft- 
träger in Betracht kommen, sind Recht, Sitte, Sittlichkeit, ferner 
aber auch Sprache, Religion, Kunst. Die geschichtliche Erfahrung 
erweist, daß diese artifiziellen Kraftfaktoren der Menschheit nur im 
Staate und zufolge der staatlich garantierten äußeren Ordnung zu 
teil werden. Somit erscheint der Staat als Urquell oder äußere Vor- 
bedingung für die Entfaltung der Kultur; die Kultur aber gewährt 
den Menschen artifiziellen Ersatz für die verlorenen oder ab- 
geschwächten natürlichen Kräfte, Instinkte und Fähigkeiten der 
höheren Tiere und der Naturmenschen. Darin liegt die Recht- 
fertigung des Staats. Einer weiteren Rechtfertigung bedarf der 
Staat nicht; eine anderweite haltbare Rechtfertigung läßt sich auch 
nicht finden. Aus dieser Rechtfertigung ergibt sich auch das Grund- 
postulat für alle staatliche Politik. Erhaltung, Entfaltung und 
Stärkung der im Staate vorhandenen Kräfte und Kraft- 
ansätze ist das wesentliche Ziel aller berechtigten Politik. 
Der Staat, der dies Ziel klar erkennt und mit richtigen, d. h. dem 
Ziele entgegenführenden Mitteln anstrebt, gelangt zur Geltung in der 
Völkergemeinschaft; der Staat, der das staatliche Grundziel verkennt 
oder mit Fehlmitteln verfolgt, kommt zurück. 

Die Geschichte lehrt, daß aller Despotismus, jede Versklavung 
des Staats und im Staate die staatlichen Kräfte lähmt. Die Ge- 
schichte erweist sich als ein fortgesetzter Emanzipationsprozeß, ge- 
richtet auf Abschüttlung jedes Sklavenjochs. Freiheit ist Kraft. 
Freiheit bedeutet aber nicht Willkür, sondern nur Befreiung von über- 
mäßigem Druck und von Willkürherrschaft. 

Ganz allgemein kann man sagen: Jede Kulturförderung er- 
höht die staatliche Kraft und die Kraft der Staatsglieder; 
jede Kulturhemmung schwächt den Staatsorganismus und seine Be- 
standteile. 



Zweites Kapitel. 

Entstehung der Urstaaten. 



§ 6. Die Willensakttheorien, insbesondere die Vertrags- und die 

Anerkennungstheorie. 

1. Die meisten Staatstheorien sind im letzten Grunde Willens- 
theorien, sofern sie einen wie immer gearteten Willensakt der sämt- 
lichen Staatsglieder oder eines Teils der Staatsgenossen als aus- 
schlaggebenden Faktor für die Entstehung des Staates erachten. 
Im engeren und eigentlichen Sinne kann man als Willenstheorien, 
oder genauer Willensakttheorien, jene bezeichnen, die den Staat 
durch einen Akt des bewußten Willens unmittelbar (mit einem 
Schlage) entstehen lassen. Die Willensakttheorie beherrscht als 
Vertragstheorie das ganze Naturrecht. Indem die Naturrechts- 
lehrer den Staatsbegründungsakt im Vertrag sahen, erschien ihnen 
als letzter, unmittelbarer Grund für die Staatsentstehung der auf 
die Staatsbildung gerichtete menschliche Wille. Diese letzte Eon- 
sequenz haben sie aber eigentümlicherweise niemals ausgesprochen; 
die Erkenntnis war bei ihnen nur unterbewußt vorhanden. 1 ) 

Der historische Fehler der naturrechtlichen Vertragstheorie 
ergibt sich daraus, daß die Staaten, soweit es sich um die Urent- 
stehung von Staaten handelt (und das ist ja im Grund das erklärende 
Problem) überhaupt nicht durch einen einheitlichen, mit Bewußtsein 
auf die Staatsgründung gerichteten Willensakt begründet worden 
sind. Die Vertrags- und verwandte Staatsbegründungstheorien begehen 
weiter einen höchst bedeutsamen völkerpsychologischen Irr- 



l ) Die Vertragstheorie sieht im Staat in erster Linie die Zwangsanstalt (Rousseau, 
Contrat social, livre I, chap. I: „L'homme est ne* libre et partout il est dans les 
fers . ."), betont das Moment des staatlichen Zwangs (dem die Menschen sich unter- 
worfen hätten) und erklärt diesen für gerechtfertigt durch den Willen der Staats- 
begründungssubjekte : Voluntarii coacti (coacti volentes; forces ayant voulu). 
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tum. Nach ihnen wäre der Staat das Ergebnis bewußten Zweck- 
willens (der eben auf die Staatsbegründung gerichtet gewesen sei). 
Tatsächlich lehrt aber das tägliche Leben und insbesondere auch die 
Betrachtung der Geschichte, daß der auf irgend ein konkretes Ziel 
gerichtete und in dieser Richtung betätigte menschliche Wille oft 
das erstrebte Ziel überhaupt nicht erreicht, oder aber (und dies ist 
vielleicht noch häufiger der Fall) zwar sein Ziel erreicht, aber damit 
wichtigste anderweite Nebenwirkungen herbeiführt, die entweder 
außerhalb der Berechnung des Strebenden lagen (disparate Neben- 
wirkungen; Streuungswirkungen) oder diesen direkt entgegengesetzt 
sind (konträre Reflexwirkungen). Daher können wir als ganz sicher 
annehmen, daß die ersten Errichtungen des Staates und die damit 
verknüpften ursprünglichen Etablierungen des Rechts historisch- 
psychologisch nicht bewußt- erstrebte waren, sondern aus einem 
anderweiten Zielwillen hervorgewachsen sind und dann einfach da 
waren und weiterhin bestehen blieben. 

Der logische Fehler des Naturrechts besteht in dem Versuch, 
das Staatsentstehungsproblem auf rechtlichem Wege, durch Ver- 
wendung eines dem Rechtsleben an gehörigen Begriffs — eben des 
Vertrags — lösen zu wollen. Die Entstehung von Staat und Recht 
kann nicht durch einen Akt gedeutet oder »gerechtfertigt" werden, 
der selbst die Schaffung und Wirksamkeit der Rechtsordnung bereits 
zur Voraussetzung hat. 

2. Die Vertragetheorie bezeichnet als formellen Grund der 
Staatsbildung den auf die Staatsbegründung gerichteten Vertrag (sei 
es einen Vertrag, der unmittelbar zur Staatsrichtung führe; seien 
es zwei Verträge, den Gesellschafts- und den Unterwerfungsver- 
trag). Neben diesem formellen Grund bedarf sie aber stets einer 
materiellen Begründung, der Angabe jener Gründe nämlich, die 
die isolierte Menschheit zum Zusammenschluß führten. Diese mate- 
rielle Begründung wird meist der Natur des Menschen entnommen, 
sei es seiner geselligen Natur (Aristoteles: £ä>ov 7ioXixixov, Grotius: 
appetitus socialis), sei es einzelnen menschlichen Trieben, sei es der 
vernünftigen Natur des Menschen, der Vernunft, die namentlich 
gegen Ende der naturrechtlichen Epoche als ausschlaggebend er- 
scheint, sodaß hier der Vertrag lediglich als konstruktives Hilfsmittel 
gobraucht wird (Rousseau, Kant, Fichte, Hegel). 2 ) Aus der Natur 

*) Auf dem Boden der historischen Schule, unter Verwerfung der Vertrags- 
theorie, leitet y. Treitschke Politik I, 8. 18 ff., 18—23, die Staatebildung ans dem 
Staatsbildungstrieb, aus der dem Menschen angeborenen politischen Fähigkeit ab. 
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des Menschen kann man aber (wie Stammler treffend betont) besten- 
falls die Vergesellschaftung ableiten, aber keineswegs den Staat 
mit seinem Recht und dem Rechtszwang. 8 ) Die Betrachtung der 
ältesten Staatsgebilde und der darin zutage tretenden rechtlichen 
Ordnung erweist aber die „aus der Natur des Menschen * aufbauende 
Naturrechtslehre nicht nur als unzureichend, sondern als direkt 
historisch falsch. Denn in alten Zeiten staatlicher Gestaltung 
sind nie „die Menschen* in einem Staate als Rechtsträger ver- 
einigt, vielmehr ist regelmäßig neben der herrschenden Klasse eine 
große Gruppe rechtloser Menschenelemente vorhanden; nicht nur 
(wie die Soziologen richtig, aber einseitig hervorheben) die unter- 
jochte Klasse, sondern auch die Gewaltunterworfenen innerhalb der 
Familie (so sind im altrömischen Recht die der Familiengewalt des 
Hausvaters unterstehenden Familienglieder durchaus rechtlos). Der 
Mensch ist als Rechtssubjekt dem alten Recht fremd. Das alte 
Recht kennt nur Rechtsträger (persona im technischen Sinne); 4 ) die 
Rechtsträger bilden aus der Gesamtheit der im Staate vorhandenen 
Menschen stets nur einen relativ kleinen Ausschnitt. Die Idee des 
Menschen als berechtigten Subjekts ist nur in mählichem Werden und 
Wachsen als sittliche Idee entstanden und ist im Recht erst in der 
späten Periode sittlich-rechtlicher Synthese zur Anerkennung gelangt. 
3. Von neueren Theorien, die den Staatsbildungsprozeß als einen 
Akt des bewußten Willens betrachten, ist die Anerkennungstheorie 
hervorzuheben. Sie geht davon aus, daß der Staat an die Ent- 
stehung des Rechts geknüpft sei. Und das Recht wird als durch 
Anerkennung entstanden gedacht. Dabei sind zwei Ableitungen 
möglich. Entweder man geht von der imperativen Auffassung des 
Rechts als der befehlenden Rechtsnorm (Binding'sche Normentheorie) 
aus. Dann erscheint der Anerkennungstheorie „als der konstituierende 
Moment des Rechts, speziell des staatlichen Rechts . . ., nichts 

Ähnlich schon Dahn, ans dem Rechts- und Nationaltrieb. (Ober Wesen und Werden 
des Rechts, in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. II und III, § 10; 
Zur Rechtsphilosophie, in der kritischen Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft, Bd. 12, S. 383 f.). 

*) „Die gesellige Natur des Menschen" erklärt doch höchstens die Gruppen- 
bildung, und zwar auch hier nur die Bildung kleiner und kleinster Gruppen. Darüber 
hinaus aber versagt sie als Erklärungsprinzip vollständig. Oder soll die Vereinigung 
von fast 60 Millionen Deutscher in einem Reiche ihren Grund in der „geselligen 
Natur 11 der Geeinten haben?! 

4 )Vgl. Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, München 1908, S. 104—113; 
System der Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Bd. II, S. 99—101. 
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anderes, als die Anerkennung der Genossen als Norm ihres Zu- 
sammenlebens. 11 Diesen Weg hat Bierling eingeschlagen. 6 ) Hie- 
gegen ist einzuwenden, daß die Erfassung des Rechts als Norm, als 
verbindlicher Imperativ eine einseitige ist, die dem Charakter des 
Rechts nicht erschöpfend Rechnung trägt. Das Recht ist nicht nur 
Grenzordnung, sondern in erster Linie Ermächtigungsordnung; das 
Recht schafft primär, grundlegend, ausschlaggebend, nicht Pflichten, 
sondern subjektive Rechte und Ansprüche. 6 ) 

Von der Ermächtigungsnatur des Rechtes nimmt die von mir 
in einer früheren Schrift skizzierte Anerkennungstheorie den Aus- 
gang. 7 ) Ich habe aus Erscheinungen des altrömischen Rechts, die 



*) Znr Kritik der juristischen Grundbegriffe, 2 Bde., Gotha 1877, 1883; Juri- 
stische Prinzipienlehre, 2 Bde., Freiburg i. B., Leipzig (und Tübingen) 1894, 1898. 
Vgl. insbesondere Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe 1, S. 3, 66, 92, 121, 134 f. ; 
II, S. 8, 38, 351—364; Juristische Prinzipienlehre I, S. 19, II, S. 103—116. 

Rechtsanerkennung ist „eine Anerkennung von Normen als Gemeinschafts- 
normen (zur Regelung des Zusammenlebens) und zwar von Genossen gegenüber Ge- 
nossen (als Anspruch und Pflicht)/ Zur Kritik der Jurist. Grundbegriffe, II, S. 33. 
Recht ist .alles, was Menschen, die in irgendwelcher Gemeinschaft miteinander 
leben, als Norm und Regel dieses Zusammenlebens wechselseitig anerkennen*. 
Jurist. Prinzipienlehre, I, S. 19. „Nach alledem können auch Staatsgesetze nur ver- 
pflichtende Kraft haben, weil und soweit sie als bindende Gemeinschaftsnormen an- 
erkannt sind von den Staatsgenossen. Und eine allgemeine Verpflichtung den Staats- 
gesetzen schlechtweg gegenüber kann nur bestehen, weil und soweit eine allgemeine 
Norm anerkannt ist, daß Staatsgesetze binden sollen, oder mit anderen Worten, eine 
Norm unter welche schlechtweg jedes ,Staatsgesetz' subordiniert oder doch sub- 
sumiert erscheint." Zur Kritik der Jurist. Grundbegriffe I, S. 13S. 

Bekker, Über den Rechtsbegriff, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissen- 
schaft, Bd. I, 1878, S. 95— 116, tritt Bierling im wesentlichen bei und definiert (a. a.O. 
S. 103): „Anerkennung 1 ohne weiteren Zusatz, ist nur ein stetiges ununter- 
brochenes habituelles Respektieren, sich Gebunden- oder Unterworfen-Pühlen 
in Beziehung auf einen gewissen Gegenstand, insbesondere auf gewisse Grundsätze. 
Speziell »rechtliche Anerkennung' aber, oder , Anerkennung als Recht 4 ist nur 
das dauernde Anerkennen von Grundsätzen innerhalb eines gewissen Kreises, einer 
gewissen Mehrheit zusammenlebender Personen, als Norm und Regel dieses Zusammen- 
lebens/ Vgl. ferner über Bierling: Schuppe, Die Methoden der Rechtsphilosophie, 
in der Zeitschrift für vergleichende Rechtewissenschaft, Bd. V, 1883, S. 269-274. 
Siehe auch Bd. II meines Systems, S. 400—402. Schuppe erscheint die Bierlingsche 
Anerkennungstheorie ergänzungsbedürftig durch die Analyse des „Sollens" (a. a. O. 
S. 270). 

6 ) Vgl. meine Ausführungen gegen die Normentheorie in Bd. II meines Systems, 
S. 398 f., 402 f. und die dort gegebenen Literaturnachweise. 

7 ) Rechtsphilosophische Studien, S. 16—26; S. 26: „Anerkennung seitens der 
maßgebenden Faktoren (urrechtshistorisch : seitens des Gleichenkreises) ist die einzige, 
grundlegende originäre Rechtsquelle sowohl des objektiven Rechts, wie der subjek- 
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als Voraussetzung der Gültigkeit von Rechtsakten die Zuziehung von 
Solennitätszeugen heischen, den Rückschluß versucht, daß zum Er- 
werb von Rechten und zur Konstituierung von objektivem Recht 
die Anerkennung der Rechtsgenossen maßgebend erschien. So zwar, 
daß zuvor als tatsächliche bestandene Herrschaft (publizistische oder 
private) durch Anerkennung in Rechtsherrschaft sich gewandelt habe. 

Als eine der völkerrechtlichen Rechtsquellen hat (anschließend 
an Bierling) v. Holtzendorff die Anerkennung bestehender ge- 
schichtlicher Machtzustände seitens der Völkerrechtssubjekte 
angeführt. 8 ) 

4. Die Anerkennungstheorie vermeidet den Fehler des Natur- 
rechts, einen Begriff, der die Staats- und Rechtsbildung voraussetzt, 
nämlich den Vertrag, zum Aufbau des Rechts und des Staats zu 
verwenden. Der Begriff der Anerkennung ist sowohl als innerrecht- 
licher, wie auch als außer- und vorrechtlicher gegeben. Man hält 
der Anerkennungslehre entgegen, sie sei zu allgemein, zu unbestimmt. 
Gerade dieser Einwand dürfte nicht berechtigt sein. Denn An- 
erkennung ist jede wie immer geartete Willensäußerung, durch 
die das Einverständnis mit etwas (dem Anerkannten) irgendwie 
zum Ausdruck gebracht wird. Eben die im Worte „Anerkennung" 
liegende Freiheit der Art und Weise, diesen Willen zu dokumen- 
tieren, ist ein Vorzug der Anerkennungslehre. 

Der Fehler der Anerkennungstheorie liegt an anderer Stelle. 
Sie ist richtig, aber nicht erschöpfend. Die Anerkennung kommt 
rechtlich nicht als solche in Betracht, 9 ) sondern nur als Mittel für 
fremde Herrschaftsbehauptung. Die rechts- und rechtebegründende 
Tatsache geht immer vom Herrschaftssubjekt aus, während für 
die Anerkennung der Schwerpunkt im Willen des oder der Nicht- 
berechtigten (der passiv Beteiligten, oder — wie bei der völkerrecht- 
lichen Anerkennung einer Herrschafts- oder Machtposition — der 
Dritten, am Rechtserwerb nicht direkt Beteiligten) liegt. 

tiven Berechtigungen. Durch die Anerkennung der hiezu Berufenen wird aus tat- 
sächlichen Herrschaftsverh&ltnissen Recht, aus Macht Rechtsmacht; die Herrschaft, 
welche als die rechte anerkannt ist, wird eben dadurch Rechtsmacht. (Rechts- 
macht- oder Anerkennungstheorie).* 

In meinen Rechtsphilosophischen Studien habe ich Bierling nicht erwähnt; 
diesen — mit Recht von der Kritik beanstandeten — Fehler war ich seither gut- 
zumachen bemüht. 

») Handbuch des Völkerrechts, I, Berlin 1885, S. 86-91. Siehe auch unten § 74. 

•) Ausgenommen bei der Bildung des Völkerrechts, sofern dieses der herr- 
schaftlichen Natur entbehrt, staatsloses Recht ist. Vgl. unten § 74. 
Berolzheimer, Philosophie des Staaten. 3 
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Nicht die Anerkennung wirkt das neue Recht, sondern die 
Herrschaftsbehauptung macht aus der neuen Tatsache die Rechts- 
tatsache, aus dem rein tatsächlichen Zustand einen Rechtszustand; 
und dafür ist die Anerkennung bloßes Medium. Deshalb ist es auch 
rechtlich belanglos, ob die Anerkennung eine freiwillige oder eine 
erzwungene ist. Zugleich ist die Anerkennung, wie bemerkt, nur 
eines der möglichen Mittel der Herrschaftsbehauptung, aber kein 
notwendiges. Durch verweigerte Anerkennung allein büßt die Herr- 
schaftsbehauptung von ihren Rechtswirkungen nichts ein. 

5. Jellinek führt das Dasein des Staates auf den eigenen 
Willen des Staates zurück. 10 ) 

Diese Auffassung bedarf aber der weiteren Erklärung nämlich 
dahin: wie offenbart der Staat den Willen, staatliche Existenz zu 
haben? Die Antwort kann auch hier nur lauten: durch Herrschafts- 
behauptung. 11 ) 

§ 7. Die Rechtstheorien (Der Staat als Rechtsverhältnis). 
Religiöse Theorien. Die Machttheorien. 

I. I. 1 ) Als Rechtstheorien pflegt man jene Staatstheorien zu 
bezeichnen, „welche den Staat auf einen Satz der Rechtsordnung 
stützen, ihn selbst also als Produkt des Rechts ansehen/ 2 ) Nach 
dieser weiten Formulierung fällt auch die Vertragstheorie unter die 
Rechtstheorien. 8 ) Dem gegenüber scheint mir eine Einschränkung 
geboten. Denn die Vertragstheorie hat in ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung seit Rousseau, namentlich durch Kant-Fichte-Hegel zu- 
nehmend eine Wandlung dahin erfahren, daß man den Vertrag 
nicht als das wesentliche Moment der Staatsbegründung ansah, son- 
dern nur als das äußere Medium, während die Aktion, die Betätigung 
des bewußten Willens als das Ausschlaggebende erschien. Des- 
halb zähle ich die Vertragstheorie zu den Willensakttheorien, während 



10 ) Allgemeine Staatslehre, Berlin 1900, S. 246: „Der Staat ist . . . zunächst eine 
historisch-soziale Bildung, an welche das Recht sich erst anschließt, die es aber nicht 

zu schaffen vermag, sondern die vielmehr die Grundlage seines Daseins ist 

Aus diesem Grund kann das Dasein eines Staates rechtlich nur auf seinem eigenen 
Willen beruhen/ Vgl. auch unten § 9 Ziff. I, 2. 

n ) Vgl. weiterhin unter § 9 über die psychologische Staatsauffassung. 

1 ) Über die Rechtstheorien vgl. insbesondere Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 
S. 174-193. 

2 ) Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 174 f. 

') die denn auch Jellinek in diesem Zusammenhange zur Darstellung bringt 
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als Rechtstheorien jene verbleiben, die den Staat nach Art eines 
zivilistischen Rechtsverhältnisses auffassen, durch Übertragung, 
analoge Anwendung eines dem Zivilrecht angehörigen Rechtsverhält- 
nisses erklären. 

Von älteren Theorien kommen hier die Patriarch al- und die 
Patrimonialtheorie in Betracht; im Naturrecht findet sich vor- 
nehmlich die Sozietätstheorie; von neueren Lehren ist die Ge- 
nossenschaftstheorie bedeutsam. 

2. a) Hauptvertreter der Patriarchaltheorie sind der Holländer 
Graswinckel und der englische Lord Robert Filmer. 

Graswinckel 4 ) führt aus (gegen Jesuiten-Tyrannomachen polemi- 
sierend): Die Souveränität (ius majestatis) stammt von Gott; 5 ) sie 
gebührt nicht dem Volk. 6 ) Der Staat ist vielmehr ein Analogon zur 
Familie; durch Vermehrung der Familien und ihre Ausbreitung bis 
zur Besiedelung eines großen Landstrichs ist aus der Familie der 
Staat in natürlichem Werden herausgewachsen. „Ratione patris 
familias" steht der Herrscher über den Untertanen des Staats als 
natürlicher Schützer und Erhalter. 7 ) 

Weiterhin kommt hier Sir Robert Filmer 8 ) in Betracht. Der 
Lehre Filmers, die ein theoretisches Fundament für den Absolutis- 
mus bilden sollte, ist namentlich Algernon Sidney in seinen Dis- 
courses concerning government 9 ) entgegengetreten. 

Auch bei Hobbes 10 ) und bei Haller 11 ) werden Anklänge an die 
Patriarchaltheorie gefunden. 11 ) Aber für Hobbes ist ausschlaggeben- 



4 ) De iure majestatis, Hagae comitiß 1642. 

*) De iure majestatis, cap. 1. 

•) De iure majestatis, cap. 2. 

7 ) De iure majestatis, cap. 3. 

*) Patriarcha or the Natural Power of the Kings. Siehe dazu Jellinek, All- 
gemeine Staatslehre, S. 175 und daselbst Note 1. Das Buch war mir im Originale 
nicht zugänglich. 

9 ) Das Buch ist in London 1698 erschienen; Sidney war bereits 1683 hinge- 
richtet worden. 

Der Bekämpfung der Patriarchaltheorie dienen vornehmlich chap. I, sect. 7, 9, 
11 sqq., 20; chap. III, sect. 1 sqq. Sidney vertritt auf naturrechtlichem Boden die 
Lehre von der Volkssouveränit&t. Vgl. unten § 88, Note 3. Über die Bedeutung Sid- 
neys s. Liepmann, Die Rechtsphilosophie des Jean- Jacques Rousseau, Berlin 1898, 
S. 50—56. 

") De cive IX, 10; Leviathan XX. 

") Restauration der Staatswissenschaften, I, S. 515. 

") So Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 176, dem ich überhaupt bei dieser 
Darstellung folge. 

3* 
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der Staatsbegründungsakt der Vertrag; Haller ist wesentlich Macht- 
theoretiker und Vertreter der Patrimonialtheorie. 

b) Die Patriarchaltheorie faßt in durchaus fehlerhafter Weise 
den Staat als erweiterte Familie auf. Das Wesen des Staats ist 
Herrschaft; der Staat ist nicht ein bloßes Konglomerat von Familien. 
Er stellt den Familien gegenüber nicht nur ein einfaches amplius 
dar, sondern er ist etwas von der Familie wesentlich Verschiedenes. 
Die Familie ist zwar eine Unterposition der staatlichen Kraftkon- 
zentration; aber die staatliche Kraftkonzentration erwächst nicht nur 
aus den Familien. 

3. Wie die Patriarchaltheorie aus der staatlichen Gesamtkraft- 
position einseitig die Familie heraushebt, so die Patrimonialtheorie 
das Eigentum. 

Doch tritt die Patrimonialtheorie regelmäßig nicht in voller 
Schärfe als solche zutage, vielmehr vorwiegend in der Formulierung, 
der Staat sei um der Behauptung des Eigentums willen ge- 
bildet worden. 18 ) 

Die patrimoniale Staatsauffassung findet sich als positive, den 
Staat patrimonial begründende und rechtfertigende, ferner als nega- 
tive, kritische, den Staat aus dem patrimonialen Gesichtspunkte 
bekämpfende. 

In der nachmittelalterlichen Doktrin erscheint der Territorial- 
besitz vielfach als sachliche Grundlage, als Substrat der Landes- 
hoheit. 

Der letzte namhafte Vertreter der (positiven) patrimonialen 
Rechtfertigungstheorie ist der Machttheoretiker L. v. Haller. 14 ). 

Kritisch bekämpft wird der Staat wegen seiner „ kapitalistischen", 
(angeblich) dem ausschließlichen Interesse des Kapitalismus dienst- 
baren Natur von den Kommunisten, Anarchisten und Sozialisten 
sowie von dem Antikapitalisten Loria. 

Die Patrimonialtheorie setzt, ebenso wie die Patriarchaltheorie 
eine pars pro toto, und kommt von dieser irrigen Grundlage zu un- 
haltbaren Ergebnissen. 

4. Der naturrechtlichen Doktrin mußte, da sie die Vereinigung 
zum Staate durch Vertrag verkündete, die Sozietätsnatur desStaates 



") Cicero, De officiis II, 21, 73: „Hanc enim ob causam maxime, ut soa tene- 
rentur, res publicae civitatesque constitutae sunt. Nam etsi duce natura congre- 
gabantur homines, tarnen spe custodiae rerum suarum urbium praesidia quaerebank* 

14 j Handbuch der allgemeinen Staatenkunde, Winterthur 1808, S. 53 ff. 
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als besonders naheliegende Erklärungsform gelten. Die Auffassung 
hat insbesondere Chr. v. Wolff entwickelt. 16 ) 16 ). 

5. Eine ganz allgemeine Rechtstheorie vertritt Ad. Wagner. 
Nach Wagner ist der Staat ein reales Rechtsverhältnis zwischen 
dem Herrscher und dem Beherrschten. Staat und Recht sind in 
ihrem Werden und Bestehen wechselseitig bedingt. 17 ) 

Diese Auffassung ist nicht direkt irrig, aber als durchaus zu 
eng gefaßt abzuweisen. Der Staat ist in seinem Wesen und Werden 
nicht erschöpfend dadurch charakterisiert, daß Beziehungen zwischen 
Herrscher und Beherrschten geschaffen und festgelegt werden. Der 
Staat besteht auch nach außen; das Charakteristikum des Staats 
nach außen ist seine Autonomie, seine Selbstherrlichkeit. Des wei- 
teren ist die Fassung „ Rechtsverhältnis * zu allgemein; ein Rechts- 
verhältnis ist z. B. auch die Gesellschaft. Das wesentliche Moment 
aber, das den Staat bildet, ist di6 Rechtsherrschaft, die Herrschaft 
auf Grund des Rechts und durch das Mittel des Rechts. Endlich 
ist der Staat nicht nur ein Rechtsverhältnis, sondern darüber hinaus 
noch etwas Wirkliches, eine Realität, eine gewaltige Machtposition. 
(Dies bringt Wagner durch das Wort „reales* Rechtsverhältnis nicht 

lft ) „Societas eo fine (seil, zur Erlangung der persönlichen Sicherheit durch 
den Rechtsschutz) contraeta Givitas appellatur.* (Institutiones iuris naturae et 
gentium § 972.) „Civitatis ordinatio Respublica dicitur. ..." (Inst. § 973.) Vgl. dazu 
Inst § 836. 

") Angesichts der privatrechtlichen Analogien der Staatsauf fassungen wird 
man unwillkürlich an ein Wort Diderot's erinnert: „Les plus manvais politiques 
sont communement les jurisconsultes, parce qu'ils sont toujours tentes de rapporter 
les affaires publiques a la routräe des affaires privees." (Principes de politique des 
souverains CCXXIII.) 

") Art. «Staat", im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. VI, S. 917. 
„Der Staat ist weder ein rein tatsächliches Verhältnis, noch ist er ein Lebewesen, 
ein Organismus, wie der Mensch, noch ist er eine vom Recht geschaffene Person, 
die ihr Dasein nur in der Vorstellung hätte, sondern er ist ein reales Rechts- 
verhältnis zwischen dem Herrscher und dem Beherrschten. Ein Rechtsverhältnis 
aber ist eine durch Rechtsnormen geordnete Beziehung von Menschen zu Menschen, 
zwischen Berechtigten und Verpflichteten des Inhalts, daß der Berechtigte einen An- 
spruch darauf hat, daß der Verpflichtete ein von dem Rechte anerkanntes Lebens- 
interesse (ein Rechtsgut im weiteren Sinne), das nicht immer ein persönliches Interesse 
des Berechtigten zu sein braucht, durch sein Verhalten fördere oder nicht beein- 
trächtige. Infolgedessen ist der Verpflichtete dadurch in seiner Willensbetätigung 

rechtlich gebunden Ist der Staat ein Rechtsverhältnis, so setzt er den 

Begriff des Rechts voraus. Aber Staat und Recht sind Wechselbegriffe. Auch das 
Recht setzt den Staat (im weiteren Sinne einer staatlichen Verbindung) voraus, . . . ." 
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zum Ausdruck; denn jedes Rechtsverhältnis ist real, andernfalls ist 
es eben überhaupt kein Rechtsverhältnis.) 

6. Während die älteren Rechtstheorien im Grunde nur noch 
historisches Interesse beanspruchen können und die von Ad. Wagner 
neuerdings aufgestellte allgemeine Rechtstheorie eben wegen ihrer 
vagen Allgemeinheit kaum eine größere Gefolgschaft gewinnen dürfte, 
ist heute die von Gierke ausgebaute Genossenschaftstheorie 
(mehr oder minder modifiziert) wohl die herrschende Staatsauffassung. 
Man kann die Gierkesche Lehre als soziologische Rechtstheorie 
bezeichnen. 

Das wesentliche Verdienst der Genossenschaftstheorie beruht 
darin, daß diese (über die bloße Rechtstheorie hinausgreifend) zugleich 
ernstlich die Realität des Staats zum Ausdruck bringt. Durch 
die Genossenschaftstheorie wird festgestellt, daß der Staat nicht 
ein bloßes Aggregat aus Land und Leuten, aus Territorium und 
Volk bildet, sondern Persönlichkeit, Realität, Existenz als Staat be- 
sitzt. i fi ) 

IL 1. 19 )Da8 Mittelalter lehrt im Anschlüsse an Augustinus 
ganz allgemein, daß alle Macht, staatliche wie kirchliche, von Gott 
stamme. Nur darüber entsteht und beharrt Streit, ob die staatliche 
Herrschermacht unmittelbar von Gott eingesetzt sei oder durch Ver- 
mittlung der päpstlichen Verleihung. 

Die mit der Reformation einsetzende Emanzipationsbewegung 
ist in ihrer ersten Epoche durch die Verweltlichung des Rechtes 
und die Befreiung des Staates von der erdrückenden Umklammerung 
kirchlicher Machtansprüche charakterisiert. Die moderne Anschauung 
scheidet reinlich zwischen kirchlicher und weltlicher Sphäre. 

2. Gleichwohl ist das Mittelalter nicht völlig ausgestorben, viel- 



18 ) Über die Genossenschaftstheorie vgl. unten § 8. 

19 ) Vgl. zum folgenden: R. v. Mohl, Die Geschichte und Literatur der Staate- 
wifisenschaften, I. Bd., Erlangen 1855, S. 253—256, 316 f.; IL Bd., 1856, S. 529-560, 
578—592; F. v. Räumer, Über die geschichtliche Entwicklung der Begriffe von Recht, 
Staat und Politik, 3. Aufl., Leipzig 1861, S. 174—206, 289—298; Thüo, Die theologi- 
sierende Rechts- und Staatslehre, Leipzig 1861, S. 259—323; Geyer, Geschichte und 
System der Rechtsphilosophie in Grund zu gen, Innsbruck 1863, S. 87-96, 99-108; 
van Erieken, Über die sogenannte organische Staatstheorie, Leipzig 1873, S. 111—116; 
Bluntschli, Geschichte der neueren Staatswissenschaft, 3. Aufl., München und Leipzig 
1881, S. 538—569, 689—715; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 164- 170; Gum- 
plowicz, Gechichte der Staatstheorien, S. 336—346. Vgl auch mein System, Bd. II, 
S. 115-125, 249-254. 
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mehr ist es in den „theologisierenden" 20 ) Richtungen der Staats- 
philosophie wiederholt zu neuem Leben erwacht. 

Graf Joseph de Maistre (1754 — 1821) hat in seinem Buche 
Du pape' 1 ) die augustinische Lehre wiederhergestellt. Die oberste 
Autorität ist der Papst, unter ihm stehen abgestuft die Könige, der 
Adel, das Volk. Alle Macht stammt von Gott, alle Machtträger 
üben die Macht als Funktionäre des göttlichen Willens. Wie die Macht, 
stammt die Wahrheit von Gott. Katholizismus, Christentum und päpst- 
liche Oberherrschaft sind identisch ; die nichtkatholischen christlichen 
Kirchen sind Sekten. 22 ) In den Soiröes de St.-Petersbourg 28 ) 

*°) Diese Bezeichnung stammt von Thilo (dessen in der vorstehenden Note 
erwähntes Buch hauptsächlich mit Rücksicht auf Stahl und gegen diesen geschrieben 
ist). Geyer hat die Bezeichnung übernommen, indem er als „die theologisierenden 
Restaurationsphilosophen • v. Haller, Jarcke, Adam H. Müller, Göschel bespricht. (Ge- 
schichte und System der Rechtsphilosophie, S. 87 ff.) Gumplowicz, Geschichte der 
Staatstheorien (S. 336—346) faßt diese Lehren als „theokra tische Richtung" zu- 
sammen. Jellinek, Allgemeine Staatslehre (S. 164) nennt sie: „die religiös-theologische 
Begründung des Staates". 

Bluntschli, Geschichte der neueren Staatswissenschaft, S. 539 sagt über die 
„katholisierende* Staatswissenschaft (Bonald, de Maistre, Lamenais, Ludwig v. Haller, 
Adam Müller, Joseph Görres) : „Es gibt verschiedene Schattierungen unter ihnen . . . 
aber der Grundton ist dennoch allen gemeinsam. Die katholische Kirche ist das 
Ideal ihrer Seele; der Staat bleibt mit unauflösbaren Ketten an den Felsen gebunden, 
auf dem der heilige Stuhl des Apostelfürsten sicher ruht. Die Wissenschaft bleibt 
abhängig von der Religion, wie die unerfahrene Tochter von der weiseren Mutter." 

al ) Du pape, par l'auteur des considerations sur la France, II 4d., 2 tomes, 
Lyon-Paris 1821. Ich zitiere nach der Ausgabe: J. de Maistre Oeuvres completes, 
nouv. 0*d., t. II, Lyon 1884. 

ss ) Du pape, p. XXXV: „. . le christianisme repose entierement sur le Souverain 
Pontife." p. XXXVII: „Le protestantisme, le philosophisme et mille autres sectes 
plus ou moins perverses ou extravagantes, ayant prodigieusement diminue* les 
vlritls parmi les hommes, le genre humain ne peut demeurer dans l'ätat oü il 
se trouve." Vgl. auch p. 4, 5, 34 sqq., 445 sqq., 530, 531. — p. 167: „L'homme . . . 
doit necessairement etre gouvernä. ..." Siehe dazu p. 338 sq. (gegen Rousseau's: 
L'homme est ne* libre) Das 10. Kap. des 2. Buches betrifft die Suprematie ponti- 
ficale sur les Souverains temporeis. Das 8. Kapitel fixiert die Natur der vom Papste 
geübten Gewalt, das 9. gibt die Rechtfertigung dieser Gewaltausübung. Vgl. auch 
daselbst p. 438—444. 

") 20. Aufl., Lyon 1890. In den Oeuvres completes, nouv. 6d., Lyon 1884 
bilden die soirles den 4. und 5. Band. 

Der vollständige Titel lautet: Les soirees de Saint Pötersbourg, ou entretiens 
sur le gouvernement temporel de la providence: suivis d'un traiW sur les sacrifices. 
Ich zitiere nach der mir zugänglichen Ausgabe in 2 Bänden, Paris 1821. 

Die soirles sind Gespräche zwischen einem slnateur, einem chevalier und 
einem comte; der comte bringt de Maistres Anschauungen zum Ausdrucke. 
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führt de Maistre mit viel Geist und Dialektik aus, daß die Gelehrten 
die „intention" (causae finales der Scholastik) nicht zu erkennen 
vermögen; daß die Naturwissenschaft ihr Wissensgebiet übersteigt, 
sofern sie Naturphilosophie treibt; daß die Existenz des Bösen, der 
häufige Sieg des Ungerechten auf Erden (de Maistre hatte durch 
die Revolution Stellung, Vermögen und Zukunftshoffnungen eingebüßt) 
ebensowenig geeignet sind, den Glauben an die Existenz Gottes zu 
zerstören, als die Ergebnisse der naturwissenschaftlichen Forschung. 
Der Gottesbeweis de Maistres stützt sich auf Mallebranche. 84 ) 

3. Hierher gehören auch die weniger bedeutenden Schriften 
von Jarcke, 26 ) Adam H. Müller**) und Göschel. 27 ) 

Der aus der romantischen Literaturschule herausgewachsene 
vielseitige Publizist, Politiker, Historiker, Verfechter des Ultramon- 
tanismus und katholische Mystiker Joseph v. Görres 28 ) (1776 bis 
1848) hat weitreichenden Einfluß auf die Förderung der ultramon- 
tanen Politik geübt. Bei der Jahrhundertfeier seiner Geburt wurde 
die Görres-Gesellschaft begründet, deren Aufgabe Pflege der 
Wissenschaft im katholischen Sinne bildet. 

4. Friedrich Julius Stahl 29 ) gründet Staat und Recht auf 
Gottes Willen und baut seine Lehre nach dem Vorbild der katholi- 
sierenden Anschauung auf evangelischem Grunde aus. Gegen diese 
Katholisierung der Staatslehre haben mit Recht nicht nur die Staats- 
rechtswissenschaft, sondern auch die Verfechter des evangelischen 
Standpunktes Front gemacht. Denn gerade der evangelischen kirch- 
lichen Auffassung ist die Knechtung des menschlichen Willens und 
seine Einzwängung in ein angeblich von Gott auferlegtes Joch fremd. 



w ) Soirees t IF, p. 124, 151. (Gottes Existenz folgt daraus, daß die Menschen 
die Idee Gottes haben.) 

**) Vermischte Schriften, 1.— 3. Bd., München 1889; 4. Bd. (anch mit dem 
Titel: „ Prinzipienfragen *) 1854. 

* 6 ) Hauptschriften: Die Elemente der Staatskunst, 3 Bände, 1$09. Von der 
Notwendigkeit einer theologischen Grundlage der gesamten Staatswissenschaften und 
der Staatewirtschaft insbesondere, 1819. 

37 ) Zerstreute Blätter aus den Hand- und Hilfsakten eines Juristen, 3 Bände 
(4 Abteil.) 1832—42; besonders Bd. 1 (Erfurt 1832) und Bd. 2 (Schleusingen 1835). 

S8 ) Seine politischen Schriften sind von patriotischem Geiste für ein einiges 
Deutschtum getragen und bilden zugleich eine eigenartige Mischung 'von mittelalter- 
licher Romantik und Unterstützung der revolutionären Bewegungen der Zeit. Hervor- 
zuheben sind namentlich: Teutschland und die Revolution, Koblenz 1820; Europa und 
die Revolution, Stuttgart 1821; Die heilige Allianz und die Völker auf dem Kongresse 
zu Verona, Stuttgart 1822. 

") Vgl. Bd. H meines Systems, S. 249—254. 
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5. Die mittelalterliche Staatsauffassung wird in ihren Grund- 
zügen noch heute von der deutschen ultramontanen Partei fest- 
gehalten und von jener politischen Richtung innerhalb der Katho- 
likenschaft, die man als Jesuitismus bezeichnet. Ihre formelle Stütze 
findet diese Richtung vornehmlich im Syllabus Pius' IX vom 8. De- 
zember 1864. 80 ) 

Der Jesuitismus und Ultramontanismus als politische Partei- 
richtung sind kein wesentlicher Ausfluß der katholischen Religion. 

Die Verquickung von religiöser Betätigung und politischem 
Machtstreben hat glaubensstarke, aber politisch modern denkende 
Katholiken dem Jesuitismus entfremdet und dem Reformkatholi- 
zismus zugeführt. 81 ) 

III. Die Machttheorien erblicken in der Staatsentstehung 
einen reinen Macht- und Gewaltbetätigungsakt, der sich von anderen 
Gewaltakten wesentlich nur durch die Dauerhaftigkeit, die Stabilität 
des Erfolgs scheide. 

Die Machttheorien weisen jedoch unter sich bezüglich der 
Staatsentstehung wesentliche Unterschiede auf. 

1. Karl Ludwig v. Hai ler 88 ) geht von der Bekämpfung der 

*°) Syllabus complectens praecipuos nostrae aetatis errores qui notantur in 
Allocutionibus consistorialibus, in encyclicis, aliisque Apostolicis Litteriß Sanctissimi 
Domini nostri Pii Papae IX. 

") Vgl. Graf v. Hoensbroech, Der Syllabus, seine Autorität and Tragweite, 
München 1904; Leopold Karl Goetz, Der Ultramontanismus als Weltanschauung, auf 
Grund des Syllabus quellenmäßig dargestellt, 2. Tausend, Bonn 1905. 

") Restauration der Staatswissenschaften Bd. I, S. 337—354. 

Zu vergleichen ist auch: v. Haller, Handbuch der allgemeinen Staatenkunde, 
des darauf begründeten allgemeinen Rechtes und der allgemeinen Staatsklugheit nach 
den Gesetzen der Natur, Winterthur 1808. In diesem Buche sind die Lehren v. Hallers 
zusammengedrängt enthalten. (Nicht zugänglich war mir die Rede v. Hallers, Über 
die Notwendigkeit einer anderen obersten Begründung des allgemeinen Staatsrechts, 
Bern 1807). 

Über v. Haller siehe die unten Note 34 angeführte Literatur, insbesondere R. 
v. Mohl, Die Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, Bd. II, S. 529—560. 
v. Mohl gibt dort (S. 529) folgende allgemeine Charakteristik über K. L. v. Haller : 
.Wenige Männer der Wissenschaft sind so oft und in solchem Mas mit Lob und 
Tadel genannt worden als er, der es unternahm, die herrschenden Begriffe von 
Staat, öffentlichem Recht und Freiheit völlig umzugestalten, und welcher ob dieses 
Unternehmens von den einen als Retter einer fast verzweifelten Sache zum Himmel 
erhoben, von den andern als ein Verräter an Recht und Menschenwürde gehaßt und 
verachtet worden, dem aber alle selbständige Kraft des Gedankens, Folgerichtig- 
keit und Unerschrockenheit in den Schlüssen, und Reichtum des Wissens zuer- 
kennen." 

Zum folgenden Überhaupt siehe auch oben § 1, S. 5—8. 
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naturrechtlichen Auffassung aus. Während diese den Nachweis 
unternimmt, daß die Menschheit vom „natürlichen* Zustande durch 
Vertrag in den bürgerlichen getreten sei, widerlegt v. Haller 
diesen Köhlerglauben. Vielmehr habe sich die Menschheit nie aus dem 
natürlichen Zustande entfernt, befinde sich heute noch im Stand der 
Natur. Alle geselligen Verhältnisse haben nach v. Haller einen 
natürlichen Ursprung. Haller führt weiterhin aus: In jedem 
geselligen Verhältnisse bildet die Natur von selbst Herrschaft und 
Abhängigkeit. 83 ) Alle menschlichen Schicksale kommen von Gott, 
so auch die Herrschaft, v. Haller steht auf theokratisch-konserva- 
tivem Standpunkte. 84 ) 

2. Kommunismus, Anarchismus und Sozialismus werden 
überwiegend damit begründet, der historische Staat und das histo- 
rische Recht seien zu allen Zeiten einschließlich der Gegenwart 
nichts anderes gewesen als die Ausbeutung der wirtschaftlich 
Schwachen durch die Inhaber der Herrschaft, der politischen Macht 
oder der wirtschaftlichen Gewalt (des Produktionsvermögens, des 
Kapitals). Die Ausbeutung sei daher Wesenszug des Staates. An 
Stelle des Machtstaates sei die Gesellschaft als Trägerin der Ge- 
rechtigkeit zu setzen. 35 ) Die kommunistische, sozialistische und an- 
archistische Machttheorie ist daher politisch dahin gefärbt: Staat = 



") Restauration I, S. 304—844, 351—354. (Dagegen treffend Schulze, Ein- 
leitung in das deutsche Staatsrecht, Neue Ausgabe, Leipzig 1867, S. 145.) 

y. Haller, Handbuch der allgemeinen Staatenkunde, S. 31: „Der Stand der 
Natur hat niemals aufgehört, und die Menschen würden sich vergebens bemühen, je 
aus demselben herauszutreten; aber dießer natürliche Zustand ist nicht der einer 
allgemeinen Unabhängigkeit, Freiheit und Gleichheit, sondern er fasset bereits durch 
das frühere Dasein der einen, durch die Ungleichheit der Fähigkeiten und Kräfte, 
durch das Vermögen der einen, und die Bedürfnisse der anderen mannigfaltige wechsel- 
seitige Beziehungen in sich, gesellige Verhältnisse von Herrschaft auf der einen und 
Abhängigkeit oder Dienstbarkeit auf der anderen Seite. 11 Daselbst, S. 33: ,es ist . . 
ein großes, allgemeines und notwendiges Gesetz der Natur, daß der Mächtige 
herrschet, sobald man seiner Macht bedarf. . ." 

,4 ) Über v. Hallers Schriften und politische Bedeutung vgl. R. v. Mohl, Die 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, IL Bd., Erlangen 1856, S. 529—560; 
III. Bd., 1858, S. 378 f.; vgl. ferner: F. v. Baumer, Über die geschichtliche Entwick- 
lung der Begriffe von Recht. Staat und Politik, 3. Aufl., Leipzig 1861, S. 201—206; 
Thilo, Die theologisierende Rechts- und Staatslehre, Leipzig 1861, S. 263-266; Geyer, 
Geschichte und System der Rechtsphilosophie in Grundzügen, S. 87—89; Art. „Haller, 
Karl Ludwig v.*, im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., Bd. IV, S. 961 f. 
(S. 962 Literaturangaben); Verf. Lippert. 

") Vgl. Bd. II meines Systems, S. 274—318. 
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Macbt = Ausbeutung = Unrecht, ungerechte Bedrückung der wirt- 
schaftlich Schwächeren. 

3. Nach v. Seydel kann der Staat nur als Tatsache, als mensch- 
liches Willensprodukt entstehen. Das Wie der Entstehung ist für 
die Wissenschaft gleichgültig. 86 ) 

4. Die Machttheorie wird neuerdings mit vielem Geschick von 
Gumplowicz vertreten. „Die Geschichte weist uns kein Beispiel 
auf, wo ein Staat anders als durch einen Akt der Gewalt entstanden 
wäre. Überdies war es immer ein Akt der Gewalt eines Stammes 
gegen einen anderen, eine Eroberung und Unterjochung, ausgeübt 
seitens eines mächtigeren, fremden Stammes gegenüber einer schwä- 
cheren bereits seßhaften Bevölkerung. * * 7 ) Die Herrschaft der kleineren 
Siegerklasse über die ethnisch heterogene unterjochte Mehrheit ist der 
alleinige Zweck der Staatsgründung. 88 ) (Ethnologisch-evolutio- 
nistische Machttheorie.) 

5. Der Philosoph Nietzsche erblickt in allem Lebendigen und 
Lebensfähigen als charakteristischen Wesenszug das Streben nach 
Herrschaft, den Willen zur Macht. Der Starke erkämpft die 
Macht, der Schwache erschleicht sie. 89 ) In der Anwendung auf den 
Staat ergibt sich hieraus die staatliche Machttheorie. 

6. v. Treitschke ist zwar kein Anhänger der Machttheorie, 
hat aber die wesentliche Bedeutung der Macht für den Staat und 
der Machtentfaltung und -erhaltung für die staatliche Politik in ent- 
schiedener Weise in den Vordergrund gestellt. 40 ) — 

••) Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, S. 2. 

,7 ) Allgemeines Staatsrecht, S. 45; siehe ebenda S. 44 — 63; Der Rassenkampf, 
S. 218 ff.; Die soziologische Staatsidee, S. 40— 42. 

,8 ) Gumplowicz, Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 194—196. 

»») Vgl. mein System, Bd. I, S. 111-114, Bd. II, S.473 f. und die dort S. 474, 
Note 2 gegebenen Zitate. 

i0 ) Politik F, S. 100 f.: ,. ... es kommt hei der Beurteilung (seil, von Pflichten- 
kollisionen) am letzten Ende immer darauf an, ob jemand sein eigenstes Wesen er- 
kannt und ausgebildet hat zum höchsten Maße der ihm erreichbaren Vollkommen- 
heit. Legen wir nun diesen Maßstab einer tieferen, echt christlichen Sittlichkeit an 
den Staat und erinnern wir uns, daß das Wesen dieser großen Gesamtpersönlichkeit 
Macht ist, so ist also für seine Macht zu sorgen, die höchste sittliche Pflicht des 

Staates und darum muß man aussprechen, daß unter allen politischen Sünden 

die der Schwäche die verwerflichste und verächtlichste ist; sie ist die Sünde gegen 
den heiligen Geist der Politik/ S. 105: «Jedes moralische Urteil des Historikers 
muß davon ausgehen, daß der Staat vor allem Macht ist, nach innen und außen 
seinen Willen zu behaupten hat; und etwas Höheres und Herrlicheres kann einem 
Manne gar nicht beschieden sein, als an dieser Pflicht des Staates mitzuarbeiten. 
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Aus dem richtigen Satze: Recht ist Macht, 41 ) enthält als wesent- 
liches Attribut Macht, 48 ) entwickeln die Machttheorien den falschen 
Satz: Macht ist Recht. Darnach würde sich denn der Staat von einer 
großen, wohlorganisierten Räuberbande in keiner Weise unter- 
scheiden. 48 ) 

§ 8. Die organische Staatsanffassung; ihr soziologischer Ausbau 

durch Gierke's Genossenschaftstheorie; ihr territorialer Ausbau 

als Gebietskörperschaft. 

I. 1. Die organische Staatsauffassung 1 ) ist von Schel- 

Die Moral muß politischer werden, wenn die Politik moralischer werden soll, das 
heißt es müssen die Moralisten erst erkennen, daß man das sittliche Urteil über den 
Staat ans der Natur und den Lebenszwecken des Staats und nicht des einzelnen 
Menschen schöpfen muß. Dann wird ihnen auch das politische Leben unendlich 
menschlicher und sittlicher erscheinen. 11 

41 ) Das gilt übrigens nicht einmal von allem Recht, sondern nur vom Herr- 
schaftsrecht, nicht auch von den Freiheitsrechten, die aus der sittlich-rechtlichen 
Synthese erwachsen. Zu dieser kann man von den Machttheorien aus überhaupt 
keinen Weg finden. 

<*) Vgl. unten § 17, sub IL 

*•) Treffend Bierling, Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe I, S. 45 f. 

1 ) Vgl. dazu: R. v. Mohl, Geschichte und Literatur der Staatewissenschaft, 
Bd. I, Erlangen 1855, S. 258 f.; Fricker, Die Persönlichkeit des Staats, in der Tübinger 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 25, 1869, S. 29—50; A. Th. van 
Krieken, Ober die sogenannte organische Staatstheorie, Ein Beitrag zur Geschichte 
des Staatebegriffs, Leipzig 1873; Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörper- 
schaften, Berlin 1889, S. 137 ff. ; E. Iingg, Empirische Untersuchungen zur allge- 
meinen Staatslehre, Wien 1890, S. 32—55, 179—205; Jellinek, System der subjek- 
tiven öffentlichen Rechte (Freiburg i. B. 1892, S. 34—39) 2. Aufl., Tübingen 1905, 
S. 35 — 41 ; Bruno Schmidt, Der Staat, eine öffentlich-rechtliche Studie (Jellinek-Meyer, 
Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen, Bd. I, Heft 6), Leipzig 1896, S. 10—22, 
94 — 116; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 132—140; H. Rosin, Grundzüge einer 
allgemeinen Staatslehre, S. 15—19; Rieh. Schmidt, Allgemeine Staatslehre, Bd. I, 
Leipzig 1901, S. 156—166 (vgl. daselbst insbesondere S. 161—166 über den Wert der 
Organismus-Theorie); Art. „Staat 8 , im Hand wörterbuchder Staatswissenschaften, 2. Aufl., 
Bd. 6, S. 911—914 (über Gierke S. 918 f.), Verf. Ad. Wagner; Berolzheimer, Rechts- 
philosophische Studien, München 1903, S. 104—115; Werner Rosenberg, Staat, 
Souveränität und Bundesstaat, in Hirths Annalen 1905, S. 276—281. 

Schroffe Gegner der organischen Staatslehre: van Krieken, Ober die so- 
genannte organische Staatstheorie, Leipzig 1878, S. 123 ff. (S. 123—138 führt er aus, 
daß die Übertragung des Begriffes Organismus auf den Staat naturwissenschaftlich 
ungerechtfertigt sei; S. 133—157 stellt er die organische Theorie als „politisch und 
juristisch wertlos" dar. Überschrift: „Juristische und politische Wertlosigkeit der 
organischen Theorie"); Seydel, Grund züge einer allgemeinen Staatslehre, S. 1. 

Gegen die «organische* Methode in der Soziologie (und implicite in der 
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ling, s ) die organische Rechtsauffassung (Lehre von der orga- 
nischen Entstehung des Rechts) durch die historische Schule 
begründet. 

Schelling erblickt gemäß seiner idealistischen Philosophie in 
allen Dingen Produkte des Geistes, wobei bewußtloser Geist bewußt- 
los sich realisierender Zweck (Leben, Organisation) ist. Das Absolute, 
das in der Natur bloß an sich ist, wird in der Geschichte auch für 
sich, es wird objektiv. Daher erscheinen alle geschichtlichen Er- 
zeugnisse als Glieder der fortschreitenden Organisation. Mithin ist 
auch der Staat ein organisches Gebilde, ein (Teil-)Organismus inner- 
halb des Weltorganismus. Der Staat kann deshalb nach dieser Lehre 
nur als reale Organisation richtig erfaßt und (rechtsphilosophisch) 
konstruiert werden. 8 ) 

Die historische Schule (Hugo, v. Savigny, Puchta, Eichhorn) 
vertritt anschließend, zugleich unter dem Einflüsse von Herder's 
Ideen über das geschichtliche Werden, die Lehre von der organi- 
schen Entstehung des Rechtes. 4 ) 

Staatephilosophie): Gumplowicz, Grundriß der Soziologie 2. Aufl., Wien 1905, S. 169 
bis 174. Gumplowicz verweist — unter Berufung auf G. Tarde — darauf, der Organis- 
mus stecke nicht im Staat, sondern in der Nation; Nation und Staat seien vielfach 
inkongruent. 

*) van Krieken, a. a. 0. S. 20 f., erblickt den Keim der organischen Staats- 
auffassung in der Lehre des Aristoteles über das Vorhandensein des Ganzen vor den 
Teilen, van Krieken, a. a. 0. S. 63, geht weiterhin davon aus, daß Fichte zuerst 
die organische Staatslehre bestimmt ausgesprochen habe. Preuß, Gemeinde, Staat, 
Reich als Gebietskörperschaften, S. 138, tritt beiden Ansichten van Eriekens entgegen. 

Preuß hat Unrecht, van Krieken hat teilweise Recht. In der Lehre des Aristo- 
teles kann man den Keim der organischen Staatslehre erblicken, ohne jedoch mit 
zwingender logischer Notwendigkeit zu dieser Auffassung geführt zu werden. Fichte 
steht nicht (wie Preuß, S. 138, Note 3 unter Berufung auf Bluntschli's Geschichte der 
neueren Staatswissenschaft, 3. Aufl., S. 399 f. annimmt) schlechthin auf dem Boden 
des Naturrechtes und der Vertragetheorie. Vielmehr ist dies nur bezüglich der ersten, 
vollständig durch Kant beeinflußten Periode der Fichte'schen Rechtsphilosophie der 
Fall. Späterhin wendet sich Fichte von der Rechtsstaatslehre ab, wird Vorläufer der 
Kulturstaatsidee und der geschichtlichen Rechtsauffassung. Aber Fichte hat den 
organischen und historischen Standpunkt nicht mit jener Schärfe und Klarheit zur 
Darstellung gebracht, wie Schelling. Fichte ist bloß Vorläufer und Vorbereiter. Vgl. 
Berolzheimer, System, Bd. II, S. 212 f., 119 f. 

*) Schelling, Vorlesungen Über die Methode des akademischen Studiums, Tübingen 
1808, 2. Ausg., Stuttgart und Tübingen 1813, S. 229 f., 234; System des transzenden- 
talen Idealismus, Tübingen 1800, S. 322— 451, 593—597, 411 ff., 422 ff. Vgl. dazu 
van Krieken, a. a. 0., S. 65—70; Berolzheimer, System, Bd. II, S. 229. 

*) Vgl. Berolzheimer, System, Bd. II, S. 230 f. Siehe ferner über die historische 
Rechtsschule R. Schmidt, Allgemeine Staatslehre, I. Bd., Die gemeinsamen Grundlagen 
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2. Bluntschli hat späterhin (beeinflußt durch Friedrich Rohmer) 
die organische Lehre anthropomorphisch und andromorphisch dahin 
gestaltet, daß ihm der Makrokosmus Staat als das Gegenstück zum 
Mikrokosmus männlicher Mensch, Mann erschien (im Gegensatze zur 
Kirche, die den weiblichen Organismus im großen bilde). 6 ) In ähn- 
licher Weise, jedoch unter vorwiegender Betonung der naturwissen- 
schaftlichen Analogie, hat Planta den Staat als physisch-geistigen 
Organismus dargestellt. 6 ) 

3. Eine der organischen verwandte Staatsauffassung vertritt 
Dahn.') 



des politischen Lehens, Leipzig 1901, S. 93 — 97. Über Eichhorn: B. v. Mohl, Die Ge- 
schichte und Literatur der Staatswissenschaften Bd. II, Erlangen 185o, S. 593 — 602, 
Über Savigny: Stintzing, Friedrich Karl von Savigny, Berlin 1862 (Sonderabdruck: 
ans dem 9. Bd. der Preußischen Jahrbücher). Über die Schwachen der historischen 
Schule: Stammler, Wirtschaft und Recht, S. 170 ff.; Stammler, Bedeutung des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs für den Fortschritt der Kultur, Festrede 1900, S. 5 ff. 

6 ) Bluntschli, Lehre vom modernen Staat, I. Teil, Allgemeine Staatslehre, 
6. Aufl., durchgesehen von E. Loening, Stuttgart 1886, S. 18 — 25. (Die Geschichte 
erweist den Staat als sittlich-geistigen Organismus. S. 22. Der Staat ist die politisch 
organisierte Volksperson eines bestimmten Landes. S. 24. „Der französische Aus- 
druck: L'&at c'est l'homme bedeutet nicht bloß: der Staat ist der Mensch im großen, 
sondern zugleich: der Staat ist der Mann im großen, wie die Kirche die weibliche 
Natur im großen, die Frau darstellt/ S. 25, Note 2.) Siehe dazu Bluntschli, Psycho- 
logische Studien über Staat und Kirche, Zürich und Frauenfeld 1844, 1. L'6tat c'est 
Phomme, S. 1 — 30; besonders S. 22, 80; II. Natur und Verhältnis von Staat und Kirche, 
S. 31—87, besonders S. 86 f. 

Über Bluntschli's „historisch-organischen 11 Standpunkt siehe van Krieken; 
Über die sogenannte organische Staatstheorie, S. HO f. 

6 ) P. C. Planta, Die Wissenschaft des Staates oder die Lehre von dem 
Lebensorganismus, 1. Teil, Der Mensch und der Kosmos, 2. Aufl., Chur 1852; 2. Teil, 
Die Gesellschaft und der Staat, Chur 1852. 2. Teil, S. 1 : »Der Staat ist ein physisch- 
geistiger Organismus, in beiderlei Beziehung auf der menschlichen Gesellschaft, als 
einem Komplexe physisch-geistiger Wesen ruhend." 2. Teil, S. 139: ,. . . . zum 
voraus ist sich aber zu vergegenwärtigen, das der Staat als teils physischer, teils 
geistiger Organismus aufzufassen ist . . ., daher der Staatsorganismus mit demselben 
Rechte bald mit einem physischen, bald mit einem psychischen Organismus, bald 
mit beiden zugleich verglichen werden kann. . . ." S. 214 ff. trägt die Überschrift: 
„Die Krankheiten des Staatsorganismus*. S. 214: „Das Lebensprinzip des Staats- 
organismus, wie dasjenige eines jeden anderen Organismus beruht, wie wir wissen, 
auf dem Zusammenwirken der beiden Polaritäten des Subjektivismus und Objekti- 
vismus, der Männlichkeit und Weiblichkeit. Es kann demnach wie in anderen 
Organismen so auch im staatlichen ein Krankheitszustand nur herrühren: a) von 
einer Störung des Gleichgewichts der beiden Pole . . .; b) von einer Erschlaf- 
fung der beiden Polaritäten, d. h. der organischen Lebenskraft überhaupt/ 

7 ) Dahn, Über Werden u. Wesen des Rechts, II, in der Zeitschrift für vergleichende 
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4. Fricker steht auf dem Boden der organischen Theorie. Der 
Staat erscheint ihm als Organismus. Und deshalb auch als Persön- 
lichkeit — aber nur nach außen. „Was nach innen eigenes Leben, 
zusammenhaltende Kraft ist, das ist nach außen Persönlichkeit/ 8 ) 
Aber nach innen besitze der Staat nicht Persönlichkeit; die An- 
schauung, die dem Staat auch nach innen Persönlichkeit beilegt, be- 
ruhe auf einer Verwechslung, indem „in unbewußter Eskamotage" 
an Stelle des Staats der Herrschaftsträger im Staate, der Souverän 
gesetzt werde. 9 ) 

Allein entweder kommt dem Staat Persönlichkeit schlechthin, in 
allen Rechtsbeziehungen, zu oder gar nicht. Eine Rechtspersönlichkeit 
bloß nach außen, nicht auch nach innen, ist eine rechtliche Un- 
möglichkeit. 

5. Eine Abart der organischen Lehre ist die Theorie Schäffle's, 
der den Staat, wie jedes Sozialgebilde als hyperorganisches 
Wesen, als Hyperorganismus, die sozialen Verbindungen und 
Funktionen als hyperorganische 10 ) bezeichnet. 

Mit dieser Lehre ist aber für die Erkenntnis des Wesens des 
Staates nicht das geringste gewonnen. Schaffte selbst hat sich 
späterhin zunehmend von der hyperorganischen Auffassung entfernt 
und sie schließlich ganz fallen lassen. 11 ) 



Rechtswissenschaft, Bd. III, 1881, S. 16, § 36: ,Der Staat entsteht weder durch aus- 
drücklichen noch durch stillschweigenden Vertrag, noch durch übermenschliche Ein- 
setzung, sondern er erwächst instinktiv geschichtlich aus der Sippe, Horde und Ge- 
meinde. Seine Wurzeln sind der Rechtstrieb und Nationaltrieb. Der Staatstrieb ist 
die idealisierte Form des Nationaltriebes. Der Staat schafft nicht das Recht, ist aber 
Voraussetzung und Rahmen für volle, sichere Rechtsgestaltung. Von der Sippe und 
Gemeinde unterscheidet er sich geschichtlich betrachtet nicht absolut, sondern relativ, 
d. h. durch die stärkere Betonung des Nationalen oder doch den mehr bewußten 
Gegensatz nach außen; tatsächlich dann durch die vermehrte Zahl der gemeinsam 
verfolgten Zwecke/ 

8 ) Die Persönlichkeit des Staats, Zeitschrift für die ges. Staatswissenschaft, 
Bd. 25, S. 38. 

•) a. a. 0. S. 39 ff. 

10 ) Bau und Leben des sozialen Körpers, 2. Aufl , Tübingen 1896, 2 Bde.; 
siehe namentlich Bd. F, S. 1 , 8 ff . Vgl. dazu Gumplowicz, Grundriß der Soziologie, 
S. 15 f. und Bd. II meines Systems, S. 368—370. 

1! ) Namentlich in der Abhandlung: Die Notwendigkeit exakt entwicklungs- 
geschichtlicher Erklärung und exakt entwicklungsgeschichtlicher Behandlungeweise 
unserer Landwirtschaftsbedrängnis, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft Bd. 58 (1902), S. 316—352, 518—576; Bd. 59 (1903), S. 255-340. Vgl. dazu 
Spann, Albert Schäffle als Soziologe, in der genannten Zeitschrift Bd. 60 (1904), 
S. 209—225; 220 f. 
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6. Eine juristische Ausgestaltung der organischen Lehre in 
Verbindung mit der Anerkennungstheorie habe ich in einer früheren 
Schrift versucht. Hiernach erschienen die juristische Person, wie 
die menschliche als Rechtsorganismus, d. h. vom Rechte als Rechts- 
subjekte anerkannte Organismen. Gewohnheitsrecht, Verjährung und 
Ersitzung habe ich dort als Belege für die organische Entstehung 
von objektivem Recht und für organisches Werden und Erlöschen 
subjektiver Rechte angeführt. 12 ) 

7. Das wertvollste und meines Erachtens völlig treffende Urteil 
über die organische Staatsauffassung hat Gerber 18 ) gefallt. Gerber 
sagt, die Auffassung des Staats als Organismus ist richtig, aber sie 
ist keine juristische Begriffsbestimmung. So verhält es sich in der 
Tat. Der Staat ist nicht ein mechanisches Gebilde, er entsteht und 
besteht nicht nach Art physikalischer Körper oder chemischer Sub- 
stanzen, nicht auf dem Wege der Atomenkombination. Diese mecha- 
nische Staatsauffassung hatte das Naturrecht gelehrt. Vielmehr ent- 
steht der Staat organisch und wirkt als Organismus, kraft 
eigenen Lebensprinzips. 

Aber diese organische Lehre sagt über die juristische Ent- 
stehung und Wirksamkeit des Staates nichts Wesentliches aus. 14 ) 

ü. 1. Als eigentlicher Begründer einer über die naturwissen- 
schaftlichen Analogien hinausreichenden, rechtswissenschaftlich fun- 
dierten organischen Staatsauffassung kommt erst Gierke 16 ) in Be- 
tracht, dem Beseler 16 ) und 0. Bahr 17 ) hierbei vorgearbeitet haben. 

") Rechtsphilosophische Stadien, Manchen 1903, S. 104—115, 106, 113—115. 

") Über Öffentliche Rechte, Tübingen 1852, S. 18—21 ; Grundzüge eines Systems 
des deutschen Staatsrechts, in der 2. Aufl., Leipzig 1869, S. 1, 19 f. und Beilage I, 
Der Staat als Organismus, S. 211—219. 

u ) Auch van Krieken, Über die sogenannte organische Staatstheorie, Leipzig 
1873, S. 134—137, fahrt aus: Für die juristische Betrachtung ist der Staat Person. 
Bei seiner Konstruktion ist der Begriff des Organismus indifferent. 

") Das deutsche Genossenschaftsrecht, 3 Bde., Berlin 1868, 1873, 1881. The 
Genossenschaftstheorie und die deutsche Rechtsprechung, Berlin 1887. Das Wesen 
der menschlichen Verbände, Rede, Leipzig 1902. 

Vgl. ferner Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechts und die neuesten Staats- 
rechtstheorien, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 80, 1874, 
namentlich S. 302 ff.; Gierke, Labands Staatsrecht und die deutsche Rechtswissen- 
schaft, in Schmoller's Jahrbuch, Bd. V, Heft 4, S. 1—99, namentlich S. 29 ff. 

") Volksrecht und Juristenrecht, Leipzig 1843, S. 158—194, insbesondere S. 161 f. 

") Der Rechtsstaat, Kassel und Göttingen 1864, S. 18—45. S. 45: „Der Staat 
ist der juristisch entwickelte Begriff für die Genossenschaft der Nation, und Staats- 
recht ist nichts anderes als eine Art des Genossenschaftsrechts. " 
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Nach Gierke ist jede auf freier Vereinigung beruhende deutsch- 
rechtliche Körperschaft, d. h. ein Verein mit selbständiger Rechts- 
persönlichkeit, eine Genossenschaft. Auch Staat und Gemeinden 
sind Genossenschaften, wennschon sie durch ihre genossenschaftliche 
Stellung nicht erschöpfend charakterisiert sind. 18 ) 

Gierke hat mit seiner Lehre zugleich einen gewaltigen Schritt 
über die organische Staatsauffassung hinausgetan. Gierke erkennt, 
und das ist sein geradezu epochemachendes Verdienst, im Staat die 
Realität. Der Staat ist eine wirkliche, reale Persönlichkeit, nicht 
nur eine juristische Person im Sinne der früheren Lehre, die in der 
Rechtspersönlichkeit eine Fiktion erschaute. Gierke hat selbst diesen 
Eardinalpunkt seiner Lehre in seiner ganzen Tragweite erkannt. 
Gierke sagt mit vollem Recht: „Den Kern der Genossenschaftstheorie 
bildet die von ihr dem Phantom der persona ficta entgegengestellte 
Auffassung der Körperschaft als realer Gesamtperson." 19 ) 

2. Durch die Lehre Gierke's ist der Bruch mit der atomistischen 
Staatsentstehungsauffassung des Naturrechts, den die organische 
Staatslehre angebahnt hat, vollzogen, die atomistische Lehre durch 
die soziologische ersetzt. Die naturrechtliche Auffassung läßt den 
Staat durch Vertrag der einzelnen entstehen, so daß der Staat ledig- 
lich ein durch Vertrag begründetes Verhältnis, ein Rechtsverhältnis 
ist, die Staatspersönlickeit, soweit diese juristisch-konstruktiv an- 
genommen werden muß, als Fiktion erscheint. Diese Auffassung 
wurde erst durch Gierke entscheidend überwunden, durch die Er- 
kenntnis der selbständigen Realität des Staats über die Gesamtheit 
der Volksgenossen hinaus. Nach der naturrechtlichen Auffassung 
ist der Staat blosses Rechtsverhältnis, nach der Genossenschafts- 
lehre ist der Staat selbständiges Rechtssubjekt. 

Ob die Auffassung Gierke's über die Genossenschaftsnatur des 
Staates richtig ist, ist noch heute vielfach strittig. 20 ) In der Tat 



18 ) Das deutsche Genossenschaftsrecht I, S. 207 ff.; Das Wesen der mensch- 
lichen Verbände S. 7—12 etc. 

") Die Genossenschaftstheorie und die deutsche Rechtsprechung, S. 5. Vgl. 
auch Die Grundbegriffe des Staatsrechts und die neuesten Staatstheorien, in der Zeit- 
schrift fttr die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 30, S. 301; Deutsches Privatrecht I 
(Binding, Handbuch der deutschen Rechtswissenschaft II, in, 1), Leipzig 1895, S. 456 
bis 702. 

*°) Sohm, Die deutsche Genossenschaft, Festgabe für Windscheid, Leipzig 
1888, S. 8: „Der Geist der Genossenschaft geht um. Beseler hat ihn zuerst er- 
blickt, Gierke mächtig mit ihm gerungen. Viele erklären ihn für ein Gespenst. 
Das Ganze sei bloß Sinnestäuschung, welche beim Gebrauch des rechten (römisch 

ßerolzheimer, Philosophie des Staates. 4 
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wird meines Erachtens durch die Genossenschaftslehre vornehmlich 
das soziologische Moment des Staates zum Ausdruck gebracht; 
nicht seine Wesensart gegenüber anderen Verbandspersönlichkeiten 
charakteristisch abgegrenzt. 81 ). (In Wirklichkeit ist der Staat und 
nur der Staat autonome Rechtsherrschaft.) 

Die Anschauung über die reale Persönlichkeit des 
Staates ist aber heute mit Recht herrschende Lehre.") 

III. 1. Gestützt auf die Gierke'sche Genossenschaftslehre sucht 
Preuß den Staat als Gebietskörperschaft zu erweisen. Preufc 
geht davon aus, daß Gemeinde, Staat und Reich Körperschaften und 
nichts weiter als Körperschaften sind. Von anderen Körperschaften 
scheiden sich die politischen Gemeinwesen nach Preufi wesentlich 
durch das Gebiet; sie sind Gebietskörperschaften. 88 ) 

Der Preußischen Auffassung nähert sich Jellinek's juristische 
Staatsdefinition. 

Der Staat seiner juristischen Seite nach, der Staat als 
Rechtsbegriff ist nach Jellinek die mit ursprünglicher Herr- 
schermacht ausgerüstete Körperschaft eines seßhaften Volkes, oder 
die mit ursprünglicher Herrschermacht ausgestattete Ge- 
bietskörperschaft. 84 ) 

Nach Haenel ist der Staat Gebietskörperschaft mit Gemein- 
zweck. 86 ) 

geschliffenen) Augenglases von selbst verschwinde. ... Es gibt eine Genossen- 
Schaftsfrage.' 

") 0. v. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege, 
Tübingen 1880, 8. 20, wendet (gegen Bahr) mit Recht ein, „daß der Genossenschafta- 
begriff nur ein Moment des Staats zum Ausdruck bringt, keineswegs an die Stelle 
des Staatsbegriffs gesetzt werden kann*. 

") Vgl. schon Gerber, Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts, 
S. 219—229. Siehe ferner: Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, 
Berlin 1889, S. 147—173; Über Organpersönlichkeit, in Schmoller's Jahrbuch, N. F., 
Bd. 26, 1902, S. 557—596 ; Lingg, Empirische Untersuchungen zur allgemeinen Staats- 
lehre, S. 55—87 über die Persönlichkeitslehre; Art. «Staat", im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften Bd. 6, S. 914—917 über die Persönlichkeitstheorie. (Verf. 
Ad. Wagner); Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, S. 104 — 113; A. Affolter, 
Grundzüge des schweizerischen Staatsrechts, Zürich 1905, S. 1, Note 2. Siehe auch 
unten S. 53—55. 

") Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 246—261. Vgl. auch 
daselbst S. 263—290 und Preuß, Über Organpersönlichkeit. 

") Allgemeine Staatslehre, S. 160 f.; System der subjektiven öffentlichen Rechte, 
2. Aufl., S. 21: „Der Staat ist eine Personeneinheit auf territorialer Grundlage." 

,5 ) Deutsches Staatsrecht I (Binding, Handbuch der deutschen Rechtswissen- 
schaft V, 1, 1), Leipzig 1892, S. 81 ff. 
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Rehm fixiert den Staat als Gebietskörperschaft so, daß der 
Begriff der vollkommenen, d. h. souveränen Staaten und der unvoll- 
kommenen, d. h. halb- oder nichtsouveränen Staaten, berücksichtigt 
wird. Demgemäß sind nach Rehm „Staaten im empirischen Sinne 
Gebietskörperschaften, welche im Verkehr mit anderen Gebietskörper- 
schaften ganz oder teilweise nach dem Rechte behandelt werden, 
welches zwischen völlig von einander unabhängigen Gebietskörper- 
schaften gilt/*«) 

Wesentlich beeinflußt von Preuß ist die neuestens von Rosen- 
berg gegebene Erklärung: Staaten sind selbständige Gebietskörper- 
schaften, die sich von Eommunalverbänden durch Gebiets-, Personal- 
und Verfassungshoheit, sowie durch völkerrechtliche Persönlichkeit 
scheiden. 27 ) 

2. Gegenüber der Preuß'schen Lehre ist einzuwenden, daß sie 
das Wesen des Staats nicht richtig bestimmt, indem sie ein Be- 
gleitmoment der staatlichen Herrschaft, nämlich das Gebiet, als 
das ausschlaggebende ansieht. Das Wesen des Staats, die selb- 
ständige Rechtsherrschaft, erscheint durch diese Auffassung getrübt. 
Wesentlich ist für den Staat nicht das Gebiet, sondern das Gebieten, 
— das Gebieten durch das Medium des Rechts und kraft 
eigenen Rechts. 

§ 9. Die psychologische Staatsanffassnng. — Der Staat als reales 

Rechtssubjekt. 

I. 1. Als psychologische Staatsauffassung bezeichne ich 
jene, die den Staat als Willen erklärt. 

Diese Anschauung wird regelmäßig auf Hegel zurückgeführt. 
Nach Hegel ist das Recht der allgemeine Wille. Hegel versteht 
aber unter „allgemeinem Willen* nicht den Willen der Allgemeinheit, 
sondern etwas ganz anderes, nämlich den vernünftigen Willen im 
Sinne der spekulativen Philosophie. 1 ) Jene Ansicht führt in Wirk- 

Gegen die Verwendung des Zweckmoments bei rechtlichen Begriffsbestimmungen 
treffend: Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., I. Bd., S. (i3. 

••) Rehm, Allgemeine Staatslehre (Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Rechts, Einleitungsband, 2. Abt), Freiburg i. B. 1899, S. (11-40), 28. 

"} Staat, Souveränität und Bundesstaat, in Hirths Annalen 1905, S. 276—281. 

') Man zitiert meist § 82 Abs. 1 der Grundlinien der Philosophie des Rechts. 
Dort ist allerdings „das Recht an sich* als der allgemeine Wille bezeichnet. Hegel 
versteht aber den an und für sich seienden Willen oder allgemeinen Willen in 
dem von mir angegebenen Sinne. Siehe Hegel, Grundlinien §§ 22, 24. Vgl. auch 
daselbst § 29 (Recht = vernünftiger Wille = freier Wille). 

4* 
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lichkeit auf Rousseau zurück, der die volonte g^n^rale im Gegen- 
satz zur volonte de tous hervorgehoben hat. 

Gerber hat sodann die Willensmacht des Staates näher prä- 
zisiert als die Macht zu herrschen oder die Staatsgewalt. 2 ) 

2. Die heute in der Philosophie herrschende psychologische 
Auffassung ist der Bestimmung des Staates als eines Willens günstig. 
Jellinek hat, vornehmlich in seinen früheren Schriften, die psycho- 
logische Auffassung vertreten, während er sie neuerdings zurück- 
treten läßt.») 

Auch Lab and schreibt dem Staate Rechtspersönlichkeit des- 
halb zu, weil er einen selbständigen Herrschaftswillen und Willens- 
organe habe. 4 ) 

In seiner allgemeinen Staatslehre nähert sich Jellinek der 
Preu&'schen Auffassung des Staates als einer Gebietskörperschaft. 5 ) 
Andererseits nimmt Preuß für jede Person im Rechtssinne, mithin 
auch für den Staat einen eigenen Willen mit eigener Willenssphäre 
in Anspruch. 6 ) 

3. Thon gelangt von der Normentheorie aus zu einer psycho- 
logischen Rechtsauffassung: „Alles Recht einer Gemeinschaft besteht 
in Imperativen: das objektive Recht ist der allgemeine Wille/ 7 ) 

4. Einen Willen hat in Wahrheit nur der psycho-physiologische 
Organismus des Menschen und der Tiere. Wenn man dem Staat 

*) Grandzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts, S. 2 f., 220. 

') Gesetz und Verordnung, Freiburg i. B. y 1887, S. 190: „Der Staat ist die 
von einem machtvollen Willen getragene herrschaftliche Organisation eines seßhaften 
Volkes/ S. 192: „Das erste juristisch wesentliche Merkmal des Staates ist seine 
Eigenschaft als Persönlichkeit. Diese besitzt er, weil er einen einheitlichen Willen 
hat." S. 194: „Er (seil, der Staat) ist ein von physischen Personen getragener, jedoch 
von ihnen sich loslösender und zu einer selbständigen Einheit verdichteter Wille.* 
System der subjektiven öffentlichen Rechte, 1. Aufl., Freiburg i. B., 1892, S. 28 f. y 
siehe dazu 2. Aufl., Tübingen 1905, S 12 ff., 32. 

Vgl. auch Bruno Schmidt, Der Staat (Jellinek-Meyer, Staats- und völkerrecht- 
liche Abhandlungen, Bd. 1, Heft 6), Leipzig 1896, S. 23—49; Matzat, Philosophie der 
Anpassung, Jena 1898, S. 207, 205, 308; S. 207: „Ein selbständiges Gemeinwesen 
(also auch ein Staat) ist . . eine Gesamtheit von Menschen in Rechtsverhältnissen, 
durch welche ein Teil des äußeren Verhaltens aller Mitglieder nach dem Willen eines 
Mitgliedes und ein Teil des äußeren Verhaltens dieses einen Mitgliedes nach dem 
Willen aller Mitglieder bestimmt ist, und welche (wenigstens teilweise) durch einen 
fremden Willen nicht geändert werden können/ 

4 ) Das Staatsrecht des Deutschen Reiohes, Bd. I, S. 53, 85 f. 

') Allgemeine Staatslehre, S. 161. 

*) Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 147—173, 156, 160, 182. 

7 ) Rechtsnorm und subjektives Recht, Weimar 1878, S. 1 ff., 108. 
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einen Willen zuschreibt, gebraucht man ein Bild, man analogisiert. 
Der zugrunde liegende Gedanke ist die Abweisung der mechanischen 
Staatsauffassung zu Gunsten der organischen. Man betrachtet den 
Staat nicht wie eine Maschine, sondern gleich einem Lebewesen, das 
kraft eigenen Betätigungsdrangs und diesem gemäß in Wirksamkeit 
tritt. Aber man muß sich doch darüber ins klare kommen, daß hier 
ein treffender Gedanke schief, mit einem unklaren Bild, ausgedrückt 
wird und — was noch schlimmer ist — durchaus unzureichend 
zur Darstellung kommt. Unzureichend, weil durch dieses Bild die 
klare Einsicht in das wahre Wesen des Staats samt den aus diesem 
Wesen entspringenden Folgerungen nicht gefördert werden kann. 
Es genügt nicht zu wissen, daß der Staat ein den willenbehafteten 
Lebewesen analoges Etwas ist, vielmehr muß über diese bloße 
Analogie hinaus die staatliche Realität ihrem Wesensinhalte nach 
erkannt werden. Und dieser Wesensinhalt ist Kraft, Kraftzuwachs 
gegenüber einer nicht staatlich geeinten Vielheit; und das Medium 
dieser (spezifisch staatlichen) Kraft ist das Recht. 

II. 1. Die Machttheorien sehen im Staate ein bloßes Macht- 
verhältnis. Die Rechtstheorien charakterisieren den Staat als 
Rechtsverhältnis. Macht- wie Rechtstheorien stehen der Rechts- 
tatsache, daß der Staat als Rechtssubjekt und zwar als macht- 
vollstes Subjekt des öffentlichen Rechtes, als oberstes Subjekt der 
Rechtsherrschaft, als einziges Subjekt unabhängiger Rechtsherrschaft 
auftritt, hilflos gegenüber. Sie müssen zu der Fiktionstheorie der 
juristischen Person die Zuflucht nehmen, um die grundlegende Rechts- 
tatsache der Rechtssubjektivität des Staats juristisch begreiflich zu 
machen. Dem gegenüber ist es das wesentliche Verdienst der 
Gierke'schen Genossenschaftstheorie, wie auch der psychologischen 
Staatsauffassung, die reale (nicht fiktive) Rechtspersönlichkeit des 
Staates dargetan zu haben. 

In der Tat ist heute die Auffassung des Staates als einer Reali- 
tät, als Rechtspersönlichkeit die fast allgemein herrschende. 

Als Hauptbegründer und Vertreter der Realitätstheorie sind 
Gierke, 8 ) Laband 9 ) und Jellinek zu nennen. 10 ) 



•) Vgl. oben § 8, S. 48-50. 

9 ) Das Staatsrecht des Deutschen Reiches I, S. 53: „Die juristische Perönlich- 
keit des Staates besteht darin, daß der Staat eigene Herrschaftsrechte behufs 
Durchführung seiner Aufgaben und Pflichten und einen selbständigen Herrschafts- 
willen hat." Siehe auch a. a. 0. S. 83 ff. 

10 ) Als Anhänger der Realitätstheorie seien weiter benannt: Gerber, Grund- 
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Hierbei bildet Oierke's Auffassung den Übergang von der 
Rechtstheorie zur Persönlichkeitstheorie. Nach öierke ist der Staat 
zugleich Rechtsverhältnis und Rechtsperson. Er ist Genossenschaft, 
also Rechtsverhältnis. Die Genossenschaft ist aber ein Rechtsver- 
hältnis, das zugleich Rechtspersönlichkeit des genossenschaftlich 
organisierten Verbandes involviert. 

Nach Jellinek ist der Staat Persönlichkeit, seine Persönlichkeit 
wurzelt jedoch in einem Willen, der als realer streng genommen nicht 
besteht. Fingiert wird nach der psychologischen Auffassung zwar 
nicht die Persönlichkeit des Staats, wohl aber ihr Substrat, der all- 
gemeine Wille (obschon Jellinek dies nicht Wort haben will). 11 ) 

Nach Laband ist der Staat Herrschaftssubjekt. Laband leitet 
demgemäß die Persönlichkeit des Staats aus der Herrschaft ab. Und 
damit befindet er sich auf dem richtigen Wege. 

2. 12 )Die Lehre von der Person war im römischen Rechte 
schon mit voller Klarheit richtig ausgebildet. Und wenn die Rechts- 
wissenschaft diese Lehre unverändert übernommen hätte, wären 
die Irrlehren über die Fiktion der juristischen Person nie eingetreten, 



züge des deutschen Staatsrechts, II. Beilage; Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Ge- 
bietskörperschaften, S. 147—173; Rosin und Brie, in ihren oben angeführten Schriften 
(unter Hereinziehung des Zweckmomentes); Haenel, Deutsches Staatsrecht, S. 81 ff.; 
Fürst Bismarck, nach Rosin, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, S. 15; Rosen- 
berg, Staat, Souveränität und Bundesstaat in Hirths Annalen des Deutschen Reichs 
1905, S. 276—281, 848-350. Vgl. auch Bruno Schmidt, Der Staat (Jellinek-Meyer, 
Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen Bd. I, Heft 6), Leipzig 1896, S. 1—9; 
Preuß, Über Organpersönlichkeit 

Gegen die Persönlichkeitstheorie: Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staats- 
lehre, S. 4 — 6; Seydel, Die neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegriffes, in Hirths 
Annalen des Deutschen Reichs 1876, S. 647 f., 651 f., 653; (daselbst S. 648: „Es 
sollte in der Tat nicht mehr versucht werden, die juristische Person, die nach ihrem 
Ursprung ein bloßer Rechenpfennig des Zivilrechts ist und als solcher ihre Berech- 
tigung hat, zu einem lebendigen Wesen zu erheben/) 

Zorn sieht in der juristischen Erfassung des Staats als einer Persönlichkeit 
eine Fiktion, die aber erforderlich sei, um die begrifflich notwendige Voraussetzung 
für einen Willen des Staates zu erlangen. (Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 
1, 2. Aufl., Berlin 1895, S. 62.) Über Fricker siehe oben § 8, S. 47. 

") Vgl. System der subjektiven öffentlichen Rechte, 1. Aufl., S. 28 f., wo Jellinek 
darzulegen sucht, daß die Annahme des staatlichen Willens keine Fiktion sei, „son- 
dern kraft derselben Denknotwendigkeit vorhanden, mit welcher uns die stetige, 
einheitliche, untereinander zusammenhängende Zwecke durch geineinsame Kräfte ver- 
folgende Mehrheit von Menschen als eine Vereinigung, d. h., wie schon die Sprache 
ausdrückt, als eine Einheit erscheint 11 . 

") Vgl. zum folgenden: Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, S. 104—113. 
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und die Umwege der genossenschaftlichen und psychologischen 
Theorie nicht erforderlich gewesen, um die alte Wahrheit von der 
Realität der Rechtsperson wieder aufzudecken. Die von der 
Fiktionstheorie beherrschte Rechtswissenschaft supponierte: Rechts- 
träger können nur Menschen sein. Wenn also der Staat oder eine 
Stiftung oder eine Anstalt von der Rechtsordnung als Rechtsträger 
angesehen werden, muß hier eine Fiktion zugrunde liegen. Aber 
der Vordersatz ist falsch; die Rechtsträger waren nie die Menschen 
als solche. 18 ) 

Die Antike hat nicht in dem Menschen das Rechtssubjekt er- 
blickt; die Sklaven waren in alter Zeit keine Rechtssubjekte; das 
altrömische Recht erkennt als Rechtssubjekt nur den Hausvater, den 
Rechtsgenossen an. Rechtssubjekt war nur die persona. Das 
heißt eine Realität, der von der Rechtsordnung Rechtssubjektivität 
oder die Fähigkeit, Träger von (subjektiven) Rechten zu sein, bei- 
gelegt ist. Diese Realität, dieses Etwas, kann als natürliches Sub- 
strat einen physischen Menschen haben; das natürliche Substrat kann 
aber auch etwas anderes sein — ein Herrschaftskomplex, dann 
ist die persona der Staat; oder ein Vermögenskomplex, dann ist 
die persona eine Stiftung oder eine Anstalt. Der Mensch als solcher 
ist nicht Rechtsträger, sondern nur soweit und soferne die Rechts- 
ordnung ihm diese Eigenschaft beilegt. 

Rechtspersönlichkeit besitzt, wer Rechtssubjekt sein kann. Der 
Staat ist demnach reales Rechtssubjekt, weil er überhaupt eine 
Realität ist, und weil nach jeder Rechtsordnung und kraft des Rechtes 
diese Realität Träger von (subjektiven) Rechten ist. 

§ 10. Ideale und reale Wurzel der Staatsbildung: Illusion 
(Rechtsidee in Form der Illusion) und Kraft. 

1. Jeder originär entstehende Staat hat eine doppelte Wurzel 
des Werdens, eine reale, stoffliche, und eine ideologische, gedank- 
liche, „vernünftige". Die reale, materielle Entstehungskomponente 
ist Kraft; die ideologische ist Illusion. 



") Das Preuß. Landrecht hat dies ganz klar erkannt und richtig ausgesprochen. 
Teü I, Titel 1 trägt die Überschrift: „Von Personen und deren Rechten Überhaupt*. 
§ 1 dieses Titels lautet: „Der Mensch wird, insofern er gewisse Rechte in der 
bürgerlichen Gesellschaft genießt, eine Person genannt 41 . 

„Person" ist etymologisch nichts anderes als Übertragung von persona. Vgl. 
Schade, Altdeutsches Wörterbuch, 2. Aufl., S. 675; Paul, Deutsches Wörterbuch, 189«, 
S. 339 f. 
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Durch die nähere Auseinandersetzung dieses Leitsatzes wird 
zugleich das Ferment ersichtlich, durch welches die Realität Kraft 
und das ideologische Moment Illusion zur Einigung gebracht werden- 
Dieses Ferment ist nämlich infolge der eigenartigen Tatsache gegeben , 
daß die Kraft zugleich illusionär ist, die Illusion aber im Wesen 
nichts anderes als ein Kraftfaktor (nur irgendwie Wesensverwandtes 
kann sich miteinander verschmelzen). 1 ) 

Vor allem ist erforderlich, daß wir zu größtmöglicher Klarheit 
über das Wesen der Kraft zu gelangen suchen. 

Leibniz, der sich bekanntlich ernstlicher als andere Philo- 
sophen mit der philosophischen Erforschung der Kraft befaßt hat, 
setzt das Wesen der Körper, das Descartes in der Ausdehnung ge- 
funden hatte, in ihre passive oder Widerstandskraft; 2 ) der passiven 
Kraft müsse notwendig auch aktive Kraft, Energie entsprechen; 9 ) 
über diese Kraft (deren Annahme zum Aufbau der Monadologie führt) 
sagt Leibniz: „. . Haec autem vis insita distincte quidem intelligi 
potest, sed non explicari imaginabiliter; nee sane ita explicari debet, 
non magis quam natura animae; est enim Tis ex earum rerum 
numero, quae non imaginatione, sed intellectu attingun- 
tur."*) 

Darin ist Leibniz beizustimmen, daß sich die Kraft nicht bild- 
lich oder figürlich veranschaulichen, vielmehr nur durch Abstraktion 

*) Durch die Erforschung dieser Staats-Komponenten wird auch das Wesen 
des Staates als (rechteartifizielle) Kraftquelle in noch helleres Licht gerückt. Treffend 
sagt Hobbes, De cive: „. . . . Nam ex quibus rebus quaeque res constituitur, ex 
eisdem etiam optime cognoscitur. . . ." 

■) Lettre sur la question, si l'essence du corps consistoit dans l'ätendue, 1691, 
Ausgabe von J. E. Erdmann, T. I, Berolini 1840, XXVII, p. 112: „Nous remarquons 
dans la matiere une qualite* que quelquesuns ont appelläe l'inertie naturelle, 
par laquelle le corps r&iste en quelque facon au mouvement; en sorte qu'il faut 
employer quelque force pour l'y mettre, (faisant meme abstraction de la pesan- 
teur) . . ." 

■) a. a. 0. p. 113: „. . et ces notions portent que tout ce qui pfttit doit agir 
r£ciproquement, et que tout ce qui agit doit pfttir quelque räaetion. . . ." 

Leibniz nennt die aktive Kraft „vis activa", „vis elastica" (Epistola ad Wag- 
nerum de vi activa corporis, de anima, de anima brutorum, 1710, Ausgabe von J. 
E. Erdmann, T. II, Berolini 1839, LXXII, p. 465); dann auch, anschließend an die 
Entelechieen des Aristoteles, ivegyeia. (De ipsa natura sive de vi insita aetdonibusque 
Creaturarum, pro Dynamicis suis confirmandis illustrandisque. Siehe die philosophi- 
schen Schriften von Gottfried Wilhelm Leibniz, herausgegeben von C. J. Gerhardt, 
4. Bd., Berlin 1880, S. 504—516). 

Vgl. auch mein System, Bd. I, S. 40—52. 

*) De ipsa natura etc., Gerhardt- Ausgabe Bd. 4, S. 507. 
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erkennen läßt. Das Vorhandensein von Kraft erschließen wir überall, 
wo wir die Entfaltung irgendwelcher Wirksamkeit wahrnehmen. 6 ) 
Was Wirkungen tatsächlich verursacht, ist aktuelle (leben- 
dige) Kraft; was Wirkungen zu verursachen vermag, ist 
virtuelle (gebundene) Kraft. Je größer die Wirksamkeit ist, 
desto größer, stärker ist die (verursachende) Kraft. 

Dies gilt zunächst von der natürlichen Kraft, und zwar so- 
wohl von der mechanischen, die nach physikalischen (und chemischen), 
wie von der tierischen und menschlichen Kraft, die nach physio- 
logischen (und psychologischen) Gesetzen wirksam wird. Dies gilt 
aber gleichermaßen von der artifiziellen Kraft. Artifiziell nenne 
ich jene Kraft, die mit der Bildung menschlicher Gemeinschafts- 
verbände geschaffen wird: die sozial-artifizielle Kraft, die sich 
als Sitte in und mit der Entstehung und Wirksamkeit der Gesell- 
schaft betätigt; die rechtsartiflzielle Kraft, die als Recht mit dem 
Staat existent wird; die ethisch-artifizielle Kraft, die als Ethik 
zunächst mit dem religiösen Kult, späterhin durch die Metaphysik 
(Begründung einer Weltanschauung) zur Wirksamkeit gelangt. Wie 
die natürlichen Kräfte durch Naturgesetze in ihrer Wirksamkeit be- 
stimmt und geregelt werden, so die artifiziellen Kraftfaktoren 
durch artifizielle Gesetze (verpflichtende Sitte, gesellschaftlicher 
Brauch; Rechtsgesetz; religiöses Gebot, Sittengesetz). 

Die staatlich organisierte Menschheit weist gegenüber der vor- 
staatlichen Gruppengemeinschaft ein Plus an Kraft auf, nämlich 
die rechtsartifizielle Kraft. Dieser Kraftgewinn erfolgt aber 
nicht etwa durch bewußt planmäßiges Handeln, durch Schaffung des 
Staats mit der Absicht, nun als staatlich organisierte Gemeinschaft 
geschlossener, macht- und kraftvoller dazustehen als vordem, viel- 
mehr regelmäßig durch religiöse Illusion: göttliches Gebot; gött- 
liche Inspiration des Herrschers; göttliche Mission. 

Wie kommt diese Illusion zustande? Zur Lösung der Frage 
führt die Etymologie des Wortes Kraft. Der Begriff Kraft be- 
deutet ursprünglich etwas anderes als heute; heute ist Kraft gleich 
Wirksamkeit (aktuelle oder virtuelle Kausalität; Aktivität; Sponta- 

*) Vgl. Trendelenburg, Logische Untersuchungen, 2. Aufl., Leipzig 1862, 1. Bd., 
S. 252; Wundt, Logik, 2. Aufl., I.Bd., Stuttgart 1893, S. 614—618, 625—628. Peach, 
Die großen Welträtsel, I. Bd., Freiburg 1883, S. 214—216 hebt treffend hervor, daß 
sich der Kraftbegriff nicht in bloße Bewegung auflösen läßt. 

Auch nach Heimholte, Über die Erhaltung der Kraft, Berlin 1847, S. 3 f., ist 
Kraft das (durch Abstraktion ermittelte) Vermögen, Wirkungen auszuüben. 
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neität). Der alten Zeit ist Kraft gleich übermenschliche, tibernatür- 
liche Kraft oder Stärke, die, eben weil sie über menschliches Maß 
hinausgeht (hinauszugehen scheint), als Zauberkunst, als dämonisch 
(im guten Sinne), als göttlich (weil übermenschlich) geurteilt wird. 6 ) 
Wunderkraft ist somit nach alter Auffassung ein Pleonasmus; denn 
Kraft schließt das Wunder begrifflich in sich. (Man erinnere sich 
an Mosis Staatsgründung und Religionsstiftung — Wunder, wie sie 
die ägyptischen Zauberer nicht zu vollbringen vermochten, als Be- 
weis für die göttliche Mission und darum berufene Führerschaft; 
ebenso Christi göttliche Mission zur Errichtung des ethischen Welt- 
reiches. Chinesische Mythen entwerfen ein Bild der ältesten Zu- 
stände, wonach die Urherrscher halbgöttliche Wesen waren, über- 
menschliche Kräfte besaßen). 

Die alten Zeiten, in denen die Staatsidee zur Entfaltung kam, 
haben offenbar die der Gemeinschaft förderliche Kraftbetätigung, die 
menschliches Maß zu überragen schien, als göttliche Wirksamkeit 
aufgefaßt; das ergibt sich auch schon daraus, daß man die der Ge- 
meinschaft verderbliche Überkraft als Gottlosigkeit (vßgig) brand- 
markte und demgemäß den Frevler zur Tilgung des durch ihn ge- 
schaffenen jbäaoßia aus der Gemeinschaft bannte. 7 ) 

°) Heyne, Deutsches Wörterbuch, 2. Bd., Leipzig 1892, S. 449— 451: »Kraft 
. . . gemeingerm. im Goth. nicht bezeugte Tätigkeitsbildung zu einer verlorenen, nur 
germanischen Wurzel (kraf-, t ist ableitend), deren genaue Bedeutung nicht erschlossen 
werden kann, da das Wort in älterer Sprache auch Zauberkunst, List, Menge be- 
zeichnet: .... Kraft bezeichnet 1. von Menschen und Tieren leibliches Vermögen, 
Körperkraft .... — in der älteren Sprache aber auch mit geheimnis- 
vollerem Beisinne, und an die Bedeutung der Zauberkraft rührend, die leicht 
die älteste Bedeutung sein mag: * 

7 ) Vgl. Passow, Handwörterbuch der griechischen Sprache, Neue Bearbei- 
tung, [I. Bandes 2. Abt. (5. Aufl. des ursprünglichen Werks), Leipzig 1857, p. 2027: 
„vßgig . . . Überhebung, Übermut, jede Verletzung menschlicher oder göttlicher 
Rechte, insoferne sie aus gesetzloser Übergewalt, aus übertriebenem Kraft- 
gefühl .... entspringt . ., Frechheit, Frevel, Gewalt, Gewalttat, Willkür . . . 
und als innere Stimmung: Frevelmut * 

Vgl. dazu Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, S. 94 — 98; Berolzheimer, 
Die Entgeltung im Strafrechte, S. 16—40, 157 f.; 446 ff. 

(Weniger klar in die Augen fallend ist die Urbedeutung der vßgig = frevelnde 
Betätigung der Überkraft, im Thesaurus Graecae linguae — Vol. 8, Parisiis 1865, 
p. 16 — 19; p. 16: „. . . Ab insolentia certe potissimum profiscitur vßßie: ..." — zur 
Darstellung gebracht.) 

Ebenso mit Bezug auf die Vorstellung der Sünde und Sühne nach indischer 
Anschauung M. Holzmann, Sünde und Sühne in den Rigvedahymnen und den Psalmen. 
(Zeitschrift für Völkerpsychologie und Sprachwissenschaft, Bd. 15, 1884, S. 1—18). 
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Wenn also die reale Komponente, die zur Staatsbildung führte, 
Kraft war, so lag darin bereits die Bedingung für die Form, für 
das ideologische Medium, das die Staatserrichtung herbeiführen half, 
— die Illusion. 

Umgekehrt ist die Illusion zugleich ein Kraftfaktor. Denn die 
Illusion ist im Gegensatz zur Lüge jener Schein, jene Täuschung 
oder objektive Unwahrheit, die krafterhöhend wirkt. 8 ) 

2. Die Analyse der Begriffe Kraft und Illusion ergibt somit, 
daß und wie diese Begriffe wesensverwandt sind, wodurch ihre Ver- 
schmelzung möglich erscheint. Damit ist aber nichts als eine Ex- 
position gegeben, ist nur die Möglichkeit der Staatsbildung aus 



Vgl. auch Rohde, Psyche, Seelenkult und Unsterblichkeitsglaube der Griechen, 2. Aufl., 
IL Bd., Freiburg i. B. 1898, S. 101, 405. 

8 ) Jene kulturfördernden, kraftspendenden Täuschungen, die sich als Illusionen 
von der Lüge abheben, dürfen in keiner Weise als ethisch minderwertig betrachtet 
werden. Denn ethisch verwerflich ist nicht die Unwahrheit, auch nicht die Täuschung, 
sondern eben nur jene Klasse von Täuschungen, die man als Lügen bezeichnet. 
Diese radikale Scheidung ist nicht etwa eine Spitzfindigkeit, sondern eine tiefe 
Wahrheit, deren Richtigkeit nicht erst heute oder gestern festgestellt worden ist, 
sondern längst erkannt war, wenn sie auch einigermaßen in Vergessenheit geraten 
zu sein scheint. Schon die römischen Juristen haben mit richtigem Gefühle und 
treffendem Takte den dolus bonus von dem dolus malus, die statthafte Täuschung 
von der unerlaubten geschieden. Erst späterhin ist die Täuschung ganz generell 
in ethischen Mißkredit gekommen, so daß die Scholastik sich in vergeblichem Be- 
mühen abquält, die „Notlüge" philosophisch zu rechtfertigen. Die Täuschung aber 
ist in Wirklichkeit ethisch farblos; sie ist nur als Lüge ethisch verwerflich, da die 
Lüge ihrem inneren Wesen nach kraftzerstörend wirkt. 

Vgl. mein System Bd. II, S. VIII, 64, 124, 137, 166, 275, 282, 288, 317, 461, 
und die dort angeführte Literatur. Siehe ferner die trefflichen Ausführungen über 
die Illusionen und über den Lebenswert der Illusion bei Ludwig Stein, Der Sinn des 
Daseins, Tübingen und Leipzig 1904, S. 174—194. S. 185: „Das durchschlagende 
Argument zu Gunsten der Illusionen sehe ich nämlich darin, daß sie biologisch 
nützlich, im Dienste der Arterhaltung und der Steigerung des Gat- 
tungsgefühls förderlich sind." S. 187: „Im Haushalte unseres Innenlebens . . . 
sind Illusionen ein treibendes, anfeuerndes, belebendes Element." S. 188: „Illusionen 
sind . . . das Spezifik um der Natur gegen die Leiden der Seele." S. 189: „Es 
ist . . grundfalsch, Ideale dadurch zu diskreditieren, in der allgemeinen Wertschätzung 
herabsetzen zu wollen, daß man sie als Illusionen denunziert. Mögen sich ein- 
zelne Motivierungen unserer religiösen, nationalen t>der ästhetischen Ideale als 
falsch, als logisch unhaltbar erweisen, so sind damit die Ideale selbst noch nicht 
wegdekretiert." S. 193: „Illusionen erscheinen . . . (seil, bei richtiger Auffassung) 
als energiefördernde, lebenerhöhende, arterhaltende Funktionen, als ein unterirdisch 
wirksames Stimulans zur Höherbildung des Typus Mensch." S. 196: „Ohne Ideale 
keine Kultur." 
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jenen beiden Komponenten angedeutet. Wie hat man sich den (prä-) 
historischen Akt der originären Staatsbildung zu denken? 

Der Staat ist die autonome Rechtsherrschaft, die rechtsarfcifi- 
zielle Urquelle. Mit dem Staat wird das Recht, mit dem Recht wird 
der Staat. Wenn man die Staatsentstehung nachprüfen will, maß 
man fragen: 

1. Was war nach und mit der Staatsbildung gegeben, was zu- 
vor gefehlt hat? Die Rechtsherrschaft; das Recht. 

2. Was war nach und mit der Staatsbildung (an wesentlichen 
Elementen) gegeben, was zuvor auch schon vorhanden war? Eine 
tatsächliche Herrschaft; das Rechte. (Nur durch Hinzufügung der 
zweiten Frage kann eine erschöpfende Lösung des Problems erfolgen; 
denn irgendwelche reale Substrate für die Staatsbildung müssen doch 
zuvor schon gegeben gewesen sein.) 

Wenn durch den Staat die Rechtsherrschaft begründet wurde, 
die Staatsbildung aber nur das Recht liefert, muß das reale Sub- 
strat der Rechtsherrschaft, d. h. eine tatsächliche Herrschaftsübung, 
schon vordem vorhanden gewesen sein. 

Das Recht als Idee aber ist hervorgewachsen aus der gefühls- 
mäßigen Erkenntnis und Vorstellung des Rechten, des Richtigen, 
des Seinsollenden und Seindürfenden. 

Ich darf mir hier wohl erlauben, an die im ersten Bande dieses 
Systems entwickelte Erkenntnistheorie zu erinnern. Hiernach gliedert 
sich die menschliche Erkenntnis in solche, die auf Vorstellungen 
beschränkt ist und den gesamten Erkenntniskomplex der Natur- 
menschheit ausmacht, und in Ideen, die das Sondergut der Kultur- 
menschheit darstellen. Die Vorstellungserkenntnis und die ideo- 
logische Erkenntnis sind wesentlich verschieden. Wie die Kultur- 
menschheit den Übergang von jener einfachen zu dieser komplizierten 
Erkenntnisart vollzogen hat, ist für uns in Dunkel gehüllt und wird 
es wohl bleiben; daß der Übergang allenthalten stattgefunden, habe 
ich mich in meiner Erkenntnislehre zu erweisen bemüht. Die Vor- 
stellungserkenntnisse können rein sinnlich, Verstandes- und gedächtnis- 
mäßig erworben sein (so insbesondere die elementaren Orientierungs- 
erkenntnisse), sie können aber auch gefühlsmäßig erwachsen sein. 9 ) 

Der Aufstieg der Naturmenschheit zur Kulturmenschheit wird 
nach der subjektiven Seite charakterisiert durch die Erhebung bloßer 
Gefühle in die Sphäre der Idee: Entwicklung des Rechtsgefühls 



*) Vgl. mein System, Bd. I, S. 131 ff. 
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zur Rechtsidee, des Sittlichkeitsgefühls zur Sittlichkeitsidee, des 
religiösen Gefühls zur Religionsidee. Damit sind die subjektiven 
Faktoren für die Entstehung des Rechts, der Ethik, der Religion 
gegeben. 

Die Frage nach der Entstehung von Recht und Staat reduziert 
sich daher auf die andere, wann und wie ist aus der im Rechts- 
gefühle wurzelnden Vorstellung des Rechtes die Rechtsidee er- 
wachsen, so daß aus rechter Macht originär Rechtsmacht = staat- 
liche Herrschaft wurde? Die Wandlung ist hier dieselbe wie bei 
der Erhebung irgendwie gearteter konkreter Vorstellungs- oder Ge- 
fühlskomplexe zu den entsprechenden Ideen. Aus dem Rechten wird 
das Recht, wie aus der Zeitvorstellung die Zeitidee, aus der Kausal- 
vorstellung die Kausalidee, aus dem Schönheitsgefühl die ästhetische 
Idee erwächst etc. — zufolge der Fähigkeit des Menschen, ideo- 
logisch zu denken. Mithin ist es ganz richtig, wenn man Staat und 
Recht als Produkte der Vernunft erklärt, sofern man nämlich Ver- 
nunft mit der Fähigkeit zu ideologischem Denken gleichsetzt. Daher 
kann man auch sagen, das Recht ist auf psychologischem Wege 
entstanden. (Nur ist diese Antwort zu allgemein.) 

3. Im ersten Bande meines Systems habe ich das (schon von an- 
deren erkannte) geschichtsphilosophische Urgesetz erläutert, daß sich 
nämlich die geschichtliche Entwicklung stets in Pendelbewegungen 
vollzieht. Die Anwendung dieses erkenntniskritischen Ursatzes auf die 
geschichtliche Entwicklung der staatsphilosophischen Theorien ergibt 
die Erklärung dafür, weshalb jede neue Theorie mit einer Formu- 
lierung auftritt, die zwar geeignet für die Anbahnung der jeweiligen 
Änderung der Rechtsgestaltung und der rechtlichen Neuentwicklung 
ist, jedoch objektiv irrt. Es ist dies die Folge des Kraftüber- 
maßes, das jeweils zur Erreichung eines Zieles zur Anwendung 
kommt. Ohne weiteres ist einleuchtend, daß jemand, der ein Ziel, 
einen Erfolg — gleichviel welcher Art — erreichen will, um so mehr 
Energie aufwendet, je wichtiger ihm die Erreichung des Zieles er- 
scheint und je impulsiver, leidenschaftlicher er hierbei zuwege 
geht. So sehen wir z. B., daß die Emanzipation des dritten Standes 
— der Bourgeoisie — und des vierten Standes — der Arbeiter- 
schaft — mit Theorien erkämpft wurden, die in ihren Thesen samt 
Begründung weit über das zu erreichende Ziel hinausgeschossen 
sind. Alle Kraft ist eben zugleich Kraftüberschuß. Auch in der 
Natur offenbart sich dies in den Überschüssen (z. B. Saat, Same), 
in der „Verschwendung" der Natur. 
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Und so liegt denn ohne weiteres die Vermutung nahe, daß auch 
die ersten, die ursprünglichen Anschauungskomplexe über Staat und 
Recht, die zu der Urerrichtung des Staats und der Urbegründung 
von Recht geführt haben, gleichfalls ein Überschußmoment in sich 
getragen haben. Dieser Illusionsfaktor war die göttliche Be- 
gründung. Er war notwendig, um das ideologische Moment zutage 
zu fördern und zur Geltung zu bringen. 

Wie ist es aber zu erklären, daß der Illusionsfaktor bei der 
Staatserrichtung regelmäßig sich gerade als göttliche Einwirkung, 
als Inspiration der Gottheit geltend gemacht hat? 

Wenn wir große Bewegungen ins Auge fassen, die nicht auf 
einer neuen Entdeckung oder Erfindung beruhen und deshalb an das 
logische Denken appellieren, sondern vom übermächtigen Willen eines 
einzelnen ausgehend die Gesamtheit mit suggestiver Kraft fortreißen, 
finden wir nicht selten in jenem Führer der Bewegung einen Visionär, 
der in den Visionserscheinungen Anlaß und Kraft zur Betätigung 
des Außergewöhnlichen findet. 

Wir haben eben hier Mystiker vor uns, die sich von den 
spekulativ veranlagten sektiererischen Mystikern dadurch scheiden, 
daß jene handelnde Mystiker sind. Das in ihnen lebendige Gefühl 
des unmittelbaren Verkehrs, des Einsseins mit der Gottheit setzt 
sich in Kraft zur Betätigung außergewöhnlicher Arbeitsleistungen 
um. 10 ) 11 ) Ist ja doch der Fanatismus ein Grundwesenszug der 



10 ) Joseph v. GOrres, Die christliche Mystik, Neuauflage in 5 Bänden, Regens- 
burg 1879, Bd. I, S. 1 : „Die Mystik ist ein Schauen und Erkennen unter Vermitt- 
lung eines höheren Lichtes, und ein Wirken und Tun unter Vermittlung einer 
höheren Freiheit; wie das gewöhnliche Wissen und Tun durch das dem Geiste 
eingegebene geistige Licht und die ihm eingepflanzte persönliche Freiheit sich ver- 
mittelt findet/ Bd. I, S. 27: «Alle Mystik will über die gewöhnliche Führung, in 
geordneten festen bestimmten Welt- und Lebensverhältnissen hinaus, einen engeren 
Verkehr der menschlichen Kreatur mit der Gottheit begründen, aus der Gottes- 
ULterwürfigkeit im Verhältnisse der Kindschaft die Gottesfreundschaft in Liebe ent- 
faltend." Bd. I, S. 167: „. . . es ist aber eben ihr (seil, der Mystik) eigenstes Wesen, 
daß sie, weil der Erde eingesäet, zwar mit ihrer irdischen Seite in ihr gründet, zu- 
gleich aber mit ihrer überirdischen, alle Natur Überragend, in einem höheren Gebiete 
sich bewurzelt findet, aus dem sie ihr höheres Recht und ihre höhere Wahrheit ableitet. 
Dieses Gebiet ist aber nun das religiöse. . . ." Vgl. ferner Lasson, Meister Eckhart, 
der Mystiker, Zur Geschichte der religiösen Spekulation in Deutschland, Berlin 1868, 
S. 1-45: „Über Wert und Wesen der Mystik". S. 1, S. 4: „. . . . die Mystik ver- 
spricht eine tiefere Erkenntnis als die gewöhnliche, ja die tiefste, welche möglich 
ist." S. 11: „Der Mystiker verlangt einen unmittelbaren Verkehr der Seele mit 
Gott, ein inneres, nicht bloß mitgeteiltes Licht, das sein Dunkel erhelle." S. 18: 
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Mystik. 12 ) In diesem Fanatismus finden die quietistischen Naturen 
die Wurzel zu einem in Beschaulichkeit aufgehenden, gottgeweihten 
Leben, die rein passiven Naturen Stütze und Stärke zur Erduldung 
des Martyriums, hingegen die mit intensiver Aktivität Ausgeriisteten 
die Kraft zur Vollbringung außergewöhnlicher Leistungen eines über- 
mächtigen Willens, der das visionär Erschaute in Tat umsetzt und 



„ ... die Mystik ist ein Leben im Elemente des Unendlichen . . ." S. 19: „Es 
liegt im Wesen der mystischen Anschauungsweise, daß sie von einem gesteigerten 
Leben des Gefühls und der Phantasie ebensosehr getragen wird, als daselbe erzeugt. 
Den Mystiker begleitet das beständige Bewußtsein des Göttlichen, welches ihm und 
allen Dingen inwohnt. Dieses Bewußtsein .... äußert sich oft in Wort und Ge- 
bärde in Formen, welche den Charakter der Schwärmerei an sich tragen. Aber 
das ist nicht notwendig der Fall. ..." S. 26: „. . . der Mystiker will persönlichen, 
unmittelbaren Verkehr mit seinem Gott. ..." 

Pfleiderer, Religionsphilosophie auf geschichtlicher Grundlage, 2. Aufl., 2 Bd., 
Genetisch-spekulative Religionsphilosophie, Berlin 1884, S. 633: „. . . was aber die 
Mystik zu einer besonderen Richtung innerhalb der Religion, zum »Mystizismus' 
macht, das ist das Bestreben, die Unmittelbarkeit des Lebens in Gott als solche, 
mit Abstraktion von allen und jeglichen Vermittlungen, zu fixieren. . . Ihre Stärke 
hat die Mystik vor allem in der Wärme und Innigkeit des auf das Innenleben kon- 
zentrierten religiösen Fühlens; dann in der Kühnheit, Originalität und Tiefe der 
Phantasiebilder, in welchen sich das Gefühl stammelnd seinen Besitz veranschaulichen 
will. . . .« 

Siehe auch Heinroth (Prof. der psychischen Heilkunde), Geschichte und Kritik 
des Mystizismus aller bekannten Völker und Zeiten, Ein Beitrag zur Seelenheilkunde, 
Leipzig 1880, S. 449. — 

Im Grunde besteht alle Mystik darin, daß sie (durch Vermittlung ge- 
fühlsmäßigen Empfindens) geheime Beziehungen, Rapporte annimmt, zwi- 
schen menschlichen Seelen (schlechthin oder nur der Psyche des Mystikers 
selbst) und anderen irdischen oder überirdischen Wesen (meist der Gottheit), — 
Rapporte, die mit den wissenschaftlichen Anschauungen Über die Wirk- 
samkeit des Kausalgesetzes und mit dem wissenschaftichen Denken 
überhaupt nicht in Einklang gebracht werden können. 

n ) Vgl. Kohler, Recht und Völkerpsychologie, in der Politisch- Anthropo- 
logischen Revue, I. Jahrg., 1902/3, S. 387: „Daher treten auch diejenigen Individuen, 
die als Übermenschen für die Entwicklung besonders bestimmend sind, in religiöser 
Beziehung besonders hervor: sie erblicken sich als Träger höherer Mächte, sie 
denken sich als gottgeboren, und als solche Sprößlinge der Götter gebieten sie der 
Welt So ist das Häuptlingwesen, einer der größten Faktoren des Fortschritts, 
ebenfalls aus dem inneren religiösen Denken und Trachten der Menschheit hervor- 
gegangen." 

") „Philosophia falsa et fanatica". Unter dieser „ abschreckenden" Rubrik 
.findet Joseph v. Görres (Die christliche Mystik, Bd. I, Vorrede) die Werke der Mystiker 
in der Bibliothek zu Dresden. 
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die fuhrerlose Umwelt in den Bann seines gottbegnadeten Willens 
zwingt. 

Die erste Klasse wird zu Einsiedlern oder Begründern einer 
Sekte; die zweite zahlt mit einem qualvollen Tode den Preis für 
einen bevorzugten Platz in der Geschichte des religiösen Märtyrer- 
tums; die dritte Klasse der aktiven, der handelnden Mystiker 
wirkt weithinhallende, in „übernatürlicher" Kraft wurzelnde Taten 
auf der Bühne des Welt- und Staatslebens. Was hiebei in Wahr- 
heit Intuition ist, wird als (göttliche) Inspiration gedeutet. Der 
Psyche jedes Schaffenden ist ein Teilchen Mystik eingepflanzt. 

4. Wie die Pflanze nicht das ganze Samenkorn und nicht den 
Dünger, mit dem Jas Feld bestellt ist, in sich aufnimmt, sondern 
nur die für ihre Entstehung und Entwicklung notwendigen Bestand- 
teile daraus entzieht, so nehmen Staat und Recht nicht die Faktoren 
Macht und Illusion, durch deren Verbindung Staat und Recht zur 
Entstehung kommen, restlos in sich auf. Vielmehr werden diesen 
Faktoren nur jene Bestandteile entnommen, die notwendig und 
brauchbar für Staat und Recht sind, nämlich objektiv, materiell die 
Kraft, subjektiv, ideell die Idee. Wenn der Raub Eigentum er- 
zeugend oder Ehe begründend erscheint, so ist es nicht das Rauben 
in der Totalität seiner Erscheinung, das Rechte schaffend wirkt, 
sondern nur die Kraftkomponente, die der Raub in sich schließt. 
Und das gleiche ist der Fall bezüglich der ideologischen Seite: die 
religiöse Vorstellung wirkt zur Rechtserzeugung mit, indem sie und 
soweit sie das Rechtsgefühl in sich schließt. So erklärt es sich 
auch (und zwar nur durch meine Auffassung) daß der wesentliche 
Kern jener Faktoren, die zur ersten und ursprünglichen Rechts- 
erzeugung geführt haben, noch heute für die Begründung des Rechts 
maßgebende Bedeutung besitzt. Kraftbetätigung 18 ) und Rechts- 
gefühl 14 ) (auf höherer Stufe, abstrakt, generell: Rechtsidee) sind 

") Die einseitige Theorie, welche nur in der „Arbeit" ein rechteerzeugendes 
Element erblickt, hat ihre berechtigte Wurzel darin, daß die Arbeit, da sie Kraft- 
äußerang ist, eine der möglichen Rechtskomponenten darstellt. 

Irrig wird die Macht als staatliches Wesensmerkmal erfaßt. Nicht die 
Macht, sondern nur der Machtbestandteil Kraft kommt wesentlich in Betracht 

u ) Die Zeit des kulturellen Erwachens der Menschheit ist durch gefühlsmäßige 
Erkenntnis in einer Weise ausgezeichnet, die späterhin fast ganz schwindet Treffend 
sagt y. Savigny, Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 
8. Aufl., Heidelberg 1840, S. 9 : „Diese Jugendzeit der Völker ist arm an Begriffen, 
aber sie genießt ein klares Bewußtsein ihrer Zustände und Verhältnisse, sie fohlt 
und durchlebt diese ganz und vollständig, während wir, in unsrem künstlich ver- 
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die Komponenten der Rechtsentstehung noch heute, wie zur Zeit 
der ursprünglichen, originären Rechts- und Staatsbildung. 

$ 11. Dualistische Staatsentstehung. Der Staat wird begründet 
nicht durch Herrschaftserlangung, sondern durch Herrschafts- 
behauptung. 

1. Die Theorien über die (originäre) Entstehung von Staaten 
sind regelmäßig monistisch, d. h. sie stellen und beantworten die 
Frage: wie ist der Staat entstanden? Hingegen müßte doch schon 
der Anblick der bestehenden Staaten (monarchische, republikanische 
Gestaltung) zur Grundfrage führen: Ist ein einheitlicher Ent- 
stehungsprozeß der Staaten anzunehmen, oder ein dualistischer 
wahrscheinlich? Die Tatsache, daß älteste Staatswesen in der Ge- 
schichte teils als Königtum, teils ohne monarchische Spitze auf- 
tauchen, läßt zum mindesten die Möglichkeit einer dualistischen Ent- 
stehungsweise gegeben erscheinen. 

Man könnte versucht sein, sogar eine Trias der staatlichen Ur- 
entstehung anzunehmen. Wenn nämlich die aristotelische Ansicht, 
einer Dreiteilung der Herrschaftsformen (Monarchie, Oligarchie, De- 
mokratie) zutreffend wäre. Aristoteles hat die grundlegende Drei- 
teilung verkündet, und diese Lehre ist unzählige Male nachgesprochen 
worden. Allein der wesentliche Gegensatz ist die zentralistische 
Zuspitzung des Staatswesens in einem obersten Herrn, König, Fürsten, 
oder das Fehlen einer solchen obersten Rechtsmacht-Zentrale. 

Klare Erkenntnis hierüber findet sich bei Macchiavelli; grund- 
legend erscheint ihm mit Recht die Zweiteilung: Republiken 
und Monarchien. 1 ) 

2. Während das Naturrecht atomistisch konstruiert und den 
vertragsmäßigen Zusammenschluß der einzelnen im Staat und zum 
Staat annimmt, hat die prähistorische Forschung die Haltlosigkeit 
dieser Anschauung erwiesen. 8 ) 

wickelten Dasein, von unserm eigenen Reichtum überwältigt sind, anstatt ihn zu 
genießen und zu beherrschen." 

Jene Gefühle, vor allem auch das Rechtsgefühl, gehören in die Klasse der 
von mir im Bd. I meines Systems S. 310—317 dargestellten Erkenntnisgefühle. 

l ) II principe, cap. I, Eingangsworte : „Tutti gli Stati . . . sono stati e sono 
o Republiche o Principati. I Principati sono o ereditarj . . . o . . nuovi." 

*) Dagegen kann die prähistorische und rechtsvergleichende Forschung nicht 
schlechthin zum positiven Aufbau verwertet werden. Wenn man die Verhältnisse 
der Indianer und anderer wilder Völkerstämme von heute zur Beurteilung der prirai- 
Berolzkeimer, Philosophie den Staate*. 5 
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Die heute mit Recht herrschende soziologische Ansicht 
nimmt vorstaatliche Gruppen an, aus denen der Staat sich ge- 
bildet habe. Damit ist aber die Frage, wie aus den Gruppen ein 
Staat entstanden sei, noch in keiner Weise geklärt. 

Gumplowicz läßt den Staat durch das Zusammenprallen zweier 
Gruppen erwachsen: Herrschaft der einen Gruppe, Unterjochung der 
anderen. Damit wäre der Krieg schlechthin der Staatenbildner. 

Ein Staat ist vorhanden, sobald eine Rechtsherrschaft besteht. 
Und solange diese fehlt, existiert der Staat noch nicht. Herrschaft 
bedeutet aber nicht notwendig das Bestehen einer herrschenden und 
einer versklavten Gruppe. Denn Subjekt der staatlichen Herrschaft 
ist nicht eine Gruppe im Staat, sondern Träger der Herrschafts- 
gewalt ist der Staat als solcher. Daher erscheint die von Gumplo- 
wicz vertretene Anschauung, als könne ein Staat nur durch Unter- 
jochung eines Stammes durch einen anderen Stamm entstehen, (in 
dieser Allgemeinheit) als ein Irrtum. Ein Irrtum, der sich auf die 
in der Staatsphilosophie häufige Verwechslung (Identifizierung) von 
staatlicher Herrschaft (Existenz des Staates als Herrschafts- 
verhältnis) und Herrschaft im Staate gründet. 

Ein Staat oder ein Rechtsherrschaftsverhältnis ist sehr wohl 
auch ohne versklavte Bevölkerungsklasse möglich. Und daß es 
Staaten ohne Sklaverei gegeben habe, ist sogar sehr wahrscheinlich. 
(Jäger-, Nomadenstaaten.) 

Wenn wir heute — retrospektiv — die Frage der Entstehung 
des Staates und Rechtes lösen wollen, führt uns am ersten die Frage 
zum Ziele: Was (welche Verhältnisse, welche charakteristischen Zu- 
stände) war unmittelbar nach der Staatsbildung notwendig vor- 
handen, das vor der Staatserrichtung notwendig gefehlt hat? 

Und da werden wir entschieden jene Ansicht zurückweisen 
müssen, welche (wie die soziologische in der Begründung durch Gum- 
plowicz), den Staat als die rechtliche Festlegung von Rechten und 
Pflichten zwischen der Herrscher- (Herren-, Krieger-) und der 
minderwertigen (unterjochten, Sklaven-) Klasse ansieht. Denn für 

tivsten Zustände der Urzeit der Vorkultur heranzieht, werden zweifellos viele wert- 
volle Tatsachen gefunden. Man muß sich aber hüten, identische Verhältnisse 
zwischen den Naturvölkern der Gegenwart und dem Urzustand der Kulturvölker von 
heute anzunehmen. Denn abgesehen von klimatischen und geographischen Unter- 
schieden weist doch schon die Tatsache, daß die wilden Volker von heute 6 bis 
10000 Jahre in der Entwicklung gegenüber den Kulturvölkern zurück sind, auf einen 
irgendwie von diesen verschieden gearteten Entfaltungsprozeß hin. 
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rechtliche Pflichten kann unmittelbar nach der Staatserrichtung kein 
Raum sein. Insbesondere kann es sich hierbei nicht um rechtliche 
Festlegung von Pflichten der Sklavenklasse gehandelt haben, denn 
diese war ursprünglich reines Objekt, wie alle Gewaltunterworfenen, 
wie auch die Familienglieder. Die Begründung von Rechtspflichten 
der Sklaven ist ein durchwegs abzuweisender Gedanke. Der Sklave 
stand dem Herren genau so gegenüber, wie der Grund und Boden, 
ausschließlich als Objekt der Herrschaft, des Eigentums. Aus eben 
diesem Grunde wäre aber auch die Vorstellung irrig, als ob durch 
die erste Staatserrichtung und Rechtsetablierung etwa die Rechte 
und Pflichten der Herrenklasse gegenüber den Gewaltunterworfenen 
abgegrenzt worden wären. Es gab damals keine Begrenzung des 
Rechts; die ersten Rechte waren ihrer Natur nach absolut, d. h. 
unbegrenzt. Die Idee der Pflicht ist überhaupt von Hause aus keine 
rechtliche (der Rechtssphäre angehörige), sonderen eine sittliche; 
und die Rechtspflicht kommt erst auf, wenn die sittliche Idee der 
Menschheit zum Bewußtsein gekommen ist, und dann aus der ab- 
soluten Rechtssphäre die sittlich-rechtliche Gestaltung zur Entwick- 
lung gelangt. Erst dann verlieren die Rechte ihren absoluten Cha- 
rakter, werden sie begrenzt durch das Gebot der Sittlichkeit. 

3. Unmittelbar nach der Staatserrichtung und durch diese waren 
aus den bloßen Machtverhältnissen, die vordem lediglich als die rechten 
empfindungsmäßig anerkannt gewesen waren, Rechtsmachtverhält- 
nisse geworden. Mit anderen Worten: Die Staatserrichtung mani- 
festiert sich nach der rechtlichen Seite dadurch, daß sie Rechte 
zur Entstehung bringt und damit (und insoweit sie es tut) Recht. 
Durch die Staatsbildung entstehen subjektive Rechte (mit ursprüng- 
licher absoluter Natur) und diese subjektiven Rechte bilden zugleich 
das erste Recht. Aus der absoluten Natur dieser Rechte folgt, daß 
der ursprüngliche Staat stets republikanischen Charakter hatte. 
Und wenn Führer im Krieg, Könige, Priester oder andere Leiter 
der Gemeinschaft vorhanden waren, hatte ihre Führerschaft nicht 
rechtlichen Charakter (Herrschaftsrechte gegenüber Freien — ein 
der Urrechtszeit unfaßbarer Gedanke!), sondern entweder rein tat- 
sächlichen (Führerschaft im Krieg; in der Landverteilung etc.) oder 
außerrechtlichen, religiös-sittlichen (Priester — Könige). 

Entweder ist die Führerschaft auf diesen rein tatsächlichen 
Charakter beschränkt geblieben, und die Führung nach Vollziehung ihrer 
jeweiligen Aufgabe (des Beutezugs oder des Verteidigungskampfes; 
der Aufsuchung besserer Weideplätze etc.) beendigt worden, dann 
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hat die Rechtsgemeinschaft ihren aristokratisch-republikani- 
schen Charakter behalten; oder die Führung hat sich dauernd be- 
hauptet, durch Herrschaftsbehauptung Rechtscharakter an- 
genommen, dann hat sich das Staatsgebilde zum Prinzipat kon- 
solidiert. 

4. Der Grundfehler, den alle Staatstheorien bis heute begangen 
haben, ist, daß sie die Entstehung des Staats (und Rechts) in die 
Erlangung von Herrschaft setzen, statt richtig in die Behaup- 
tung von Herrschaft. Genügend und entscheidend ist nicht schon 
das bloße Aufflackern von Kraft, sondern nur dauernde Kraft oder 
Kraftdauer. 

Die Erlangung von Gewalt oder Macht ist der vorstaatliche 
Akt — Besitzergreifung von Grund und Boden, von Tieren, von 
Menschen; erst mit der Konsolidierung der erlangten Herrschaft 
wandelt sich die Tatsache in Recht. „Sei im Besitze und du wohnst 
im Recht.* Dieser im anderen Sinne und für andere Verhältnisse 
gedachte Ausspruch des Dichters gilt in Wahrheit für alle originäre 
Staats- und Rechtsherrschaftsentstehung. 8 ) 

§ 12. Der äussere Entstehungsgrund der staatlichen Herrschaft. 

(Dualismus der Herrschaftsbehauptung: auf Grund allmählicher 

Vereinigung — auf Grund erfolgter Wahl; Republik — 

Monarchie.) 

1. Das Naturrecht führte die Staatsentstehung auf den Zu- 
sammenschluß der einzelnen Menschen zurück. Diese Anschauungs- 
weise ist unhistorisch. Denn der Mensch als solcher bedeutet in der 
Urperiode des Rechts juristisch nichts; die Anerkennung des Menschen 
schlechthin als Rechtssubjektes ist ethische Errungenschaft. Das älteste 
Recht kennt nur Träger der Rechtsmacht. Demnach konnten bei der 



») Vgl. hiezu unten § 22, sab IL — 

Schon darum verfehlt, weil die Rechtsentstehung an die Herrschaftserlangung, 
nicht an die Herrschaftsbehauptung knüpfend, ist die Darlegung von Bluntschli- 
Loening, Allgemeine Staatslehre, 6. Aufl., 1. Bd., S. 287: „Das Privateigentum, 
d. h. die Herrschaft des Individuums Über die Sachen ist so alt als der Mensch. 
Als die ersten Menschen die Früchte pflückten, welche die Bäume ihnen zur Nah- 
rung darboten, übten sie mit Bewußtsein Herrschaft aus, d. h. sie nahmen dieselben 
zu Eigentum. Und als sie sich eine Höhle wählten und ein festes, wenn auch 
vorübergehendes Lager bereiteten, ergriffen sie auch daran Eigentum. Als sie ihre 
Blöße mit Zweigen bedeckten und ein Tierfell um ihren Leib warfen, hatten sie 
wieder Eigentum erworben." 
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Entstehung von Recht und Staat die Menschen nicht als Menschen, 
sondern nur als Machtträger in Betracht kommen. Die Macht- 
haber vereinigen sich zur Machtgemeinschaft. 

Auch die Art des Zusammenschlusses, den Vereinigungsmodus, 
darf man sich nicht naturrechtlich denken. Das Naturrecht nahm 
den einheitlichen, bewußten Willensakt durch das Medium des Ver- 
trages als den Grund des Zusammenschlusses an. Durch diese Sup- 
position erschien zugleich ein Rechtstitel für die Staatsentstehung, 
ein »Rechtfertigungsgrund * für die Beschränkung der „ natürlichen 
Freiheit" durch die staatliche Herrschaft gegeben. Um eine ver- 
meintliche Rechtfertigung des Staates zu finden, ließ man sich zur 
historischen Unwahrheit fortreißen. Die soziologische Auffassung 
verwirft zwar den Vertrag als Grund des Zusammenschlusses, setzt 
aber mit nicht minder großer Willkür den Krieg als vornehmsten 
Staatsbildner. Gewiß mag äußere Not oft die Ursache der Einigung 
gewesen sein, aber kaum die einzige. Es ist durchaus unwahrschein- 
lich, daß allenthalben ein und dieselbe Ursache zum Zusammenschluß 
geführt habe. Wenn der Historiker oder Rechtsphilosoph in zehn- 
tausend Jahren auf Grund so dürftigen Materiales, wie es uns be- 
züglich der Urrechts- und -Staatsperiode zur Verfügung steht, im 
wesentlichen auf Grund bloßer Rückschlüsse, etwa die Entstehung 
des Parlamentarismus darlegen sollte, würde er vielleicht ebenso wie 
heute die Urrechtsforcher geneigt sein, eine einheitliche und völlig 
einheitlich verursachte Entwicklung des Parlamentarismus anzu- 
nehmen. Und würde sich damit recht wesentlich täuschen. Schon 
die Tatsache, daß die verschiedenen Völker und Stämme in ver- 
schiedenen Zeiten kulturell fortgeschritten sind; daß Verschieden- 
artigkeit des Klimas, des Bodens, der Ernährungsmöglichkeit etc. 
verschieden geartete Lebensbedingungen erzeugt haben, läßt eine 
einheitliche Entstehung der staatlichen Herrschaft ganz unglaubhaft 
erscheinen. 

2. Wenn die einzelnen Machthaber, die Machtträger in engeren 
Zusammenschluß miteinander getreten sind, kann sich diese Vereini- 
gung in allmählichem Werden oder mit einem Schlag voll- 
zogen haben. Wo ein dringender äußerer Anlaß den Zusammenschluß 
geboten erscheinen ließ: Beutezug oder Verteidigung, gemeinsame Aus- 
wanderung zur Aufsuchung neuer Nahrungsstätten, ist der zweite 
Weg anzunehmen; wo dieser Grund nicht vorlag, der erste. Soferne 
man einen Führer brauchte, wählte man einen Häuptling. Blieb 
dieser auch nach beendigter Führung im Besitze der Macht, etwa, 
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weil die Führung erfolgreich war, so tritt zur Herrschafterlangung 
die Herrschaftsbehauptung, wird aus dem Führer der Fürst. 
Der Genossenkreis beugt sich vor dem Führer, erkennt ihn als Be- 
vorzugten und Haupt an, weil er in ihm übermenschliche (über- 
natürliche, d. h. göttliche) Kraft zu erblicken wähnt. 

In anderen Verhältnissen verblieb es bei der bloßen Vereini- 
gung zur Republik. Die Republik erscheint in der Urrechtsperiode 
als die minder entwickelte Form der Herrschaft im Staate. 



Drittes Kapitel. 

Die Funktionen des Staates im allgemeinen. 



§ 13. Die Lehren vom „Staatszweck". 

1. Staat und staatliche Herrschaft sind leere Begriffe, solange 
nicht irgendwie feststeht, in welcher Weise die staatliche Herrschaft 
ausgeübt wird. Zugleich ist dieses Wie der staatlichen Herrschafts- 
betätigung, sowohl durch die Gesetzgebung wie in der Verwaltung, 
von der allereinschneidendsten Bedeutung für alle Staatsinsassen 
und der staatlichen Gewalt Unterstehenden. Darin liegt die funda- 
mentale Wichtigkeit des Problems, das in naturrechtlicher Formu- 
lierung noch heute als die Frage nach dem Staatszweck oder 
den Staatszwecken aufgestellt wird. Naturrechtlich ist diese 
Formulierung aus zwei Gründen. Erstens beruht sie auf dem Ge- 
danken: Zur Realisierung welchen Zweckes haben sich die einzelnen 
zum Staate zusammengeschlossen?, während die Frage richtig sich 
auf die Funktionen des Staates bezieht. Zweitens supponiert jene 
Problemstellung, daß der Staatszweck oder die mehreren Staats- 
zwecke allgemeingültig (für jeden Staat), schlechthin unveränderlich 
(in allen Zeiten) seien, während die Geschichte das Gegenteil lehrt. 

2. Die Theorien und Lehrmeinungen der Staatsphilosophen, 
Staatsrechtslehrer und Politiker gehen hier vielfach auseinander. 1 ) 

l ) Fast jeder staatsrechtliche und politische Schriftsteller hat eine eigene, er- 
heblich oder minder erheblich von anderen differierende Ansicht. Eine auch nur 
annähernd erschöpfende Literaturübersicht müßte den größten Teil der auf die Grund- 
fragen gerichteten staatsrechtlichen und -philosophischen Schriften bringen. Ich be- 
gnüge mich, einige Werke und Autoren anzuführen, die entweder in ihren kritischen 
oder in ihren positiven Ausführungen besonders bedeutsam erscheinen, oder die Frage 
sehr eingehend behandeln, oder heute nicht (mehr) genügend gekannt sind oder zu 
wenig gewürdigt werden: 

L. von Haller, Restauration der Staatswissenschaften, I, S. 470 — 472; Fr. Mur- 
hard, Der Zweck des Staats, Göttingen 1832; J. F.Fries, Politik oder philosophische 
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Dabei ergeben sich verschiedene Gruppierungen. Man kann zuvör- 
derst die philosophische Dreiteilung hervorheben: Absolute, 
relative und gemischte Theorien. Die absoluten Theorien 
setzen einen allgemeingültigen Staatszweck für alle Zeiten und Länder; 
die relativen Theorien verneinen jede Möglichkeit einer allgemeinen 
Festlegung des Staatszwecks; die gemischten Theorien benennen 
einen allgemeinen Staatszweck, der aber so weit gefaßt ist, daß er 
einschneidende Modifikationen zuläßt (Volkswohl; Gesamtinteresse; 1 ) 
Kultur). 

3. Eine weitere Gruppierung kann man danach vornehmen, 
ob als Staatszweck die Realisierung einer Idee (idealistische Auf- 
fassung: Rechtsstaat, 8 ) Kulturstaat, Kulturstaat auf nationaler Basis), 4 ) 

Staatslehre, herausgegeben von Apelt, Jena 1848, S. 62—72; H. Schulze, Einleitung 
in das deutsche Staatsrecht, Neue Ausgabe, Leipzig 1867, S. 116—138; Franz von 
Holtzendorff, Die Prinzipien der Politik, 2. Aufl., Berlin 1879, S. 198-333; Bluntschli, 
Lehre vom modernen Staat, 1. Teil, Allgemeine Staatslehre, 6. Aufl., durchgesehen 
von Edg. Loening, Stuttgart 1886, S. 346—369; Jellinek, Gesetz und Verordnung, 
Freiburg i. Br. 1887, S. 213— 225; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 8. 205— 238, 
544_572; Bornhak, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1896, S. 139 ff.; H. Rosin, Grund- 
züge einer allgemeinen Staatslehre nach den politischen Reden und Schriftstöcken 
des Fürsten Bismarck (zuerst als Freiburger Rektoratsprogramm erschienen ; Sonder- 
abdruck aus den Annalen des Deutschen Reichs 1898), München und Leipzig 1898, 
S. 4 — 10; Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 267 — 269; Gumplowicz, Grundriß 
der Soziologie, 2. Aufl., S. 194 — 196 und passim. 

f ) Rehm, Allgemeine Staatslehre, S. 199: , Gemeinschaftsinteresse ist aber alles, 
was das Interesse aller Gemeinschafter ist; das Gesamtinteresse im Gegensatze zu den 
Interessen der einzelnen Genossen. Schutz und Pflege der Gesamtinteressen der 
Staatsgenossen ist, ganz allgemein gesprochen, der Zweck des Staates. Dieses Ge- 
samtinteresse ist keineswegs mit der Summe der Interessen der einzelnen identisch. 
Es ist vielmehr der Durchschnitt aus den Einzelinteressen. * 

*) Kant, Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre (W. W. Ausgabe von 
Hartenstein, Bd. 7, Leipzig 1868), S. 131: „Ein Staat (civitas) ist die Vereinigung 
einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen. Sofern diese als Gesetze a priori 
notwendig, d. i. aus Begriffen des Äußeren Rechts überhaupt von selbst folgend 
(nicht statutarisch) sind, ist seine Form die Form eines Staats überhaupt, d. i. der 
Staat in der Idee, wie er nach reinen Rechtsprinzipien sein soll, welche jeder 
wirklichen Vereinigung zu einem gemeinen Wesen (also im Inneren) zur Richtschnur 
(norma) dient." 

*) So Bluntschli-Loening, Allgemeine Staatslehre, S. 359—369; S. 362 f.: 
„. . . den eigentlichen, unmittelbaren Staatszweck . . formulieren: Entwicklung 
der Volksanlage, Vervollkommnung des Volkslebens, zuletzt Vollen- 
dung, wobei freilich die zugleich sittliche und politische Forderung ab selbstverständ- 
lich gedacht wird, daß diese Entwicklung des Volkes nicht im Widerspruch sein 
dürfte mit der Bestimmung der Menschheit. 
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oder das Wohl der Staatsglieder erachtet wird (realistische Auf- 
fassung: Volks wohl; Sicherheit; Schutz etc.). 

4. Politische Zwecktheorien nenne ich jene, die behaupten, 
daß der Staatszweck (einseitig) das Interesse einer Klasse im Staate 
vertrete. Die politischen Staatszwecklehren sind entweder fata- 
listisch, d. h. sie begnügen sich mit der Konstatieruung der Tat- 
sache und der Hervorhebung ihrer naturgesetzlichen Notwendigkeit 
(Gumplowicz); oder abolitionistisch, d.h. sie leiten aus jener Tat- 
sache das Postulat einer gerechten Umgestaltung ab (Anarchismus); 
oder protektionistisch, d. h. sie wollen eine andere Klasse zur 
herrschenden erheben (Sozialismus). 

5. Eklektische Theorien stellen Kombinationen dar. 

6. Die Scheidungen sind nicht absolut; verschiedene Theorien 
gehören einigen Gruppen zu. 

7. Als oberster Zweck des Staates wird in alter und neuer 
Zeit vielfach das öffentliche Wohl (salus publica) oder das 
Volkswohl bezeichnet. So schon von den Römern. Von neueren 
hat Wolff, der theoretische Begründer des Polizeistaats, jenen Satz 
eindringlich betont 6 ) und das öffentliche Wohl weiter dahin erläutert, 
es bestehe in: vitae sufficientia, tranquillitas, securitas. 6 ) 7 ) 

In neuester Zeit hat die Volkswohllehre mit großer Schärfe 
Ad. Wagner präzisiert: „Die staatliche Ordnung und das Recht 
bestehen nicht um des Herrschers willen, nicht um dessen persön- 
liche Lebensgüter zu erhalten und zu mehren, sondern um der 
Beherrschten willen. Der Zweck der staatlichen Herrschaft sind 
die Interessen der Beherrschten, nicht die des Herrschers/ 8 ) 



Darin ist alles enthalten, was man als eigentliche Staatsaufgabe betrachten 
kann, und nichts inbegriffen, was außerhalb des Staatsbereiches liegt." 

5 ) Institutiones iuris naturae et gentium § 976: „Quoniam ... in civitate nihil 
faciendum, quod saluti eiusdem adversatur; salus publica in eadem suprema 
lex est. . . .* 

•) Inst. iur. nat. et gent. §§ 972, 837, 975. 

7 ) Nach Cathrein, Moralphilosophie, 2. Bd., Freiburg i. B. 1891, S. 435-442, 
ist der mittelbare Staatszweck, der Endzweck des Staats, die Verherrlichung Gottes; 
der unmittelbare Staatszweck die öffentliche Wohlfahrt. Unter öffentlicher Wohl- 
fahrt versteht Cathrein „die Gesamtheit der Bedingungen, die erforderlich sind, da- 
mit nach Möglichkeit alle Glieder des Staates frei und selbsttätig ihr wahres irdisches 
Glück erreichen können". 

8 ) Art .Staat«, im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. VI, 8. 918—921. 
Zur Begründung fahrt Wagner an, daß die verbindliche Kraft des Rechts „in dem 
von bestimmten Vorstellungen beherrschten Bewußtsein der Beherrschten 11 bestehe; 
a. a. 0. S. 918 (nur der Beherrschten?!). 
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Die Volkswohltheorie darf heute, unter der demokratisch-sozial- 
ethischen Anschauung, wohl als die herrschende bezeichnet werden. 

8. Rieh. Schmidt ersetzt treffend die naturrechtliche Bezeich- 
nung der „Staatszwecke" durch „Staatsaufgaben"; er betont im 
Einklang mit der herrschenden Lehre die Subsidiarität der Wohl- 
fahrtsaufgaben des Staats gegenüber dem Primat seiner Sicherungs- 
aufgaben, wobei Schmidt zugleich hervorhebt, daß eine prinzipielle 
Abgrenzung der Staatsauf gaben nicht möglich ist. 9 ) 

§ 14. Die Staatsfunktionen im Lichte der Geschichte. (Antiker 
Staat; mittelalterlicher Staat; Rechtsstaat; National- und Kultur- 
staat; Staat der Gesellschaftswohlfahrt.) 

I. 1 ) Die geschichtliche Betrachtung der Staatsfunktionen ergibt 
hinsichtlich der mit der staatlichen Herrschaft geübten Funktionen 
weder ein einheitliches Bild, noch eine einheitliche, ununterbrochen 
nach einer Richtung laufende Entwicklungskurve. Vielmehr erweist 
sich das Pendelgesetz der geschichtlichen Entwicklung hier ganz be- 
sonders wirksam. Gleichwohl ist die geschichtliche Betrachtung der 
Staatsfunktionen für Staatstheorie und Politik von wesentlicher Be- 
deutung. Zuvörderst für die Kritik extremer Theorien. Hier er- 
weist die Geschichte, daß weder der bloße Rechtsstaat, den — nach 
A. Smith — die Manschesterschule wirtschaftlich und Kant philo- 
sophisch heischen, noch der omnipotente Leviathan, als welcher sich 
die sozialistische „Gesellschafts"-Ordnung darstellen würde, je existiert 
haben. Jeder Staat der Geschichte weist neben der bloßen Rechts- 
gestaltung, über das Minimum des Waffenschutzes nach außen und 
des Rechtsschutzes nach innen, auch irgendwelche staatliche Kultur- 
betätigung auf. Kein Staat zeigt eine solche Yerknechtung, 
eine so weitgehende wirtschaftliche und soziale Gebundenheit des 
einzelnen, wie sie der sozialistische Zwangsstaat heischt. Maß und 
Art der staatlichen Kulturbetätigung gehen indes zu verschiedenen 
Zeiten und in verschiedenen Ländern wesentlich auseinander. 

9 ) Allgemeine Staatslehre, Bd. I, Leipzig 1901, S. 145—156. 

') Zum Folgenden vergleiche: Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 259 — 301, 
544 ff.; Richard Schmidt, Allgemeine Staatslehre, II. Bd., 1. und 2. Teil (Frankenstein- 
v. Heckel, Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, III, 2, 1; III, 2, 2), 
Leipzig 1903; Qumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, 8. 242— 247; Art. .Staat 11 , im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. VF, S. 920 f., Verf. Ad. Wagner; Berolz- 
heimer, System der Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Bd. II, Die Kulturstufen der 
Rechts- und Wirtschaftsphilosophie. 
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2. Das historische Problem der Staatsfunktionen wird durch die 
neuerdings beliebte Fassung Individualismus — Kollektivismus 
(Sozialethik; Sozialreform; Staatssozialismus) schief gefaßt. Aus dem 
schier unermeßlichen Felde staatlicher Betätigungen wird hierdurch ein 
enger Abschnitt, der allerdings durch die Emanzipation der Arbeiter- 
schaft in den letzten Dezennien aktuelle Bedeutung gewonnen hat, 
herausgegriffen und einseitig als ausschlaggebend dargestellt. Aber 
die Geschichte der Staatskultur beginnt nicht mit der Maschinen- 
arbeit des 19. Jahrhunderts und wird nicht mit der sozialphilo- 
sophischen Bewegung unserer Tage enden. Der Blick des Staats- 
forschers darf nicht durch die Scheuklappen einer Augenblicksrich- 
tung eingeengt werden. 

3. Was man Staatszweck zu nennen pflegt — in Wahrheit die 
allgemeine Abgrenzung der Staatsfunktionen — steht in wesentlicher 
Abhängigkeit von der Anschauungswelt einer bestimmten Rechts- 
kulturperiode über die* Stellung des Staats nach außen und die 
politische Gliderung nach innen. 

Die Antike erfaßt den Staat als selbständige Kraftpotenz nach 
außen. Der Staat ist nicht abhängig von irgendwelcher religiöser 
Gemeinschaft, vielmehr gliedern sich die Religionen in den Staat 
ein, als anerkannte, offizielle Staatsreligion und als geduldete oder, 
weil wirklich oder vermeintlich staatsgefährlich, verpönte Neben- 
religionen. Soweit daher Kulturaufgaben einer Allgemeinheit zu- 
fallen, sind sie Bestandteile der Staatsfunktionen. 

Der antike Staat ist Klassenstaat in dem Sinne, daß als Zentral- 
punkt des Staats die wirtschaftliche und politische Stellung der 
Bürgerschaft erscheint. Daraus ergeben sich die politischen Po- 
stulate der Freiheit des Bürgers: Bekämpfung der Tyrannis, der 
Willkürherrschaft, der Herrschaft, die nicht die wirtschaftlichen 
Interessen der Bürger verfolgt und die zugleich die Freiheit der 
Bürgerschaft verletzt. 

Der antike Staat ist daher zugleich Rechts-, Kultur- 
und Klassenstaat. Aber in einem anderen Sinne als der Staat 
des zwanzigsten nachchristlichen Jahrhunderts. 

Der antike Staat ist Kulturstaat, aber seine Kultur ist eine 
heidnische, der der Grundgedanke der christlichen Kultur, die 
Menschheitsidee, der Humanismus, d. h. die Anerkennung und 
Respektierung jedes Menschen als Rechtssubjektes, fremd ist. Der 
antike Staat ist Rechtsstaat, aber nicht im modernen Sinne, soferne 
im antiken Staat neben den Rechtsträgern vollen Rechts Rechts- 
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Subjekte minderen Rechts und Rechtlose vorhanden sind; der antike 
Staat ist Rechtsstaat nur mit Bezug auf die vollberechtigten 
Bürger. Der antike Staat ist Klassenstaat, aber nicht im modernen 
Sinne einer freien wirtschaftlichen Klassenschichtung, sondern im 
Sinne der Beherrschung und Unterdrückung der nichtprivilegierten 
Klassen durch die privilegierten, wobei die Entwicklung eine zu- 
nehmende Verbreiterung, Demokratisierung der herrschenden Klasse 
erweist. 

Die Staatsfunktionen im antiken Staate lassen sich demnach 
dahin zusammenfassen: Erhaltung und Stärkung der wirtschaft- 
lichen Position, der Kulturstellung und der politischen 
Freiheit der im Staate mächtigen Klassen. 

4. Die mittelalterliche Staatsauffassung ist grundlegend durch 
das Verhältnis von Staat und Kirche bestimmt. Die Kirche 
erscheint als die höhere, von Gott primär eingesetzte Macht. Die 
Kirche hat die ewige Aufgabe der Wahrung des Seelenheils, der 
Staat ist begrenzt auf Fragen des irdischen Seins und Wohls. Durch 
diese verhängnisvolle Herabsetzung der Bedeutung des Staates wird 
der Staat von den wichtigsten Kulturaufgaben weggedrängt. Der 
mittelalterliche Staat ist nicht Kulturstaat, vielmehr ist die Kult- 
gemeinschaft zugleich Kulturgemeinschaft. Daher geht die Er- 
starkung des Staats nach dem Ausgang des Mittelalters Hand in 
Hand mit der Renaissance, der Verdrängung der kirchlichen Kultur 
durch eine heidnisch-christliche Kultursynthese. 

Der mittelalterliche Staat ist ferner nicht Rechtsstaat im 
modernen Sinne, sondern Feudalstaat. Während der Rechtsstaat 
sich paritätisch gliedert, in eine Unzahl von Rechtsgliedern, die — 
unter sich formell gleichberechtigt — nur die staatliche Herrschaft 
über sich anerkennen, ist der mittelalterliche Staat herrschaftlich 
organisiert. Der Landbesitz sichert die bedeutsamste Position, und 
seine Verwaltung schafft durch die Belehnung eine große Zahl herr- 
schaftlicher Gliederungen innerhalb des Staats. 

Mit dem Erblühen der Städte und dem Erstarken des Bürger- 
tums erwachsen durch Zunftzwang und Bannrechte weitere recht- 
liche und wirtschaftliche Klassenschichtungen. 

Die feudale und die zunftmäßige Gliederung der Bevölkerung 
ergibt den mittelalterlichen Klassenstaat. Dieser scheidet sich 
vom modernen dadurch, daß die Klassenbildung den Menschen in 
seiner Totalität umfaßt; sie ist zugleich rechtliche, wirtschaftliche 
und soziale Bindung. Ferner dadurch, das der einzelne nur als 
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Glied des Verbandes Geltung zu gewinnen vermag; die Individual- 
freiheit hat sich im Mittelalter noch nicht durchgesetzt. 9 ) 

5. Mit dem Ausgang des Mittelalters beginnt der Staat zu 
neuem Selbstbewußtsein zu erwachen. Er löst sich von der Um- 
klammerung durch die Kirche. Die Staatshoheit wird wieder an- 
erkannt: Periode des nachmittelalterlichen Absolutismus. Damit 
ist der Staat frei, aber nur der Staat als Staat, als Hoheitssubjekt. 
Die Freiheit ist nur eine formelle, solange nicht auch die Staats- 
glieder, die im Staate vereinigte lebendige Gesamtheit, frei sind. 
Diese Gesamtheit erlangt die rechtliche Freiheit als Gnadengeschenk 
im Polizeistaat (theoretisch formuliert durch Wolff), im Staat des 
aufgeklärten Absolutismus. Als unantastbarer Besitz wird die Bürger- 
freiheit erworben durch den Rechtsstaat (A. Smith; Kant). 8 ) Der 
Rechtsstaat hat eine doppelte Bedeutung und theoretische Formu- 
lierung, Begründung: eine negative und eine positive. Die negative 
Bedeutung ruht in der Protestbewegung gegen die allseitige be- 
vormundende Einmischung der Staatsgewalt in die Angelegenheiten 
der Bürger. Die positive Seite des Rechtsstaats gründet in der 
rechtlichen Garantie von Selbständigkeitsrechten der einzelnen und 
von Unabhängigkeitsansprüchen gegenüber jeder Willkür. Der Rechts- 
staat oder die Emanzipation des Bürgertums setzt an die Stelle 
des Absolutismus des Fürsten den Absolutismus des Gesetzes. 
Der einzelne beansprucht nichts vom Staat, als daß er ungehindert 
auf eigenen Füßen stehen kann. 

Im Rechtsstaat ist der einzelne frei, aber zugleich wurzellos. 
Dem Rechtsstaat entspricht die atomistische Auffassung, die das In- 
dividuum isoliert. Die Gruppenverbände jeder Art im Staate, die 
sozialen Bindungen erscheinen bedeutungslos. Demzufolge fühlt sich 
der einzelne nur als einzelner und an keine außerrechtlichen Rück- 
sichten gegenüber anderen gebunden. Das formell gleiche Recht 
wird eine mächtige Waffe in der Hand des wirtschaftlich Starken 
gegenüber dem wirtschaftlich Schwachen. Das Aufblühen der In- 
dustrie zufolge einer neuen Wirtschaftstechnik, der Maschinenarbeit, 
wirkt die wirtschaftliche Knechtung der Arbeiterschaft durch das 
eben erst zur vollen rechtlichen Freiheit gelangte kapitalkräftige 
Bürgertum. Der Rechtsstaat ist formell Freiheitsstaat, ma- 



»J Vgl Bd. II meines Systems, S. 125—129. 

3 ) Über Entstehung und Bildung des Rechtsstaats vergleiche R. v. Mohl, Die 
Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, I. Bd., Erlangen 1855, S. 227—251. 
Siehe auch Bd. II meines Systems, 5. Kap., namentlich §§ 32 f. 



78 I- Buch. Der Staat. Drittes Kapitel. Die Funktionen des Staates im allgemeinen. 

teriell Staat der privilegierten Ausbeutung des wirtschaft- 
lich Schwachen durch den Kapitalisten. 

6. Durch Vermittlung der historischen Schule wird die 
denkende Rechtswelt auf die organische Natur des Volksganzen hin- 
gewiesen. Damit gelangt der nationale Gedanke zum Leben und 
zu kraftvoller Entfaltung. Allenthalben regt sich die Tendenz, im 
wesentlichen die Übereinstimmung von Staat und Nation herbei- 
zuführen. In Deutschland hat diese Bewegung zur Einigung der 
zersplitterten deutschen Einzelstaaten und zur machtvollen Wieder- 
belebung der deutschen Kaiseridee deutscher Nation geführt; in 
Österreich-Ungarn bringt die nationale Idee Hader und politische 
Zersplitterung; auf der skandinavischen Halbinsel sind die unierten 
Reiche aus nationalen Gründen auseinandergefallen; in Rußland gibt 
der nationale Gedanke einen Vorwand zur Bedrückung der Finnen, 
Deutschen, Armenier und vor allem der Juden. 

7. Die Nationalidee hat zugleich den Blick der Staatsmänner 
von der rein formalen Rechtsbindung im Staate auf den Inhalt der 
rechtlichen Vereinigung gelenkt: auf die Volkheit. 

Staat und Recht erschienen weiterhin nicht mehr als Formal- 
begriffe, die durch aprioristische Deduktionen, durch Abstraktionen, 
generell, aus reiner Vernunft „konstruiert* werden können. Viel- 
mehr erwachte die Erkenntnis von der Relativität des Rechts, 
von seinem unmittelbaren Zusammenhang mit den in der Volksseele 
schlummernden Kräften (Romantikerauffassung der historischen 
Schule), vom unmittelbaren Zusammenhang zwischen Recht und 
Kultur (Hegel). 

Der Rechtsstaat wird abgelöst durch den National- und 
Kulturstaat. 

Als Träger der Rechte, als Subjekt der staatlich garantierten 
Freiheit erscheint fürderhin nicht mehr ausschließlich die Bürgerklasse 
der wirtschaftlich Privilegierten, sondern das ganze Volk. Der 
Staat übernimmt neben dem bloßen Rechts- und Waffenschutz die 
subsidiäre Förderung aller Kulturaufgaben. 

8. Unter der Einwirkung der sozialistischen Lehren wird so- 
dann zunehmend die Einsicht gewonnen, daß die formale Rechts- 
gleichheit kein Hemmnis, sondern vielfach ein Hilfsmittel zur wirt- 
schaftlichen Versklavung der breiten Volksmassen bildet. Der Ab- 
solutismus des Gesetzes wird gemildert durch die Rücksicht auf die 
„Wohlfahrt der Gesellschaft". 

Wie auf den Fürstendespotismus die Periode des aufgeklärten 
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Absolutismus folgte, der die wohlwollende Bevormundung des Volkes an 
Stelle der Regierung des Volks im Interesse des Monarchen setzte, wurde 
der Absolutismus des Gesetzes abgelöst durch die Periode des wohl- 
wollend bevormundenden Gesetzes: letztes (vollendetes) Stadium 
des Kulturstaates; Staat der „Gesellschaftswohlfahrt 8 . Die 
Ideen und Errungenschaften des Rechts-, National- und Kulturstaats 
bleiben gewahrt, aber sie werden ergänzt durch die soziale 
Rechtsauffassung, durch die weitgehende sozialethtische Berück- 
sichtigung der wirtschaftlich Schwachen. 

Im letzten Stadium dieser Epoche der Rechts- und Staatskultur 
stehen wir noch. 

§ 15. Der Staat als neuzeitlicher Klasaenstaat. 

1. Der praktische Mensch, der als rühriges Glied mitten im 
Geschäftsleben und im Weltgedränge steht, kommt selten zur Re- 
flexion über sich und sein Tun. Er baut Maschinenhäuser und türmt 
Steinpaläste, er unternimmt Geschäfte und führt Unternehmungen 
dergestalt, als sei ihm ein ewiges Dasein beschieden, als müsse 
das Jetzt unbegrenzte Dauer haben. Analog ist das Verhalten der 
praktischen Wissenschaft. Sie zimmert den Bau des Rechts und des 
Staats aus, mit Gründlichkeit und so solid, als seien die Fundamente 
unerschütterlich für alle Zeiten. Und so verharren die Rechts- 
und die Wirtschaftswissenschaft heute, im letzten Stadium des 
Wohlfahrtsstaates, unablässig bei der Aufzimmerung des sozial- 
ethischen Rechtes, bei der Erfüllung der sozialpolitischen Postulate. 
Ohne zu fragen, wohin der weitere Lauf der Entwicklung führen 
wird? Für den Rechtsphilosophen hingegen ist die rechts- und 
staatspolitische Frage von ausschlaggebender Bedeutsamkeit: Wohin 
treibt die gärende, drängende Entwicklung der Zeitrich- 
tung? Der kulturelle Wohlfahrtsstaat war nicht von je und wird 
nicht für immer sein. Welche charakteristische Wendung nimmt 
die staatliche Entwicklung in der nächsten Zukunft? 

Da scheinen denn alle Zeichen dahin zu deuten, 1 ) daß nach 
Durchführung der großen Emanzipationsprozesse seit dem Mittelalter 
nun eine Konsolidierung erfolgt, eine Bewahrung, Festhaltung des 
Gewonnenen, und zugleich eine Stabilisierung der Verhältnisse 
im Staat durch Bildung wirtschaftlicher Gruppen, die als neue 
Wirtschaftsklassen zunehmende Bedeutung im Staat und für den 



') Vgl. die Ausführungen im II. Bd. meines Systems, S. 483—493. 
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Staat gewinnen. In mählichem Werden bildet sich der Staat der 
freien Wirtschaftsklassen. 

2. Wenn man den Kulturstaat dem Rechtsstaat gegenüberstellt, 
will man damit nicht zum Ausdruck bringen, daß eine völlig neue 
Betätigung der Staatsfunktionen an Stelle der vorhergehenden, 
der rechtsschutzgewährenden, getreten sei. Vielmehr stellt der 
Kulturstaat ein plus und maius der staatlichen Funktionen dar gegen- 
über dem bloßen Rechtsstaat. Der Kulturstaat verhält sich zum Rechts- 
staat nicht wie ein Ding zu seinem Gegensatz, vielmehr bildet jener 
eine Erweiterung, eine Ausgestaltung des Rechtsstaats über den 
bloßen Rechtsschutz hinaus. Der Kulturstaat nimmt — das ist 
das Entscheidende — die Errungenschaften des Rechtsstaats 
in sich auf, ohne sich jedoch auf diese zu beschränken. 

In ähnlicher Weise verhält sich der neuzeitliche Klassenstaat 
gegenüber dem Kultur-* und Wohlfahrtsstaat. Der Klassenstaat 
des 20. Jahrhunderts wird nichts anderes sein als der Kultur- 
staat mit einer Konsolidation der Bevölkerungsteile. Was 
seit dem Mittelalter errungen wurde und seinen letzten, geklärtesten 
und allumfassenden Ausdruck in dem Postulat des Kulturstaates ge- 
funden hat, die Emanzipation aller Staatsglieder, wird im neu- 
zeitlichen Klassenstaat erhalten bleiben; was hingegen seit dem 
Mittelalter gefehlt hat, die kraftvolle und scharfe Gliederung der 
einzelnen Klassen in Wirtschaft und Recht, wird durch den Klassen- 
staat als Ergänzung, als neue Errungenschaft zum Kulturstaat hin- 
zutreten. Insoferne kann man wohl sagen, der neuzeitliche 
Klassenstaat ist nichts anderes als der konsolidierte Kultur- 
staat. Die Geschichte erweist, daß nur ständisch, klassenmäßig 
organisierte und konsolidierte Staaten zu voller Kraftentfaltung und 
kultureller Blüte gelangt sind. Ohne Geschlossenheit keine echte 
Kultur! 

Den neuzeitlichen Klassenstaat nenne ich die neuerwachende 
Betätigungsform der Staatsfunktionen im Gegensatz zum mittel- 
alterlichen Ständestaat. Dieser ist feudal, mit unfreier Klassen- 
bildung, gekennzeichnet durch geistige und ökonomische Unfreiheit 
der einzelnen. Geistig steht das Individuum im Mittelalter im Bann 
der Kirche, ökonomisch steht es unter dem Druck seiner Klasse. 
Hingegen gebührt dem einzelnen im neuen Klassenstaat Gewissens- 
freiheit und ökonomische Selbständigkeit, die wesentlich nur durch 
das selbstgeschaffene Band des freien Zusammenschlusses begrenzt, 
aber nicht beeinträchtigt wird. 
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3. Durch Freiheit bestimmt ist auch der Weg, der zum 
modernen Elassenstaat führt. Auf gesellschaftlichem, sozialem Wege 
organischer Entwicklung haben sich die neuen Wirtschaftsklassen ge- 
bildet. Die anzuschließende rechtliche Festlegung wirkt im Grunde 
nur deklaratorisch, nicht konstitutiv. 

Der Vorzug, der rechtskulturelle Fortschritt des neuzeitlichen 
Elassenstaates gegenüber dem bloßen Kulturstaat ist darin begründet, 
daß jener ein erhebliches Plus an (rechtsartifizieller) Kraft gegen- 
über diesem bedeutet; die Kraft nämlich, die aus der Konsolidierung 
der Bevölkerungsschichten erwächst. Und die Folge wird ein kraft- 
volleres, machterfülltes Auftreten des Staates nach außen und eine 
Erhöhung der kulturellen Leistungen im Innern sein. Der einzelne 
der durch die Zugehörigkeit zur Klasse über sein bloßes Ich ökono- 
misch und sozial hinauswächst, steht kraftvoller, gesicherter, wirt- 
schaftlich unabhängiger und freier da, und mit der Gesamtheit der 
einzelnen der Staat selbst. 
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§ 16. Wesen und Begriff des Rechts. 

I. Das Recht als Kraft. 

1. Sehr häufig wird das Recht als ein Machtbegriff bezeichnet. 
Nach der reinen Machttheorie ist Recht, was die jeweiligen Macht- 
haber als Recht stempeln; wobei der Nebengedanke sich öfters ein- 
schleicht, daß hiebei die Machthaber (die herrschenden Klassen) nach 
Willkür und reinem Eigeninteresse verfahren, so daß im Grunde 
nach dieser Lehre das Recht nichts anderes wäre als das Unrecht 
in den Händen der Mächtigen (lucus a non lucendo!); die ex- 
tremste Formulierung gewinnt dieser Satz in der (auf die wichtigste 
Privatrechtsinstitution bezüglichen) Formulierung Proudhon's : „La pro- 
prio c'est le vol.* 

Die Machttheorien haben den Keimansatz eines richtigen Ge- 
dankens falsch formuliert. Macht bedeutet immer ein Herrschafts- 
verhältnis, eine Beziehung zwischen einem Subjekt und einem (mensch- 
lichen oder sachlichen) Objekt derart, daß dieses der Gewalt (dem 
Willen, der Verfügungsmöglichkeit) des ersten unterliegt. Solche 
Machtbeziehungen finden sich notwendig in jeder Rechtsordnung, 
aber sie erschöpfen nicht den gesamten Rechtskomplex. Streichen 
wir nämlich aus einer Rechtsordnung alles, was sich auf die sub- 
jektiven Rechte, Berechtigungen oder auf die Regelung tatsächlicher 
Herrschaftsverhältnisse bezieht, so bleibt noch ein sehr bedeutender 
Rest rechtlicher Regelung zurück, der sich nicht unter den Macht- 
begriff einreihen läßt. Mit anderen Worten: Die Machttheorie 
erklärt höchstens die (subjektiven) Rechte, aber nicht das 
Recht. Dazu kommt ein weiteres. Durch die Machttheorie wird 
der eine Kulturfaktor Recht von anderen Kulturfaktoren: Sittlichkeit, 
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Sitte, Religion, fundamental geschieden. Wir finden aber dem ent- 
gegen in der Geschichte, daß die genannten Faktoren mit dem Rechte 
zusammen von je in engster Verwandtschaft und Zusammengehörigkeit 
standen. Ja, eine großzügige Universalrechtsgeschichte müßte als 
markantestes Kennzeichen der Entwicklung das Zusammengehen und 
Auseinanderfallen, die Übereinstimmungen und Differenzierungen 
zwischen der Religion, der Sittlichkeit, der Sitte einer-, dem Rechte 
andrerseits hervorheben. Ein solches Ineinandergreifen und Ausein- 
anderfallen, Verwachsensein und nur mählich aus der Einheit Ge- 
löstwerden ist nur zwischen Objekten möglich, die in ihrem innersten 
Kerne irgendwie wesensverwandt sind. Mit anderen Worten: Die 
Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung verweist mit Notwendig- 
keit darauf, daß zwischen jenen Kulturfaktoren ein gemeinsames 
Band besteht, daß eine Urformel, ein Grundelement vorhanden ist, 
worauf sie sämtlich zurückgeführt werden können. Dies kann aber 
unmöglich die Macht sein; denn die Sittlichkeit, Religion, Sitte 
sind als solche nicht Machtfaktoren. Wohl aber sind diese sämt- 
lichen Kulturerscheinungen Kraftäußerungen. Sie alle sind jene 
artifiziellen (d. h. nicht von der Natur — der Außenwelt — 
dargebotenen, sondern durch den Menschen geschaffenen) Kraft- 
faktoren, deren die Menschheit bedarf, um als Kulturmensch- 
heit zu entstehen und zu bestehen: kulturelle Kraftfaktoren. 1 ) 

2. Daß das Recht seinem urinnersten Wesen nach (artifizielle) 
Kraft ist, läßt sich urrechtshistorisch daraus (indirekt) erweisen, 
daß verschiedene Rechtsinstitutionen der ältesten Zeit als mit der 
späteren Rechtsgestaltung in Einklang befindlich nur dann erwiesen 
werden können, wenn man die Wesenheit des Rechts in die Kraft 
setzt. 

In Zeiten primitiver Rechtsentwicklung ist der Raub der beste 
Rechtserwerbsgrund, während die Rechtskultur von heute den Raub 
perhorresziert. Wie ist ein (äußerlich betrachtet) so fundamentaler, 
so totaler Widerspruch möglich und erklärbar? Wie läßt sich gleich- 
wohl ein innerer Zusammenhang zwischen jener ältesten Rechts- 
kultur und der von heute finden? Eben nur dadurch, daß die mate- 
rielle Komponente des Rechts- (und Rechte-) Entstehungsaktes Kraf t- 
betätigung ist, während der ideelle Faktor in der Übereinstimmung 



*) Treffend sagt Schaffte, Bau und Leben des sozialen Körpers, 2. Aufl., Tübingen 
1896, 1. Bd., S. 236: „. . Offen ersichtlich sind Recht und Moral die Grundlagen aller 
großen Leistungsfähigkeit der gesellschaftlichen Kräfte. Beide fahren dem Ideal 
der sozialen Mechanik zu. . ." 
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mit der jeweils bestehenden Gesamtkultur liegt. Darum ist auch 
nicht jede auf Macht und Besitz gerichtete Kraftentfaltung rechts- 
(und rechte-) erzeugend, vielmehr kommt ihr diese Wirkung nur zu, 
wenn sie im Einklang mit der jeweiligen Kulturanschauung betätigt 
wird, während ihr Widerspruch mit der Kulturforderung entgegen- 
gesetzte Wirkungen schafft (revolutionäre Bewegung; rechtswidrige, 
strafbare Handlung). 

Bezeichnend für die Zeiten primitiver Rechtskultur ist die 
wesentliche Übereinstimmung in der Entstehungsart des objektiven 
Rechts und der subjektiven Rechte. Hier wie dort ist die Stärke, 
die Kraftbetätigung, das ausschlaggebende materielle (reale) Moment; 
daher auch die Entstehung der Ehe durch Frauenraub. Bekanntlich 
finden sich vielfach bei höherer Rechtskultur — zur Zeit des Frauen- 
kaufes — noch Anklänge an die Vorzeit, indem ein (symbolischer) 
Schein-Raub, eine Schein-Entführung betätigt werden mußte. Man 
hat bisher darin ein bloßes Residuum der ursprünglichen Rechts- 
kultur erblickt, eine Art juristischen Atavismus. Wenn aber der 
Frauenraub wenigstens formell beibehalten wurde noch zu einer Zeit, 
wo in Wahrheit der Eheschließungs- (Frauenerwerbs-) Akt durch Kauf 
zum Vollzug kam, ist dies nur dadurch ein wandsfrei erklärbar, daß im 
Rechtsbewußtsein dieser Zeit der Kauf eines Momentes zu entbehren 
schien, das zum Rechtserwerb, zur Erzeugung des subjektiven Rechts 
wesentlich war und dem Raube innewohnte; nämlich eben Kraft- 
betätigung. Erst in allmählichem Werden und Reifen kam die 
Rechtsanschauung zur vollen Geltung, daß die zur Rechtsbegründung 
erforderliche Kraftentäußerung nicht notwendig eine physische sein 
müsse, vielmehr auch die rechtsartifizielle (auf der Hergabe von 
Rechtsgütern, Vermögensstücken beruhende) genüge. 

3. Nur aus dem Gesichtspunkte der Kraftlehre läßt sich die 
verschiedenartige Gestaltung des Erbrechts rechtsphilosophisch wür- 
digen und restlos deuten. 

Die Rücksicht auf die rechtsartifizielle Kraft wirkt einseitig 
Stärkung der Gesamtfamilie und demgemäß Bevorzugung einzelner: 
Seniorat — Landesfürstenrecht; Juniorat — Bauernrecht. Die sitt- 
liche Kraftidee heischt gleiche Bedenkung eines jeden Kinds. (Po- 
stulat: Berücksichtigung der sittlichen Idee bis zu dem Grade, daß 
jedes Kind die Mittel zum standesgemäßen Leben vorfindet oder in 
den Stand gesetzt wird, sie sich zu erwerben; darüber hinaus Bevor- 
zugung eines einzelnen oder zweier Kinder vor den übrigen. Hie- 
durch allein wird der Malthusianismus bekämpft, der in dem Bestreben 
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wurzelt, die rechtswirtschaftliche Position der Familie zu erhalten, 
aber dieses Bestreben durch Begrenzung der Einderzahl in einer die 
Staatskraft schädigenden Weise äußert.) 

4. Revolution und Krieg können rechtsphilosophisch nur ge- 
deutet werden, wenn man das Recht als Kraftbetätigung betrachtet 
Die Ventile funktionieren nicht, infolgedessen platzt der Kessel. 
Oder, nicht im Bilde gesprochen: Wenn die rechtliche Zwangsorgani- 
sation Staat in ihren Grundfesten erschüttert ist, erzwingt sich die 
in der Rechtsordnung eingedämmte Kraft gewaltsam eine Neurege- 
lung der staatlich-rechtlichen Verhältnisse. Daß Revolution und 
Bürgerkrieg als rechtlich wirksame Faktoren anerkannt werden, daß 
auch der Krieg in seinen Folgen neues (objektives) Recht und neue 
(subjektive) Rechte schafft, ist nur dadurch möglich und rechsphilo- 
sophisch erklärbar, daß eben der Wesenszug des Rechtes — die 
Kraft — auch in jenen elementaren Erscheinungen zur Geltung 
kommt, wennschon gewaltsam und die bisher gesetzte Ordnung durch- 
brechend. 2 ) 

IL Das Recht als artifizielle und ideologische Kraft. 

1. Das Wesen des Rechts ist Kraft. Damit ist aber eine er- 
schöpfende Feststellung nicht gegeben. Es bedarf der Grenzziehung 
gegenüber anderen Erscheinungen der Kraftbetätigung. Das Recht 
ist, wie jeder andere Kulturfaktor (Sittlichkeit, Sitte), artifizielle 
Kraft. Das heißt Kraft, die aus dem Zusammenleben und durch 
das Zusammenweben einer Kulturgemeinschaft entspringt. Das Recht 
ist nicht ein Naturprodukt, sondern ein Erzeugnis des Menschen- 
geistes. Nicht eine Erfindung des menschlichen Scharfsinns, sondern 
ein auf gefühlsmäßigem Grunde erwachsenes Artefakt der mensch- 
lichen Gemeinschaft. Die im Staate und durch das Band des Rechts 
geeinte Menschheit scheidet sich von dem bloßen Haufen nur sozial 
Verbundener durch das artifizielle Band des Rechts. Dadurch werden 
die wesentlichen Beziehungen der einzelnen unter sich und zur Ge- 
samtheit organisiert, der Willkür entrückt. Jede Organisation oder 
Ordnung bedeutet aber Kraftzuwachs gegenüber der gleichen Lage 



*) Dahn, Die Vernunft im Recht, verweist die Revolution (S. 218) und den 
Krieg (S. 148) aus dem Bereiche der Rechtsphilosophie. Aber eine Rechtsphilosophie, 
die der rechtsphilosophischen Deutung von Revolution und Krieg ratlos gegenüber- 
stünde, gliche einer Physik, die sagen würde: Die Lehre über die Ursachen und 
Vermeidung von Kesselexplosionen gehört nicht zur Mechanik. 
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mit fehlender Organisation (z. B. die disziplinierte Soldatentruppe 
gegenüber einer Bande bewaffneter Bauern). 

2. Das Recht offenbart seine artifizielle Natur nicht nur in 
seiner Entstehung, sondern in gleichem oder noch höherem Maße in 
seiner Bewährung und Betätigung. Jede Rechtsänderung, jeder Fort- 
schritt der Rechtsbildung und jeder Wandel in der Gestaltung und 
Betätigung subjektiver Rechte setzt neue rechtserhebliche Tatsachen, 
Geschehnisse, Willensakte voraus. Sei es unmittelbar und ausdrück- 
lich (Gesetzgebungsakt; Rechtsgeschäft), sei es mittelbar und still- 
schweigend, durch generellen Rechtsakt bestimmt (Gewohnheitsrecht; 
Verjährung, Ersitzung). 

3. Das Recht ist ideologische Kraft. Recht kann nur ent- 
stehen und sich dauernd behaupten, wenn und solange die Idee der 
Rechtmäßigkeit, der Gerechtigkeit des Rechts besteht. Alle Kämpfe 
um's Recht werden im Namen der Gerechtigkeit geführt. Sobald 
konkretes Recht nicht mehr mit der Rechtsidee übereinstimmt, nicht 
mehr als gerecht empfunden wird, geht die Rechtsgestaltung ihrem 
Ende entgegen. Ein Wandel des geltenden Rechtes bahnt sich an. 
Nicht von heute auf morgen bringen neue Ideen veränderte Gestal- 
tungen, aber in mählichem Werden und Wachsen setzen sie sich 
zur Geltung durch. Und wie man alte Stadttore, solange sie den 
Verkehr nicht empfindlich stören, stehen läßt, obwohl ihre praktische 
Bedeutung und Funktion geschwunden ist, so geht es häufig mit 
Rudimenten der Rechtsbestimmungen. Je demokratischer die Ver- 
fassungen sind, desto langsamer pflegen neue Gestaltungen ins Leben 
zu treten. (Der konservative oder konservierende Geist der englischen 
Gesetzgebung ist durchaus demokratisch.) Die große Masse ist 
schwerfällig in ihren Bewegungen. 

III. Das Recht als ordnende Kraft auf Grund staatlicher 

Herrschaft. 

1. Die differentia specifica, welche das Recht von den anderen 
kulturellen Kraftfaktoren der Religion und Sittlichkeit scheidet, 
ist seine Ordnungsfunktion. 8 ) Diese teilt das Recht mit der Sitte. 

Eine organisch verbundene Gemeinschaft von Menschen scheidet 



') Die Erkenntnis des Rechts als Ordnung ist uralt. Sie tritt schon in frühen 
Rechtsperioden auf, dort allerdings begleitet von der Illusion der „Heiligkeit". Vgl. 
Zimmer, Altindisches Leben, Berlin 1879, S. 418 f : „Der Hüter der heiligen Ordnung 
(rta) ist nicht zu trügen ... die gottlosen (avratan) stößt er hinab .... Verächter 
der heiligen Ordnung (anrt&h)". 



90 H. Buch. Das Recht Viertes Kapitel. Die Natur des Rechts. 

sich von einem bloßen Haufen dadurch, daß jene Ordnungsprinzipien 
anerkennt. Alle Ordnung ist Kraft, bedeutet Krafterhöhung. 

Die Ordnungsfunktion des Rechts offenbart sich nach zwei 
Grundrichtungen: als gewährende Kraft (Rechtsmacht) und als 
bindende Kraft (Rechtsschranken). 

2. Man erblickt das scheidende Charakteristikum zwischen dem 
Recht einer-, der Sittlichkeit und der Sitte andererseits meist im 
Zwangscharakter des Rechts. Diese Scheidung ist zu verwerfen. 

a) Der Zwangscharakter ist nicht wesentliches, sondern nur 
regelmäßiges Attribut des Rechts. Die lex imperfecta ist Be- 
standteil des Rechts, obschon sie der zwingenden Natur entbehrt. 

b) Der Rechtszwang ist überwiegend unvollkommener Zwang. 
Die Fälle, in denen die Rechtsordnung das Rechtmäßige direkt und 
restlos erzwingt, sind ganz vereinzelt. Streng genommen erzwingt 
die Rechtsordnung das rechtlich Gebotene selbst dann nicht, wenn 
absoluter, direkter Erftillungswang durch das Recht erfolgt (z. B. im 
Falle der Realexekution. Sogar hier bekommt der Berechtigte die 
Leistung zu spät, später als er sie kraft Rechtens zu fordern hätte. 
Mithin nicht die geschuldete Leistung nach Maßgabe der Verschul- 
dung). Was man den Rechtszwang nennt, ist regelmäßig nur die 
Statuierung von Rechtsnachteilen für den Fall von Zuwiderhandlungen 
gegen das rechtlich Angeordnete. 

Der Rechtszwang ist im Völkerrecht fast völlig, in anderen 
Rechtsgebieten häufig illusorisch. 

c) Der Zwang ist nicht ausschließliches Attribut des 
Rechts. Jede präsente Gewalt kann zwingen; nur präsente Gewalt 
vermag zu zwingen. 

Der Zwang des Räubers ist meist erfolgreicher als der Zwang 
der Rechtsorgane. 

d) Der Zwang (die Zwangsvorschrift, Zwangsnorm) ist etwas 
äußerliches. 4 ) Es handelt sich aber darum, das Wesen des Rechts 
gegenüber anderen Kulturerscheinungen abzugrenzen. 

4 ) In neuester Zeit suchen namhafte Juristen eine Vertiefung der Zwangslehre 
herbeizufuhren. So betrachtet Jellinek als Wesensmerkmal des Rechts nicht den 
Zwang, sondern die Garantie, deren Unterart der Zwang bilde (Allgemeine Staats- 
lehre, S. 805—307). 

Zweifellos liegt darin eine Verbesserung gegenüber der Zwangslehre. Aber 
das von mir gegenüber der Zwangstheorie Eingewendete trifft auch gegenüber der 
garantierenden Qualität des Rechts zu. 

Bierling, Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe, I, S. 139 — 152, führt aus: 
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3. Die Ordnungsfunktion des Rechts wird gegenüber andern 
Ordnungen (der Religion, der Sittlichkeit, der Sitte, eines Vereins, 
einer Gesellschaft, der Hausordnung etc.) nur durch den engen Zu- 
sammenhang des Rechts mit dem Staat erkannt. 

Die staatlichen Ordnungsfunktionen werden nur durch 
das Recht betätigt. Auch die staatliche Verwaltung (Verwaltungs- 
vorschriften und Verhaltungsmaßregeln) hat das Bestehen des Rechts 
zur notwendigen Voraussetzung. 

Das Recht ist daher die durch autonome Herrschaft im 
Kulturzustande begründete Ordnung. 

§ 17. Die formale Seite des Rechts. (Inhärente Ungerechtigkeit 
des Rechts.) Die reale Seite des Rechts. (Recht nnd Macht.) 

I. 1. Alles Recht schließt notwendig einen Bestandteil von 
Ungerechtigkeit in sich. Dies ist in der Natur des Rechts selbst 
begründet. Denn alles Recht ordnet eine größere oder kleinere An- 
zahl von Fälfen generell, während jeder einzelne Fall, jedes recht- 
lich zu würdigende Vorkommnis eine individuelle Verschiedenheit 
gegenüber anderen aufweist. 1 ) Das Recht wird als gerecht empfun- 

„Der Zwang ist weder essentielles „ unterscheidendes " (.konstituierendes, ursprüng- 
liches*) noch sekundäres («aus dem Wesen des Rechts naturgemäß sich ergehendes*) 
Merkmal des Rechts. Vielmehr hat jede Rechtsnorm die Tendenz, sich geltend zu 
machen, „das Bedürfnis der Geltungsbewährung"; die beste Geltungsbewährung ist 
freiwillige Befolgung/ 

Stammler grenzt Recht und Sitte gegenüber der Sittlichkeit dahin ab, daß die 
beiden Normenklassen des Rechts und der Sitte äußere Regeln menschlichen Ver- 
hältnisses sind, d. h. solche, die sich von der Triebfeder der einzelnen, sie zu be- 
folgen, ihrem Sinne nach ganz unabhängig stellen (Wirtschaft und Recht, Leipzig 
1896, S. 105 f.). Das Recht scheidet Stammler von der Sitte dadurch, daß jenes 
seinem Sinne nach als Zwangsgebot gelten will, die Sitte (wie die verwandten an- 
deren Konventionairegeln des Anstands etc.) an die Einwilligung der Unterstellten 
gebunden ist (Wirtschaft und Recht, S, 485—523; Art. „Recht" im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften, Bd. 6, S. 327 f.). Auch hierin liegt eine Verbesserung 
gegenüber der reinen Zwangslehre, soferne Stammler die bloße Tendenz des Rechts, 
kraft Zwangs zu wirken, zum Ausdruck bringt. 

') Treffend sagt Laband, Rechtspflege und volkstümliches Rechtsbewußtseiu, 
Deutsche Juristenzeitung 1905, Nr. 1, S. 15: „Wenn man von der Rechtspflege verlangt, 
daß sie jedem neu hervortretenden Bedürfnis des Augenblicks . . Abhilfe verschaffe, 
so verkennt man das Wesen des Rechts und die Aufgabe der Rechtspflege. Das 
Recht bedarf der Festigkeit, mit welcher ein gewisser Grad von Sprödigkeit und 
Unbiegsamkeit verbunden ist; das Recht muß eine Widerstandskraft haben; was zu 
nachgiebig ist, kann keine Stütze sein/ 



i 
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den, wenn die Nuance so klein ist, daß die Ungerechtigkeit nicht 
fühlbar wird, nicht zum Bewußtsein kommt. Wird die Divergenz 
größer, dann erwächst das Bedürfnis einer Korrektur des Rechts 
nach den Grundsätzen der Billigkeit. Insofern erscheint die Billig- 
keit als die Korrektur des Rechts im Geiste der Gerechtigkeit. 

2. In zahlreichen Fällen bleibt aber die aus der formalen Natur 
des Rechts entspringende Härte bestehen, weil eben andernfalls eine 
generelle Regelung, und damit die rechtliche Regelung überhaupt, 
unmöglich wäre. Diese Härte wird insbesondere in den Grenzen 
wirksam, die mit Bezug auf das Recht bestehen oder durch das 
Recht geschaffen werden. Und zwar bezüglich der örtlichen, der 
zeitlichen und der persönlichen Grenzen. 

Die Nachbarn an den Grenzen zweier Staaten oder Rechts- 
bezirke stehen unter sich örtlich und meist auch wirtschaftlich und 
kulturell näher als zu entfernt wohnenden Einwohnern ihres Rechts- 
gebietes. Gleichwohl unterliegen jene innerlich mehr Verbundenen 
verschiedenen Rechten, diese innerlich Fernerstehenden den gleichen 
Rechtsgesetzen. 

Wandlungen in der Rechtsüberzeugung eines Volks oder maß- 
gebender Volksteile entstehen in mählichem Wachsen und Werden. 
Die Rechtsänderung vollzieht sich (von der Bildung des Gewohnheits- 
rechts abgesehen) stets mit einem Schlage, durch ein neues Gesetz- 
gebungswerk. Die Rechtsänderung tritt von heute auf morgen ein, 
die Anschauung über Rechtmäßigkeit der früheren oder späteren 
Rechtsnorm bahnt sich nur im Verlaufe größerer Zeiträume an, so- 
daß eine genaue Fixierung des Zeitpunktes, in dem die Rechtsüber- 
zeugung sich geändert hat, nicht möglich ist. Besonders einschneidend 
wirkt ferner die Festsetzung von rechtserheblichen Fristen oder Ter- 
minen. Die Fristsetzungen (im Prozeß; aber auch im materiellen 
Recht: Verjährung; Ersitzung; Zeitpunkt der Wirksamkeit neuer 
Handelsverträge oder Zollsätze etc.) entspringen dem Ordnungs- 
bedürfnis des Rechts. Irgend ein Zeitpunkt muß eben für den Be- 
ginn oder das Ende oder die Zeitdauer der Rechtswirksamkeit be- 
stimmt werden. Hiebei wird die Fristversäumung häufig materiell 
ungerecht empfunden. Remedur bei unverschuldeter Versäumnis ist 
oft gesetzlich zugelassen (Wiedereinsetzung in den vorigen Stand etc.). 

Von persönlichen Grenzen kommen heute, nach Aufhebung der 
ständischen Gliederung, wesentlich nur, zugleich als Unterart der 
zeitlichen, die Altersgrenzen (Großjährigkeit; Heiratsmündigkeit; 
Strafmündigkeit) in Betracht. Diese werden generell durch die Rechts- 
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Ordnung festgelegt, ohne daß hiebei den individuellen Verhältnissen 
Rechnung getragen würde. Bisweilen ist hier eine Korrektur des 
Rechts nach den Grundsätzen der Billigkeit durch Verwaltungsakt 
zulässig (Großjährigkeitserklärungen des Minderjährigen bei gewissen 
Voraussetzungen). 

3. Alle Rechtsanwendung erfolgt durch Menschen. Das 
Recht muß deshalb der begrenzten menschlichen Erkenntnisfähigkeit 
Rechnung tragen. Hiedurch ergibt sich die Notwendigkeit des Be- 
weises. Daraus erwächst als materielle Ungerechtigkeit die Ver- 
kümmerung des beweislosen Rechts. Diese kann im einzelnen Falle 
verstärkt fühlbar werden durch generelle Beweisnormierungen der 
Rechtsordnung. Während der gemeinrechtliche Prozeß den Richter 
mit Vorliebe an feste Beweisregeln gebunden hat, ist das moderne 
Prozeßrecht vom Grundsatz der freien Beweiswürdigung ge- 
tragen. Allein die Beweisnormierungen sind aus der Rechtsordnung 
nicht geschwunden. Sie haben sich nicht nur in einzelnen Prozeß- 
sätzen erhalten (die volle Beweiskraft des Parteieides, die Wirkung 
der gerichtlichen Anerkennung etc.), sie sind auch noch in zahl- 
reichen Vorschriften der materielles Recht normierenden Gesetzbücher 
vorhanden: als Präsumtionen und Formvorschriften. 

Die Rechtsordnung kennt zahlreiche widerlegbare (praesumtiones 
juris) und auch unwiderlegbare Präsumtionen (praesumtiones juris 
et de jure). Daneben finden sich aber noch im Strafrecht die von 
mir als verdeckte Präsumtionen bezeichneten Bestimmungen. 
Verdeckte Präsumtionen nenne ich jene Rechtsbestimmungen, die 
nicht ausdrücklich als Präsumtionen auftreten, aber legislativ-politisch 
nur dadurch erklärt werden können und gerechtfertigt erscheinen, 
daß man eine zugrunde liegende Präsumtion annimmt. Die ver- 
deckten Präsumtionen des Strafrechts präsumieren regelmäßig ein 
Tatbestandsmerkmal als gegeben, wenn irgend ein anderer ausdrück- 
lich vom Gesetzgeber bezeichneter Tatumstand nachgewiesen ist. 2 ) 

Die Formvorschriften sind im Zivilrecht von einschneiden- 
der Wirksamkeit, insbesondere als Vorschrift gerichtlicher oder nota- 
rieller Beurkundung, Zuziehung von Zeugen bei Testamentserrichtung, 
Formvorschriften bezüglich des holographen Testaments etc. 

IL 8 ) 1. Die prähistorische Forschung hat ergeben, daß in ältesten 



9 ) Vgl. Berolzheimer, Die Entgeltang im Strafrechte, S. 270-304, 306, 310 
bis 327. 

*) Zum folgenden vergleiche: Ad. Merkel, Recht und Macht, in Schmoll er's 
Jahrbuch N. F., 5. Jahrgang, Leipzig 1881, S. 439—465. (Abgedruckt in; Gesammelte 
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Zeiten die Gewalt — der Raub — rechtserzeugend und rechtebegrün- 
dend wirkt. Wesentlich ist hiebei, daß nicht die bloße Tatsache 
des Raubes besteht, sondern daß ihre rechtliche Wirkung einwands- 
frei anerkannt ist, sodaß bei fortgeschrittener Kultur an Stelle des 
Raubes (bei der Eaufehe) noch längere Zeit der fingierte Raub tritt 
(woraus die opinio necessitatis bezüglich der Gewaltanwendung er- 
hellt). Seither haben Gewalt und Macht bei der Bildung des Rechts 
regelmäßig eine bedeutsame, oft die ausschlaggebende Rolle gespielt. 
Und im Völkerrecht, der wenigstentwickelten Rechtsdisziplin gibt 
noch heute der Raub einen Rechtstitel ab, soweit er sich auf die 
Herrschaftsbegründung über fremde Länder bezieht. Da jedoch im 
innerstaatlichen Rechtsleben die Gewalt völlig zurückgetreten ist, 
und sich nur noch rudimentär als erlaubte Eigenmacht und Selbst- 
hilfe, als berechtigte Ab- und Notwehr behauptet, spricht man viel- 
fach von einer radikalen Änderung der Rechtsanschauungen ältester 
und neuerer Zeit. 

Damit ist rechtsphilosophisch nichts erklärt. Rechtsphilosophisch 
ist das Recht nur dann erfaßt, wenn der gemeinsame Oberbegriff 
gefunden ist, in den sowohl die durch Raub und Gewalt wirksam 
betätigte Rechtsänderung eingereiht werden kann, wie auch die 
Rechtsgestaltung, welche den Raub verpönt. 

Essentiale des Rechts ist Kraft; essentiale des sub- 
jektiven Rechts Kraftzuwachs; essentiale des subjektiven 
Rechtserwerbs Kraftentfaltung. Darin liegt das gemeinsame 
Moment, das die primitive älteste Rechtskultur und die moderne 
Rechtsgestaltung gleichermaßen umspannt. Nur die Formen der 
Kraftentfaltung wechseln entsprechend den Wandlungen 
der Gesamtkultur. Die beginnenden Kulturzeiten erkennen nur 
die Körperkraft an, die Kulturentwicklung wirkt Verfeinerung, 
Spiritualisierung der Kraftbetätigung. Darum funktioniert der Raub 
in ältesten Zeiten rechtsbegründend, wie heute der Willensentschluß, 
das — äußerlich betrachtet — denkbare Minimum an Kraftbetätigung. 
Das Mittelalter, dem die Körperkraft mehr bedeutet als der Gegen- 
wart, das mit einem Wort roher war, duldet das Raubrittertum. Die 

Abhandlungen ans dem Gebiet der allgemeinen Rechtalehre und des Strafrechts, 
herausgegeben von Rud. Merkel, II. Teil, 1. Hälfte, Straßburg 1899, S. 400-428); 
Herzfelder, Gewalt und Recht, München 1890, passim; Jellinek, Allgemeine Staats- 
lehre, S. 313 f.; Gumplowicz, Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 369—382, 299 ff. 
und passim. Siehe auch Gumplowicz, Zur Psychologie der Geschichtsschreibung 
(Sonderabdruck aus der Politisch-anthropologischen Revue, II. Jahrg., Heft 11 und 12). 
Vgl. auch oben § 16, Ziff. I, 1. 
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moderne Zeit, die in kriegerischen Veranstaltungen noch auf dem 
Boden älterer Kultur steht, erkennt nur das staatliche, von Staaten 
gegenüber anderen Staaten betätigte Raubsystem als zulässig an. 

2. Man stellt oft Recht und Macht in Gegensatz zu einander. 
Damit will man zum Ausdruck bringen, daß die tatsächlich bestehende 
Macht (namentlich jene der politischen Gewalthaber) als Mittel zur 
Beeinträchtigung fremder Rechte gebraucht werde. So z. B. in der 
Redewendung: Macht geht vor Recht. , 

Mißbräuche kommen allenthalben vor. Ein Zuviel von Macht 
verleitet leicht zum Mißbrauch der Übermacht. Aufgabe der Gesetz- 
gebung ist es, hier nach Möglichkeit Schranken zu setzen. 

3. Während der bedingungslose Idealismus das Machtmoment 
im Recht und die Bedeutung der Macht für die Gestaltung und 
Übung des Rechts nicht beachtet, verfallen die realistischen Macht- 
theorien in den umgekehrten Fehler: Sie sehen im Recht nur den 
Ausdruck der Macht und nichts als Macht. In Wahrheit vermögen 
weder der Realismus noch der Idealismus für sich allein die Kultur 
und deren vornehmste Faktoren, die Sittlichkeit und das Recht 
richtig und erschöpfend zu deuten, sondern nur in Verbindung mit- 
einander. 

„Die Macht kann nicht ohne rechtliche Grundlage, das Recht 
nicht ohne Machtmittel gedacht werden, sofern der Staat überhaupt 
aufgehört hat, eine rein physische, dem sittlichen Bewußtsein fremde 
Tatsache zu sein." 4 ) „Nur die nicht vom Gefühl ihrer Normmäßig- 
keit begleitete Macht wird als Unrecht empfunden/ 6 ) 

Das Recht scheidet sich von der bloßen Macht dadurch, daß 
es zugleich Kulturerscheinung und Kulturnotwendigkeit ist. 

§. 18. Die ideale Seite des Rechts. (Recht und Gerechtigkeit; 
Rechtsgefuhl, Rechtsidee.) 

*)1. Die Antike stellte das Problem, ob es ein natürlich Gerechtes 
gebe, oder ob alles Recht nur auf Satzung kraft menschlicher Macht 

4 ) Franz v. Holtzendorff, Die Prinzipiell der Politik, 2. Aufl., Berlin 1879, S. 311. 

■) Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 313. 

*) Über Rechtsidee und Gerechtigkeit vergleiche: 

Ad. Ferguson, An essay on the history of civil society, III. ed., London 1768, 
Part. I, Sect. 6, of Moral Sentiment, p. 56; v. Pözl, Über den Rechtasinn, München 
1868; Gustav Rümelin, Über das Rechtsgefühl, Reden und Aufsätze I, Tübingen 
1875, S. 62—87; Paul Müller, Die Elemente der Rechtsbildung und des Rechts, 
Leipzig 1877, S. 115—141; Bekker, Über den Rechtsbegriff, in der Zeitschrift für 
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und Willkür beruhe (<pvoei — vo/ux? dlxcuov). Die Sophisten, die 
Kyrenaiker und die Skeptiker leugneten das natürlich Gerechte; 
Pythagoras und Aristoteles bemühten sich, ein Naturgesetz des Ge- 
rechten aufzufinden. Nach der Stoa ist die Gerechtigkeit in der An- 
passung des Rechtslebens an den naturgesetzlichen Verlauf der Dinge 
zu erblicken. 

Die idealistische griechische Philosophie sucht eine Idee, eine 
Formel für das natürlich Gerechte. Das Naturrecht, die Karikatur 
der aristotelischen Philosophie, sucht ein natürliches, positives Muster- 
recht. Mit der historischen Schule bahnt sich die Abkehr vom Natur- 
recht und die Erkenntnis der Unmöglichkeit eines idealen Muster- 
rechts an. Zugleich wird die Forschung nach einer allgemeingültigen 
Rechtsidee über Bord geworfen. 

Die gegen Ende des 19. Jahrhunderts einsetzende Neubelebung 
der Rechtsphilosophie zeigt eine ausgesprochen idealistische Tendenz 
und bemüht sich, die „Grundsätze des richtigen Rechts" (Stamm- 
ler!) zu ermitteln. 



vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. I, Stuttgart 1878, S. (95—116), 100 f.; Bern- 
höft, Über die Grundlagen der Rechtsentwicklung bei den indogermanischen Völkern, 
in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. 11, 1879, S. 257 f.; Dann, 
Zur Lehre von den Rechtsquellen, insbesondere vom Gewohnheitsrecht, in der Zeit- 
schrift für die deutsche Gesetzgebung und für einheitliches deutsches Recht, heraus- 
gegeben von Behrend, Bd. VI, Berlin 1872, S. 555 f., 562 f., 577; Dahn, Über Werden 
und Wesen des Rechts, in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, 
Bd. 111, 1881, S. 3 f., 11; Post, Bausteine für eine allgemeine Rechtswissenschaft 
auf vergleichend-ethnologischer Basis, I. Bd., Oldenburg 1880, S. 65— 71; Post, Die 
Grundlagen des Rechts und die Grundzüge seiner Entwicklungsgeschichte, Olden- 
burg 1884, S. 18-26, 87-58; 0. Flügel, Über die Entwicklung der sittlichen Ideen, 
in der Zeitschrift für Völkerpsychologie und Sprachwissenschaft von Lazarus und 
Steinthal, Bd. XII, 1880, S. 125-143; Schmoller, Die Gerechtigkeit in der Volks- 
wirtschaft, im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, N. F., 
V. Jahrgang, 1881, S. 19—54; Lasson, System der Rechtsphilosophie, Berlin und Leipzig 
1882, S.20-42; Bergbohm, Jurisprudenz und Rechtsphilosophie I, Leipzig 1892; Jhering, 
Der Zweck im Recht, Bd. 1 (3. Aufl., Leipzig 1893) S. 339-386; Adolf Merkel, Elemente 
der Allgemeinen Rechtslehre (Hinterlassene Fragmente und Ges. Abhandlungen, 
II. Teil, 2. Hälfte, herausgegeben von Rudolf Merkel, Straßburg 1899), S. 596-613; 
Bierling, Juristische Prinzipienlehre, Bd. I, S. 3— 6; Stammler, Wirtschaft und Recht, 
Leipzig 1896; Stammler, Die Lehre von dem richtigen Rechte, Berlin 1902; Wilhelm 
Stern, Kritische Grundlegung der Ethik als positiver Wissenschaft, Berlin 1897, 
S. 410 ff.; Ratkowsky, Zur Erkenntnis der Idee der Gerechtigkeit, in Grünhuts Zeit- 
schrift, Bd. 31, 1904, S. 731—755, vgl. dazu: Ratkowsky, Enzyklopädie der Rechts- 
und Staatswissenschaften, Wien 1890, S. 21—40; J. Stern, Rechtsphilosophie und 
Rechtswissenschaft, Berlin 1904; J. Stern, Die Allgemeine Staatslehre und eine 
positivistische Ethik, in Grünhuts Zeitschrift, Bd. 31, 1904, (S. 87—106) 96. 
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2. Die Machttheorien aller Zeiten und Richtungen hingegen 
leugnen die Rechtsidee überhaupt. 

Sicherlich ist das Recht aus außerrechtlichen, rechtlosen, vor- 
rechtlichen Zuständen hervorgegangen. Denn vor der Rechtsperiode 
war eben die rechtlich indifferente Periode, der Rechtschaotismus. 
Aber zu den bloßen Macht- und Gewaltverhältnissen der vorrecht- 
lichen Periode mußte irgend ein Plus hinzutreten, das ihre Umwand- 
lung in Rechtsverhältnisse bewirkt hat; denn ohne dieses Plus wären 
sie eben immer tatsächliche Verhältnisse geblieben, wäre das Recht 
nie entstanden. Dieses Plus übersehen die Machttheorien, auch die 
evolutionistische Machtlehre der Soziologen, vornehmlich Gumplowicz'. 
Aus dem Ringen der Klassen für sich allein wären stets nur neue 
oder modifizierte Machtverhältnisse erwachsen; nie das Recht. Jenes 
Plus ist das Rechtsgefühl und auf höherer Stufe die Rechtsidee. 
Rechtsgefühl und Rechtsidee bilden das subjektive Moment, das 
zur objektiven Gestaltung hinzutritt. Darin liegt das metaphysische, 
das transzendente (religiös gesprochen: das Wunder-) Moment in 
der Entstehung von Staat und Recht. Wenn Recht gleich Macht 
wäre, oder wenn auf die Rechtsentstehung die Tatsachen den allein 
entscheidenden Einfluß hätten, dann müßte aus aller Macht Recht 
werden. Warum ist dieses nicht der Fall? Weil Macht nur dann 
zum Recht wird, wenn die opinio iuris (Rechtsgefühl, ideologische 
Rechtsbejahung) hinzutritt, während die Macht als bloße Macht ver- 
bleibt, wo und soweit die opinio iuris fehlt. 

3. Alles Recht ist von der Tendenz getragen, gerecht zu sein. 
Der Erkenntnisdualismus Vorstellung — Idee, der die Naturmensch- 
heit gegenüber der Kulturmenschheit charakterisiert, 8 ) besteht hin- 
sichtlich des Rechts als der Dualismus: Gefühl — Idee. 8 ) 

Das (Rechts-)Gefühl ist für das Recht, was das Schönheits- 
gefühl für die Kunst, das religiöse Gefühl für die Religion, die 
Sinneserfahrung für andere ideologische Werte bedeutet. 

Während in den Zeiten werdender Rechtskultur die Menschheit 



») Vgl. Bd. I meines Systems, S. 131 ff. 

*) Diese Zweiheit in der Empfindung und Bekundung des Gerechten, als der 
mehr gefühls- oder triebmäßigen praktischen Bestätigung auf niedrigerer Kulturstufe, 
während sich „bei weiterer Entwicklung ... ein bewußter Begriff der Gerechtigkeit 
bildet", hebt Paul Müller, Elemente der Rechtsbildung und des Rechts, Leipzig 1877 
(S. 115—141), S. 138 f. treffend hervor. 

Vgl. auch Post, Bausteine für allgemeine Rechtswissenschaft, Bd. I, S. 65—69; 
Post, Die Grundlagen des Rechts und die Grundzüge seiner Entwicklungsgeschichte, 
S. 39. 

Berolzheimer, Philosophie des Staates. 7 
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rein gefühlsmäßig die rechte Ordnung bestimmt, schwächt sich auf 
höherer Kulturstufe der gefühlsmäßige Faktor ab und findet Ersatz 
durch die Rechtsidee. Die grundlegenden Rechtsideen haben sich 
in der Geschichte stets zu Schlag- und Kampfworten verdichtet, als 
welche sie den breiten Volksmassen zugänglich wurden: Kampf gegen 
die Tyrannis; Vergeltung von Verbrechen; Äquivalenz der Leistungen; 
Freiheit; Gleichheit; Sozialethik etc. Neben der Rechtsidee waltet, 
wennschon abgeschwächt, das Rechtsgefühl weiter. Das Rechts- 
gefühl treibt den Mann, der sein Recht verletzt erachtet, zum 
„Kampf um's Recht*. Das empörte Rechtsgefühl flammt auf in der 
Lynchjustiz. Das geknechtete Rechtsgefühl erschüttert die Grund- 
festen bestehender Ordnung als revolutionäre Bewegung. 

4. Über den Inhalt der Rechtsidee gehen die Ansichten der 
Philosophen sehr auseinander. Die Antike bemüht sich, gewisse 
Formeln aufzustellen, mittels deren man die Gesetze der Gerechtig- 
keit finden könne, wie der Chemiker, Mathematiker oder Astronom 
mit der Formel ohne weiteres die Lösung erzielt. Auch das Mittel- 
alter suchte im Äquivalenzprinzip wenigstens für den Austausch- 
verkehr eine absolute Gerechtigkeitsformel zu finden. Diese Formeln 
versagen. Aus mehrfachen Gründen. Das Rechtsleben ist zu viel- 
gestaltig, das Wirtschaftsleben befindet sich in zu raschem Fluß, die 
Rechtsanschauungen stehen in zu hohem Maße in Abhängigkeit vom 
jeweiligen Stande der Kultur, als daß sich die Gerechtigkeit in eine 
oder wenige Formeln einpressen ließe. Es kommt ein weiteres hinzu. 
Zwischen Gerechtigkeit und Recht muß immer ein gewisser (mög- 
lichst zu verkleinernder) Abstand sein. Aus Gründen der Beweis- 
notwendigkeit, da das Recht nur von Menschen mit begrenzter Er- 
kenntnisfähigkeit gehandhabt wird, aus Gründen der Rechtssicher- 
heit, die generelle Regelungen heischt, muß die Rechtsordnung eine 
Reihe von Bestimmungen enthalten, die in concreto ungerecht wirken 
können. Weiterhin verzögert das Beharrungsvermögen gerechte 
Rechtsreformen, namentlich wenn das Interesse einflußreicher Macht- 
gruppen mit der Aufrechterhaltung des Bestehenden verquickt ist. 
Endlich unterliegt die Rechtsentwicklung denselben geschichtlichen 
Werdeprozessen wie die Entwicklung überhaupt; in jede neue Kultur- 
periode ragen rudimentäre Reste alter Kulturen herein. 

5. Während das Naturrecht atomistisch aufbaut und da- 
her in jedem einzelnen Menschen einen individuellen Bestimmungs- 
grund sucht, der jeden einzelnen zum rechtlichen und staatlichen 
Zusammenschluß mit den übrigen führt, hat die historische Schule 
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an Stelle der individualpsychologischen Motivierung die völker- 
psychologische gesetzt. Das unbewußte Walten des Volks - 
geistes oder (wie die neuere Völkerpsychologie treffend sagt:) der 
Volksseele wirke rechtserzeugend. Damit erscheint das Rechts- 
gefühl als völkerpsychologisches Moment. In dieser Auffassung der 
historischen Schule liegt ein Fortschritt gegenüber der naturrechtlichen, 
soferne in der Tat der einzelne nicht nur individual-, sondern auch 
Völker- (sozial-)psychologisch motiviert ist. So wenig der Mensch in 
seinem physischen Dasein ein Robinson ist, der ganz für sich allein 
stünde und ausschließlich auf sich selbst angewiesen wäre, so wenig 
ist er es als psychisches Wesen. Allenthalben machen sich fremd- 
psychologische Einwirkungen geltend: in der Erziehung, im gesel- 
ligen Leben, in der Presse, in den Einwirkungen der Kunst, der 
Literatur, der Wissenschaft. 

Der Fehler der historischen Schule ruht aber darin, daß sie 
das Volk als eine Einheit, als kompakte Masse auffaßt. Demgegen- 
über bildet einen weiteren Fortschritt die soziologische Auffas- 
sung, namentlich in der von Gumplowicz vertretenen Richtung. 4 ) 
Diese soziologische Auffassung betont den im Volk, in der staatlich 
geeinten Gesamtheit regelmäßig vorhandenen Dualismus, den Ant- 
agonismus zweier Klassen, aus deren Ringen um Geltung im Staat 
und um Machtbehauptung im wirtschaftlichen und sozialen Kampfe 
das Recht erwächst. Der gemeinsame Fehler der historischen Schule, 
wie der soziologischen Richtung beruht aber darin, daß sie die 
massenpsychologische Wirksamkeit überschätzen, die Be- 
deutung der Einzelpsyche zu gering ansetzen. Wo immer in der 
Geschichte eine große Bewegung einsetzt, ist es allenthalben ein 
einzelner, oder eine geringe Anzahl einzelner, die den geistigen An- 
stoß geben. Alle Kulturentwicklung erwächst aristokratisch. Der 
geborene geistige Führer prägt das neue Schlagwort, das die dumpfen 
Massen aus dem Dämmerzustand zu neuen Ideen und zu deren Be- 
tätigung weckt. Der massenpsychologische Untergrund, aus dem 
der schöpferische Geist die Nahrung zieht, wird erst durch die Tat 
des einzelnen aus dem Unbewußten zu bewußter Klarheit erhoben. 

Abschließend ist daher zu sagen: Das Rechtsgefühl er- 
wächst im Volk, ist Produkt der Volksseele. Das Volk erscheint 



4 ) Vgl. hiezu auch die verwandten Darlegungen bei Post, Bausteine für eine 
allgemeine Rechtswissenschaft, Bd I, S. 70 f.; Post, Die Grundlagen des Rechts und 
die Grundzüge seiner Entwicklungsgeschichte, S. 21. 

7* 
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aber bei diesem massenpsychologischen Entwicklungsgange regel- 
mäßig nicht als homogene, kompakte Einheit (vielmehr nur aus- 
nahmsweise: in nationalen Fragen), sondern als Dualismus, als 
Konglomerat von Klassen, durch deren gegenseitige Reibungen die 
Gestaltung des Rechtsgefühls erwächst. Das mehr empfundene als 
klar erkannte Produkt dieser massenpsychologischen Wirksamkeit 
wird durch die schöpferische Tat eines einzelnen oder weniger 
Führer zum klaren Bewußtsein gebracht, aus rohem Metall in gang- 
bare Münze geprägt und auf diese Weise Gemeingut. 

6. Man hat in neuerer Zeit öfters darauf verwiesen, aus der 
bloßen Rechtsidee lasse sich auch nicht ein Satz des positiven Rechts 
unmittelbar konstruieren. 6 ) Das ist ganz richtig. Die Bedeutung 
der Rechtsidee wird noch immer nicht treffend aufgefaßt. Das Wesen 
der Rechtsidee offenbart sich — wie die Geschichte erweist — 
wesentlich als Negation, als Protest gegen das Unrecht. 6 ) (Aus 
ihren Gegensätzen sollt ihr sie erkennen!) 

Das Walten der Rechtsidee bewahrt die Gemeinschaft vor un- 
gerechtem Recht und wirkt Abschaffung ungerechter Rechtsteile. 

Die Rechtsidee ist das öffentliche Rechtsgewissen. Wie 
das Gewissen sich als Mahner vor drohendem Unrecht und als Vergelter 
geschehenen individuellen Unrechts wirksam erweist, so die Rechts- 
idee gegenüber dem Unrecht des Gesetzes und durch das Recht. 

Man kann aus dem Rechtsgefühl oder aus der Rechtsidee nicht 
positiv das Recht aufbauen, wohl aber das Unrecht erkennen. Die 
Rechtsidee wirkt restringierend, begrenzend. Aus der Rechtsidee 
entspringt die Erkenntnis und folgend die Beseitigung bestehenden 
Unrechts. 

So wenig der Künstler mit der Absicht ans Werk geht, nun 
eine Idee plastisch zur Darstellung zu bringen, so wenig geht der 
Gesetzgeber von der bewußten Absicht aus, die Rechtsidee in seinem 



B ) Bierling, Juristische Prinzipienlehre, Bd. T, S. 5: „Wenn es ein Irrtum der 
Naturrechtstheorien war, einen gewissen -- wenn auch noch so minimalen — Rechts- 
inhalt als ein für allemal gegeben anzunehmen, so folgt daraus von selbst, daß 
die Grundsatze und Begriffe, welche nach unserer Ansicht den Gegenstand der juristi- 
schen Prinzipienlehre bilden sollen, nur wesentlich formale sein können . ." 

Zu weit geht Bekker, Über den Rechtsbegriff, S. 100, der die Möglichkeit einer 
wissenschaftlichen Erforschung der Rechtsidee überhaupt verneint. 

•) Treffend sagt Jhering, Der Zweck im Recht, Bd. I, S. 360 f.: „Willkür empfindet 
nur derjenige, in dem das Gefühl des Rechts lebendig ist, und nur in demselben 
Maße, in dem es dies ist, — die Empfindlichkeit gegen die Willkür ist der Grad- 
messer der Entwicklung der moralischen Kraft des RechtsgefÜhls." 
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Gesetzgebungswerk verwirklichen zu wollen. Aber er tut es, indem 
er Recht schafft, das als gerecht gefühlt und empfunden wird, wie 
der Künstler die Idee darstellt, wenn er von seinem künstlerischen 
Gefühl geleitet (intuitiv) ein echtes Kunstwerk gestaltet. 

7. Die Forschung zur Ergrün düng der Rechtsidee leidet regel- 
mäßig an dem Fehler: entweder man stellt sich (unbewußt) noch 
heute auf den Standpunkt des Naturrechts und sucht nun eine 
absolute Formel, zwar nicht mehr um das gerechte Recht selbst zu 
ermitteln, wohl aber um die Grundlagen für die Ermittlung des 
gerechten Rechts zu fixieren; oder man verfällt in das entgegen- 
gesetzte Extrem der ndvxa {fei-Lehre, nach der alles Recht sich in 
ewigem Flusse entwickelt, ohne daß eine leitende Idee festzustellen 
wäre. 

In Wirklichkeit handelt es sich darum, das Entwicklungs- 
gesetz der Gerechtigkeit oder der Rechtsidee zu finden. Etwa 
wie der Mathematiker das Gesetz irgend einer Kurve oder der 
Astronom das Gesetz der Bewegung irgend eines Gestirns berechnet. 
Es ist also nicht eine unveränderliche Rechtsidee festzustellen, 
sondern das Gesetz der Kulturentwicklung des Rechts zu 
finden. 

Hiebei muß berücksichtigt werden, daß alles menschliche Wissen 
in bloßen Annäherungswerten an die — jenseits menschlicher Er- 
kenntnis befindliche — absolute Wahrheit besteht; sodaß auch dieses 
Entwicklungsgesetz der Rechtsidee lediglich Annäherungswert be- 
anspruchen kann, nicht absolute Richtigkeit besitzt. 7 ) 8 ) 

8. Als bestimmende Richtpunkte der Entwicklungskurve der 
Gerechtigkeit lassen sich nur folgende angeben: 

a) das Prinzip der Freiheit. 

Der Begriff der Freiheit ist — ganz allgemein genommen — 
etwas rein Negatives. Er bedeutet das Nichtvorhandensein eines 
Bandes, einer Fessel. Freiheit ist der Zustand des Nichtgebunden- 
seins, der Ungebundenheit. Auch Freiheit im rechtsphilosophischen 
und politischen Sinne bedeutet etwas Negatives: Nichtversklavt- 
sein. Die Freiheit im Recht besteht bei jenem Rechtszustand, in 
dem keinerlei Versklavung durch das Medium des Rechts stattfindet. 
Seine positive Ergänzung findet der Freiheitsgedanke durch die 
Menschheitsidee. Die Durchführung der Freiheit im Recht ist 



7 ) Vgl. Bd. I meines Systems, S. 305—310 mit 135 ff. 

8 ) Die Rechteidee manifestiert sich regelmäßig ebensowenig rein, wie etwa 
das Gesetz der Schwerkraft (Luftwiderstand, Reibungsflächen). 
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gleichbedeutend mit der rechtlichen Anerkennung des Menschen, 
jedes Menschen als Rechtsträgers. 

Die Freiheits-, wie die Menschheitsidee gehören ursprünglich 
ausschließlich der Ethik an. Sie sind von Hause aus der Rechts- 
sphäre fremd. Das alte Recht kennt nur Machthaber, Rechtsträger. 
Das Christentum hat die universelle Freiheitsidee erweckt und die 
Aufhebung der formellen Sklaverei, des privatrechtlichen Instituts der 
Sklaverei durchgesetzt. Die Entwicklung seit dem Mittelalter hat 
den Humanismus neu belebt und die Überwindung der Versklavung 
des Staats und im Staat gebrochen: Hinwegfegung der kirchlichen 
Oberherrschaft über den Staat; Wegräumung des Despotismus; Be- 
seitigung der wirtschaftlichen Versklavung. 

Das Prinzip der Freiheit ist im Recht durch die Ethisie- 
rung des Rechts zur Herrschaft gelangt. 

b) Das Prinzip der Gleichheit, richtig der Gleichmäßigkeit. 

Die Gleichheit ist kein Prinzip des Rechts. Wie die 
Ungleichheit in der Natur besteht, so ist sie auch dem Recht kraft 
innerer Notwendigkeit wesentlich. Das Recht als das Mittel der 
staatlichen Herrschaft ist aristokratisch, hat Über- und Unter- 
ordnung zu seinem Lebensinhalte. Die Gleichheit ist ledig- 
lich ein politisches Postulat, das zur Durchführung des Rechtsstaats, 
zur Emanzipation des Bürgertums aufgestellt wurde. Gleiches Recht 
für alle — das will sagen: Abschaffung der Privilegien. Gleiche 
Rechte für alle — das bedeutet in Wahrheit: Keiner soll in der 
Rechtsordnung über uns stehen, über uns, — den Bürgern. 

Das Phantom der Rechtsgleichheit hat in Wirklichkeit niemals 
existiert. Die Gerechtigkeit erfordert ungleichmäßige Behandlung 
ungleicher Verhältnisse. Den Ungleichheiten in der Natur muß auch 
die Rechtsordnung Rechnung tragen. Und nur der Staat ist wahr- 
haft stark und mächtig, der die natürlich bestehende Aristokratie 
zugleich rechtlich festlegt. Die Kulturmission des Rechtsstaats be- 
stand darin, mit der feudalaristokratischen Gliederung, die wirtschaft- 
lich im Erlöschen war, auch formaljuristisch aufzuräumen. Der be- 
rechtigte Kampf gegen ungerechte Ungleichheit wurde mit der un- 
zutreffenden illusionären Kampf parole geführt: Alle Ungleichheit ist 
ungerecht. 

Prinzip der Gerechtigkeit ist nicht die absolute, sondern nur 
die relative Gleichheit, die Gleichmäßigkeit: Gleiches Recht für 
gleichgelagerte (sachliche und persönliche) Verhältnisse; ungleiches 
Recht für ungleichartige Verhältnisse. 
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c) Das Prinzip der Entgeltung. 9 ) 

In vielen Rechtsteilen tritt die Idee des Äquivalents mit 
unverkennbarer Deutlichkeit in die Erscheinung. So vor allem im 
Austauschverkehr des Privatrechts, als Gleichwertigkeit von Leistung 
und Gegenleistung; im Strafrecht als Vergeltung der Verbrechens- 
tat. Auch anderwärts im öffentlichen Recht: die Gerechtigkeit des 
Urteilers wird durch die Wage, deren Schalen in gleicher Höhe 
schweben, symbolisiert. 

Die Entgeltung beherrscht als Trägerin und Prinzip der Ge- 
rechtigkeit das Rechtsleben, soweit Handlungen in Frage stehen, 
nicht auch bezüglich der Zustände (Herrschaftsverhältnisse). 10 ) 
Jede Handlung überhaupt hat eine gleichwertige Folge. Das ist kein 
a priori festgestellter Satz, sondern eine Erfahrungstatsache. Der 
Volksmund hat diese Erfahrung mehrfach formuliert: Wie die Saat, 
so die Ernte. (Wer Wind säet, wird Sturm ernten; Hosea8, 7.) Wie 
die Tat, so der Lohn. 

Jeder Gut- und jeder Übeltat, jedem Verdienst und jeder Schuld 
entspricht aktuell oder virtuell ein gleichwertiger Erfolg. Aktuell 
oder virtuell, d. h. der Erfolg tritt nicht notwendig jedesmal ein, 
er kann durch anderweitige Umstände äquipariert werden, aber er 
tritt regelmäßig ein, und selbst wo er ausbleibt, besteht doch die 
Tendenz des gleichwertigen Erfolgs. 

Dieser äquivalente Wechsel von Schuld und Sühne, Verdienst 
und Lohn ist nichts Äußeres oder Äußerliches, sondern vollzieht sich 
kraft immanenter, inhärenter Kausalität. Die Tat hat die Folge im 
Keime bereits in sich. Und wenn im Rechtsleben und in der Rechts- 
setzung das Äquivalentsprinzip Anwendung findet, wird einfach ein 
Naturgesetz in dem speziellen Gebiet des Rechts angewendet. 

Die Entgeltung ist daher im letzten Grunde nichts anderes als 
die Anwendung des Kausalgesetzes auf das Rechts- und Wirtschafts- 
leben. Das Kausalgesetz besagt: Keine Wirkung ohne zureichenden 
Grund. Oder: Keine Wirkung ohne gleichwertige Ursache. Das 
Kausalgesetz mit Bezug auf die Gerechtigkeit im Staate und im 
Wirtschaftsleben besagt: Keine Rechtsfolge ohne gleichwertige recht- 

9 ) Vgl. Berolzheimer, Die Entgeltung im Strafrechte, an den auf S. 530 dort 
angefahrten Stellen; Rechtsphilosophische Stadien, S. 94—98. 

10 ) In meinen Rechtsphilosophischen Stadien habe ich (S. 28 — 35) die Ent- 
geltung als Materialprinzip des ganzen Rechts nachzuweisen versucht. Heute scheint 
mir, daß sich bezüglich der Herrschaftsverhältnisse, der Rechtsznst&nde überhaupt, 
dieser Nachweis nur gezwungen erbringen läßt. 
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lieh relevante Ursache. Rechtlich relevante Ursachen oder Rechts- 
ursachen sind aber stets Betätigungen rechtsartifizieller Kraft. Die 
rechtsartifizielle Kraftbetätigung wird äquipariert durch gleichwertige 
rechtliche Krafterhöhung oder (bei destruktiver Kraftäußerung) durch 
gleichwertige rechtliche Kraftminderung (durch die Strafe gegenüber 
dem Verbrechen). 

Die Entgeltung ist daher der große Ausgleichsfaktor im Rechts- 
leben, die Wahrung der Identität, des Gleichgewichtszustands im 
Rechtsverkehr. 

§ 19. Recht und Kultur. Die atomistische Rechtsanschauung des 
Naturrechts. Die soziale Rechtsauffassung. Juristisch-ökonomische 

Struktur« 

1. Der enge Zusammenhang des Rechts mit der Kultur, die 
Abhängigkeit der Rechtsgestaltung von der jeweiligen Kultur ist 
unter dem Einflüsse der Hegel'schen Philosophie nachdrücklich in 
durchaus treffender Weise von Kohl er hervorgehoben worden. 

Mit dieser allgemeinen Konstatierung ist jedoch noch nicht 
alles gesagt. Es handelt sich vielmehr darum, Wesen und bestim- 
mende Momente der Kultur, und insbesondere der Rechtskultur klar- 
zustellen und die einzelnen Rechtskulturstufen zu charakterisieren. 

Die Kultur überhaupt, im Gegensatz zur vor- und halbkultu- 
rellen Menschheitsperiode der „Naturmenschheit", ist charakterisiert 
durch eine (abstrakte Begriffe in sich schließende) vollständige Sprache, 
durch Recht und Staat, durch Sittlichkeitsidee und Gesittung auf 
Grund der Entwicklung der menschlichen Vernunft, d. h. der Fähig- 
keit ideologischen Denkens und Empfindens. 

Was die Kultur von der fehlenden Kultur, was ferner jede 
einzelne Kulturstufe von anderen Kulturstufen psychologisch 
scheidet, ist nicht nur und nicht in erster Linie die Verschieden- 
heit im Denken, sondern die Divergenz im Empfinden, Fühlen 
(Glauben), und in allem, was sich auf der Verschiedenartigkeit 
dieser Empfindungswelt aufbaut. 

Dasselbe gilt von der Rechtskultur. Die einzelnen Stufen der 
Rechtskultur heben sich wesentlich nicht dadurch von einander ab, 
daß die Rechtsglieder (alle oder die maßgebenden, ausschlaggeben- 
den, bestimmenden) anders denken als in früheren Epochen, son- 
dern primär dadurch, daß sie anders empfinden, daß der gefühls- 
mäßige Grund ihrer Anschauungen über Staat und Herrschaft, 
über Recht und Postulate der Ethik ein anderer geworden ist. Erst 



§ 19. Recht und Kultur. 105 

auf dieser gefühlsmäßigen Änderung bauen sich die neuen Ge- 
danken auf. 

Um das psychologische Moment, durch das jede einzelne Rechts- 
kulturstufe bestimmt wird, richtig zu erfassen, muß man sich vor 
dem Irrtum, vor der Einseitigkeit hüten, deren eine Grenze der 
Rationalismus, deren andere Mystik und theologische Auffassung 
bilden. Der Rationalismus, der das Naturrecht charakterisiert und 
seinen vulgären Höhepunkt in der „Göttin der Vernunft" 1 der fran- 
zösischen Revolution, seinen philosophischen Gipfel in dem, in dieser 
Hinsicht gar nicht „kritischen", Idealismus Kant's, Fichte's, Hegel's 
fand, glaubt, daß die reine Vernunft, das reine Denken, und zwar 
die reine Vernunft allein, die Menschen zu richtiger Erkenntnis führe; 
die Mystik vermeint umgekehrt, daß ausschließlich das Gefühl, der in 
der Menschenbrust lebende Glaube, Erkenntniswerte zu finden er- 
mögliche. 

In Wirklichkeit erwächst alle Erkenntnis auf gefühlsmäßigem 
Grunde, wird aber rationalistisch ausgebaut, gefördert durch 
Vernunft, durch das Denken. 

Jede Kulturperiode ist durch eine charakteristische Gefühls- 
sphäre von andern Eulturepochen geschieden. Und das menschliche 
Denken im allgemeinen, das wissenschaftliche Arbeiten (namentlich 
in den Geisteswissenschaften) im besonderen baut auf jenem gefühls- 
mäßigen Grunde auf. So zwiespältig heute im Strafrecht die wissen- 
schaftlichen Anschauungen sind, in der Ablehnung der Grausamkeiten 
mittelalterlicher Strafjustiz gehen alle Strafrechtsforscher einig. Der 
Grund für diese Gemeinsamkeit ist kein rationalistischer, logischer, 
sondern ein gefühlsmäßiger, kultureller. In Gefühlswerten wurzelt 
der ganze Komplex rechtswirtschaftlicher Maßnahmen, der als Sozial- 
ethik zusammenfassend bezeichnet wird. Die staatsphilosophischen 
Lehren v. Haller's wurden abgelehnt, weil sie der zeitgenössischen 
Kulturstufe widerstrebten. Der Ultramontanismus muß bekämpft 
werden, weil sein Ideal die Verdrängung der modernen Kultur durch 
Wiederbelebung der mittelalterlichen Kultur, der Herrschaft der 
Kirche über den Staat, bedeutet. 

2. Seit dem Ausgang des Mittelalters bis heute sind zwei 
rechtskulturelle Grundauffassungen von größter Bedeutung: die ato- 
mistische und die soziale. 

Den Beginn der neuen Zeit bildet rechtswirtschaftlich die Ent- 
stehung des Naturrechts. Den Beginn der rechtswirtschaftlichen 
Gegenwart bildet die Ersetzung des Naturrechts durch die Sozialethik. 
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Im Mittelalter geht das Individuum restlos in den Verbänden 
oder in dem Verbände auf, dem es zugehört. Der einzelne kommt 
rechtswirtschaftlich nur als Glied seines Verbandes in Betracht. 

Demgegenüber erwuchs für die naturrechtliche Doktrin die 
Aufgabe, den einzelnen auf sich selbst zu stellen, die Individualität, 
den Menschen als Rechtsträger zur Anerkennung zu bringen. An 
die Stelle der Aggregatauffassung trat die atomistische. Recht und 
Staat entstehen nach der Naturrechtslehre atomistisch, d. h. durch 
den Zusammenschluß der — zuvor isoliert gedachten — einzelnen. 
Das geschichtliche Grundgesetz der Pendelbewegung hat zur Folge, 
daß neue Rechtsideen nur in der Weise Geltung erlangen können, daß 
sie mit einem Überschwang der Begründung einsetzen. Der Zwang 
des Mittelalters konnte nur dadurch zum Weichen gebracht werden, 
daß alle gegenseitige Bindung der Glieder des Staats verneint wurde. 

Während das Naturrecht (überwiegend) die atomistische Rechts- 
auffassung vertritt, die das Recht aus der Summe der einzelnen 
Menschenindividuen gebildet erachtet, ist heute die soziale Rechts- 
auffassung die herrschende. 1 ) Das Verdienst hieran gebührt wesent- 
lich dem (französischen) Kommunismus und dem (deutschen) Sozialis- 
mus, durch welche die wirtschaftliche Emanzipation der besitzlosen 
Klassen angebahnt wurde. 

Die naturrechtliche Auffassung stellt jeden einzelnen gleichsam 
auf den Isolierschemel; jeder bildet eine kleine Rechtswelt für sich. 
Damit ist der organische Charakter der staatlich verbundenen Ge- 
samtheit zu Unrecht verneint. In Wahrheit wird die Gesamtheit der 
Staatsglieder durch eine Unzahl wechselseitiger Beziehungen mannig- 
fachster Art zusammengehalten. Der einzelne wäre für sich allein ein 
hilf- und kraftloses Wesen; nur durch seine Gliedstellung innerhalb 
der Gemeinschaft behauptet er seine rechtliche und wirtschaftliche 
Kraftposition. Der einzelne darf daher nicht als isoliertes Wesen 
betrachtet und behandelt werden, sondern nur unter Berücksich- 
tigung seiner Gliedstellung in der Gesamtheit. Von dieser Auffas- 
sung aus erscheint der Besitz- und Erwerbslose nicht als Fremder, 
sondern als Mitgenosse. Und daraus ergeben sich jene Anforde- 
rungen für die Rechtsgestaltung, die man als Sozialethik zusammen- 
fassend bezeichnen kann. 

l ) Vgl. statt anderer Köhler, Einführung in die Rechtswissenschaft, 2. Aufl., 
Leipzig 1905, S. 1 : „ Rechtsordnung ist eine durch die soziale Natur des Menschen 
in sozialer Weise gegebene Zwangsordnung der menschlichen Lebensverhältnisse". 
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3. Verstärkt wird die soziale Rechtsauffassung durch die Lehren 
der Soziologie. 8 ) Die Soziologie betont die Gruppenzugehörigkeit 
des einzelnen. Aber sie geht darin vielfach so weit, daß sie die 
Persönlichkeit, die Individualität, die Per- und Aseität des einzelnen 
verneint. 

Wo überall die soziologische Rechtsauffassung rein zutage tritt, 
geht die Anerkennung der Persönlichkeit in ihrer Wirksamkeit im 
Recht und für das Recht verloren. So bei Post, der sagt: 3 ) „Das 
Recht hat, wie die Sitte überhaupt, seine Basis in der morpho- 
logischen Struktur der sozialen Verbände und in dem Spannungs- 
verhältnisse, in welchem die einzelnen Menschen zueinander in den 
sozialen Verbänden, und die niederen sozialen Verbände zueinander 
in den höheren stehen. Es ist die Ordnung eines sozialen Organi- 
sationskreises, nach welcher sich die einzelnen Individuen und die 
einzelnen sozialen Verbände, aus denen derselbe sich zusammensetzt, 
im Gleichgewicht erhalten/ Und weiterhin: 4 ) „Liegen die letzten 
Grundlagen des Rechts in der morphologischen Struktur der sozialen 
Verbände und in dem Spannungsverhältnisse, in welchem die ein- 
zelnen Menschen zueinander in den sozialen Verbänden und die nie- 
deren sozialen Verbände zueinander in den höheren stehen, so müssen 
alle Rechtsanschauungen, welche in den sozialen Verbänden zum Aus- 
druck gelangen, durch die Eigenart der letzteren bedingt sein.* 

4. Hand in Hand mit der sozialen und der soziologischen Auf- 
fassung geht eine veränderte psychologische Grundanschauung. Die 
Psychologie zur Zeit des Naturrechts war atomistisch; man be- 
trachtete den einzelnen als ausschließlich individualpsychologisch 
motiviert Heute ist man geneigt, den Willen jedes einzelnen völlig 
restlos als Produkt der ihn umgebenden Einflüsse aufzufassen. 
Was man wissenschaftlich als Verneinung der Willensfreiheit 
formuliert. Was in Wirklichkeit aber die Verneinung der Per- 
sönlichkeit bedeutet. 

Jene Änderung in der psychologischen Beurteilung und Wer- 

*) Vgl. Bd. II meines Systems. §§ 41, 44. 

*) Die Grundlagen des Rechts und die Grundzttge seiner Entwicklungsgeschichte, 
Oldenburg 1884, S. 19. 

4 ) Die Grundlagen des Rechts und die Grundzage seiner Entwicklungsgeschichte, 
S. 25. Vgl. auch Post, Der Ursprung des Rechts, Oldenburg 1876, S. 18 f.: „Die 
Selbsterhaltung und Selbstentfaltung bestehender Gattungsorganismen ist stets die 
Grundtendenz aller Rechtssätze, welcher Art sie auch sein mögen und auf welcher 
Entwicklungsstufe sie auch stehen mögen 11 . 
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tung des Einzelwillens erstreckt sich auch auf die Kulturerzeugnisse, 
vornehmlich das Recht. 

Während man früher den einzelnen für die psychologische Be- 
trachtung gleichsam auf den Isolierschemel stellte, verfällt man heute 
in den entgegengesetzten Fehler, den einzelnen nur als Glied der 
Gesamtheit zu betrachten. Und während man früher den Rechts- 
erzeugungsakt als das Produkt aller atomistisch gefaßter Einzel- 
willen ansah, erscheint heute der soziologischen Auffassung die 
Rechtserzeugung lediglich als völkerpsychologische Tatsache, als 
Produkt der Gesamtheit. Vermittelnd hat hiebei die historische 
Schule gewirkt, die das Recht als Produkt der Volksseele, des Volks- 
geistes bezeichnet. Bei dieser rein kollektivistischen Auffassung 
geht aber die Bedeutung, Kraft und Wirksamkeit der einzelnen Per- 
sönlichkeit vollkommen verloren. Man übersieht, daß der einzelne 
nicht nur Glied der Gesamtheit, sondern zugleich etwas Selbstän- 
diges, in sich Geschlossenes, für sich Seiendes ist, — eben als Per- 
sönlichkeit. 

5. Die völkerpsychologische und soziologische Auffassung ten- 
dieren bei radikaler Durchführung zur psychologischen Verneinung 
der Persönlichkeit, die soziale Rechtsauffassung führt in den ihr 
vielfach anhaftenden Übertreibungen zur wirtschaftlichen Ver- 
neinung der Persönlichkeit. Das Naturrecht hatte den einzelnen 
völlig auf sich allein gestellt; die soziale Rechtsauffassung sieht in 
dem einzelnen nur das Glied der Gemeinschaft. Und übersieht, daß 
der einzelne nicht nur als Glied der Gesamtheit, sondern zugleich 
auch als einzelner besteht. Die darin ruhende Gefahr ist die Ver- 
drängung der wirtschaftlichen Kraftstellung jedes einzelnen und die 
Heranziehung eines wirtschaftlichen Schmarotzertums. 

6. Ein bedeutsames Verdienst der sozialen und der soziologischen 
Rechtsauffassung — für die künftige Entwicklung der Rechts- und 
Wirtschaftskultur vielleicht das bedeutsamste — ruht darin, daß sie 
die formale Rechtsauffassung des Naturrechts durch eine reale 
Rechtsauffassung, durch die rechtswirtschaftliche verdrängt 
haben. Durch die Sozialisten und durch alle, die von ihnen gelernt 
haben, sind der Rechtswissenschaft und der Rechtsphilosophie gleich- 
sam die Augen dafür geöffnet worden, daß der formale Rechtsbegriff 
seine wahre Bedeutung erst durch die wirtschaftliche Füllung 
erlangt, die ihm entspricht. Das Naturrecht hatte schließlich die 
formale Rechtsgleichheit im Rechtsstaat durchgesetzt. Und siehe da! 
Die formale Rechtsgleichheit des Smithianismus bedeutete Wirtschaft- 
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lieh die höchste Ungerechtigkeit, die schrankenlose Ausbeutung der 
wirtschaftlich Schwachen durch einen ungezügelten Kapitalismus. 
Das formell gleiche Recht wurde das Medium zu einer wirtschaft- 
lichen Versklavung zahlreicher Rechtsgenossen unter Mißbrauch der 
wirtschaftlichen Übermacht. Recht und Wirtschaft, Form und In- 
halt erwiesen klaffende Divergenzen: die formale Gerechtigkeit be- 
günstigte wirtschaftliche Ungerechtigkeiten sondergleichen. Indem 
an Stelle des naturrechtlichen Apriorismus die Ermittlung der Er- 
fahrungstatsachen gesetzt wurde, kam man dazu, das Recht nicht 
mehr bloß auf seine formale Richtigkeit zu prüfen, sondern auf seine 
inhaltliche Wirkung. Man erstrebte und erstrebt weiterhin die 
Koinzidenz von Form und Inhalt, eine Rechtsgestaltung, die auch 
innerlich gerecht ist, nicht nur formell gleiches Recht schafft. Und 
so ergibt sich als bedeutsamste Folge der sozialen und der sozio- 
logischen Auffassung die juristisch-ökonomische Struktur des 
Rechts: die Rechtsgestaltung, bei der sich rechtliche Form und wirt- 
schaftlicher Inhalt wesentlich decken. Die rechtswirtschaftliche Oe 
staltung des Rechts ist jene der Gegenwart und der nächsten Zu- 
kunft. Im Privatrecht und im gewerblichen Recht (Arbeiterrecht) 
äußert sie sich als soziale Rechtsgestaltung, d. h. als eine Rechts- 
gestaltung, die nicht nur formell, sondern auch inhaltlich (wirtschaft- 
lich) die Versklavung, die Ausbeutung, die Unfreiheit des wirtschaft- 
lich Schwachen hemmt. Im öffentlichen Recht führt die juristisch- 
ökonomische Struktur zur öffentlich-rechtlichen Anerkennung 
der neu erwachsenen wirtschaftlichen Gliederung, zur publi- 
zistischen (parlamentarischen) Klassenvertretung, zunächst wohl 
durch das Medium der Proportionalwahl. 

§ 20. Recht als gewährende und begrenzende Norm. (Rechts- 
macht und Rechtsgrenzen.) Recht und Rechtsgut. Recht und 
Zweck. (Rechtsgesetze und Zweckgesetze.) 

1. Man ist neuerdings seit dem Vorgange Binding's und seiner 
Schule, namentlich Bierling's geneigt, von der imperativischen 
Form des Rechts auszugehen, und demnach alles Recht als Norm, 
als Befehl, als ein Sollen oder Nichtsollen aufzufassen. Sicherlich 
kann man (wennschon bezüglich des „Dürfens" nur recht gezwungen) 1 ) 
alles Recht auf rechtliches Sollen oder Nichtsollen zurückführen. 



*) Das Dürfen subsumiert unter das Sollen vornehmlich Bierling, Zur Kritik 
der juristischen Grundbegriffe, I, S. 157; II, S. 18, 307—350. 
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Allein dann kommt die Frage zur Geltung: Warum soll sich die 
Menschheit der staatlich-rechtlichen Befehlsgewalt unterstellen? Die 
staatlich geeinte Menschheit ist doch nicht eine Armee von Soldaten 
und der Staat nicht ein großer Kasernhof, auf daß im Namen des 
Rechts eine Unzahl von Befehlen und Verboten zum Vollzug ge- 
langen würden! Zudem treffen den nicht im Einklang mit den 
Rechtsgeboten Handelnden die aus seiner Rechtswidrigkeit ent- 
springenden Folgen nicht wegen seines „Ungehorsams" gegen den 
Rechtsbefehl. 

Alles Recht ist Ordnung. Und zwar die dem Staat eigen- 
tümliche Ordnung. 2 ) Alle Ordnung hat zwei Grundbestandteile: 
sie ermächtigt und sie verpflichtet. Durch die Rechtsordnung wird 
eine Sphäre des rechtlichen Könnens und eine solche des Sollens 
(einschließlich des Nichtsollens oder des Verbots oder des eine Unter- 
lassung bezielenden Sollens) begründet. Der Sphäre des rechtlichen 
Könnens, der Ermächtigung durch die Rechtsordnung entspricht 
auf Seite des Rechtssubjekts das subjektive Recht. Der Sphäre 
des rechtlichen Sollens, des Begrenzens und Verpflichtens durch 
die Rechtsordnung entspricht subjektiv die Rechtspflicht. Das 
Recht als Ermächtigung begründet Rechtsmacht, das Recht als 
verpflichtende Ordnung zieht Rechtsschranken. 8 ) 

Zwischen beiden Gebieten bleibt ein freier Raum, das Gebiet 
der rechtlichen Indifferenz. Die Rechtsordnung, die sich poten- 
tiell auf den ganzen Menschen in all seinem Tun und Lassen er- 
streckt, läßt tatsächlich ein Gebiet frei. Die Ausdehnung dieses 
freien Gebiets wechselt in der Geschichte; in irgendwelchem Umfang 
besteht es immer. Das ist die Sphäre der erlaubten Handlungen, 
die Sphäre rechtlicher Indifferenz, das Dürfen. 

s ) Man hat auch das Recht (oder die Rechtsordnung, oder die Gesetze oder 
gewisse Rechtsinstitute, vornehmlich das Eigentum) als „ heilig" bezeichnet. Mit der- 
selben Berechtigung könnte man etwa die staatliche Währung eine heilige nennen. 
Die Gesetze sind Ausfluß der Betätigung der staatlichen Ordnungsfunktion, wie auch 
die Festsetzung der Währung und beispielsweise die Ausgabe von Papiergeld. Und 
außerhalb staatlicher Kultur und unabhängig von dieser sind die Staatsgesetze eben- 
sogut wertloses Papier, wie die Staatsban knoten. 

Das Recht ist Ausfluß der staatlichen Ordnungsfunktion, wie die Hausordnung 
Ausfluß der häuslichen. Und wie alle Ordnung überhaupt, so ist auch das Recht 
wesentlich Kraftfaktor. Das Recht ist somit etwas durch und durch Irdisches, 
Weltliches, nichts Heiliges. Das wäre denn auch eine traurige Heiligkeit, wenn man 
die zahllosen gesühnten und ungesühnten Rechtsbrüche ins Auge faßt, die jederzeit, 
täglich, stündlich begangen werden! 

') Treffend Holder, Über objektives und subjektives Recht, Leipzig 1898, S. 10 f. 
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Hienach ergibt sich: 

Recht = Ordnung. Und zwar: 

a) Ermächtigungsordnung. Subjektiver Reflex: Rechtsmacht 
oder Recht im subjektiven Sinn. 

b) Grenzordnung. Subjektiver Reflex: Rechtliches Sollen, 
Rechtöschranke oder Rechtspflicht. 

c) Verzicht auf Ordnung oder Sphäre rechtlicher Indif- 
ferenz. Subjektiver Reflex: das rechtliche Dürfen oder die er- 
laubten Handlungen. 

Was man als persönliche Freiheit zu bezeichnen pflegt und wohl 
in naturrechtlicher Reminiszenz auch „Recht" der persönlichen Frei- 
heit nennt, ist nichts anderes als rechtliches Dürfen. Der Kreis 
echter Freiheitsrechte ist ein ganz eingeschränkter und steht in 
Abhängigkeit nicht von rechtsphilosophischen Postulaten, sondern 
von der positiven Rechtsordnung. 

Aus dem Kreise der rechtlich erlaubten Handlungen hebt sich 
eine Reihe von Handlungen ab, deren rechtstheoretische Konstruktion 
nicht ganz leicht ist, und die insbesondere häufig (irrig) als sub- 
jektive Rechte bezeichnet werden. Das sind jene Fälle des Dürfens, 
in welchen die durch die Rechtsordnung erlaubte Handlung nur mit 
Hilfe rechtlicher (durch die Rechtsordnung geschaffener) Institutionen 
verwirklicht werden kann. Den Hauptfall bildet der sogen. Rechts- 
schutzanspruch, die rechtlich gewährleistete Möglichkeit zu klagen, 
Prozesse anzustellen. 

In diesen Fällen handelt es sich nicht um subjektive Rechte, 
weil nicht Rechtsmacht begründet ist; es sind echte Fälle des 
Dürfens, deren Besonderheit nur darin ruht, daß die rechtlich er- 
laubte Handlung in ihrer Realisierung an die Benützung rechtlicher 
Institutionen geknüpft ist. Zur Abgrenzung dieser Falle des Dürfens 
gegenüber den einfachen erlaubten Handlungen einer-, den subjektiven 
Rechten andererseits empfiehlt sich die Terminologie Anspruch. 4 ) 

2. Die Bezeichnung Rechtsgut ist von Krause-Ahrens in die 
Rechtsphilosophie eingeführt worden. 6 ) Durch die Rechtsphilosophie 
Jhering's 6 ) und anschließend durch v. Liszt 7 ) erscheint nach der 



*) Vgl. nuten §§ 33-35. 

§ ) Vgl. die Darlegungen im IL Bd. meines Systems, S. 255—268, insbesondere 
S. 261—263. 

6 ) Der Geist des römischen Rechts, III. Teil, 1. Abteil, 4. Anfl., Leipzig 1888, 
S. 327 ff. Der Zweck im Recht, Bd. I. 

*) v. Liszt, Rechtsgut und Handlungsbegriff im Bindingschen Handbuche, in 



112 U- Buch. Das Recht. Viertes Kapitel. Die Natur des Rechts. 

Auffassung der Gegenwart als Rechtsgut das rechtlich geschützte 
Interesse. Dadurch werden die einzelnen Rechtskreise, Rechts- 
machtbezirke in ihrer relativen Selbständigkeit charakterisiert. 8 ) 
Der Wert der Einführung dieser Bezeichnung ist wesentlich ein 
rechtsmethodologischer. 

3. Seit Jhering's n Zweck im Recht" hat die rechtsphilo- 
sophische Anschauung römischer Juristen, die in dem Satz „Alles 
Recht ist um der Menschen willen da" Ausdruck fand, eine neue 
Formulierung von weitreichendem Einfluß auf die Theorie der Rechts- 
forschung erlangt. Das ganze Recht steht nach Jhering im Dienste 
des Sozialutilitarismus. „Der Zweck ist der Schöpfer des ganzen 
Rechts % lautet das Motto des Jhering'schen Werks. Die herrschende 
Rechtsphilosophie hat zwar Jhering's Zwecklehre abgelehnt. Aber 
zahlreiche rechts- und staatswissenschaftliche Schriften, die rechts- 
philosophische Fragen behandeln, sind völlig oder teilweise von der 
Zwecklehre angekränkelt. 

Der Ausgangspunkt Jhering's ist sowohl individual- wie auch 
völkerpsychologisch unhaltbar. Wer irgendwie handelt, ver- 
folgt zwar regelmäßig ein Ziel, aber der Zweck, das Ziel zu erreichen, 
ist häufig nicht ausschlaggebendes Motiv. Vielmehr erfolgen viele 
Handlungen rein gefühlsmäßig, aus einem Gefühl heraus. Auf 
gefühlsmäßiger (Kultur-) Basis ruhen — auch völkerpsychologisch 
betrachtet — die Entstehung wie die Fortbildung der großen 
Kulturtatsachen, des Rechts und der Ethik. Mit einem Wort: Die 
Welt ist nicht ein großes Geschäftshaus, wie der Utilitarismus 
vermeint. 

Auch inhaltlich ist die Lehre Jhering's unrichtig. Der Zweck 
tendiert nach restloser Lösung, in der Rechtskultur bestehen immer 
Kraftüberschüsse, irrationale Reste. 9 ) Der Philosoph sucht nach 



der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. VI, S. 663 ff., insbesondere 
S. 672—686; Lehrbuch des deutschen Strafrechts (12./13. Auflage, Berlin 1903, S.65 
bis 67, Begriff des Rechtsguts; S. 299—302, Einteilung der Rechtegüter) 14/15. Aufl., 
Berlin 1905, S. 64—68 (Das Strafrecht als Interessenschutz; S. 66: „Rechtsgut 1 und 
,Norm' sind die beiden Grundbegriffe des Rechts"), S. 298-301. 

8 ) Vgl. Berolzheimer, Die Entgeltung im Strafrechte, S. 162 — 165; Berolzheimer, 
Rechtsphilosophische Studien, S. 100 — 103; v. Liszt, Lehrbuch des Deutschen Straf- 
rechts, S. 65: „Die Rechtsordnung grenzt die Machtgebiete voneinander ab " 

Vgl. auch unten § 37. 

•) Vgl. die eingehende Darstellung und Kritik der Lehre Jherings im IL Bd. 
meines Systems, S. 351 — 364. Siehe auch Berolzheimer, Die Entgeltung im Straf- 
rechte, S. 179-183. 
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einem Generalschlüssel, der die Probleme des Staats und des Rechts 
erschließt: der Zweck öffnet häufig nicht, die Eraftidee versagt nie. 

Auch die Kultur der Gegenwart hat zahlreiche Restbestände von 
Erscheinungen der Un-, Halb-, Unterkultur. Je höher das Niveau 
einer Kulturperiode ist, desto mannigfacher sind die Rudimente 
früherer Perioden (wie auch die Betrachtung der Natur erweist). 
Diese irrationalen Reste können nie beseitigt werden; ihre Ver- 
minderung ist eine Hauptaufgabe der inneren Politik. 

In Wahrheit ist es ein relativ kleiner Teil der gesamten Ge- 
setze, die um eines äußeren Zwecks willen (Zweckgesetze), also 
nicht bloß zur Realisierung des Gebots der Gerechtigkeit (Rechts- 
gesetze) erlassen werden. 

Alle Zweckgesetze leiden an einem inneren Widerspruche zu- 
folge eines Umstandes, den man mit Wundt als Heterogenie der 
Zwecke bezeichnen kann. Der Zweck schlägt meist über das be- 
absichtigte Ziel hinaus. Jene Nebenwirkungen des Zwecks fuhren 
aber bisweilen sogar zu einer Inversion des Zwecks. Wo das Zweck- 
gesetz seinen Zweck nicht erreicht, tritt die durch das Zweckgesetz 
zu vermeidende Wirkung in erhöhtem Maße ein. Jede Zweck- 
vorschrift schlägt über den beabsichtigten Zweck im Erfolg hinaus 
ins Gegenteil. 10 ) 

Hieraus ergibt sich das legislativpolitische Postulat der Spar- 
samkeit in der Verwendung von Zweckgesetzen (im all- 
gemeinen, bezüglich der Polizeiverordnungen im besonderen). 

§ 21. Recht als ordnende Kraft. (Wille und Recht. Abstufking 
der Rechtsbestimmungen.) 

1. Das Recht ist etwas Unpersönliches, wie etwa eine Maschine. 
Das Wesen des Rechts ist Kraft. Das Ziel des Rechts ist Ordnung. 
Die für den Staat wesentliche Ordnung wird durch das Mittel des 
Rechts geschaffen. 

Statt dessen wird das Recht regelmäßig als Wille, genauer 
als Gemeinwille bezeichnet. Diese naturrechtliche Erbschaft sollte 
abgelehnt werden, da sie in der Tat gar nichts erklärt. Die Be- 
zeichnung des Rechts als „Wille" ist unklar, ist ein Bild, noch da- 
zu ein verschwommenes Bild; denn über die Beschaffenheit des als 
Recht sich offenbarenden „Willens" hat doch nicht ein Mensch eine 
deutliche Anschauung. Soweit man sich aber unter jener Bezeich- 

10 ) Vgl. Berolzheimer, Die Entgeltung im Strafrechte, S. 247 f. 
Berolshelm er, Philosophie des Staates. 8 
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nung etwas Greifbares vorstellen kann, ist die Bezeichnung falsch. 
Das Recht ist kein Wille, sondern ein Werkzeug wie eine Maschine. 
Das Recht ist nichts Persönliches, sondern ein Objekt. Indem man 
davon ausgeht, daß das Recht dem Gemeinwillen seine Entstehung 
verdanke, 1 ) setzt man das Ergebnis gleich den Erzeugungsfaktoren, 
betrachtet man das Recht gleichsam als kristallisierten Willen. Eben- 
sogut könnte man ein Haus als Baumeisterwillen, oder die Dampf- 
turbine als Erfinderwillen bezeichnen. Die Provenienz charakterisiert 
das Erzeugnis nur bei Gewächsen, nicht auch bei Artefakten. Zu- 
gleich wird die Bedeutung des Willens für die Entstehung des 
Rechts und für die Gestaltung des Rechtslebens maßlos fiberschätzt. 
Der Wille ist immer nur der äußere Anlaß, die Gelegenheits- 
ursache, die objektives Recht oder Rechtsverhältnisse zur Entstehung 
bringt. Nichts weiter, nicht mehr. Der Wille gleicht dem Hahn 
an der Pistole, oder der Klinke an der Tür. Die Aktion des Willens 
bringt den rechtlich relevanten Vorgang zu Entstehung, aber der 
Wille für sich allein kann keine rechtliche Änderung erzeugen. Es 
mag einer noch so intensiv regieren oder kaufen wollen, — sein 
Wille allein setzt ihn zu keiner Rechtsaktion in Stand, bleibt als 
solcher ein frommer Wunsch. 

2. Alles Recht ist Ordnung. Und zwar die dem Staate wesent- 
liche 9 ) Ordnung. 8 ) Aber nicht alle Ordnungsfunktionen sind von 
gleicher Wichtigkeit. Ein Teil der Ordnungsmaßnahmen ist von 
grundlegender Bedeutung für Entstehung und Gestaltung des Staats 

J ) Vgl. unten § 32. 

*) Treffend sagt Haenel, Deutsches Staatsrecht, Leipzig 1892, S. 128: „Es gibt 
keine Aufgabe des Staates, heiße sie, wie sie wolle, für welche nicht das Recht 
und folgeweise die Rechtssetzung und die Wahrung des Rechtes notwendiges 
Mittel wären*. Der Gedanke wird auch sehr klar und scharf von Gumplowicz, 
Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 198—200, 302—307 zum Ausdruck gebracht 

*) Ordnung, die sich aber nicht immer friedlich durchsetzt, sondern häufig 
durch Macht und Zwang. 

Auf philosophischem (logischem) Wege kommt Hellenbroich, Was ist Recht? 
Bonn 1897, S. 17 ff., 30 zu dem Ergebnisse: „Recht ist das durch die Natur seiner 
Elemente bedingte Angleichungsverhältnis unter Menschen 11 . Hellenbroich 
steht hiebei wesentlich im Bann der naturrechtlichen Anschauung; die notwendigen 
Angleichungsverhältnisse waren auch dann Recht, wenn sie nicht ausdrücklich durch 
Satzung als positives Recht erklärt wären. Hellenbroich' 8 Ansicht ist unzureichend. 
Das Recht als Herrschafts Verhältnis wird durch seine Lehre nicht genügend erklärt. 
Auch passen Hellenbroich's Darlegungen ebensogut auf die Sitte, wie für das Recht. 
Die spezifische Differenz zwischen Sitte und Recht wird von ihm nicht aufgeklärt 
Vielfach treffend sind hingegen Hellenbroich's kritische Ausführungen. 
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und der Wirtschaft, ein anderer Teil ist bedeutsam, aber nicht 
grundlegend, ein dritter ist nebensächlich. Daraus ergibt sich eine 
Dreiteilung des Rechts in Verfassungsrecht oder besonders garan- 
tiertes Recht, in Recht schlechthin und in geringfügige Ordnungs- 
oder Polizeivorschriften. 

3. Die grundlegende Bedeutung eines Teils der Rechtsbestim- 
mungen gegenüber anderen weniger bedeutsamen Teilen hat die 
naturrechtliche Doktrin ganz klar erkannt. Da aber die Rechts- 
philosophie des Naturrechts überwiegend dem politischen Emanzipa- 
tionskampf des Bürgertums dient, erscheint jene Wahrheit nach der 
naturrechtlichen Formulierung in einer einseitigen und illusionären 
(objektiv unrichtigen) Fassung. Nämlich als Grundrechte jedes 
Staatsbürgers, als natürliche Menschenrecht«, als angeborene 
Rechte. Die grundlegenden Rechtssätze wurden, soweit auf ihnen die 
Garantie für die Bürgerfreiheit beruhte, als grundlegende subjektive 
Rechte vor allen anderen geheischt. Da die nicht minder wichtigen 
grundlegenden Herrschaftsrechte des Souveräns (sei es eines ein- 
zelnen in Monarchieen, sei es einer Mehrheit oder der Volksgesamt- 
heit in Republiken) sich auch ohne jene Formulierung schon kraft 
Beharrungsvermögens behaupteten, so wurde durch die Aufstellung 
der Grund- oder Menschen- oder Freiheitsrechte eine Verfassungs- 
gestaltung unter Wahrung der Bürgerfreiheit ermöglicht, er- 
strebt und in den modernen Kulturstaaten auch erreicht. Darin 
liegt die rechtskulturelle Bedeutung der Doktrin der natürlichen oder 
angeborenen Menschenrechte. 

§ 22. Dualistische Entstehung des Rechts. Die Rechtsquellen. 

Recht und Staat. 

I. 1 ) Wenn wir innerhalb des Staats und der vorhandenen Rechts- 
ordnung das Werden und Vergehen objektiven Rechts, sowie die 

*) Ober Gewohnheitsrecht, Sitte, Rechtssitte, Rechtsentstehung vergleiche ins- 
besondere: M. Lazarus, Über den Ursprang der Sitten, Antrittsvorlesung, gehalten 
am 23. März 1860 in der Aula der Hochschule zu Bern, 2. Aufl., Berlin 1867 (ursprüng- 
lich auch abgedruckt in der Zeitschrift für Völkerpsychologie und Sprachwissenschaft, 
herausgegeben von Lazarus und Steinthal, I. Bd., Berlin 1860, S. 437—477); Bier- 
ling. Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe, I, Gotha 1877, S. 22—29, 150—152; 
Paul Müller, Die Elemente der Rechtsbildung und des Rechts, Leipzig 1877, S. 427 
bis 429; Bernhöft, Über die Grundlagen der Rechtsentwicklung bei den Indogermanen, 
in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, II. Bd., S. 260 f.; Dahn, Über 
Werden und Wesen des Rechts, in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissen- 

8* 
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Entsehung und den Untergang subjektiver Rechte ins Auge fassen, 
tritt uns allenthalben eine doppelte Art der rechts- und rechte- 
ändernden Ursache entgegen. Entweder ist es ein einzelner, recht- 
lich relevanter bewußter Willensakt, eine rechtlich bedeutsame Hand- 
lung, die kausierend eingreift (Gesetz ; Verordnung; Rechtsgeschäft). 
Oder es vollzieht sich in mählichem Werden und Geschehen, gleich- 
sam organisch, ohne kausierenden Einzelakt des bewußten Rechts- 
willens, die Rechts- oder Rechteänderung (Gewohnheitsrecht; Er- 
sitzung und Verjährung). Als Basis der Rechts- oder Rechteände- 
rung erscheint im ersten Fall die (rechtlich relevante) Handlung 
(allgemeiner: das Geschehnis), im zweiten der (rechtlich bedeutsame) 
Zustand (die dauernde Übung). 

Wenn wir von der Gegenwart der entwickelten staatlichen und 
Rechtskultur in frühere Zeiten zurückblicken, mag sich das Ver- 
hältnis der einen Art der Rechts- und Rechtebegründung zur anderen 
quantitativ nach der einen oder anderen Seite verschieben, — sie 
bleiben beide immer nebeneinander bestehen. Dies bringt zu der 
Vermutung, daß auch bei der Urbegründung des Rechts (und der 
Rechte) jene dualistische Entstehungsart schon bestanden habe. 

Es ist daher anzunehmen, daß das Recht auf zwei Arten 
entstanden ist. Einmal durch Festlegung, Stabilisierung, Erhebung 
tatsächlicher Übung in die Rechtssphäre, also aus der Sitte. 
Zweitens aus Einzelakten, durch irgendwelche Herrschergebote. 
Diese Zweispaltung der Rechtsquellen hat sich bis zur Gegenwart 
erhalten als Gewohnheits- und Gesetzesrecht. 

Einseitig erkennt die historische Schule nur die organische 
Rechtsbildung durch das Gewohnheitsrecht an. Nicht minder ein- 
seitig erblickt Gumplowicz nur in dem Zusammenprallen zweier 



Schaft, III. Bd., S. 9; Post, Die Grundlagen des Rechts und die Grundzüge seiner 
Entwicklungsgeschichte, Oldenburg 1884, S. 1— 30; Schuppe, Das Gewohnheitsrecht, 
zugleich eine Kritik der ersten beiden Paragraphen des Entwurfs eines Bürgerlichen 
Gesetzbuches für das Deutsche Reich, Breslau 1890; Gumplowicz, Allgemeines Staats- 
recht, Innsbruck 1897, S. 339—342; Bierling, Juristische Prinzipienlehre, I. Bd., Frei- 
burg i. B., Leipzig und Tübingen 1894, S. 68—70; II. Bd. 1898, namentlich S. 291-340; 
Brie, Die Lehre vom Gewohnheitsrecht, Eine historisch-dogmatische Untersuchung, 
I. Teil, Geschichtliche Grundlegung (bis zum Ausgange des Mittelalters), Breslau 
1899; Sturm, Revision der gemeinrechtlichen Lehre vom Gewohnheitsrecht unter 
Berücksichtigung des neuen deutschen Reichsrechts, Leipzig 1900; Paul Bergemann, 
Ethik als Kulturphilosophie, Leipzig 1904, S. 52-72; L. Kuhlenbeck, Natürliche Grund- 
lagen des Rechts und der Politik, Eisenach und Leipzig (1905), S. 161. Vgl. zum 
folgenden auch oben § 11, S. 65—68. 
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ethnographisch verschieden gearteter Bevölkerungsgruppen eine 
Rechtsentstehungsmöglichkeit durch die Erhebung der Ethik der 
Siegerklasse zur Rechtsnorm. 

Der objektiven Umgestaltung, die aus bestehenden tatsächlichen 
Zuständen Rechtszustände, aus Machtherrschaft Rechtsherrschaft 
wirkt, geht parallel ein psychologischer Prozeß, der das Tat- 
sächliche als recht, als richtige Ordnung anerkennt (auf Grund des 
Rechtsgefühls), und das dauernd für richtig Erkannte als das Recht 
ansieht (infolge Erwachens der Rechtsidee bei voller Kultur). 

IL Der Rechtsentstehungsprozeß belehrt über das Wesen der 
Rechtsquellen. 

Die Rechtsquelle ist demnach weder der Volksgeist oder die 
Volksseele oder die Volksüberzeugung, noch das Rechtsbewußtsein 
der Gesamtheit oder eines einzelnen (des Herrschers) oder der Macht- 
befehl eines übermächtigen einzelnen oder einer herrschenden Gruppe. 
Vielmehr ist Quelle des objektiven Rechts und der gleichzeitig er- 
wachsenden subjektiven Rechte 1 ) stets ein tatsächlicher Zustand 
der Machtherrschaft oder irgendwelcher Machtbetätigung, 
der behauptet wird. Das Wesentliche des Rechts- und Rechte- 
entstehungsprozesses ist nicht Machterlangung oder Machtübung, 
sondern Machtbehauptung. Das subjektive (psychologische) Begleit- 
moment der Rechtsüberzeugung ist bloßes Medium der Herr- 
schaftsbehauptnng. 

Wenn in Urzeiten Ansiedler herrenlosen Boden und Vieh in Besitz 
nahmen, so erwarben sie — eben den Besitz. Indem sie diese tat- 
sächliche Herrschaft behaupteten, sei es durch ungestörten dauern- 
den Besitz, sei es durch Abwehr feindlicher Angriffe, sei es durch 
Anerkennung Dritter, sei es wie immer, wurde aus dem Besitz Recht. 
Wenn heute durch Revolution oder Besitzergreifung fremden Landes 
seitens eines Staats neue tatsächliche Herrschafts Verhältnisse ge- 
schaffen werden, sind diese neuen Herrschaftsverhältnisse zunächst 
rein tatsächlicher Natur. Aus dem Machtzustand wird der Rechts- 
zustand, soferne sich die Macht behauptet. Die Anerkennung fremder 

*) Die subjektiven Rechte bestehen als tatsächliche Machtverhältnisse schon 
vor der Rechtsordnung. Ihr tatsächliches Substrat wird durch die Rechtsordnung 
nicht geschaffen, wohl aber ihre Natur als Rechte. Die Rechtsordnung wandelt Macht 
in Rechtsmacht. Zu weit geht Dernburg, Pandekten (in der mir zugänglichen 6. Aufl.), 
Bd. I, Berlin 1900, S. 85, mit der Annahme, daß „erst durch Abstraktion allmählich 
aus der Anschauung der vorhandenen subjektiven Rechte der Begriff der Rechts- 
ordnung gewonnen" werden mußte. 
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Staaten ist ein bedeutsames Mittel zur Dokumentierung der Macht- 
behauptung. Sie ist aber nicht selbständig wirksam, sondern stets 
nur ein Mittel, durch welches die Herrschaftsbehauptung des An- 
erkannten offenbar wird. Daß in Zeiten junger Kultur insbesondere 
die Gewohnheit, Übung, Sitte ein bedeutsames Mittel der Entstehung 
des Rechts und der Rechte war, erklärt sich daraus, daß die Bräuche 
mit außerordentlicher Zähigkeit festgehalten wurden, 8 ) wie bei den 
Bauern noch heute. 

Das objektive Recht kann ursprünglich nur zusammen mit dem 
Existentwerden subjektiver Rechte erwachsen sein. Indem tatsäch- 
liche Herrschaft Rechtsherrschaft wurde, sind tatsächliche Übungen 
Rechtssitte geworden. Nur der Herrscher, der publizistisches, nur 
der Herr, der privatrechtliches Herrschaftssubjekt ist, hat ein hin- 
reichendes Interesse und genügende Macht, um mit den Rechten das 
Recht zur Entstehung zu bringen. 

Demnach ist Rechtsquelle, was hinreicht, um originäre 
Rechtsherrschaft, originäre Entstehung subjektiver Rechte 
und damit objektiven Rechts hervorzubringen. Nach der 
objektiven Seite ist dies alles, was zur Herrschaftsbehauptung 
dient; nach der subjektiven ist das hinzutretende Gefühl 
des Rechten, des Rechtmäßigen erforderlich. 

Übung und Gewohnheit, aber auch lange dauernder Besitz sind 
besonders geeignete Mittel der Rechtsherrschaftsbehauptung, da durch 
lange Dauer tatsächlicher Zustände deren Rechtmäßigkeit allgemein 
Glauben findet. 

III. 1 ) 1. Über das Verhältnis von Recht und Staat sind 
drei Anschauungen denkbar: entweder setzt man das Recht vor den 
Staat, sodaä der Staat ein Rechtsakt ist (naturrechtliche Auffassung: 



s ) Max Mttller Essays, II. Bd., Beiträge zur vergleichenden Mythologie und 
Ethologie, ins Deutsche tibertragen, Leipzig 1869, XXV, Ober Sitten und Gebräuche, 
S. 223— 254. S. 251: „Einen der Hauptreize des Studiums der Gebräuche gewährt 
die Betrachtung ihrer allmählichen Entstehung und ihrer außerordentlichen Zähigkeit". 

4 ) Vgl. zum folgenden: Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, S. 2, 
18; 0. v. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege, Tübingen 
1880, S. 10 f.; Adolf Merkel, Elemente der allgemeinen Rechtslehre, §§ 1, 2 (in 
y. Holtzendorffs Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 5. Aufl., 1889, S. 5 ff.); 
Preufi, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 199—216; Gumplowicz, 
Die soziologische Staatsidee, Graz 1892, S. 30, 85 f.; Allgemeines Staatsrecht, S. 881 
bis 383; Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 198-200, 802—307; Jellinek, Allgemeine 
Staatslehre, 2. Aufl., Berlin 1905, S. 354— 357; A. Affolter, Grundzüge des schwei- 
zerischen Staatsrechts, Zürich 1905, S. 23 f. 
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der Staat entsteht durch den Rechtsakt des Vertrags; es gibt vor- 
staatliche „natürliche Rechte); oder man setzt den Staat vor das 
Recht, sodaß das Recht aus dem Staatsverband hervorgeht (sozio- 
logische Auffassung); oder man betrachtet Recht und Staat als Kor- 
relate, die man als zugleich entstanden und miteinander gegeben 
auffassen muß, weil man sich weder den Staat ohne Recht, noch 
das Recht ohne den Staat denken kann. Bei dieser dritten Auf- 
fassung erscheint aber regelmäßig der Staat zwar nicht als das zeit- 
liche, wohl aber als das begriffliche Prius, so insbesondere nach 
Sarwey. 

Mit größter Schärfe und Klarheit wird von den Machttheore- 
tikern Seydel und Gumplowicz die ausschließliche Abhängigkeit des 
Rechts vom Staate vertreten, „. . das Recht ist erst durch den Staat 
da;* „das Recht ist nicht vor dem Staate, sondern erst im Staate 
da/ sagt Seydel. 5 ) Der gleiche Gedanke wird näher ausgeführt von 
Gumplowicz: 6 ) „Außer dem Staate gibt es kein Recht, denn das 
Recht ist ein eminent staatliches Institut, es ist Fleisch von seinem 
Fleische und Blut von seinem Blute. Jedes Recht ist ein Stück 
Staat und enthält sozusagen ein Partikelchen der staatlichen Herr- 
schaft. * 

2. Recht und Staat sind Korrelate. Sie sind wechselseitig 
voneinander abhängig, wie Leib und Seele. Man kann sich keinen 
Staat vorstellen oder eine wie immer geartete Rechtsordnung. Man 
kann sich kein klares Bild schaffen von einer Rechtsordnung, die 
ohne Existenz eines Staates bestehen würde. 

Das Wesen des Staats ist autonome Rechtsherrschaft. Und 
das Wesen des Rechts ist Ordnung staatlicher Verhältnisse. Wenn 
man den Begriff des Rechts haltbar und einwandsfrei feststellen 
will, muß man den Begriff des Staats verwerten und voraussetzen. 
Und wenn man den Begriff des Staats fixiert, muß man die für recht 
erachtete Ordnung zur Begriffsfindung heranziehen. 

Das Recht ist nicht ohne Staat denkbar. Aber das Recht ist 
nicht nur durch den Staat da. Das Recht ist nicht das reine Macht- 
und Willkürprodukt des Staats, als welches die Machttheoretiker das 
Recht erachten. Das Recht ist nur durch den Staat möglich, aber 
es ist nicht Willkürprodukt der im Staate Mächtigen. Die entgegen- 
gesetzte Auffassung der Machttheoretiker ist historisch haltlos. Der 



5 ) Grandzüge einer allgemeinen Staatslehre. S. 2. 

°) Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 302. Vgl. auch daselbst S. 198—200. 
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Recht- und Rechteentstehungsprozeß ist subjektiv stets von einem 
gefühlsmäßigen, ideologischen Faktor begleitet, der den Rechtszustand 
als den gerechten, den rechtmäßigen, den richtigen erscheinen läßt. 
Dieses subjektive Moment des Rechtsentstehungsprozesses 
scheidet die Rechtsentstehung von der bloßen willkürlichen Macht- 
behauptung. 7 ) 

§ 23. Öffentliches und Privatrecht. Sozialrecht. 

I. 1 ) 1. Die Einteilung des gesamten Rechts in öffentliches 
und Privatrecht führt auf die römischen Juristen zurück. Diese 
haben den Unterschied beider Rechtsgebiete einfach und klar bestimmt; 
leider aber zugleich mit irrtümlicher, nämlich utilitarischer rechts- 
philosophischer Basis und außerdem ungenau, d. h. in einer nicht alle 
Fälle deckenden Weise : „Publicum iusest, quod adstatum rei Romanae 
spectat; privatum, quod ad singulorum utilitatem pertinet."') 

Die römische Scheidung wurde früher vielfach akzeptiert, wird 
aber heute meist abgelehnt. Teils wegen ihrer inneren Unhaltbar- 
keit, 8 ) teils weil das moderne Recht zu sehr differenziert ist, um die 
Festhaltung jener Zweiteilung zu ermöglichen. 4 ) 

2. Die römische Auffassung legt es nahe, den Ausgangspunkt 
der Untersuchung vom objektiven Recht in die subjektiven Rechte 
zu verlegen und von der Scheidung der öffentlichen und der privaten 
Rechte aus die Grenze zwischen öffentlichem und privatem Recht 
zu bestimmen. Diesen Weg betritt, und zwar vom Standpunkte der 
Normentheorie aus, Thon. Mit dem Ergebnisse: „Zum Privat- 

7 ) Vgl. oben § 10. 

l ) Zum folgenden vergleiche: Schelling, Über die Methode des akademischen 
Studiums, S. 226—229; Gerber, Über öffentliche Rechte, Tübingen 1852, S. 80 und die 
dort angefahrte ältere Literatur; Lassalle, System der erworbenen Rechte, Leipzig 
1861, Bd. I, Vorrede, S. VII; Fricker, Die Persönlichkeit des Staats, in der Tübinger 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 25, S. 81 ; Thon, Rechtsnorm und 
subjektives Recht, Weimar 1878, S. 108 — 146; Bierling, Zur Kritik der juristischen 
Grundbegriffe, Bd. II, S. 149—255; Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörper- 
schaften, S. 283; Haenel, Deutsches Staatsrecht, Leipzig 1892, S. 153-169; Jellinek, 
Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 371—880; Laband, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, 4. Aufl., Bd.I, S.64; Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, S. 130—139; 
System Bd. II, S. 228. 

*) § 4 Instit. I, 1. Vgl. dazu ülpian, L. 1 § 2 D. I, 1. 

>) So Thon, Rechtsnorm und subjektives Recht, S. 109—114; Berolzheimer, 
Rechtsphilosophische Studien, S. 131. 

4 ) So Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 371; Berolzheimer Rechts- 
philosophische Studien, S. 181 f. 



§ 23. Oeffentliches und Privatrecht. Sozialrecht. 121 

recht wird der den Interessen eines einzelnen wider einzelne ge- 
währte Normenschutz dadurch, daß dem Geschützten im Falle der 
Normübertretung ein Mittel zur Beseitigung der Normwidrigkeit 
von der Rechtsordnung gegeben und zu beliebigem Gebrauche über- 
lassen wird. Der Privatanspruch ist das Kennzeichen des Privat- 
rechts." 6 ) 

3. Der römischen Auffassung eng verwandt ist die Zweck- 
einteilung, die im wesentlichen sagt: Der Unterschied der öffentlichen 
und der Privatberechtigung liegt darin, daß jene einen allgemeinen, 
diese einen individuellen Zweck zum Gegenstand hat. 6 ) 

4. Auf dem Standpunkte der organischen Staatslehre scheidet 
Fricker folgendermaßen: Das öffentliche Recht umfaßt alle orga- 
nischen Rechtsverhältnisse, „sei der Organismus, in dem sie ihren 
Grund haben, welcher er wolle/ Das Staatsrecht fällt formell unter 
den Begriff des öffentlichen Rechts, enthält materiell das Recht für 
den Staat, betrifft nur den einen Organismus, eben den staatlichen. 
Das Privatrecht schließt im Gegensatz zum öffentlichen Recht jene 
Rechtsbeziehungen in sich, „die in dem Kreis der betreffenden Per- 
sonen gelegen sind" ; im Gegensatz zum Staatsrecht ist es „ materiell 
das Vermögensrecht*. 7 ) 

5. Vom objektiven Recht nimmt Bierling den Ausgang. Er 
legt dar: Die Rechtsgemeinschaft Staat setzt sich aus zwei großen 
Rechtsverhältnissen zusammen. Das eine große zusammengesetzte 
Rechtsverhältnis, dessen Inhalt das gesamte Privatrecht ausmacht, 
betrifft das Verhältnis aller Genossen des staatlichen Rechts zu- 
einander; das andere Rechtsverhältnis, das das öffentliche Recht in 
sich schließt, betrifft die verschiedenen Arten öffentlicher Rechts- 
stellung, oder die Subjekte des öffentlichen Rechts. 8 ) 

6. Aus dem staatsrechtlichen Gesichtspunkte kommt Lab and 
zu der Scheidung: Das öffentliche Recht wurzelt in der Befugnis zu 
herrschen. „Herrschen ist das Recht, freien Personen (und 
Vereinigungen von solchen) Handlungen, Unterlassungen und Lei- 
stungen zu befehlen und sie zur Befolgung derselben zu zwingen.' 

B ) Rechtsnorm und subjektives Recht, S. 133; 143 f. 

ö ) So: Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl., Bd. I, S. 379; Gerber, Über öffentliche 
Rechte, S. 30; Lasson, System der Rechtsphilosophie, S. 541; Seydel, Grundzüge einer 
allgemeinen Staatslehre, S. 40 f. 

7 ) Die Persönlichkeit des Staats, Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft, Bd. 25, S. 31. 

8 j Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe, II, S. 149-255. 
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Das Privatrecht kennt nur eine Herrschaft über Sachen; freien 
Personen gegenüber kennt es lediglich Forderungsrechte ohne Herr- 
schafts-, ohne Befehlscharakter. 9 ) Hiebei nimmt Laband auf die 
von Sohm und Rosin gegebenen Darlegungen Bezug. 10 ) Laband 
erblickt also den Wesensunterschied in der charakteristischen Natur 
der subjektiven öffentlichen Rechte, denen Herrschaftseigen- 
schaft zukomme. 

Der von Laband entwickelte Gegensatz trifft im allgemeinen 
zu, aber nicht völlig. Er ist durchaus treffend bezüglich der Privat- 
rechte einer-, der subjektiven Herrschaftsrechte andererseits. Er 
versagt, soweit subjektive öffentliche Freiheitsrechte in Frage 
stehen (vgl. unten § 34 Ziff. 2). Die von Laband auf jenen Gegen- 
satz gestützte Scheidung ist zudem keine grundlegende; der Herr- 
schaftscharakter öffentlicher Rechte, der fehlende Herrschaftscharakter 
privater Rechte ist sekundär, ist Folgeerscheinung. Nicht weil sie 
Herrschaftscharakter haben, werden gewisse Rechte zu öffentlichen, 
sondern weil sie öffentlich-rechtlicher Natur sind, haben sie Herr- 
schaftscharakter. Das Primäre, Grundlegende ist die publizistische 
Natur dieser Rechte, und über das Wesen des öffentlichen Rechts 
selbst gibt Laband's Scheidung keinen Aufschluß. 

7. Vielfach wird darauf verwiesen, daß der Unterschied zwischen 
öffentlichem und Privatrecht kein absoluter sei, daß ein Teil der 
öffentlich-rechtlichen Bestimmungen und ein Teil der privatrecht- 
lichen enge Wesensverwandtschaft zeigen. 

II. 1. Bei Bearbeitung rechtsphilosophischer Probleme erweist 
sich vielfach die historische Methode fruchtbar. Für die historische 
Betrachtung ergibt sich die grundlegende Frage: Ist anzunehmen, 
daß der Gegensatz des öffentlichen und privaten Rechts von je be- 
standen habe? 

Wenn in den Uranfängen der staatlichen und der Rechtskultur 
die Zweispaltung des Rechtsstoffs in öffentliches und privates Recht 
bestanden hat, kann diese bezüglich der Entstehung des Rechts 
oder hinsichtlich des Inhalts des Rechtsstoffes (oder in beiden Be- 

e ) Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. I, S. 64. 

10 ) Sohm, Über den Begriff des Forderungsrechtes in Grttnhut's Zeitschrift, 
Bd. IV, S. 457— 474; S. 462: ,. . . So wenig das Fordeningsrecht eine Gewalt über 
die Sache, ebensowenig bedeutet es eine Gewalt über die Person, weil das Ford er an gs- 
recht kein Zwangsrecht gegen den Schuldner in sich enthält". 

Rosin, Souveränität, Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung, in Hirth's Annalen 
1883, S. 296-300; S. 299: „Die Willensäußerung der herrschenden Persönlichkeit 
ist der Befehl, die der gleichberechtigten die Forderung*. 
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Ziehungen) vorhanden gewesen sein. Hiebei ist daran festzuhalten, 
daß das objektive Recht ursprünglich im wesentlichen nichts anderes 
gewesen ist, als die Fixierung subjektiver Rechte. 

Man darf wohl annehmen, daß ursprünglich die Entstehung des 
öffentlichen Rechts und des privaten, die Festlegung öffentlicher sub- 
jektiver Rechte und privater in denselben Formen zum Vollzug ge- 
langt ist: durch Herrschaftsbehauptung. Verschiedene Rudimente 
der späteren römisch-rechtlichen Entwicklung weisen sogar mit großer 
Deutlichkeit darauf hin, daß in Zeiten alter Rechtskultur die Ent- 
stehung und Änderung von subjektiven Rechten jeder Art der Ge- 
nehmigung durch die Volksversammlung bedurfte, alle subjektiven 
Rechte also nur publizistisch zur Entstehung gelangen konnten, 11 ) 
in derselben Weise, wie das objektive Recht (eben durch Volks- 
versammlungsbeschluß). Soweit man daher die Rechtsentstehung 
ins Auge faßt, wird man sagen müssen: Alles Recht war ursprüng- 
lich öffentliches Recht, ist aus öffentlichem Recht hervorgewachsen. 

Der prinzipielle charakteristische Unterschied zwischen öffent- 
lichem und Privatrecht kann daher nur im Inhalt der verschiedenen 
Rechtsbestandteile gelegen sein. Diesen Aufschluß ergibt die histo- 
rische Betrachtung. 

2. Zur richtigen Lösung führt die rechtsphilosophische Erfas- 
sung des Staats und des Rechts. Staat und Recht sind artifizielle, 
durch die Kultur und mit der Kultur erwachsende Kraftpositionen. 
Die staatlich geeinte Volkheit bedeutet gegenüber einer bloß sozial 
verbundenen Menge ein erhebliches Plus an Kraft, an Machtstellung. 
Und das Mittel, durch das dieses Plus an Kraft gewonnen wird, ist 
das Recht. Ein Teil der Rechtsordnung steht in unmittelbarstem, 
engstem Zusammenhang mit der Existenz und Fortdauer des Staats, 
ein anderer Teil der Rechtsordnung ist für den Staat von geringerer, 
mittelbarer, nicht konstitutiver Bedeutung. Jene Rechtsteile, die 
den Staat unmittelbar, wesentlich betreffen, gehören zum öffent- 
lichen Recht; die Rechtsteile, bezüglich deren nur eine mittel- 
bare Beziehung — vermittelt durch die Existenz und das wirtschaft- 
liche und kulturelle Bestehen der einzelnen Staatsglieder — zum 
Wesen des Staats besteht, bilden das Privatrecht. 

3. Hieraus ergibt sich: 

a) Die eingangs erwähnte römisch-rechtliche Scheidung des 

öffentlichen und des Privatrechts ist dem Kerne nach richtig, leidet 

nur an dem Fehler utilitarischer Formulierung. 

• 

1 *) Vgl. Berolzheimer, Rechtsphilosophische Stadien, S. 19 f. 
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b) Der Gegensatz zwischen öffentlichem und Privatrecht ist kein 
ausschließender, sondern nur ein quantitativer. Das öffentliche 
Recht ist auch für die Existenz und das Bestehen der einzelnen im 
Staate notwendig, aber für diese nur mittelbar; andererseits könnte 
ohne Privatrecht auch der Staat als solcher nicht bestehen, aber 
die Beziehungen des Privatrechts zum Staat sind nur mittelbare. 

c) Der Gegensatz zwischen öffentlichem und Privatrecht ist 
kein absoluter, sondern ein relativer. In Zeiten primitiver Rechts- 
kultur, in denen der staatliche Gedanke eben erst zum Leben er- 
wacht ist, kann die staatliche Vereinigung nur kleinere Gruppen 
umfaßt haben. In jenen Kleinstaaten, die durch enges Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl der einzelnen Staatsglieder ausgezeichnet waren, in 
denen zugleich der rechtsgeschäftliche Verkehr nur minimale Entwick- 
lung aufwies, mußte jede Änderung im Bestände privater Rechte 
direkt einschneidend auf das Staatsganze wirken. Daher besteht 
für jene Zeiten keine scharfe formelle Scheidung zwischen öffent- 
lichem und Privatrecht. Wie wir noch heute wahrnehmen können, 
daß das Privatrecht publizistischen Charakter gewinnt, sobald eine 
privatrechtliche rechtsgeschäftliche Transaktion in Frage steht, durch 
die das Staatsinteresse unmittelbar berührt wird. So wird durch die 
leges de manu mortua, durch das Erfordernis staatlicher Genehmi- 
gung zur Errichtung einer juristischen Person nach manchen Gesetz- 
gebungen, durch ius cogens, das Einschränkungen der Vertrags- 
freiheit statuiert, soweit der Gebrauch der Vertragsfreiheit den Kultur- 
aufgaben des Staats widerstreiten würde, — das Privatrecht pu- 
blizistisch durchsetzt, sobald es eine unmittelbare Ein- 
wirkung auf das Wesen des Staats selbst zu nehmen ge- 
eignet ist. 

III. Der Gegensatz zwischen öffentlichem und Privatrecht hat 
eine erhebliche Verminderung durch die sozialethische Gestaltung 
des Rechts, durch das Sozialrecht erfahren. Sozialrecht oder 
sozialethische Rechtsgestaltung im weiteren Sinn bedeutet 
jenes Recht, welches die Ausbeutung, die Versklavung 
durch das Recht zu hemmen tendiert. Das Sozialrecht ist das 
Endergebnis der großen Emanzipationsbewegungen, die nach dem 
Mittelalter eingesetzt haben und in unseren Tagen erst zum völligen 
Abschluß gelangen. Sozialrecht im engeren Sinne ist das 
Recht, welches die Ausbeutung, die wirtschaftliche Ver- 
sklavung der wirtschaftlich Schwachen, insbesondere der 
Arbeiter durch die kapitalistische Übermacht der Unter- 
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nehmer zu hemmen bestrebt ist; vornehmlich das Recht zur 
Regelung des Arbeitsvertrags. 12 ) 

Das Sozialrecht verdankt seine Entstehung hauptsächlich der 
Auffassung des Staats als Kulturstaates, der jede Versklavung im 
Staate und durch das Recht bekämpft; 13 ) seine Durchführung dem 
Sozialismus; 14 ) seine theoretische Rechtfertigung der soziologischen 
Lehre und der Gierke'schen Genossenschaftstheorie. 16 ) Das Sozial- 
recht ist vom staatsphilosophischen Standpunkte aus gerechtfertigt, 
weil die Sozialethisierung des Rechts mit der (rechtsartifiziellen) 
Kräftigung der einzelnen die Kraft der staatlichen Gesamtheit erhöht. 
Ein Staat von Freien ist machtvoller als ein Staat, dessen Glieder 
der Mehrzahl nach rechtlich oder tatsächlich (wirtschaftlich) ver- 
sklavt sind. 



») Vgl. Bd. II meines Systems, S. 135—388. 

") Über Schelling, der der völligen Trennung des Privatrechts vom öffent- 
lichen scharf entgegentritt, vgl. Bd. II meines Systems, S. 228. 

") Vgl. Bd. II meines Systems, S. 274 ff., insbesondere S. 297—301. 

Siehe auch Lassalle, Das System der erworbenen Rechte, Leipzig 1861, Bd. I, 
Vorrede S. VII: „Was ist es, das den innersten Grund unserer politischen und sozialen 
Kampfe bildet? Der Begriff des erworbenen Rechts ist wieder einmal 
streitig geworden — und dieser Streit ist es, der das Herz der» heutigen Welt 
durchzittert und die tief inwendigste Grundlage der politisch-sozialen Kämpfe des 
Jahrhunderts bildet! 

Im Juristischen, Politischen, ökonomischen ist der Begriff des erworbenen 
Rechts der treibende Springquell aller weiteren Gestaltung, und wo sich das Juristi- 
sche als das Privatrechtliche völlig von dem Politischen abzulösen scheint, da ist 
es noch viel politischer als das Politische selbst, denn da ist es das soziale 
Element 11 . 

15 j Treffend sagt Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, 
S. 233: ,. . Ist es doch eines der wichtigsten Resultate dieser Lehre (seil, der Ge- 
nossenschaftstheorie), daß das öffentliche vom Privatrecht nicht durch eine unüber- 
brückbare Kluft getrennt wird; daß vielmehr der weitere Kreis des Sozialrechts 
mit dem Staatsrecht auch große Teile des Privatrechts umschließt." 



Fünftes Kapitel. 

Ethik und Recht 

§ 24. Verschiedene Ansichten über das Wesen der Ethik. 

1 )I. Ursprung der ethischen Normen. 

1. In Zeiten alter Kultur traten die ethischen Normen als 
Gebot der Gottheit vor die Menschen. In dieser Form erheben 
noch in der Gegenwart die Religionen die ethischen Postulate. Der 
ethische Kern der Kulturreligionen begründet ihre Bedeutsamkeit. 

2. Die Ethik als Wissenschaft, als Disziplin der praktischen 
Philosophie, hat heute ihre hauptsächliche Geltung in der Kant 'sehen 
Formulierung. Kant baut die Ethik (vermeintlich) rationalistisch auf, 
aus reiner (d. h. erfahrungsloser, nicht durch Erfahrungserkenntnis 
bedingter) praktischer Vernunft. In Wirklichkeit irrt aber der 
Rationalismus in der Ethik wie in der Rechtsphilosophie. Die von 
der Erfahrung abstrahierende Vernunft vermöchte aus sich selbst 
nichts Positives zu schaffen. 

3. Den Gegensatz zum Rationalismus bildet der Empirismus, 
der als Sensualismus durch Locke und Hume die bedeutsamste Aus- 
bildung erfuhr, in der Neuzeit als naturwissenschaftlicher 
Empirismus weithinreichende Verbreitung erlangt hat und nament- 
lich als Positivismus das Monopol der Wissenschaftlichkeit für sich 
in Anspruch nimmt. 

Der moderne naturwissenschaftliche Empirismus will aus der 
Erfahrung die ethischen Normen ablesen, wogegen einzuwenden ist, 
daß die Erfahrung als solche eben immer nur — Erfahrungsmaterial 



l ) Zum folgenden sind die beiden ersten Bände meines Systems zu vergleichen. 

Eine wertvolle (im folgenden gleichwohl — mit Rücksicht auf den von mir 
zu gebenden positiven Aufbau — vielfach nicht akzeptierte) Darstellung der Ge- 
schichte der Ethik und der heute herrschenden Richtungen gibt Wundt, Ethik, 3. Aufl., 
Stuttgart 1903, Bd. I, S. 280—476, 476—523. 
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bietet, Tatsachen, nicht Normen, Gesetze für das menschliche 
Wollen und Handeln. In Wirklichkeit sucht der moderne Empiris- 
mus aus der Entwicklung (evolutionistisch) die ethischen Gebote zu 
finden. Und da die Entwicklung im Naturprozesse die Erzielung 
höherer Arten erweist, resultiert aus dem Darwinismus das ethische 
Grundgebot der Aufartung, der Höherzüchtung des Typus 
Mensch (Nietzsche). Hiebei wird übersehen, daß der natürliche 
Züchtungsprozeß unbewußt (nicht gemäß bewußtem Wollen der 
dem Prozesse unterstellten Wesen) erfolgt, und daß die psychische 
(und physische) Beschaffenheit eines Typus, der dem Menschen der- 
art überlegen wäre, wie der Mensch den höchstorganisierten Tieren, 
uns unmöglich bekannt sein kann, daher ein klares Zweckziel fehlt. 

4. Gegenüber der „reinen" Vernunft und der bloßen (realisti- 
schen) Empirie regt sich neuestens eine Richtung, die aus der Er- 
fahrung schöpft, aber nicht an ihr kleben bleibt, ein mit realisti- 
schen Fermenten versetzter Idealismus. Dieser findet negativ 
seine Stütze darin, daß die erfahrungslose Vernunft überhaupt keine, 
die bloße Erfahrung keine erschöpfende Erkenntnis zu bieten ver- 
mag; positiv beruht der Realidealismus auf der Feststellung des 
Erkenntniswertes der menschlichen Gefühle. Alle höchste 
Erkenntnis ist von je durch Gefühlswerte ausschlaggebend 
bestimmt worden. 1 ) 

Die Kulturmenschheit hat die Erkenntnis der ethischen Werte 
gefühlsmäßig erworben und baut diesen gefühlsmäßigen Grund ratio- 
nalistisch aus. 

H. Absolute, variable, relativ veränderliche Ethik. 

1. Jene ethischen Systeme, die den Ursprung der ethischen 
Normen in göttlicher Sanktion erblicken, halten an der absoluten 
Natur der ethischen Vorschriften fest. 



■) Erkenntnisgefühle, siehe Bd. I meines Systems, S. 310—317. — 
Der subjektive Sittlichkeitsfaktor ist nie bei zwei oder mehr Menschen völlig 
identisch. Und so kann man mit Recht sagen: Im Grand hat jeder Mensch seine eigene 
Sittlichkeit. Allein das Gleiche gilt bezüglich der Sprache, des Denkens, überhaupt 
in Ansehung jeder Betätigung der Persönlichkeit Hier offenbart sich eben, wie so 
oft, die erkenntniskritische Bedeutung des Satzes, daß unser Denken sich ausschließ- 
lich in Annäherungswerten an die Erkenntnis bewegt, sowie des Satzes von der 
qualitativen Bedeutung quantitativer Unterschiede. Sobald und nur soferne die Unter 
schiede beträchtlich werden, gewinnen sie Bedeutung, gelangen sie zur praktischen 
Berücksichtigung. Solange dies nicht der Fall ist, verschwinden sie für unser prak- 
tisches Urteil. (Vgl. Bd. I meines Systems, S. 216 221, 305-309.) 
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Und zwar nach drei Richtungen: Ihnen erscheint das Gesamt- 
gebiet der Ethik zeitlich, örtlich, persönlich festgelegt. Die ethischen 
Normen gelten seit aller Vergangenheit (oder seit der göttlichen 
Offenbarung) und für alle Zukunft, sie gelten gleichermaßen in allen 
Zonen, und für jedermann, ob hoch, ob niedrig, ob reich, ob arm. 

Auch der reine Rationalismus, der die selbstherrliche Ver- 
nunft als Quelle der Ethik erachtet, normiert eine absolute Ethik. 

2. Den Gegensatz bildet die evolutionistische Anschauung. 
Wie alles Geschehen, so sind auch alle Normen für menschliches 
Handeln nach der ndvca ^et-Lehre beständigem Wechsel unterworfen. 

Der Evolutionismus ist entweder sozialutilitarisch. Dann er- 
scheint ihm als ethische Norm, was jeweils dem Wohl der Gemein- 
schaft (der Gesellschaft, des Volkes) und damit zugleich des einzelnen 
entspricht (Shaftesbury; Jhering). Oder er ist individualutilitarisch, 
eudämonistisch: Das höchste Glück der größten Zahl bedeutet zu- 
gleich den höchstmöglichen Stand der Sittlichkeit (Epikur; Bentham). 

Oder der Evolutionismus ist darwinistisch. Dann ist für ihn 
Ethik gleichbedeutend mit arterhaltend und -fördernd; die Ethik er- 
scheint als das vornehmste Mittel der Rassenverbesserung („Positi- 
vistische" Ethik Ratzenhofer's). 

Hauptvertreter des darwinistischen Evolutionismus ist der Sozial- 
aristokrat Nietzsche. Nietzsche betrachtet die Ethik als Mittel zur 
Höherzüchtung des Typus Mensch, zur Schaffung des Übermenschen. 

Aus diesem Grund stellt Nietzsche der herrschenden, christ- 
liehen „ Sklavenmoral B , die durch Betrachtung von unten, von den 
unteren Volksschichten aus („aus der Froschperspektive') die ethischen 
Normen gewinnt, die Herrenmoral entgegen, die aus dem Gesichts- 
punkte der herrschenden, siegreichen Klasse die Ethik aufbaut. 

Den Evolutionismus auf Grund der sozialistischen Machttheorie 
nimmt Anton Menger an: „Sittlich ist derjenige, der sich den 
sozialen Machtverhältnissen anpaßt, unsittlich, wer gegen sie Wider- 
stand leistet." 8 ) 

3. Weder der absolute, noch der rein evolutionistische Stand- 
punkt sind mit den Tatsachen der ethischen Entwicklung in Einklang 
zu bringen. Die Kulturgeschichte erweist in der Tat Wandlungen 
der ethischen Vorschriften. Während die Ethik der Antike wesent- 
lich die Tugend der Vornehmen, der herrschenden Klasse zum Gegen- 
stand hatte, ist hauptsächlich durch das Christentum eine Verbrei- 

8 ) Nene Sittenlehre, Jena 1905, S. 3. 
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terung der ethischen Kultursubjekte eingetreten. Die antike (grie- 
chische) Ethik ist aristokratisch, maßgebend für und begrenzt 
auf die herrschende Klasse; die ägyptisch-mosaische Ethik ist 
begrenzt auf das (ägyptische) israelische Volk, ist national. Die 
christliche Ethik ist universell, menschheitumfassend. Die Mensch- 
heitsidee ist durch das Christentum religiös begründet, durch Kant 
unter dem Einfluß der Humanitätsidee des 18. Jahrhunderts ratio- 
nalistisch erneuert worden. Die gesamte neuzeitliche Ethik ist uni- 
versell hinsichtlich des Kreises der ethischen Subjekte. 

Personell (bezüglich der ethischen, der Kultur-Subjekte) weist 
daher die Ethik zunehmende Verbreiterung auf. 

Auch sachlich sind die ethischen Normen nicht unverändert 
geblieben. 

Der griechisch-römische Tugendkodex ist aristokratisch; die 
ägyptisch-israelitische Ethik ist gemäß ihrem Grundcharakter national ; 
die christliche Ethik ist auch nach ihrem Inhalte universell, auf alle 
Menschen berechnet. 

Demgemäß nimmt das Tugendideal in diesen verschiedenen 
Lehren verschiedene Formen an: oaxpQOGvvrj, Gelassenheit ist das 
griechische Tugendideal. Es ist individualistisch; der Mensch 
soll sich veredeln. 4 ) Damit wächst er über sein kleines Ich zur 
Persönlichkeit, wird ein lebendiges, vollkommenes Kunstwerk. Hin- 
gegen betont die ägyptisch-israelitische Ethik das sozialethische 
Moment: der Mensch soH sich hilfreich seinen Volksgenossen gegen- 
über erweisen. Die christliche Ethik, die von den Armen und Elen- 
den im Volk, von den zahlreichsten Gliedern der ersten Christen- 
gemeinden ausgeht und das praktische Leben in der Richtung von 
unten nach oben betrachtet, predigt die Menschengüte. 

Eine Kombination der ethischen Grundpostulate dieser drei 
Anschauungswelten, der griechischen, der ägyptisch-israelitischen 
und der christlichen ergibt das Goethe'sche Wort: Edel sei der 
Mensch, hilfreich und gut. 

Jene drei großen alten Moralsysteme gehen aber in ihren 
ethischen Grundpostulaten nur scheinbar sachlich auseinander. Ein 

4 ) Auch in der Lehre des Confucius ist das sittliche Ideal der Edle (kiün-tsi, 
wörtlich der Fürstensohn), der sich im äußeren und inneren Gleichgewicht Haltende. 
Darstellungen aus dem Gebiete der nichtchristlichen Religionsgeschichte (XV. Bd.) 
Chinas Religionen, II. Teil: Laotsi und seine Lehre, von Rud. Dvorak, Münster i. W., 
1903, S. 79. 

Berolzheimer . Philosophie des Staates. 9 
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und dasselbe Postulat kommt in verschiedenen Wendungen zur Gel- 
tung, je nach dem Standpunkt des Beschauers, je nach der Adresse, 
an die es gerichtet ist. Der mit dem sittlichen Gefühl durchtränkte 
Mensch erweitert sein armseliges Ich zur Persönlichkeit. 5 ) Die 
Persönlichkeit betätigt sich aber beim sozial Hochstehenden anders, 
als beim Tiefstehenden. Je nach der Stellung und den Verhältnissen 
des einzelnen wird sich z. B. die Nächstenliebe als Leutseligkeit, 
Freundschaft, Gefälligkeit, Dienstbereitschaft, Güte der Gesinnung, 
Demut äußern. 

Der Grundkern aller Ethik bleibt stets derselbe; die Erschei- 
nungsformen wechseln. 

4. Festzuhalten ist, daß die Ethik, wie Recht und Staat, Sitte 
und Gesellschaft, Kulturerscheinung ist. Als solche erweist sie 
sich nach drei Richtungen; bezüglich ihrer Entstehung, mit Bezug 
auf ihr Bestehen, hinsichtlich ihres Geltungsbereichs: Die Ethik ent- 
steht erst mit der Kultur, sie macht die Wandlungen der 
Kultur mit, sie beschränkt sich auf die Kulturwelt. 

Nicht der Mensch ist Subjekt der Ethik, sondern der Kultur- 
mensch. Der Naturmensch kommt für die Ethik nur potentiell, 
nicht aktuell als Glied in Betracht. 6 ) Subjekt der Ethik ist der 
Kulturträger. Wo die Kultur aufhört, bei wilden Völkern, oder 
wo sie sistiert ist, wie bisweilen im Kriege, da tritt auch die Ethik 
in den Hintergrund. 7 ) 



6 ) Am klarsten hat dies die griechische Ethik empfanden. Denn bei ihr ist 
der Gegenbegriff des ethischen Ideals, der Begriff des schrankenlosen Egoismus, des 
nur auf sich selbst beschränkten Ich am schärfsten entwickelt: als die, Göttern 
und Menschen verhaßte vßgig. 

6 ) Darin wurzelt der Fehler Kant's. Er faßt — beeinflußt von der Humanitäts- 
idee — den Wert jedes Menschen als aktuell unendlich (unbedingt zu respektieren). 
In der Tat ist der unbedingte Wert nicht Eigenschaft jedes Menschen, noch des 
Menschen als solchen, sondern nur der Persönlichkeit, die dem Durchschnitts- 
menschen keineswegs notwendig aktuell, sondern nur potentiell zukommt. (Besser 
in dieser Hinsicht die christliche Ethik!). 

Hingegen sagt Schiller treffend (Über die ästhetische Erziehung des Menschen, 
3. Brief): „Nun ist aber der physische Mensch wirklich, der sittliche nur proble- 
matisch". 

7 ) Vgl. v. Treitschke, Über den Maßstab relativer Sittlichkeit, Politik I, S. 106 f.: 
„. . Der Historiker wäre ein Narr, der europäische Politik in Afrika oder im Orient 
ebenso beurteilen wollte, wie in Europa. Wer nicht zu schrecken vermag, ist da 
verloren. . . . Also den Maßstab der Relativität gilt es dem Orte wie der Zeit nach 
anzuwenden". 
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III. Idealistische und realistische Ethik (Inneres oder 

äußeres „Zweckziel* der Ethik). 

1. Warum soll der Mensch sittlich sein? — Entweder wird 
diese Frage mit der Angabe eines äußeren Zweckziels der Ethik 
beantwortet: Wohlfahrt der Gesellschaft, individuelles Glück etc. 
Oder die Ethik wird um ihrer selbst willen proklamiert, ein äußeres 
Zweckziel der Ethik wird abgelehnt (Kant). Man kann die ethischen 
Systeme der ersten Klasse als realistische, die der zweiten als idea- 
listische bezeichnen. Die Bezeichnung ist jedoch ungenau insoferne, 
als das äußere Zweckziel selbst ein ideales sein kann (Erfüllung des 
göttlichen Gebots; Höherzüchtung des Typus Mensch). 

2. Die Problemfassung, die mit dem Zweckziel der Ethik ope- 
riert, ist zurückzuweisen. Sie geht aus einer irrigen (rationalistischen) 
psychologischen Erfassung der Ethik hervor. Als ob nämlich die 
Ethik ein reines Vernunftprodukt der abwägenden, planmäßig über- 
legenden Menschheit wäre. Als ob die Menschheit auf dem Wege 
der nachdenkenden Berechnung zur Formulierung ethischer Gebote 
gelangt wäre. Dem ist nicht so. Maßgebend für die Entstehung 
der Ethik überhaupt, wie für die Wandlungen der ethischen An- 
schauung ist eine rein gefühlsmäßige Basis. Wie alle Kultur im 
tiefsten Grunde auf gefühlsmäßigen Momenten beruht, die lediglich 
den Aus- und Überbau rationalistisch, logisch erhalten, so auch die 
Ethik. 

Dem Naturmenschen oder dem mit moral insanity Behafteten 
kann man mit logischen Schlüssen die ethische Auffassung der Kultur- 
welt von heute ebensowenig beibringen, als man jemandem durch 
die Logik etwa Beethoven oder Dürer erschließen könnte. 

IV. Prinzipien zur Auffindung der ethischen Normen. 

Die Frage, welches Prinzip zur Auffindung der ethischen Normen 
führt, ist im Grunde eine rein methodologische. Sie gehört daher 
der Logik (Erkenntnistheorie) zu. In Wahrheit fängt aber, wer 
philosophisch begabt ist, nicht mit der Untersuchung der Methode 
an, sondern er entscheidet sich erst nach Gewinnung zumindest eines 
Überblicks und einiger wesentlicher Grundanschauungen nachträglich 
für jene Methode, die zur Festigung des Gefundenen und zum wei- 
teren Ausbau dienlich erscheint. Etwa wie man organisch eine 
Sprache nicht von der Grammatik aus lernt und der Künstler nicht 
mit dem Besuch der Akademie anfängt, der Komponist nicht mit 
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dem Studium der Musiktheorie. Vielmehr stellt sich die Methode 
immer erst nach Gewinnung der Grundlagen ein; zunächst findet 
man das Wesentlichste, dann kommt die Reflexion, die Einordnung 
und Anordnung. Ob jemand die Ethik scholastisch, theologisch, vor- 
aussetzungslos, naturwissenschaftlich oder wie sonst immer kon- 
struiert, darüber kann er sich nicht im vorneherein entscheiden. 
Der Eulturzustand jedes einzelnen, die in ihm prädominierende Ge- 
fühlssphäre und die persönliche Veranlagung sind hier bestimmend. 

Die Methoden der Ethik haben in und mit der Kulturentwick- 
lung gewechselt. 

Zu Beginn aller ethischen Kultur erscheint die Ethik als gött- 
liches Gebot, d. h. sie erwächst rein gefühlsmäßig ohne jeden ratio- 
nalistischen Beiklang. Die Intuition erweist sich allein wirksam mit 
der illusionären Formel der göttlichen Vorschrift. Diese älteste 
Formulierung wird entweder bis zur Verknöcherung beibehalten; 
das ist noch heute der Standpunkt der katholischen Kirche und 
überhaupt jeder Orthodoxie. Oder das Gefühlsmoment wird zurück- 
gedrängt und je nach dem Stande der Wissenschaften durch ver- 
schieden geartete rationalistische Zusätze modifiziert. 

Als die Griechen Naturwissenschaft und Mathematik vornehm- 
lich trieben, ward die Ethik mit der Naturwissenschaft (Eleaten, 
Heraklit) oder mit der Zahlenmystik (Pythagoras) verknüpft; die 
Sophisten, anschließend Sokrates und Plato, sind Vertreter der psycho- 
logischen Richtung der Ethik, die Sophisten einer individual-, So- 
krates und Plato einer völkerpsychologischen Ethik. Die Stoa hin- 
wiederum sucht aus dem Naturverlauf die Gesetze für das mensch- 
liche Handeln abzulesen. Wenn die Philosophie keinen wissenschaft- 
lichen Untergrund für die Ethik zu finden vermag, im Zeitalter der 
ethischen Stillosigkeit, greift sie zur Zuflucht des Nutzens (Epikur). 

All diese Methoden kehren in der nachmittelalterlichen Zeit 
wieder. Descartes und Spinoza wählen die mathematische Methode 
zur Begründung der Philosophie. Bentham, Shaftesbury, Jhering sind 
Utilitarier. Der kritische Idealismus und die Spekulation von Kant 
bis Hegel verfahren individual-, die moderne Philosophie baut völker- 
psychologisch auf; die moderne Ethik auf naturwissenschaftlichem 
Grunde ist das neuzeitliche Gegenstück zu Heraklit und zur Stoa. 

Schließlich kommt es weniger darauf an, wie man forscht, 
sondern daß man etwas Brauchbares findet. Wie auch in der Kunst 
nicht die Frage von grundlegender Bedeutung ist, nach welcher 
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Methode der Künstler arbeitet, sondern daß er etwas kann und daß 
er arbeitet, — daß er ein Schaffender ist. 

V. Inhalt der Ethik. Individual- und Sozialethik. 

Der Inhalt der Ethik ist in verschiedenen Formeln ausgeprägt 
worden. Den Griechen der Höhezeit erscheint er als das Leben 
nach dem ästhetischen Kulturideal des vornehmen Menschen: Ge- 
lassenheit, Einhalten des rechten Maßes. So wie man heute etwa 
im skandinavischen Norden die Ethik erfaßt. 

Diese Formel setzt einen hohen Stand der ästhetischen Kultur 
oder — da ästhetische Kultur im Grunde ein Pleonasmus ist — eine 
hohe Kulturstufe voraus, wie sie der Durchschnittseuropäer des 
20. Jahrhunderts mit nichten besitzt. Und wie sie der großen 
Masse des Volks und der zahllosen Schar der Armen im Geiste, 
der Versklavten und Entrechteten, nicht zu eigen ist. Daher mußten 
die mosaische Ethik, die sich an das ganze Volk wendet, die christ- 
liche Ethik, die den Ausgangspunkt von den Elenden und Bedrückten 
nahm, 8 ) die wissenschaftliche Ethik, die für Herrn Jedermann Gel- 
tung haben will, eine andere Formel wählen. Diese Formel nimmt 
den Ausgangspunkt vom natürlichen (naiven) Egoismus des Natur- 
menschen. Sie gründet im Gebot der Rücksichtnahme auf andere. 
Sie führt zur Betonung der Nächstenliebe, des Altruismus, der An- 
erkennung der fremden Persönlichkeit. In der christlichen Formu- 
lierung: Gebot der Nächstenliebe. Das Gebot ist kein schranken- 
loses, es ist eingeschränkt durch den Zusatz „wie dich selbst . Liebe 
deinen Nächsten wie dich selbst, d. h. respektiere den Menschen in 
dem andern ebenso, wie in dir selbst. In diese Formel hat Kant 
die Ethik gekleidet. Und dadurch besser geklärt. Zugleich bedeutet 
aber die Kant'sche Ethik eine Verschlechterung gegenüber der christ- 
lichen. Denn diese wurzelt im Gefühl (Liebe), jene im Rationalis- 
mus, in einer Vernunftvorstellung, der Pflicht. Die Vernunft hat 
aber über die Menschen nur eine sehr begrenzte Herrschaft, das 
Gefühl eine unermeßliche. 

Der Gegensatz von Egoismus und Altruismus ist nichts Primäres 
in der Ethik. (Zudem wird die Sozialethik heute mit einer allum- 
fassenden Gefühlsüberschwenglichkeit gepredigt, die man als Neu- 

8 ) Unerfindlich ist, wie — angesichts dieser Grundtatsache der Geschichte 
der Ethik — Anton Menger, Nene Sittenlehre, Jena 1905, Vorrede S. III, sagen kann : 
„Die Philosophie hat in ihrer Jahrtausende alten Entwicklung bisher nur die An- 
sichten der Reichen und Mächtigen über den Weltlauf wiedergegeben". 
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romantik ruhig ablehnen und auf das richtige Maß zurückfuhren 
darf.) Die Ethik bedeutet die Erhebung des Menschen zur 
Persönlichkeit. Darin sind das rechte Maßhalten und die Nächsten- 
liebe als Folgeerscheinungen inbegriffen. Dadurch gewinnt der Mensch 
die Herrschaft über sich selbst, wird zum Vernunftwesen, setzt sich 
in Einklang mit der allmächtigen Natur, wird ein lebendiger, seinem 
Wesen nach unvergänglicher Bestandteil der örtlichen und zeitlichen 
Unendlichkeit. 

§ 25. Erkenntniskritik der Ethik. Ethik als lösende und be- 
freiende Kraft, als Kraft der Persönlichkeit. Drei bedeutsame 
praktische Fragen der Ethik (Ethik und Glück; Ethik und Ar- 
beit; Ethik und Lüge). Individual- und Sozialethik. 

I. 1. Kant, der Erneuerer der Philosophie, zugleich der Alles- 
zermalmer, der so viele lebensfähige Keime der ihm vorhergehenden 
Philosophie zerstörte, hat die philosophierende Menschheit zu einer 
irrigen Problemstellung für die Ethik geführt. Als Ethik gilt seit- 
her die Lehre von Sollen, von der Willensgestaltung durch freien Ent- 
schluß, wofür ein allgemeinverbindliches Soll, der kategorische 
Imperativ der Pflicht maßgebend sei. 

Zufolgedessen wird als Urproblem der Ethik die Frage nach 
dem Sollen angesehen und über den Grund eines allgemeinverbind- 
lichen Sollens philosophiert. Das Urproblem der Ethik ist aber das 
erkenntniskritische: Was ist Tugend? Diese Grundfrage lautet 
nicht, worin bestehen die Tugenden; sondern: was ist Tugend über- 
haupt? (Gleichviel, welche die einzelnen Tugenden seien.) Worin 
besteht das Wesen der Sittlichkeit? 

Die richtige Antwort hat bereits JSpinoza gegeben: Soferne 
der Mensch im Wollen und Handeln durch Affekte geleitet wird, ist 
er Knecht, soweit ihn die Vernunft bestimmt, ist er frei. 1 ) 

Der unsittliche Mensch ist der Sklave seiner Leidenschaft, der 
sittliche Mensch beherrscht seine Triebe. Hier zeigt sich die Ethik 
ganz deutlich ihrem Wesen nach — als Kraftquelle. 



') Etbica p. IV, prop. 67, dem.: „Homo liber, hoc est qui ex solo Rationis 

dictamine vivit *; prop. 68, dem.: „Ulum liberum esse dixi, qui sola ducitur 

Batione " Siehe dazu Ethica p. V, praef., und prop. 40: „Quo unaquaeque res 

plus perfectionis habet, eo magis agit et minus patitur; et contra, quo magis agit» 
eo perfectior est." Gumplowicz, Geschichte der Staatstheorien, S. 64 sagt Aber 
Antisthenes: „,Nur durch Tugend allein sind wir frei, lautet seine Lehre, ohne sie 
Sklaven' (der Begierden)/ 
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Treffend sagt auch Lionardo da Vinci: „Selbstbeherrschung. 
Man kann keine größere noch kleinere Herrschaft besitzen, als über 
sich selbst.* 8 ) 

Kant kommt zu demselben Ergebnisse, sofern ihm der sittliche 
Wille, der nur durch die Vernunft geleitet wird, als freier Wille 
erscheint. 

Ethik ist Kraft; jene Kraft nämlich, wodurch der einzelne 
Herr seines Willens wird. Im Unsittlichen herrscht der Trieb über 
den Menschen, beim Sittlichen herrscht der Mensch über den Trieb. 9 ) 
Dadurch wächst der Sittliche über sein Ich hinaus zur Persönlich- 
keit. Er ist Herr seines Willens, und deshalb frei. Wie der körper- 
lich vollkommene Mensch Herr seines Körpers ist, ist der Sittliche 
Herr seines Willens. 

Tugend ist Seelenstärke, Persönlichkeitskraft. 

2. Seitdem die Philosophie die theologische Hülle gesprengt 
hat, müht sie sich, eine allverbindliche Quelle der sittlichen Normen 
zu finden. Regelmäßig wird diese in einem äußern Erfolg, „Zweck*, 
erblickt, oder die unbedingte, kategorische Geltung des Sitten- 
gesetzes angenommen. 

In Wirklichkeit ist diese Problemstellung eine schiefe. 

Der Mensch tritt in seinem Handeln, in seiner ganzen Lebens- 
betätigung als Doppelwesen auf, als körperliches und psychisches. 
Und körperlich wie psychisch sieht er sich auf Schritt und Tritt 
vor Wahlmöglichkeiten gestellt. Soweit er nicht rein gefühlsmäßig 
geleitet ist, überlegt er seine Entschlüsse. Für die Überlegung be- 
darf er irgendwelcher Grundlage, eines Maßstabes, einer Richtschnur. 
Was will der Mensch hiebei finden? Das Glück, so lautet die 
seichteste Antwort. Als ob der Durchschnittstyp der Menschheit 
der Glücksjäger wäre ; als ob nicht tausendfache Erfahrung erwiese, 
daß die launische Glücksgöttin dem am wenigsten hold ist, der sie 
um jeden Preis haschen möchte; als ob der Weg zum Glück grad- 
linig, durch lauter Glücksstadien ausgefüllt, führen würde; indes in 
Wirklichkeit Freud und Leid fast unzertrennlich verbunden sind. 
Der Nutzen, so sagen die praktischen Leute. Aber der Mensch 



*) Lionardo da Vinci, Der Denker, Forscher und Poet. Nach den veröffent- 
lichten Handschriften. Auswahl, Übersetzung und Einleitung von Marie Herzfeld, 
Leipzig 1904, S. 118. 

*) Das ethische Gegenstück zum Lüstling ist nicht der Asket, sondern der 
(quantitativ) mit Mao und Ziel, (qualitativ, psychologisch betrachtet) mit Gelassen- 
heit Genießende. 
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lebt doch nicht nur in Geschäften; auch ist der Nutzen gar nicht 
so leicht berechenbar und abzuwägen, als die Utilitarier sich vor- 
zustellen pflegen. Die Pflichterfüllung postuliert Kant. Aber 
worin die Pflicht bestünde, darüber verweigert er den positiven, in- 
haltlichen Aufschluß: ein formales Prinzip — — • 

In Wirklichkeit sucht der Mensch — das Richtige. Der 
Durchschnittsmensch will richtig leben, gesund an Körper, gesund 
an der Seele. Dieses Bestreben darf man sich aber psychologisch 
nicht in der Weise betätigt denken, als ob der Mensch vor jeder 
Entschließung gründlich überlegen würde: was soll ich tun, was muß 
ich lassen, um richtig zu leben? Das ergäbe nicht das psychologische 
Bild des gesunden Menschen, sondern dessen Karikaturen: den Ge- 
sundheitsschnüffler oder Hypochonder; den Sittlichkeitsschnüffler oder 
Pietisten (mit der Abart des simulierenden Pietisten: Tartuffe. Und 
welcher Pietist simuliert nicht — wenigstens unbewußt?). Der unter 
glücklichem Stern Geborene findet kraft seines gesunden Gefühls und 
geleitet durch eine sorgsame Erziehung gleichsam von selbst durch 
angeborenen und erworbenen sittlichen Takt den richtigen Weg. Nur 
in Ausnahmefällen bedarf es der eigentlichen Erwägung, der Über- 
legung, des Suchens. Nehmen wir an, von den (bald) 60 Millionen 
Menschen in Deutschland seien 30 Millionen im Alter ethischer Zu- 
rechenbarkeit, und von diesen leben 20 Millionen „sittlich", — wie 
viele unter ihnen haben je über die Probleme der Ethik nachgedacht? 
Und wie wenige eine richtige Lösung gefunden? Bei einer Alkoho- 
likerenquöte in einer Klinik wurden zahlreiche Trinker gefragt, 
warum sie so viel trinken. Jeder gab einen anderen Grund an, aber 
kein einziger die wahre Ursache: weil es mir Vergnügen macht. Und 
würde man die Mehrzahl sittlich lebender Menschen fragen, warum 
sie keine Trinker, keine Spieler sind, nicht ehebrechen, solid leben etc., 
— da könnte man aus den Antworten mit staunendem Interesse 
wahrnehmen, wie wenig sich die Menschen über die eigentlichen 
und wahren Gründe vieler ihrer Handlungen im klaren sind und wie 
zahlreiche, oft bedeutsame menschliche Handlungen wesentlich auf 
gefühlsmäßigem Grunde erwachsen. 

Der Durchschnittsmensch ist körperlich und seelisch gesund, 
nicht um eines Zweckes willen, nicht zur Befolgung der Gesundheits- 
und Sittlichkeitsgesetze, vielmehr trifft er das Richtige auf Grund 
seiner gesunden Instinkte, die durch eine gute Erziehung gekräftigt 
und gefestigt, eingewöhnt sind. 

Die utilitari8chen Moralprinzipien versagen gegenüber der Wirk- 
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lichkeit des Lebens ebenso, wie der kategorische Imperativ der 
Pflicht. Sicherlich finden sich einzelne Menschen, die um eines 
Zweckes willen, z. B. um glücklich zu werden, sittlich leben (obschon 
die Mehrzahl nicht die Sittlichkeit wegen des Glücks erstrebt, son- 
dern die Unsittlichkeit wegen des damit verbundenen Unglücks, der 
Glücksbeeinträchtigung meidet. Wie man körperlich Diät befolgt, 
nicht um glücklich zu sein, sondern um nicht krank zu werden). 
Auch die reinen Pflichtmenschen (eine ziemlich langweilige Spezies 
Menschen) finden sich. Aber was besagen diese Ausnahmen gegen- 
über der ungeheuren Menge, die körperlich und seelisch gesund in 
den Tag hinein lebt, — wie man sich trivial ausdrückt, um den 
richtigen Gedanken zu bezeichnen: die Sittlichkeit wird regelmäßig 
weder um eines Zweckes willen, noch auf Grund der Pflichtvorstel- 
lung, sondern aus einem Gefühle heraus betätigt, auf Grund des 
gesunden ethischen Instinktes. 

3. Wenn aber die Ethik regelmäßig sich auf gefühlsmäßigem 
Grunde durchsetzt, — worin besteht die allverbindliche Quelle der 
sittlichen Normen? 

Der Glaube an die schlechthin verbindliche Geltungskraft der 
sittlichen Normen ist eine Illusion. Eine Illusion in dem technischen 
Sinne, in dem ich das Wort in meiner Rechtsphilosophie gebrauche: 
ein menschlicher Irrwahn, der für die Menschen heilsam ist, die 
menschliche artifizielle Kraft erhöht, die Kultur fördert. Es gibt 
kein allgemeinverbindliches Du sollst. Jedem steht die Wahl des 
Handelns frei. Aber er muß die Folgen seines Tuns auf sich nehmen. 

4. Der Leitstern, der den Menschen zur Sittlichkeit führt, ist 
der ethische Instinkt, das ethische Gefühl. Dieses Gefühl tritt oft 
in fremder Hülle auf. Bei der großen Menge vornehmlich in re- 
ligiösem Gewand ; als göttliche Vorschrift, verbunden mit Aussicht 
auf Lohn im Jenseits. Bei den oberen Klassen als Ehre oder als 
ästhetischer Trieb. Der vornehme Mensch meidet die Unsittlichkeit 
oft nur deshab, weil sein Ehrgefühl widerstrebt, oder weil sich sein 
ästhetisches Empfinden daran stößt. Davon steht zwar nichts in 
den Lehrbüchern der Ethik, aber die Beobachtung des Lebens, wie 
die Erforschung der Kulturgeschichte führen zu dieser Wahrheit. 

5. Die Ethik betrifft das Verhältnis des Menschen zu seinem 
Willen. Ethik ist Herrschaft der Persönlichkeit über den Willen. 
Je stärker angeborene sittliche Instinkte im Menschen wach sind, 
desto kampfloser wird jene Herrschaft erworben. Aber die wenigsten 
kommen reich auf die Welt; die meisten Vermögen müssen erst er- 
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worben werden. Dies gilt vom Vermögen im ökonomischen wie im 
ethischen Sinn. Das ethische Vermögen wird erworben durch Willens- 
bildung (nach Kant: durch die Umwandlung des natürlichen Cha- 
rakters in den sittlichen), durch Erziehung des Kindes, durch Willens- 
zucht des Erwachsenen. Man ist heute, wo durch den überwuchern- 
den Einfluß des Darwinismus und des Positivismus der Mensch meist 
als ohnmächtiges Objekt der Vererbung und der äußeren Umstände 
erachtet wird, nur zu leicht geneigt, den Einfluß der Willenszucht, 
die Bedeutung, die Aseität der Persönlichkeit zu unterschätzen. 
Die päpstliche Kirche, die von je das Richtige getroffen hat, wenn 
ihr Interesse im Spiel war, hält sich vom fatalistischen Irrglauben 
der naturwissenschaftlich beeinflußten Wissenschaft fern; sie würdigt 
die Bedeutung der Willenszucht, darum erstrebt sie vor allem die 
Schule in ihre Einflußsphäre zu ziehen — bei der heute in Deutsch- 
land herrschenden politischen Zerfahrenheit nicht ganz ohne Erfolg. 
Man muß aber auch von seinen Gegnern lernen. Der Wille ist nichts 
Seiendes, sondern steter, wenn auch oft kaum merklicher Verände- 
rung zum Besseren oder Schlechteren unterworfen. Die Willens- 
bildung ist das bedeutsame Mittel, um das armselige Ich zur Persön- 
lichkeit zu erheben; durch einen starken Willen wächst der Zwerg 
zum Biesen. 

6. Das Grundgesetz der Ethik ist dahin zu formulieren, daß 
dem Menschen artifiziell (innerhalb der Kultur, 4 ) unter Zuhilfe- 
nahme der Überlegung, der Vernunft, der Bildung und Anwendung 
von Ideen) jener Weg vorgezeichnet und gangbar wird, den das 
Tier instinktiv beschreitet, der richtige Weg, der zur Krafterhal- 
tung und -Erhöhung führt. Wo Sittlichkeit herrscht, ist Aufstieg; 
wo der Wille ungebändigt den Begierden dient, ist Verfall, Deka- 
dence. Die Renaissance mit der Devise: Tue Unrecht und scheue 
niemand, leitet den Verfall ein. Und die der ethischen Postulate 
entbehrende Gegenwartskultur des Panamerikanismus stellt ganz 
sicherlich keinen kulturellen Höhepunkt dar. Deutschland ist heute 
weit reicher, als vor 35 Jahren, und doch in sich schwächer. Heer 



4 ) Die Ethik ist Kuturerecheinung. Die Kultur äußert sich wesentlich in 
der Stabilisierung der Verhältnisse. Die Ethik heischt daher die diesen Lebens- 
verhältnissen angepaßte Lebensbetätigung. Ein ethisches Postulat ist die Mäßig- 
keit. Für den Naturmenschen, bei dem lange Zeiten des Darbens mit kurzen Perioden 
des durch irgendwelchen Glücksfall gebotenen Überflusses wechseln, wäre Mäßig- 
keit angesichts des momentanen Überflusses eine Unklugheit, eine Gefährdung der 
Lebenserhaltung. 
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und Marine sind gewachsen, aber die Notwendigkeit eines Krieges 
würde heute viel schmerzlicher empfunden, als damals. 

Die Aufgabe der Sittlichkeit geht dahin, die Idee im Menschen 
zu realisieren. Der Mensch erhebt sich über die irdische Leiblich- 
keit, indem er die in ihm ruhende Idee zur Verwirklichung führt. 
Was sich äußerlich, realistisch als Persönlichkeitskraft darstellt, 
erscheint der philosophischen, idealistischen Betrachtung als Unend- 
lichkeitswert, als Realisierung der Idee. 

7. Die Ethik steht höher als das Recht (und die sittlich-recht- 
liche Kulturepoche ist daher eine höhere, als die rein rechtliche), 
weil jene stärker ist. Sie ist stärker um das Band (regelmäßig 
Zwangsmoment), dessen das Recht bedarf. Wenn a denselben Effekt 
ohne äußeres Mittel erzielt, als b mit Hilfe eines äußeren Mittels, 
ist a um das für a überflüssige Mittel stärker. 

Daß die Sittlichkeit das maius an Kraft darstellt, nämlich 
gerade um das Band, dessen die Rechtsordnung zur Realisierung 
bedarf, sieht man am deutlichsten daraus, daß die Sittlichkeit auch 
dort wirksam ist, wo das Recht versagt, weil das äußere Band nicht 
Anwendung finden kann (Gesinnung; innere psychische Vorgänge und 
Qualitäten). Das Recht ist gewährende und bindende Kraft; es offen- 
bart seine Kraft als Herrschaft, als Ordnung, die Rechte gewährt 
und Rechtswillen begrenzt. Ethik ist lösende und befreiende 
Kraft; sie wirkt durch Lösung äußerer Schranken und durch Be- 
freiung von drückenden Banden, vornehmlich des (anethischen) 
Rechts. 

IL 1. Das Verhältnis von Ethik und Glück hat die philo- 
sophierende Menschheit von je beschäftigt. 

Die Lösung des Problems ist im vornherein dadurch sehr er- 
schwert, daß der Begriff des Glücks etwas ungemein Kompliziertes 
darstellt. Vor allem ist das Glück etwas Subjektives, ein Gefühl, 
das nicht notwendig mit den äußeren Umständen in gleichem Ver- 
hältnis, in proportionalem Einklang steht. Wie mancher empfindet 
die „glücklichen Umstände 41 oder „glücklichen Verhältnisse", in denen 
er lebt, nur als den goldenen Käfig, in dem sein Freiheitsdrang, 
seine Glückssehnsucht eingeschlossen ist, während die neapolitanischen 
Lazzaroni in Lumpen ein glückliches Lumpendasein führen. Zweitens 
ist das Glücksgefühl nicht notwendig etwas Positives; wer 
Schmerz und Leid von Grund aus erfahren hat, wird geneigt sein, 
das höchste Glück in die Abwesenheit von Schmerz zu setzen. Das 
unbewußte Glücksgefühl, das sich nicht in positiven Glücksempfin- 
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düngen äußert, sondern in Abwesenheit jeder Glücksstörung besteht, 
hat der desillusionierte Mensch im Auge, wenn er seufzend sich der 
glücklichen Einderzeit erinnert. Endlich ist das Glück etwas Kom- 
plexes, es tritt häufig in unmittelbarem Zusammenhange mit Schmerz 
und Leid auf. ) Wie der von schwerer Krankheit Genesene ein 
höheres Gesundheitsgefühl sein eigen nennt, als der robuste Bauer, 
dessen Gesundheit nie beeinträchtigt war, so spendet die Natur, 
deren Walten an Güte das menschliche Tun übertrifft, dem Kenner 
des Unglücks zum Ausgleich intensivere Glücksfähigkeit. 6 ) Die Götter 
haben dem Leid das Glück zugesellt. 

Der Mensch, der in richtigen Verhältnissen richtig lebt, em- 
pfängt als Lohn körperliches Wohlsein und psychische Gesundheit, 
d. h. Zufriedenheit und Glück. Das Glück ist nicht das Ziel 
der Sittlichkeit, aber regelmäßig ihr Lohn. Das gilt aber 
nur für gesunde Menschen in gesunden Verhältnissen. Denn 
im gesunden Menschen wohnen rege Kraftinstinkte. Wer psychisch 

6 ) „Es gibt kaum ein Unglück ohne Ausweg; die Verzweiflung ist trflgerischer 
als die Hoffnung". (Vauvenargues) Leo Tolstoi, Gedanken weiser Männer, deutsch 
von Adolf Hess, München 1904, S. 88. 

Der Menschheit zum Segen spendet Carlyle seine Heilspredigt: , Arbeiten und 
nicht verzweifeln \ (Deutsche Ausgabe, Düsseldorf und Leipzig 1902.) Man muß 
eben lernen, auch bei widrigem Wind zu segeln. 

„Fortes fortuna aduvat", predigt auch der große Seelenkenner Macchiavelli 
(II principe, cap. XXV, Quanto possa nelle umane cose la fortuna, e in che modo 
se gli possa ostare). Man kann beifügen: Die Hoffnung ist Fortuna's Papiergeld. 
Der Glaube gibt Trost und Hoffnung im Unglück, Zuversicht in jeder Lebenslage 
und ist damit das eminente Kraftgewinnungs und -Erhöhungemittel für den unglück- 
lichen oder hilfsbedürftigen Menschen, mithin für den Menschen xax Sfrxyv- 

e ) Das menschliche Leben unterliegt dem allgemeinen Gesetze der Pendel- 
bewegung, wie alles, was ist und wird. Was man als Glück (im subj. Sinne), als 
Glücksregungen bezeichnet, sind jene Pendelschwingungen im Leben, welche nach 
oben gerichtet sind, die Kraftäußerungen, die Bejahungen, die positiven Regungen. 
Das Leben kann aber nicht aus diesen ausschließlich bestehen. Die negativen 
Schwingungen müssen in Kauf genommen werden; die Tendenz kann nur dahin 
gehen, diese negativen Schwingungen objektiv in ihrer Größe abzuschwächen, oder 
ihren Reflex auf das davon betroffene Subjekt zu mindern und zu mildern. Das 
Glück der Stoiker beruht auf der möglichsten Ausschaltung der Schwingungen über- 
haupt und auf der Abhärtung (Gleichgültigkeit) gegen ihr Auftreten, soweit sie 
nicht völlig vermieden werden können. Das Glück der meisten Philosophen besteht 
in einer Abschwächung der Schwingungen bis zu einem Mittelmaß und der Gelassen- 
heit (ocoqpQoavyij), d.h. einer gewissen Abstumpfung gegen ihre Wirksamkeit. (Der 
Mensch kann auf zwei Arten versuchen die Natur zu meistern, entweder indem er 
sie seinem Willen unterjocht, oder indem er sich in und auf sich selbst zurückzieht. 
Sittlichkeitsidee des Westens — des Ostens.) 
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nicht gesund ist, oder wer in ungesunden Verhältnissen lebt, für den 
wird sich das Verhältnis von Sittlichkeit und Glück häufig um- 
kehren. 7 ) Wer sich nicht damit begnügt nachzuplaudern, was in 
den Werken über Ethik immer wieder zu lesen ist, sondern das 
wirkliche Leben zum Modell wählt und Freilichtmalerei unternimmt, 
der kann sich nicht der Tatsache verschließen, daß der psychisch 
minderwertige Mensch in seiner Sinnenlust am glücklichsten ist; daß 
ungesunde soziale Verhältnisse dem Freudenmädchen, das hohen 
Lohn für seinen schönen Körper einstreicht, mehr Glück gewähren, 
als der soliden Näherin, die um Hungerlohn sich die Schwindsucht 
erarbeitet. Der echte Trinker fühlt sich bei seiner Flasche am 
wohlsten, die wahre Dirne im Bordell. 

Abschließend ist zu sagen: Das Glück ist ein Gemüts- 
zustand, etwas Subjektives; die Sittlichkeit ist etwas Objektives. Der 
Sittliche ist nicht notwendig glücklich, der Unsittliche ist nicht not- 
wendig unglücklich. Die Mehrzahl der Schwächlinge und Lüstlinge 
jeder Art wären weit unglücklicher, wenn sie dem Laster entsagen 
müßten. Der gesunde Mensch ist als sittlicher Mensch am glück- 
lichsten; die krafterfüllten Menschen hausen an der Sonnenseite des 
Lebens. 

2. Der Satz, daß die Ethik ein arbeitsames Leben heische, 
ist heute allgemein anerkannt. Damit ist jedoch seine Richtigkeit 
nicht bewiesen. Die Geschichte erweist, daß gerade in Höhezeiten 
der Kultur die maßgebende, die herrschende soziale Schicht von 
Berufsarbeit frei war. In der ethischen Postulierung der Arbeit ist 
einige Wahrheit mit mehrerem Irrtum vermischt. Die Arbeit als 
solche ist ethisch ganz indifferent. Wenn jemand acht Stunden 
täglich Holz hackt, oder einen Maschinenteil bedient, oder alte Ur- 
kunden entziffert, wird sein Sittlichkeitsstand dadurch nicht erhöht 
gegenüber dem andern, der in dieser Zeit Sport treibt und Museen 
besucht, oder gegenüber dem Dritten, der einfach flaniert. Über- 
mäßige und widerwärtige oder durch Monotonie ermüdende Arbeit 
wirkt sogar direkt entnervend und entsittlichend. Daher bedeutet 
auch Arbeit etymologisch ursprünglich Mühsal, Bedrängnis. 8 ) In 
alten Zeiten arbeitet nur der, dem es schlecht geht. Die sittliche 

7 ) Was für den Gesunden Gift ist, kann dem Erkrankten heilkräftige Medizin 
bedeuten. Heilung von Schwäche durch Schwächung (Strafrecht). 

8 ) Grimm, Deutsches Wörterbuch, 1. Bd., Leipzig 1854, S. 538-540; Heyne, 
Deutsches Wörterbuch, 1. Bd., Leipzig 1890, S. 141; Kluge, Etymologisches Wörter 
buch der deutschen Sprache, (in der mir zugänglichen) 5. Aufl., Straßburg 1894, S. 16. 
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Bedeutung der Arbeit kann nicht in der Arbeit selbst ruhen, sondern 
in der Beziehung, welche die Arbeit zur Ausbildung der Persönlich- 
keit (zwar nicht notwendig hat, aber) haben kann. Die Sittlichung 
des Menschen besteht in der Erhebung des einzelnen zur Persön- 
lichkeit, zum sittlichen Eigenwesen. 9 ) Das wesentliche Mittel 
hiefür ist die Lebensaufgabe. Durch die Lebensaufgabe erhebt 
sich der Mensch über sein armseliges Ich, wird er lebendiger Glied- 
teil des Weltorganismus, Träger der Idee; die Lebensaufgabe objek- 
tiviert den Menschen. 10 ) Hiefür sind aber Arbeit und Beruf weder 
unbedingt notwendig, noch auch schlechthin genügend. Vielmehr 
handelt es sich stets um die individuelle Lebensaufgabe, durch die 
man seinem Leben einen realen Inhalt gibt. 11 ) Der sittliche Wert 
der Arbeit ist daher begründet und vorhanden, wenn die Arbeit 
nicht um des bloßen Brotverdienstes oder Gelderwerbs willen ver- 
richtet wird, sondern wenn der Mensch in der Arbeit die Betätigung 
seiner Lebensaufgabe erblickt. Dann und nur dann ist der Satz 
berechtigt: Arbeit adelt. 18 ) Die Arbeit, die nicht im äußeren Zweck 
der ökonomischen Vorteilserlangung aufgeht, ist die vornehmste Be- 
tätigung des Aktivitätsgefühls. Der ideal veranlagte Mensch betreibt 
sein Geschäft als einen Beruf, seinen Beruf als eine Kunst. Die 
meisten Menschen von heute, die kein Ideal zu haben scheinen, 
dienen (oft nur halb- oder unbewußt) dem Ideal der Berufserfüllung 
im Interesse der Wahrung und Besserung der Position ihrer Familie 
im Rechtswirtschaftskörper. 1 3 ) 

9 ) Die durch das Christentum aufgenommene und ausgebildete Lehre von der 
persönlichen unsterblichen Seele ist nichts anderes, als die vergröberte, populäre 
Form der Vorstellung des absoluten Wertes (des Unendlichkeitswertes) der Persön- 
lichkeit. 

10 ) Das strikte Gegenteil von dem, was Nietzsche über den Individualismus 
ausgesagt hat, ist richtig. Man muß „sein Herz an etwas hängen 11 , an eine Idee, 
an irgend eine. Das Recht der Individualität besteht freilich, aber nur insoweit, als 
dadurch die Eigenart der Verkettung mit der Idee oder die Wahl der besonderen 
zu realisierenden Idee bestimmt wird. Der Mensch ist Glied des Weltganzen. Daher 
lebt nur jener secundum naturam, der den Grundzug seines Ich, sein Wollen, Fühlen, 
Streben in den Dienst einer Idee stellt. 

n ) Simmel, Kant, 16 Vorlesungen, Leipzig 1904 sagt (von seinem Standpunkte 
aus treffend formuliert): Unsere Zeit ist nicht auf eine allgemeine, sondern auf indi- 
viduelle kategorische Imperative gerichtet. 

") Jede Arbeit ist wichtig, denn sie adelt den Menschen. 

Wer seinen Sohn nicht ein Handwerk lernen läßt, erzieht ihn zum Straßen* 
räuber. (Talmud). Leo Tolstoi, Gedanken weiser Männer, deutsch von Adolf Heß, 
Mttnchen 1904 (S. 89). 

1S ) Fast jeder Mensch hat ein Ideal, ein Grundziel seines Strebens im Erwerben. 
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3. Warum ist die Lüge unsittlich? 

Als durchaus irrig erweist sich die ethische Generalpräventions- 
theorie (Paulsen u. a.), welche die Unsittlichkeit der Lüge aus sozial- 
utilitarischen Gesichtspunkten ableitet. Will man ernsthaft behaupten, 
daß die Menschheit in Unsittlichkeit zu verfallen droht, wenn der 
Schuster Huber unbeanstandet seine Kundschaft oder seine Bierbank- 
nachbarn mit Lügen traktiert?! 

Das Problem ist hier, wie nicht selten in ethischen Fragen, 
nicht ganz richtig formuliert. Die Lüge als solche ist ethisch farb- 
los. Sie kann ethisch indifferent sein (die Notlüge, die pia fraus, 
der dolus bonus der Römer), sie kann ethisch geboten sein (die 
Kriegslist), sie kann ethisch verwerflich sein (die gemeine Lüge). Die 
Verwerflichkeit der Lüge gründet dahin, daß sie meist das Hilfs- 
mittel eines verlogenen, feigen Menschen ist. Die Lüge des Lügners 
ist ethisch verwerflich. Das ethische Postulat lautet nicht: Wahr- 
heit oder Streben nach Wahrheit, sondern: wahrheitsliebende 
Menschen. Indem man dieses Postulat objektiviert hat, ergeben 
sich scheinbar für die Deutung jene Schwierigkeiten, die in Wirk- 
lichkeit nicht vorhanden sind. 14 ) 

Die Lüge ist verwerflich, sofern sie kraftzerstörend wirkt, als 
Schutzmittel des verlogenen Menschen; sie ist ethisch erlaubt, sofern 
sie dies nicht ist. Sie ist ethisch wertvoll, soweit sie krafterhöhend 
wirkt, als Illusion, als mutstählende Hoffnung. 

III. Der Kulturmensch lebt in der Kulturgemeinschaft. Die 
sittliche Persönlichkeit äußert sich daher nicht nur in Bezug auf 
das eigene Ich in seiner Isoliertheit, sondern zugleich bezüglich des 
Verhältnisses zu andern. Daher die Zweispaltung der Ethik in 
Individual- und Sozialethik. 

Als Grundproblem der Sozialethik pflegt man das richtige Ver- 
hältnis von Egoismus und Altruismus zu bezeichnen; die Abgren- 
zung der Sorge für das eigene Wohl und für fremdes Wohl ohne 
Eigeninteresse. 

Die Formulierung ist eine utilitarische und deshalb im vorne- 
herein schief; sie ist vor allem psychologisch unzutreffend. Es han- 

nnd eines im Verzehren. Der gesündeste Zustand: Werbende Kraft, die um- 
gesetzt wird in erhaltende Kraft (Krafterhaltung), und zwar durch Um- 
wandlang rechtsartifizieller Kraft in sittliche (normaler Erwerbssinn — Familien- 
fttrsorge). 

") Dem Wahrheitsfanatismus Kant's gegenüber betont Anton Menger, Nene 
Sittenlehre, 8. 41—45, treffend die weitreichende tatsächliche Herrschaft der Lüge. 
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delt sich nicht um Egoismus und Altruismus, sondern darum, ob und 
wie weit man (mit klarem Bewußtsein oder mehr gefühlsmäßig) das 
eigene Ich in den Dienst einer Idee stellt, oder ob man das nicht 
tut. Der sittliche Mensch steht im Dienst der Idee und wächst da- 
durch über sein individuelles Ich hinaus zur Persönlichkeit, die 
(als solche) zugleich fremde Persönlichkeit anerkennt und 
respektiert. Der Gegensatz zum sozialethisch empfindenden 
Menschen ist nicht der schrankenlose Egoist, sondern der mit vßgig 
behaftete Verächter fremder Persönlichkeit. Die Liebe (christliche 
Sittlichkeitsidee) und die Pflicht (kategorischer Imperativ Kaut's) 
können nur als Medium, als Hebel der Sittlichkeit in Betracht 
kommen. 

§ 26. Verhältnis von Ethik und Recht. Recht und Zwang. 

I. 1 ) Die spezifische Differenz von Ethik und Recht wird meist 
im Anschluß an Kant dahin bestimmt: Die Ethik geht auf die Ge- 

') Über die spezifische Differenz und die Grenzen von Ethik und Recht vgl. 
den geschichtlichen Abriß bei Lasson, System der Rechtsphilosophie, Berlin und 
Leipzig 1882, S. 2 — 10; siehe ferner, für die Zeit von Pufendorf bis Kant, E. Lands- 
berg, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, III. Abt., I. Halbbd., München und 
Leipzig 1898, S. 503 f. Vgl. weiterhin: Kant, Die Metaphysik der Sitten, 1. Teil, 
Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre 1797, W. W., Ausgabe von Harten- 
stein, 7. Bd., Leipzig 1868, S. 10—29, 2. Teil, Metaphysische Anfangsgründe der Tugend- 
lehre 1797, W. W. 7. Bd., S. 177 ff., 198; v. Woringen, Über die Grenzen des Ein- 
flusses des Sittengesetzes auf das Strafgesetz, Freiburg 1864 (behandelt das Problem 
historisch; steht im wesentlichen auf Kant'schem Standpunkte; siehe v. Woringen 
a. a. 0. S. 81); Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl., Wien 1870, Bd. I, S. 308—316; v. Bar, 
Die Grundlagen des Strafrechts, Leipzig 1869, S. 16— 19; v. Bar, Probleme des Straf- 
rechts, Festrede, Göttingen 1896, S. 14; Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staats- 
lehre, S. 10—12; Paul Müller, Die Elemente der Rechtsbildung und des Rechts, 
Leipzig 1877, S. 182 f.; Jhering, Der Zweck im Recht, 3. Aufl., Bd. I, S. 358, 863 f., 
366, 490, 517, 529 f., 536 f., 550; Bd. II, S. 10 (4. Aufl., Leipzig 1904, Bd. I, S. 279, 
282-285, 382, 403, 412 f., 418 f., 429; Bd. II, S. 8); Dahn, Die Vernunft im Recht, 
Berlin 1879, S. 37 f., 101, 112 f.; Bernhöft, Über die Grundlagen der Rechtsentwick- 
lung bei den indogermanischen Völkern, in der Zeitschrift für vergleichende Rechts- 
wissenschaft, Bd. II, 1879, S. (253-328), 253-261, 282—285; Gustave Le Bon, L'homme 
et les socie*te*s, Paris 1881, p. 373—380; Dilthey, Einleitung in die Geisteswissen- 
schaften, Bd. I, Leipzig 1883, S. 79; Kohler, Das Wesen der Strafe, Würzburg 1888, 
S. 2, 5; Harms, Begriff, Formen und Grundlegung der Rechtsphilosophie, heraus- 
gegeben von Wiese, Leipzig 1889, S. 92—121 ; Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als 
Gebietskörperschaften, Berlin 1889, S. 203 f.; Cathrein, Moralphilosophie, I. Bd., Frei- 
burg i. B. 1890, S. 382—389; Jellinek Allgemeine Staatslehre, S. 303—307; Stammler, 
Die Lehre von dem richtigen Rechte, Berlin 1902, S. 52—92 (Stammler gibt hier eine 
eingehende Behandlung des Problems); Berolzheimer, Die Eotgeltung im Strafrechte, 
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sinnung, auf innerliche Vorgänge, das Recht auf Handlungen, auf 
äußere Geschehnisse. 2 ) 8 ) Demgemäß ist das Wesensattribut des Rechts 
die (regelmäßige) Erzwingbark eit; die Grenze zwischen Ethik und 
Recht gründet auf dem Zwang. 4 ) 

2. Nach eines anderen Ansicht ist das Recht ein Teil der Ethik; 
diese umspannt das weitere Gebiet, jenes ist ein Ausschnitt des 
Ganzen. Und zwar wird auch von diesem Standpunkte aus meist 
der erzwingbare Teil der ethischen Vorschriften als der Rechts- 
späre zugehörig bezeichnet. 

Als Ausfluß der Sittlichkeit betrachtet insbesondere Leibniz*) 
das Recht. 

Von Neueren zählen das Recht der sittlichen Sphäre zu, aus 



S. 177—191, Rechtsphilosophische Studien, S. 55—85; Gumplowicz, Grundriß der 
Soziologie, 2. Aufl., S. 307—317. Siehe ferner die in den späteren Noten dieses 
Paragraphen angefahrten Literaturnachweise und oben § 16, Note 4, S. 90 f. 

*) So fixiert Kant den Gegensatz von Moralität gegenüber der (bloßen) Lega- 
lität. Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre, W. W. von Hartenstein, 7. Bd., 
S. 16, 28. Verwandt Bahn, Über Werden und Wesen des Rechts, in der Zeitschrift 
für vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. III, 1881, S. 9; Über den Begriff des Rechts, 
ein Beitrag zur Rechtsphilosophie, Breslauer Rektoratsrede, Leipzig 1895, S. 13 f. 
Nach Bahn ist das Recht die vernünftige, vernunftgeforderte Friedensordnung äußerer, 
das Ethos die vernünftige Friedensordnung innerer Beziehungen. Woraus nach Dahn 
folgt, daß es das Recht überwiegend mit den Handlungen, die Moral überwiegend 
mit der Gesinnung zu tun hat. 

•) Man sagt: Das Recht bezieht sich nur auf das äußere Verhalten der Men- 
schen, nicht auf die Gesinnung, mit dieser hat es nur die Ethik zu tun. Ja!, aktuell 
bezielt die Rechtsordnung nur ein bestimmtes äußeres Verhalten; aktuell ist es 
gleichgültig, ob der Steuerzahler, der Wehrpflichtige, der nichtverbrecherische Ge- 
nosse aus innerem Trieb das Gesetz respektieren, oder nur der Not des Zwanges 
gehorchend. Aber virtuell ist das Motiv des Handelnden auch für die Rechts- 
ordnung von größter Bedeutung. Denn wenn die Macht des Staates oder seiner 
Organe, die Wirksamkeit seiner Strafdrohungen und der in Aussicht gestellten Rechts- 
nachteile nachlassen, ist es für Recht und Staat von größter Bedeutung, mit welcher 
Gesinnung gesetzmäßig gehandelt wird. Siehe zudem unten, S. 147. 

4 ) Kant, Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre, S. 28 f. ; Dahn in der 
Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft Bd. III, S. 9; Köhler, Einführung in 
die Rechtswissenschaft, 2. Aufl., Leipzig 1905, S. 2. Dagegen: Jhering, Der Zweck 
im Recht, Bd. II, 3. Aufl., S. 10 (4. Aufl. S. 8). Nach Preuß, Gemeinde, Staat, Reich 
als Gebietskörperschaften, S. 204 tendiert das Recht zur Erzwingbarkeit. Nach 
Jellinek ist für das Recht die Garantie seiner Gültigkeit wesentlich. Der Zwang 
ist nach Jellinek eine bloße Unterart der Garantie (Allgemeine Staatslehre, S. 304 
bis 306; 723). Siehe auch oben § 16, Note 4, S. 90 f. 

*) Codicis juris gentium diplomatici praefatio, Ausgabe von Klopp 1, 6 p. 469 sq. 
Vgl. auch die Citate in Bd. II meines Systems, S. 178 f. 

Bcroliheimer, Philosophie de« Staates. 10 
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welcher jenes einen Teilausschnitt darstelle: Herbart, der das Recht 
aus der sittlichen Idee ableitet. Im Anschluß an Herbart, Geyer: 
„Die Rechtsphilosophie ist ein Teil der Ethik.* 6 ) Das Recht scheidet 
sich von der bloßen Macht durch seine ethische Grundlage. Die 
Rechtsidee ist in dem Mißfallen am Streite ausgedrückt. Recht ist 
durch Willensübereinstimmung entstandene Norm zur Beilegung vor- 
angegangenen oder zur Verhütung künftigen Streites. 7 ) Nach Tren- 
delenburg wächst das Juristische aus dem Ethischen hervor. 8 ) 
Harms ordnet das Recht völlig dem Ethos ein und unter. 9 ) Als 
wesentlichen Bestandteil der sittlichen Ordnung betrachtet Cathr ein 
die Rechtsordnung. 10 ) 

Auch Gumplowicz, obschon Anhänger der Machttheorie, sieht 
in der Sittlichkeit die Quelle des Rechts. 11 ) Nach Gumplowicz be- 
stehen wechselseitige kausale Beziehungen zwischen Ethik und 
Recht. Wenn heterogene ethnologische Elemente sozial zusammen- 
treffen, zwei Gruppen mit je verschiedenartiger Moral, tritt das 
Recht ein, das die alte Moral der herrschenden Gruppe festlegt, aus 
der Moral der Herrschergruppe hervorwächst und weiterhin eine 
neue Moral erzeugt. 12 ) 

3. Vielfach wird die Anschauung vertreten, daß im Prinzip 
Sittlichkeit und Recht sich decken, im einzelnen aber divergieren 
können und tatsächlich mehrfach auseinander gehen. Das Prinzip 
der Divergenz wird entweder wie vorstehend (unter 1 und 2) be- 
stimmt oder überhaupt nicht näher angegeben, oder es wird eine 
prinzipielle Abgrenzung als unmöglich bezeichnet. 

4. Die heute herrschende, wohl von allen Forschern akzeptierte, 

6 j Geschichte und System der Rechtsphilosophie in Grundzügen, S. 8. 

7 ) a.a.O., S. 110—136, 126. 

«) Naturrecht, S. 94 f. 

°) Begriff, Formen und Grandiegang der Rechtsphilosophie, S. 95 ff. 

10 ) Cathrein (S. J.), Moralphilosophie, 1. Bd., S. 383—389. Mit der Folgerang, daß 
ein „ wahres Rechtsgesetz * nichts dem „ natürlichen (seil, religiösen) Sittengesetz 41 
Widersprechendes enthalten dürfe (a. a. 0. S. 388). 

») Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 346—348; S. 346 f.: , . . . Die 
Sittlichkeit ist der nie versiegbare, wie das Lehen selbst unerschöpfliche Quell des Rechts, 
welches durch das Medium des Gesetzes in Erscheinung tritt Was Recht ist, das 
war einst bloße Sittlichkeit und alle Sittlichkeit strebt darnach, Recht zu werden. 
Recht ist die im Gesetz sich krystallisierende Sittlichkeit: Sittlichkeit ist das noch 
in den tatsächlichen sozialen Verhältnissen des Volkes schlummernde, nach Aus- 
druck und Gestaltung ringende Recht. " Vgl. auch Grundriß der Soziologie, 1. Aufl., 
S. 194—202. 

") Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., S. 307 ff. 
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mit besonderer Schärfe von Kohler in verschiedenen Schriften aus- 
gesprochene (auch von Dahn in seinen angeführten Schriften ver- 
tretene), auf Grund der prähistorischen Forschungen gewonnene Auf- 
fassung geht dahin, daß Recht, Sitte, Sittlichkeit, Religion ursprüng- 
lich ein ungetrenntes Ganzes von Kulturelementen gebildet haben, 
woraus im Laufe der Entwicklung durch Differenzierung Recht, 
Sitte, Sittlichkeit, Religion als selbständige Zweige menschlicher 
Kulturbetätigung ausgeschieden worden sind. 

5. Das Problem über das Verhältnis von Recht und Ethik ist 
ein zweigliedriges. Einmal handelt es sich darum, die Grenze 
zwischen Recht und Ethik abzustecken. Sodann aber ist zu ver- 
suchen, den Grund aufzufinden, weshalb eine Differenzierung zwischen 
Recht und Ethik eingetreten ist, mit anderen Worten die Frage zu 
beantworten: wie kommt es, daß ein Teil der ursprünglich unaus- 
geschiedenen Normen sich zu Rechtsvorschriften krystallisiert, ein 
anderer die rein ethische Natur bewahrt hat? 

Hiefür erscheint die Kant'sche Lösung nicht brauchbar. Einmal 
weil sie in ihrer naturrechtlichen, unhistorischen Starrheit dem Ent- 
wicklungsgange, dem historischen Wechsel im Verhältnis der Grenzen 
von Ethik und Recht in keiner Weise Rechnung trägt. Sodann 
aber auch, weil sie überhaupt nicht stichhält. Es ist nicht wahr, daß 
das Recht nur die objektive Handlung ins Auge fasse; vielmehr ist 
es regelmäßig die Handlung plus Gesinnung, die das Recht regelt. 13 ) 
Die Tötung eines fremden Menschen kann Rechtspflicht oder Ver- 
brechen oder rechtlich geduldete Tat sein; die Ansichnahme einer 
fremden Sache kann rechtlich eine anerkannte Besitzergreifung oder 
einen Diebstahl bedeuten. Damit aus der rein objektiven Tat die 
rechtlich relevante Handlung werde, oder: damit die Tat rechtlich 
qualifiziert werden könne, muß regelmäßig ein subjektives Moment: 
die Stellung des handelnden Subjekts mitberücksichtigt werden. 
Rein objektiv die bloße Tat als solche, ohne Hereinziehung der Ge- 
sinnung, berücksichtigende Rechtsvorschriften bilden die seltene Aus- 
nahme. Überdies erkennt das kanonische Recht auch die bloße Ge- 
dankensünde als rechtswidrig und strafwürdig an. Andrerseits ist 
die Ethik nicht rein auf die Gesinnung als solche beschränkt. Die 
Sittlichkeit heischt die Verdichtung des sittlichen Willens zur sitt- 

is j Treffend sagt Stammler, Die Lehre von dem richtigen Rechte, S. 56: „Der 
Materie nach haben richtiges (seil. d. h. als gerecht wirkendes und empfundenes) 
Recht und sittliche Lehre das gleiche Gebiet*. 

Vgl. auch v. Jhering, Der Zweck im Recht, Bd. II, S. 10 f. (S. 8 der 4. Aufl.). 

10* 
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liehen Tat, predigt die werktägige Liebe (christliche Ethik) die Hand- 
lung aus reinem Pflichtgefühl (Kant) etc. 

Auch jene Auffassung, die das Recht der Ethik einfach ein- 
gliedert, ist unzutreffend. Sie gibt über die Problemfrage keine 
erschöpfende Auskunft. Sie ist auch unrichtig; denn Recht und 
Ethik können divergieren. 

6. Man kann die Grenze zwischen Ethik und Recht äußerlich 
festlegen, oder aber nach inneren Gesichtspunkten abstecken. Die 
äußere Festlegung ergibt sich nach dem verschieden gearteten 
Verhältnis des Rechts einer-, der Ethik andrerseits zum 
Staat. Das Recht ist das notwendige Korrelat zum Staat. Der 
Staat ist geordnete Herrschaft, und das Recht ist das Medium dieser 
Herrschaftsordnung. Die Sittlichkeit ist für die Ordnung im Staat 
förderlich, aber nicht notwendig und auch nicht wesentlich. Die 
Grenzen des Notwendigen und bloß Förderlichen sind aber keine 
festen, sondern nach den verschiedenen Kulturanschauungen verschie- 
dener Kulturperioden wechselnd. Der innere Gesichtspunkt er- 
gibt sich nach dem verschiedenartigen Verhältnis des Rechts und 
der Ethik zum Menschen. Das Recht wirkt dem Menschen gegen- 
über gewährend und begrenzend, bindend. Durch das Recht wird 
der einzelne Rechtsträger (Rechtssubjekt) und dadurch mit einer 
ihm als Menschen nicht anhaftenden (Rechts-) Machtfülle ausgestattet ; 
zugleich wird er gebunden durch die Grenzvorschriften des Rechts, 
in seiner Stellung zum Staat als Ganzem und zu den Mitmenschen 
als Rechtsgenossen. Das Recht gewährt durch äußeres Band eine 
über die eigene Persönlichkeit hinausgreifende Machtfülle für den 
einzelnen und beschränkt diesen zugleich in seiner Eigenschaft als 
Rechtsgenossen. Das Recht macht aus dem Menschen den Untertan, 
der Rechte genießt, aber zugleich der Rechtsordnung eingefügt ist. 
Die Ethik wendet sich an den Menschen als Freien, an seinen nicht 
durch äußere Gebote eingeschränkten Willen, an den Menschen als 
Persönlichkeit. Die Ethik befreit den Menschen als solchen (als 
Menschen), durch Einwirkung auf seine Psyche und erhebt ihn da- 
durch ohne äußeres Band zum (sittlich) Freien, zur sittlichen Per- 
sönlichkeit. Das Recht erhöht die Kraft des einzelnen durch Ge- 
währung und Bindung, die Ethik durch Befreiung und Lösung. Das 
Recht ist gewährende und bindende, die Ethik ist befreiende 
und lösende Kraft. 

Das Recht bedarf des äußeren Bandes, es ist an den Staat 
geknüpft, die Ethik nicht. Der Zwang ist kein Wesensmerkmal des 
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Rechts, sondern nur eine Begleiterscheinung, die oft versagt. Der 
fehlende Zwang ist kein Wesensmerkmal der Ethik; die Erziehung 
ist Ethik mit teilweiser Zwangsanwendung; die Kirche sucht Wirk- 
samkeit und Geltung ihrer ethischen Vorschriften durch psycho- 
logischen Zwang zu erhärten. 

7. Wie kommt die Menschheit dazu, einen Teil der ursprüng- 
lich unvermischten rechtlichen und ethischen Gebote als Recht, einen 
andern als Sittlichkeit auszuscheiden? Der innere Grund, auf dem 
diese Scheidung ruht, ist, wie bei allen wesentlichen Kulturentwick- 
lungsstadien, ein gefühlsmäßiger: veränderte Kulturauffas- 
sung. Parallel geht regelmäßig eine Veränderung äußerer Ver- 
hältnisse. Solange die Staaten klein sind und das Zusammengehörig- 
keitsgefühl der Staatsglieder ein sehr reges ist, bleiben Recht und 
Ethik verschmolzen. Mit der Lockerung des Zusammengehörigkeits- 
gefühls erwächst die Scheidung von Recht und Ethik. Und diese 
Sonderung ist dann regelmäßig eine radikale: Was als Recht aus- 
geschieden wird, ist anethisch. Erst bei steigender Kultur tritt eine 
neue Synthese von Recht und Ethik ein. 11 ) Bezüglich der Grenz- 
ziehung zwischen Recht und Ethik läßt sich allgemein sagen: Je 
mehr der Bevormundungsgeist herrscht, desto stärker und weiter- 
reichend wird die Sphäre des Rechts ausgedehnt. Wenn hingegen 
die Idee der persönlichen Freiheit im Vordergrunde steht, tritt die 
Omnipotenz des Rechts zurück. 

§ 27. Sittlich-rechtliche Synthese. Die Ethik als Freiheitsmoment 

im Recht. 

1. Das Verhältnis von Recht und Ethik ist im Laufe der ge- 
schichtlichen Entwicklung einschneidenden Änderungen unterworfen. 
In ältesten Kulturzeiten ist, wie dies am deutlichsten aus der Be- 
schaffenheit des altrömischen Rechts nachgewiesen werden kann, das 
Recht anethisch, reines Recht. 1 ) Im Laufe der Entwicklung geht 

") Vgl. hiezu und zur Schlußausführung auch den nächstfolgenden Paragraphen. 

*) Wie so oft in diesem Bande, muß ich auch hier auf den zweiten Band 
meines Systems verweisen. Dort ist die Entwicklung des römischen Rechts aus dem 
alten, anethischen Bauernrecht zum ethisch fermentierten Recht dargestellt (S. 99 
biß 114). 

Man könnte dagegen erinnern, daß andere alte Rechte, so vornehmlich das 
ägyptische, uns in der Geschichte als durchaus von dem ethischen Gedanken ge- 
tragen entgegentreten (siehe Bd. II meines Systems S. 33—42). Allein das ägyptische 
Recht ist uns eben — im Gegensatz zum römischen — nicht in seiner ganzen Ent- 
wicklung bekannt, sondern nur in den Höhepunkten seiner Entfaltung. 
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das Recht eine zunehmend innigere Verschmelzung mit der Ethik 
ein. Es wird ethisch versetztes, ethisch fermentiertes Recht. Diese 
Synthese vollzieht sich dergestalt, daß die Idee der Freiheit in das 
Recht eindringt, und im Recht und durch das Recht realisiert wird. 2 ) 
Um daher das Problem des Verhältnisses von Ethik und Recht 
erschöpfend fassen zu können, muß man zuvor das Problem selbst 
richtig formulieren, die Problemfrage treffend stellen. Das Problem 
muß a) als historisches, entwicklungsgeschichtliches gefaßt werden: 
wie gestaltet sich das Verhältnis zwischen Recht und Ethik in den 
verschiedenen Rechtskulturperioden?, und hiebei b) berücksichtigt 
werden, daß der Gegensatz kein zwei-, sondern ein dreigliedriger 
ist. Das Problem lautet nicht: Grenze zwischen Recht und Ethik; 
sondern: Grenzbestimmung zwischen reinem (anethischem) 
Recht, ethisch fermentiertem Recht und Ethik. 

2. Das anethische Recht bringt die Idee des Rechts rein 
zum Ausdruck: Herrschaft oder Macht, durch das Medium des 
Rechts; Rechtsherrschaft oder Rechtsmacht, ohne irgendwelche 
Grenzen. Die Rechtsherrschaft, die sich dadurch charakterisiert, 
daß nur Rechtsträger als Rechtssubjekte erscheinen, denen völlige 
Rechtlosigkeit gegenübersteht. Absolute Rechtsherrschaft: Tyrannis 
auf publizistischem, absolute Rechte auf privatrechtlichem Gebiet — 
das sind die Kennzeichen der reinen Rechtsperiode. 

Allüberall, wo der Gedanke der Freiheit im Recht und durch 
das Recht sich realisiert, wo eine Emanzipation von Klassen oder 
einzelnen erfolgt, sei es im öffentlichen Rechtsgebiet oder im privaten, 
tritt die Ethik in die Rechtssphäre ein, entsteht die Verschmelzung 
des reinen Rechts mit der Sittlichkeit zur sittlich-rechtlichen 
Synthese. Diesen Emanzipationsprozeß der Menschheit durch die 
ethische Fermentierung des Rechts habe ich im zweiten Band meines 
Systems darzustellen versucht, und darf wohl zur Vermeidung von 
Wiederholungen hier einfach auf jene Ausführungen verweisen. 

3. Das reine Recht ist die Ordnung von Herrschaftsverhält- 
nissen. Die Ethisierung des Rechts, die Versetzung des Rechts mit 
ethischen Fermenten bedeutet demnach eine Gestaltung des Rechts 
derart, das jede Versklavung, jede übermäßige Bedrückung durch 
das Medium des Rechts unmöglich gemacht wird. Da aber alles 
Recht als Menschenwerk unvollkommen ist, läßt sich die Ethisierung 



*) Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, § 142, S. 210, sagt ganz 
richtig: „Die Sittlichkeit ist die Idee der Freiheit. . . ." 
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des Rechts nicht ausnahmslos, schlechthin, sondern nur so durch- 
führen, daß regelmäßig eine Versklavung durch das Recht aus- 
geschlossen ist und bleibt Die Ethisierung des Rechts ist nicht 
eine restlose Lösung, sondern eine Tendenz, ein annäherungsweise 
zu verwirklichendes Ideal. 

Aus der Gesamtheit ethischer Rechtsnormen treten jene bedeut- 
sam hervor, die man als sozial ethische bezeichnet: Sozialethisches 
Recht ist jener Bestandteil der Rechtsordnung, der sich die Ent- 
sklavung einer ganzen Klasse der staatlichen Gesamtheit zur Auf- 
gabe setzt. Nach dem Wortlaut „ sozial a müßte dies eine Gesell- 
schaftsklasse sein, also z. B. die Juden (Judenemanzipation) oder die 
Frauen (Frauenemanzipation). Wortlaut und Tnhalt decken sich nicht. 
Sozialethisches Recht bedeutet technisch und historisch die auf wirt- 
schaftliche Entsklavung einer Wirtschaftsklasse und zwar im 
wesentlichen der Arbeiterklasse (der gewerblichen wie der Land- 
arbeiter) zielende Rechtsgestaltung. Die Sozialethisierung des Rechts 
bildet den Abschluß der seit dem Mittelalter zur Entfaltung gelangten 
großen Emanzipationsprozesse. 8 ) 

Das Verhältnis zwischen reinem Recht und ethisch versetztem 
Recht bestimmt sich mithin kritisch dahin: Reines Recht ist 
absolute Rechtsherrschaft; ethisch versetztes Recht ist 
Rechtsherrschaft unter Ausschluß der Versklavung, unter 
Wahrung der Freiheit der Beherrschten. 

Das Verhältnis zwischen anethischem und sittlich-rechtlichem 
Recht erweist historisch die — nicht ohne Rückschläge erfolgende 
— Entwicklung von der ursprünglich anethischen Rechtsgestaltung 
zur zunehmenden ethischen Fermentierung des Rechts. 

4. Die Geschichte zeigt somit die Tendenz der Ethisierung 
allen Rechts. Aus dem Wesen der Ethik und des Rechts folgt aber 
zugleich die Grenze zwischen Recht und Ethik. Diese Grenze er- 
scheint der Wissenschaft von heute verschwommener und unklarer, 
als in früheren Zeiten. Wir leben in einer Rechts- und Wirtschafts- 
epoche, in der zwar jedermann das Wort Sozialethik im Munde führt, 
aber die wenigsten klar sehen, wo die Grenze der Sozialethik liegt. 

Alles Recht ist Rechtsherrschaft. An dem herrschaftlichen 
Charakter des Rechtes kann auch ein so demokratisches Zeitalter, 
wie das gegenwärtige, nichts ändern. Die Ethik wahrt die Freiheit 
aller Menschen gegenüber der Rechtsherrschaft, aber die Herrschafts- 



*) Siehe Bd. II meines Systems, S. 135 ff. und insbesondere S. 274—321. 
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natur des Rechts, das Verhältnis der Über- und Unterordnung im 
Rahmen des Rechtes und Staates kann die Ethik nimmermehr bannen. 
Das Recht ist Fremdherrschaft, die Ethik ist Befreiung und Er- 
weckung der Persönlichkeit durch Selbstbeherrschung. Die ethische 
Rechtsgestaltung ist Fremdherrschaft unter Wahrung der Frei- 
heit. Die Ethik ist Anerkennung und Wahrung der eigenen 
und fremden Persönlichkeit außerhalb der Rechtsherrschaftsverhält- 
nisse, ohne das Medium des Rechts. Wahrung der eigenen und 
fremden Freiheit auf allen Gebieten, die das Recht nicht beherrschen 
kann oder will, das ist die Herrschaftsdomäne der Ethik. Wie die 
Grenze zwischen Recht und Ethik verläuft, wird daher durch die 
positive Gestaltung des Rechts verschieden bestimmt, je nach der 
größeren oder kleineren Sphäre, die das Recht dem einzelnen zur 
eigenen Betätigung freiläßt. Die Gestaltung der Grenze hat im Laufe 
der Geschichte gewechselt. Ein allgemeines Prinzip dafür läßt sich 
aus dem Wesen des Rechts als Kraft gewinnen. Alles Recht ist 
artifizielle Kraft; Ethik ist aber die höhere Kraft, da sie nicht, wie 
das Recht, des äußeren Bandes bedarf. Je nach dem Kulturstande 
ist daher jene absolute Freiheitssphäre zu bestimmen, die das Recht 
der Ethik überläßt. Wo die Kirche oder der Tyrann das Staats- 
leben beherrschen, besteht das höchste Maß der Unfreiheit. Wo 
die Kirche dem Seelenheil dient und der Monarch das Staatswohl 
als oberste Richtschnur seines Handelns erachtet, besteht wahre, 
äußere (rechtliche) und innere (ethische) Freiheit. Die Entwicklungs- 
kette der Kultur ist keine einheitliche; die staatliche Herrschaft 
steht heute unter dem Zeichen der Freiheit, die Kirche hingegen 
bedroht augenblicklich in Deutschland alle Freiheit des Geistes, der 
Kunst und der Kultur in einem Maße, das seit dem Mittelalter nicht 
mehr erreicht wurde. Videant consules! 



Sechstes Kapitel. 

Juristische Ökonomie. 



§ 28. Der Materialinhalt des Staats ist das Wirtschaftsleben. 

^Nach der naturrechtlichen Auffassung entsteht der Staat 
durch einen einheitlichen, unorganischen Willensakt, den Vertrags- 
schluß der atomistisch gedachten einzelnen. Hieraus ergibt sich 
als logische Folge die mechanische oder atomistische Staatsauffas- 
sung, die den Staat inhaltlich gleich der Summe der einzelnen In- 
dividuen und der einzelnen Vermögen setzt. Durch die historische 
Schule ist der organische Charakter des Volks und der staatlich 
verbundenen Volkheit erkannt worden. Zugleich wird seit St.-Simon 
und den Sozialisten, dann aber auch durch die ganze Lehre der 
Soziologie dem Staat die Gesellschaft entgegengesetzt, wobei die 
Gesellschaft als die materielle Füllung des Staats, als die organische 
Einheit erscheint. 

In Wirklichkeit ist diese Scheidung nicht haltbar. Alles Recht 
ist Ordnung. Alle Ordnung ist zunächst etwas nur Formales, das 
einen Inhalt oder Stoff umschließt, begrenzt oder gruppiert. Das 
Objekt der Ordnung, der geordnete Inhalt oder Stoff macht daher 
das eigentliche Wesen, das Materiale des Rechts aus. Diesen Material- 
inhalt des Rechts hat man in früheren Zeiten — bis auf St.-Simon 
— wissenschaftlich überhaupt nicht, oder jedenfalls nicht genügend 
beachtet. Das Naturrecht war derart formell aufgebaut, daß man 
nur die formale, äußere Seite des Rechts ins Auge faßte. Seit 
St.-Simon und anschließend durch den Sozialismus hat man den 
Materialinhalt von Staat und Recht zwar beachtet, aber als „Gesell- 
schaft* bezeichnet, um einen Gegensatz zwischen dem wirklichen 

*) Vgl. zum folgenden Stammler, Wirtschaft und Recht, nach der materia- 
listischen Geschichtsauffassung, 2. Aufl., Leipzig 1906 ; Bd. II meines Systems, ins- 
besondere S. 29—32, 322 ff. 
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historischen Staat, der durch Ausbeutung der wirtschaftlich Schwachen 
charakterisiert sei, und einer unabhängig vom Staat bestehenden 
gerechten Gesellschaftsordnung zu konstruieren. Es gibt aber keine 
au Verstaatliche Gesellschaft. Eine vor staatliche Gesellschaft hat 
wohl existiert; dies waren die Menschheitsgruppen der Vorkulturzeit. 
Mit dem Erwachen der Kultur aber sind Staat und Recht entstanden. 
Und seitdem hat sich alles soziale Leben im Rahmen des Staats 
und des Rechts abgespielt. Der Gesamtinhalt des Formalgebildes 
Staat ist die Wirtschaft. Der Materialinhalt des Staates ist das 
Wirtschaftsleben einer bestimmten Kulturperiode. Dieses Wirt- 
schaftsleben ist aber nicht, wie die gesellschaftliche Auffassung im- 
plicite annimmt, etwas für sich Reales; es gewinnt Realität nur 
durch das formale Band des Rechts, mithin im Staate und durch den 
Staat. Staat und Wirtschaft sind — wie namentlich Stammler ein- 
gehend treffend dargetan hat, 2 ) — eins, von verschiedenen Seiten aus 
betrachtet: Was formal Staat ist, ist inhaltlich Wirtschaft. 
Für die rechtsphilosophische und legislativpolitische Forschung 
ergibt sich daraus das Postulat der juristisch-ökonomischen 
Methode, der engen Verknüpfung des formalen Rechts mit seinem 
wirtschaftlichen Materialinhalt. 8 ) 

§ 29. Die Gesellschaft als blosser Ausschnitt der Wirtschaft- 
Gesellschaft und Staat. Gesellschaft und politische Parteien. 
Gesellschaft als Kraftposition. Gesellschaft und Einzel- 
persönlichkeit. 

*)1. Wenn in der Wissenschaft eine neue Wahrheit gefunden 
wird, tritt sie regelmäßig mit der Tendenz einer überwuchernden 



») Stemmler, Wirtschaft und Recht, 2. Aufl., S. 218—233; Art. „Recht" im Hand- 
wörterbuch der Staatewissenschaften, 2. Aufl., Bd. 6, S. 833—337; Verf. Stammler. 

8 ) Vgl. Bd. II meines Systems, S. 29—32. 

l ) Vgl. Qber Gesellschaft die im II. Bd. meines Systems, S. 322—391 be- 
sprochenen Werke und die dort angeführte Literatur und gegebene eingehende Kritik 
des Gesellschaftebegriffs. Siehe ferner: A. v. Öttingen, Die Moralstatistik in ihrer 
Bedeutung für eine Sozialethik, 3. Aufl., Erlangen 1882; Haenel, Deutsches Staate- 
recht I (Binding, Handbuch der Deutschen Rechtswissenschaft, V. Abt., 1. Teil, 1. Bd.), 
Leipzig 1892, S. 75—81; v. Treitechke. Politik I, Leipzig 1897, 49 f.; Jellinek, All- 
gemeine Staatelehre, S. 76 ff. ; Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft, I, 
Berlin 1902, S. 45 f.; Gumplowicz, Grundriß der Soziologie, 2. Aufl., Wien 1905, 
S. 231 ff.; 0. Spann, Untersuchungen aber den Gesellschaftebegriff zur Einleitung in 
die Soziologie, in der Zeitschrift für die gesamte Staatewissenschaft, Bd. 59, 1903, 
S. 573—596; Bd. 60, 1904, S. 462-508; Bd. 61, 1905, S. 302—344. 
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Geltung auf. So verhält es sich auch bezüglich der Tatsache der 
sozialen Massenzusammenhänge. Die soziologische Wissenschaft 
hat die vom Naturrecht unbeachteten sozialen Zusammenhänge ans 
Licht gebracht, und seither krankt der moderne Gesellschaftsbegriff 
an Hypertrophie. Die soziologische Auffassung kennt nur soziale 
Zusammenhänge und drängt dadurch die Bedeutung des Staats als 
des Rechtsbandes, der Rechtsherrschaft, und die Bedeutung der Per- 
sönlichkeit, die Aseität des Individuums völlig in den Hintergrund. 

In Wirklichkeit bedeutet die Gesellschaft nur einen Aus- 
schnitt aus dem gesamten Wirtschaftsleben: die spontanen Lebens- 
äußerungen der Gesamtheit. Soferne man in der Gesellschaft die 
organische Gesamtheit begreifen will, kommt man zu durchaus schiefen 
und verfehlten rechts- und staatsphilosophischen Urteilen, setzt ins- 
besondere den Staat verfehlterweise als species der Gesellschaft, 
verkennt die Bedeutung der einzelnen Persönlichkeit und schafft statt 
wissenschaftlicher Klarheit einen chaotischen sozialen Nebel, in dem 
alle klaren Konturen schwinden. 

Zugleich nimmt die Soziologie heute in den Staatswissenschaften 
die nämliche überwuchernde Stellung ein, wie die Psychologie in der 
Philosophie. Eine Grundaufgabe der Wissenschaft von heute muß 
daher sein, den Begriff und die Anwendung des Wortes »Gesell- 
schaft 11 auf das richtige Maß zurückzuführen und der Überwucherung 
der Soziologie entgegenzuarbeiten. 

Gesellschaftliche Verbände sind die nicht auf Rechts- 
zwang beruhenden Vereinigungen von Menschen (seien sie 
auf das Gebiet eines Staates beschränkt oder nicht). Daher ge- 
hören — weil auf Rechtszwang beruhend — nicht zu den gesell- 
schaftlichen Verbänden: Staat, Gemeinde, soweit die Gemeindebildung 
durch Staatsgesetze obligatorisch ist, die Kirche im theokratischen 
Staat, endlich Zwangsverbände, -vereine, -kassen jeder Art. Ferner 
sind — weil nicht Vereinigungen von Menschen — nicht ge- 
sellschaftlicher Natur die Staatenvereinigungen und -Verbindungen. 

Gesellschaftliche Zusammenhänge sind alle gegenseitigen 
Einwirkungen, die sich aus dem Zusammenleben und -Streben einer 
Mehrheit von Menschen ergeben, soweit diese Einwirkungen nicht 
auf Rechtszwang gründen. 

2. Die Gesellschaft ist ein komplexer Dualismus. Sie ist 
ein Dualismus, d. h. jede Gesellschaftsbildung erwächst und besteht 
nur infolge eines gemeinsam zu überwindenden Widerstands oder 
zum Zweck der Abschließung, der Absonderung; in jeder Gruppen- 
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Vereinigung liegt zugleich eine Absonderung gegenüber Anderen 
oder der staatlichen Gesamtheit. 

Die Gesellschaft ist komplex, d. h. vielgestaltig. 

Der wesentliche Gegensatz zwischen Gesellschaft und 
Staat gründet in folgenden zwei Punkten: 

a) Die Gesellschaft ist wesentlich dualistisch, der Staat als 
Rechtsherrschaft seinem Wesen nach monistisch. 

b) Die Gesellschaft ist wesentlich komplex, vielgestaltig, der 
Staat wesentlich eingestaltig. 

3. Vornehmste Äußerung der gesellschaftlichen Erscheinungen 
gegenüber dem Staat ist die Bildung der politischen Parteien 
im Staate. 

Das Organ der gesellschaftlichen Erscheinungen ist die öffent- 
liche Meinung, namentlich in ihrer Verdichtung zur Presse. 

Sobald die gesellschaftlichen Institutionen und Funktionsäuße- 
rungen die politische Macht dem Staate zu entwinden streben, muß 
er ihre politische Überhebung bekämpfen. Diese Bekämpfungs- 
notwendigkeit gilt ebenso gegenüber den Trusts (vor allem in den 
United States), als auch gegenüber dem Sozialismus (Belgien, Deutsch- 
land), wie gegenüber dem Ultramontanismus (Frankreich, Bayern etc.). 

4. Man betrachtet meist als soziologische Grundtatsache die 
sozialen Zusammenhänge und als soziologisches Hauptpostulat 
die Gebote der Sozialethik. Allein primär steht zur Untersuchung 
die Frage nach dem Wesen der Gesellschaft, der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge. Hier lautet, wie gegenüber jeder Kulturerschei- 
nung, die Antwort: die Gesellschaft ist in erster Linie Kraftfaktor; 
die gesellschaftliche Stellung, d. h. die Stellung des einzelnen inner- 
halb der Gesellschaft (als deren Glied überhaupt und als ihr Glied 
an bestimmter Stelle) ist wesentlich Kraftposition. 

Auf die Kraftformel reduziert bedeutet die Gesellschaft 
Krafterhöhung durch freie Vereinigung menschlicher Be- 
tätigung; Krafterhöhung durch freie Klassenbildung im Staate. 

5. Die naturrechtliche Auffassung hatte die Bedeutung des ein- 
zelnen für die staatliche Gesamtheit überschätzt. Zugleich hat sie 
die Individualität der einzelnen abgeschliffen durch die atomistische 
Anschauung der politischen Gleichwertigkeit der Menschen, durch 
die Fiktion der Gleichheit aller Menschen, die erforderlich war, um 
die allgemeine politische Gleichberechtigung durchzusetzen. 

Hatte die naturrechtliche Auffassung die Persönlichkeit der 
einzelnen zur völligen Gleichheit abgeschliffen, so geht die sozio- 
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logische Auffassung noch darüber hinaus: sie beseitigt die Selbstän- 
digkeit des Individuums überhaupt. Der einzelne geht nach der 
soziologischen Auffassung in der sozialen Gruppe völlig 
auf und unter. Auf diesem soziologischen Grunde ruht auch die 
heute in der Wissenschaft herrschende Verneinung der Willens- 
freiheit. 

Aber der einzelne ist nicht nur Gruppenglied, sondern zugleich 
Persönlichkeit. Der Mensch ist nicht ein Herdentier, sondern 
auch, unabhängig von seiner Gruppenstellung, ein Eigener. In pan- 
demokratischen Zeiten, wie die Gegenwart, ist man nur zu sehr ge- 
neigt, diese alte, einfache Wahrheit zu übersehen. Unter dem alles 
Eigene verschleiernden sozialen Nebel wird der einzelne mit seiner 
Einzelheit völlig zugedeckt. Aber sobald es sich um Überdurch- 
schnittsleistungen handelt, in der Kunst, in Entdeckungen, im Feld- 
zug oder in der Staatsleitung bei kritischen Zeiten, strahlt die Be» 
deutung der Persönlichkeit aus der Gesamtheit hervor. Wie 
der Mensch physiologisch einen Zellenstaat für sich bildet, grenzt 
er sich psychologisch zur selbständigen Einheit des Wollens ab als 
Persönlichkeit. Der einzelne bildet in seiner Abgeschlossenheit, in 
seiner Perseität, eine Kraftposition für sich. Er ist ethisches und 
wirtschaftliches Subjekt, Träger der Unendlichkeit. („L'individualite 
enveloppe rinfini", sagt schon Leibniz.) 

Und in der Willenskraft der einzelnen wurzelt die Fülle der 
staatlichen Gesamtkraft. Der ausschließlich sozialen Auffassung der 
Gegenwart gegenüber muß daher die individualisierende Betrach- 
tung als wertvolle, als notwendige Ergänzung zur Seite treten. 

§ 30. Reziprozität zwischen Bechtskultur und Wirtschaftskultur. 

l ) 1. Den ersten skizzierten Versuch, die Rechtsbegriflfe mit 
wirtschaftlichem Leben zu füllen, hat H. Dankwardt gemacht. Ohne 
hiebei jedoch Anklang zu finden. Einmal auf Grund des Beharrungs- 
gesetzes, das sich auch gegenüber den Fortschritten in der Wissen- 



*) Vgl. zum folgenden: H. Dankwardt, Nationalökonomie und Jurisprudenz, 
4 Hefte, Rostock 1857—1859; Stammler, Wirtschaft und Recht, 2. Aufl., Leipzig 1906 
Berolzheimer, Das Vermögen, juristische Festlegung einiger Wirtschaftsgrundbegriffe, in 
Hirth's Annahm des Deutschen Reichs 1904, S. 437-453, 516—552; 592—606; Adolf 
Weher, Die Bedeutung der Volkswirtschaftslehre für die Rechtswissenschaft, in Hirth's 
Annalen 1903, S. 423— 436; L. Kuhlenbeck, Natürliche Grundlagen des Rechts und 
der Politik, Eisenach und Leipzig (1905) S. 83. Vgl. auch Bd. II meines Systems, 
8. 29—32, 488 ff. 
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schaft vielfach wirksam erweist. Sodann, weil Dankwardt's Arbeiten 
über die theoretische Fixierung von Grundbegriffen und über eine 
bloß skizzierte Darstellung nicht wesentlich hinausreichten. 8 ) Drittens 
aber wohl auch deshalb, weil Dankwardt das Recht auf der National- 
ökonomie aufbauen, also die Form auf den Inhalt stützen wollte, 
während die Beziehungen zwischen Form und Inhalt stets wechsel- 
seitige sind. 

Im Gegensätze zu den Theoremen Dankwardt's hat sich um so 
nachhaltiger die Wirkung gestaltet, die ihren Ausgangspunkt von 
der materialistischen Geschichtsauffassung des Philosophen 
Feuerbach nahm und in der sozialistischen Doktrin durch Marx da- 
hin verdichtet wurde: Die ökonomischen Faktoren sind ausschlag- 
gebend für die Bildung und Entwicklung des gesamten gesellschaft- 
lichen Lebens. 8 ) 

Die materialistische Geschichtsauffassung leidet an doppelter 
Einseitigkeit: sie erkennt nur die ökonomischen Faktoren als wirk- 
sam an, schaltet die ideologischen Momente völlig aus; sie faßt nur 
den Einfluß der wirtschaftlichen Momente auf die Entwicklung der 
Gemeinschaft ins Auge, während tatsächlich auch das Recht, die 
vollzogene Rechtsbildung, kausierend auf die weitere Gestaltung der 
Wirtschaft einwirkt. 

In Wahrheit ist die Wirtschaft der Gesamtkomplex der Lebens- 
betätigung des staatlich geeinten Volkes, umspannt daher die realen 
und idealen Momente insgesamt. 4 ) In Wirklichkeit besteht zwischen 
Wirtschaft und Recht ein Reziprozitätsverhältnis: die wirt- 
schaftlichen Momente wirken bestimmend auf die Rechtsbildung; 

*) Heft 1 enthält: I. Begriff, Produktion, Umlauf der Guter. Eigentum des 
Produzenten am Produkt in der Agrikultur-, Manufaktur- und Handelsindustrie. Heft 2 
enthält: If. Umlauf der Güter (Forts.). Die Miete. III. Umlauf der Güter (Forte.). 
Die Schenkung. Heft 3 enthält: IV. Umlauf der Güter (Forts.). Spiel und Wette. 
V. Vom Handel. VI. Der Kredit. Heft 4 enthält: VII. Der Kredit (Forts.). Konse- 
quenzen und Modifikationen. 

Siehe auch Dankwardt, Nationalökonomie und Jurisprudenz, 4. Heft 1859, S. 3. 

«) Vgl. Bd. II meines Systems, S. 283 ff. 

4 ) Die Rechtswissenschaft muß aus dem Leben schöpfen: »Jurisprudentia est 
divinarum atque humanarum rerum notitia . . .* (§ 1, J. I, 1). 

„ Das Leben " ist aber für die Rechtswissenschaft die Wirtschaft. Was dem 
bildenden Künstler der lebendige Mensch im lebenswahren, lebensvollen Spiel des 
Ausdrucks, der Muskeln, der Bewegungen bedeutet, das ist für den rechtsbildenden 
Künstler der lebendige Mensch als Wirtschaftsglied in dem pulsierenden Getriebe 
des wirtschaftlichen Lebens. 
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das Recht wirkt bestimmend auf den Verlauf des wirtschaftlichen 
Lebens. 

2. Das Recht istEulturerscheinung. Die Kultur ist aber nicht 
eine dauernd unerschütterlich einheitliche, vielmehr weist sie deut- 
lich geschiedene Entwicklungsstufen auf. Zwischen den verschie- 
denen Stufen der Rechts- und der Wirtschaftskultur besteht ein 
enger innerer Zusammenhang der wechselseitigen Beeinflussung. 
So zwar, daß regelmäßig die Änderung realer Lebensverhältnisse 
(ökonomisches Wirtschaftsmoment) oder die veränderte Kultur- 
anschauung (ideales Wirtschaftsmoment) eine Änderung der Rechts- 
ordnung herbeiführt, während diese Änderung des Rechts in der 
Folge ihrerseits wieder festigend, stabilisierend auf das Wirtschafts- 
leben zurückwirkt. Das Patentrecht entsteht erst in Abhängigkeit 
von einer Wirtschaftsperiode der Erfindungen; der Schutz des gei- 
stigen Eigentums überhaupt setzt die Vervollkommnung der mecha- 
nischen Vervielfältigung geistiger Erzeugnisse voraus. Umgekehrt 
bewirkt die Schaffung des Patent- und Urheberrechts und die da- 
durch gebotene wirtschaftliche Sicherung der Erfinder- und Autoren- 
arbeit eine Vermehrung der auf die Hervorbringung von geistigen 
Erzeugnissen gerichteten Tätigkeit, eine Heranziehung tüchtigerer 
Elemente etc. 

Das ideale Wirtschaftselement, das vornehmlich seit dem Ab- 
lauf des Mittelalters die Rechtsbildung wesentlich beeinflußt hat, ist 
die Idee der Freiheit, die die großen Emanzipationsprozesse im 
Staat und durch das Recht herbeigeführt hat. 

3. Die Rechts- und Wirtschaftsperiode der Gegenwart ist real- 
wirtschaftlich durch die zunehmende Bedeutung der Industrie und 
des Handels und durch die wachsenden Konzentrationstendenzen 
auf allen Produktionsgebieten mittels der Kartellierungen jeder Art, 
ideal-wirtschaftlich durch die sozialethische Rechtsauffas- 
sung charakterisiert. Diese wirtschaftlichen Momente führen zur 
Bildung neuer freier, d. h. frei, spontan entstehender und mit An- 
erkennung der Freiheit aller Staatsglieder bestehender Wirtschafts- 
klassen. Durch die rechtliche Fixierung des wirtschaftlich Gewor- 
denen wird eine Festigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und 
Klassen eintreten. Die Stabilisierung der Klassen im Staat, 
die sich seit dem Ausgang des Mittelalters zunehmend verloren hat, 
die Sicherung des ökonomischen Erwerbs, die in der nachmittel- 
alterlichen Zeit immer stärker durch die freie Konkurrenz erschüttert 
wurde, werden durch die Bildung des modernen Klassen- und des 
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Sozialrechts erneut gewonnen werden. Aber unter Wahrung der 
durch die nachmittelalterliche Kulturentwicklung gewonnenen Frei- 
heit der Persönlichkeit. 

§ 31. Inhalt und Ziele der Rechts wirtschaftknltnr. Alle Kultur 
ist aristokratisch. Überwindung der Pandemokratie von heute. 

1. Die häufigste, zugleich aber seichteste Antwort auf die Frage 
nach dem Ziel der menschlichen Strebungen ist: das Glück — der 
einzelnen oder der Gesellschaft, der Nutzen — für den einzelnen 
oder die Gemeinschaft. 1 ) 

Dabei wird vor allem übersehen, daß das Glück etwas rein 
Subjektives ist, eine Bewußtseinstatsache, eine Empfindung, ein Ge- 
fühl; nichts Objektives, das auch ohne Bezug auf ein empfindendes 
Subjekt vorhanden oder real gegeben wäre. Über das objektive 
Substrat des Glücksgefühls sagt aber der Eudämonismus nichts aus. 
Zudem gehören Glück und Unglück zusammen, wie Sonnenschein 
und Regen. Wenn die Bestimmung des Menschen wäre, glücklich 
zu sein, hätten die meisten ihre Bestimmung verfehlt. Der Sozial- 
eudämonismus, in moderner Fassung „Wohlfahrt der Gesellschaft 
stellt überdies angesichts der regelmäßig einander widerstreitenden 
Interessen der verschiedenen Teile (Klassen) der Gesamtheit eine 
objektive Unmöglichkeit dar. 8 ) 

Auch der Utilitarismus scheitert an seiner Unbestimmtheit und 
Relativität, wie auch gegenüber den Tatsachen der Entwicklung. 
Zuvörderst vermag niemand objektiv festzustellen, was Nutzen ist. 
Etymologisch bedeutet der Nutzen zunächst nichts anderes, als den 
aus der Tätigkeit oder aus dem Vermögen fließenden Ertrag. 8 ) Was 
dem einen Nutzen bringt, schädigt oft andere; was für den Augen- 

l ) Über und gegen Eudämonismus und Utilitarismus vgl.: Lasson, System der 
Rechtsphilosophie, Berlin und Leipzig 1882, S. VII f.; Simmel, Einleitung in die Moral- 
wissenschaft, 1892, Anastatischer Neudruck, I. Hälfte, Stuttgart und Berlin 1904, 
S. 293—467; Köhler, Recht, Glaube und Sitte, in Grünhut's Zeitschrift, Bd. 19, Wien 
1892, S. 561—612; Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 6. (1.) Aufl., S. 10; 
Stammler, Die Lehre von dem richtigen Rechte, S. 191 — 195; Paul Hensel, Haupt- 
probleme der Ethik, Leipzig 1903, S. 1 — 16; Berolzheimer, Die Entgeltung im Straf- 
rechte, München 1903, S. 143 ff.; mein System der Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, 
Bd. II, S. 363 f.; Wundt, Ethik, 3. Aufl., 2. Bd., Stuttgart 1903, S. 9—26; Carlyle, 
Heroes, lect. V (Works, Standard edition in 18 vol., vol. IV, London 1904), p. 142. 

*) Siehe die gute Darlegung bei E. v. Philippovich, Wirtschaftlicher Fortschritt 
und Kulturentwicklung, Freiburg i. B. 1892, S. 17—20. 

•) Siehe Heyne, Deutsches Wörterbuch, TL Bd., Leipzig 1892, S. 1082. 
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blick, in der unmittelbaren Wirkung nützt, ist nicht selten in seinen 
sekundären, den Nachwirkungen schädlich. Welcher Maßstab soll 
hier angelegt werden? „Nutzen 8 ist überhaupt im Grunde nur eine 
schiefe Bezeichnung für Aufspeicherung oder Umsetzung von Kraft. 

Ausschlaggebend für die Zurückweisung des Hedonismus und 
Utilitarismus sind ihre psychologische und historische Unhalt- 
barkeit. 

Hedonismus und Utilitarismus versagen psychologisch. Der 
Gesamtkomplex des menschlichen Handelns wird nicht durch die be- 
wußte Befolgung eines Glücks- oder Nutzenzieles psychologisch er- 
klärt. Gerade die bedeutsamsten und folgenschwersten Handlungen 
werden nicht um eines Zweckes willen, sondern aus einem Gefühl 
heraus betätigt, aus Haß und Liebe, aus Patriotismus oder Feind- 
schaft, aus religiösem oder Pietätsgefühl. Der Mensch ist keine 
Rechenmaschine, die den Vor- und Nachteil, die zu erwartende Lust 
und Unlust peinlich ausrechnet. Vornehmlich bei politischen Massen- 
bewegungen jeder Art steht die große Menge unter dem suggestiven 
Banne irgend einer auf gefühlsmäßigem Grunde ruhenden Parole. 

Die historische Entwicklung lehrt, daß namentlich in den Höhe- 
punkten der Kultur heftige Kraftentladungen der gegeneinander pral- 
lenden Geister stattfanden, während das Glück in den Niederungen 
des Idylls haust und der Nutzen nur bei einem Krämervolk den 
Ausschlag gibt. 

2. Alle Kultur ist Kraft, bedeutet Erhöhung menschlicher 
Kraft durch die Artefakte des Rechts und der anderen Kulturerschei- 
nungen. 

Inhalt und Ziel der Kultur ist die Erhöhung menschlicher Kraft. 
Durch die Kultur gewinnt die Menschheit artifiziell jene Kraft in 
erhöhtem Maße zurück, die sie als natürliche Kraft durch die Ent- 
wicklung eingebüßt hat. Der Kulturmensch steht an natürlichen 
Kräften und Fähigkeiten gegenüber seinen tierischen Ahnen und 
den Naturmenschen zurück. Der Instinkt, der dem Tier den rechten 
Weg zeigt, ist dem Menschen völlig abhanden gekommen oder nur 
noch in vereinzelten unterbewußten Regungen vorhanden; die Ge- 
fühle, deren Leitung der Naturmensch untersteht, sind beim Kultur- 
menschen abgeschwächt. Die Sinne leisten dem Kulturmenschen 
nicht jene wirtschaftlichen Erhaltungsdienste, wie dem Tier und 
dem Naturmenschen. Der Kulturmensch ist als natürliches Wesen 
schwächer und weniger fähig zur Selbsterhaltung, als das Tier oder 
der Naturmensch. Hingegen hat die menschliche Vernunft all jene 

Ber olzh ei m er t Philosophie des Staates. 11 
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Kulturerscheinungen gezeitigt, die artifiziell dem Menschen weit 
höhere Kräfte verleihen, als sie dem Tier oder der Naturmenschheit 
zu eigen sind. Die Rechts- und Wirtschaftskultur bewirkt diesen 
Kraftzuwachs der Menschheit wesentlich durch die Artefakte des 
Staats, der menschlichen Wirtschaft und des Rechts. 

Hiebei muß aber der Irrtum radikal ferngehalten werden, als 
ob der kulturelle Kraftzuwachs zweckbewußt, rationalistisch erstrebt 
würde. Das Gegenteil trifft zu. Die Geschichte des Kulturfort- 
schritts erweist als Medium des Fortschritts regelmäßig die Illusion; 
äußeres Zweckziel und erreichtes Ziel fallen meist auseinander. 
Auch das Unbewußte spielt für den Kraftzuwachs der Menschheit 
eine große Rolle. 

3. Alle Kultur ist aristokratisch. Die große Menge ist nicht 
schöpferisch. Sie bedarf eines Pfadfinders, einer überragenden Per- 
sönlichkeit, die den Weg zu neuen Entwicklungsmöglichkeiten er- 
schließt. Neue Wahrheiten werden in den Köpfen einzelner geboren. 
Wo immer ein wirkliches Fortschreiten in Frage kommt, gleichviel 
auf welchem Gebiet, ist es die Persönlichkeit des einzelnen oder 
wenigstens einzelner, die den Anstoß gibt. Seit den Zeiten der 
historischen Schule wird diese schlichte Wahrheit zunehmend ver- 
kannt. Den Romantikern erschien die Volksseele als das wahre, das 
einzig fruchtbare Kulturelement. Die rein naturwissenschaftliche 
Auffassung und die aus ihr hervorwachsende materialistische Welt- 
und soziologische Staatsanschauung betrachten den Menschen als einen 
Mechanismus, der nach ererbten und von außen her dringenden Ein- 
flüssen in seinem Wollen und Tun nezessiiert sei. Die heute domi- 
nierende demokratische Anschauung will nichts über die Mittelmäßig- 
keit Hervorragendes gelten lassen. 

Die schöpferische Kraft überdurchschnittlicher Menschen — 
mögen diese Religionsstifter und Märtyrer, hervorragende Feldherrn 
und Staatsmänner, geniale Künstler und Poeten sein — , die dem 
Zeitalter den Stempel aufdrückt und eine neue Kulturepoche an- 
bahnen hilft, läßt sich aus dem Milieu heraus nicht restlos erklären. 
Der demokratische Gedanke versagt gegenüber jeder wahren geistigen 
Größe, gegenüber aller wahrhaft schöpferischen Leistung. 

Der kulturfeindliche Pandemokratismus äußert sich heute auf 
allen Gebieten. In der Politik durch überwuchernden Parlamentaris- 
mus; in der Gesetzgebung durch Demokratisierung des Rechts, durch 
eine Wohlfahrtsgesetzgebung, die vom bevormundenden Polizeigeist 
im ökonomischen Interesse der großen Menge diktiert ist; in der wirt- 
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schaftlichen Erzeugung durch Zurückdrängung der dominierenden 
Stellung des Unternehmers; im wirtschaftlichen Verbrauch durch 
den stets einflußreicheren Massenkonsum, der zum Surrogatkonsum 
führt; im geistigen Leben durch Verschlechterung des künstlerischen, 
musikalischen, literarischen, dramatischen Geschmacks. Nur die Mittel- 
mäßigkeit der Erzeugung entspricht dem mittelmäßigen Geschmack 
der großen Menge. Wer wahre Kunst bringt, kann verhungern. 

Wir leben heute in einer Übergangszeit auch bezüglich der 
demokratischen Idee. Diese hat sich mit aller Wucht durchgesetzt, 
um das Eulturziel der wirtschaftlichen Emanzipation der Arbeiter- 
schaft (oder was dasselbe sagt: der großen Menge) zu erreichen. 
Die Zahl der Kultursubjekte wird durch die Emanzipation der großen 
Massen erheblich verbreitert und damit die Kulturbasis verstärkt. 
Jede Emanzipation hat aber die Tendenz, sich mit zu großer Kraft 
durchsetzen zu wollen und damit einen Druck seitens der eben 
Emanzipierten gegenüber der Volksgesamtheit herbeizuführen. Als 
die Fürsten das Joch der Kirche abschüttelten, wurden sie als De- 
spoten und Absolutsten die Bedrücker im Staate. Als das Bürger- 
tum die politische Emanzipation erreicht hatte, wurden die kapital- 
kräftigen Bourgeois die wirtschaftlichen Ausbeuter der kapitallosen 
Menge. Und heute, nachdem die wirtschaftliche Emanzipation der 
Arbeiterschaft im wesentlichen durchgesetzt ist, lastet das pan- 
demokratische Joch auf der Allgemeinheit. Unter Wahrung der 
seit dem Mittelalter erzielten Emanzipationen muß der Druck, 
der von der jüngsten Emanzipation, der wirtschaftlichen, auf der 
Allgemeinheit lastet, beseitigt werden, soll ein wahrer Kulturfort- 
schritt ermöglicht werden. 

Alle Kultur ist aristokratisch: in der Pandemokratie wird 
jeder wahre Fortschritt im Keim erstickt. 



11« 



Siebentes Kapitel. 

Das subjektive Recht 



$ 32. Die (herrschende) psychologische Auffassung des objektiven 
Rechts und der subjektiven Rechte bietet keine Lösung. 

J )l. Die Realität eines Dings, das sich sinnlicher Wahrnehmung 
entzieht, können wir nur aus seiner Wirksamkeit erschließen. Auf 
dem Schlüsse aus der Wirkung auf eine vorhandene wirkende Re- 
alität beruht die Annahme des menschlichen und tierischen Willens. 
Wir erachten die psychischen Akte, die weder in Vorstellungen noch 
in Gefühlen restlos lösbar sind, als Willensakte. Und wir sind „im 
Recht, wenn wir diesen eigenartigen psychischen Vorgang, der jedes- 
mal von einer körperlichen Bewegung gefolgt ist, als Ursache dieser 
Bewegung ansehen; und wir definieren demnach dieses psychische 
X lediglich nach seiner Wirkung: Willensakt ist die psychische Ur- 
sache, durch welche motorische Nerven unmittelbar erregt werden.* 2 ) 
Ein (unvollkommener) Induktionsschluß führt uns zur Annahme des 
Willens, von dem wir außer der ihm zugeschriebenen Wirksamkeit 
nichts wissen. 

Soviel ist aber sicher: soweit wir uns in den Grenzen wissen- 
schaftlicher Betrachtung halten, können wir von einem Willen nur 
da sprechen, wo jene psychische Wirksamkeit besteht: bei Menschen 
und Tieren. Und nur bezüglich jener Vorgänge, für die sich der 
Wille wirksam erweist (wegen seiner Wirksamkeit als gegeben an- 

*) Vgl. zum folgenden oben § 21. Siehe ferner: Jhering, Der Geist des römi- 
schen Rechts, III. Teil, 1. Abt., 4. Aufl., Leipzig 1888, S. 327 ff.; Windscheid-Kipp, 
Lehrbuch des Pandektenrechts, 8. Aufl., Frankfurt a. M. 1900, Bd. I, S. 130 ff.; Dern- 
burg, Pandekten, 6. Aufl. (war mir in der 7. Auflage nicht zugänglich), Bd. I, Berlin 
1900, S. 84—87. 

■) Zitelmann, Irrtum und Rechtsgeschäft, Leipzig 1879, S. 36. 
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genommen wird): bezüglich der Körperbewegungen, allgemeiner: der 
Handlungen. 

Wenn man also vom Willen des Staates spricht und das Recht 
bezüglich seiner Entstehung und Gestaltung in Abhängigkeit vom 
staatlichen Willen setzt; oder wenn man aus der Willensmacht der 
Rechtssubjekte das Wesen der subjektiven Rechte erhellen will, be- 
geht man wissenschaftlich zumindest eine Ungenauigkeit und zu- 
gleich methodologisch einen Fehler. Jene Ungenauigkeit liegt darin, 
daü man doch bestenfalls ein Bild gebraucht, ein Analogon wählt, 
wenn man vom staatlichen Willen spricht. Der methodologische 
Fehler liegt darin, daß man die eine Unbekannte X (Staat, Recht, 
subjektives Recht) durch eine andere Unbekannte Y (Wille), die 
selbst der Erklärung harrt, deutet. Selbst angenommen, es sei 
wissenschaftlich notwendig oder zweckmäßig, mit dem Willen zu 
operieren, weil die Staatswissenschaft die Verwendung dieses Be- 
griffes überhaupt nicht oder nicht ohne Schädigung entbehren könnte, 
ist es erforderlich, sich darüber klar zu werden — wie sehr man 
im Unklaren bleibt, wenn man mit dem Willen konstruiert. 

2. Die Verwendung des Willens für die grundlegenden Kon- 
struktionen der Staats- und Rechtsphilosophie ist eine naturrechtliche 
Erbschaft. Das ganze Naturrecht ist von der Idee durchzogen, daß 
alles Recht und der Staat aus dem Willen abgeleitet werden müßten. 
Zugleich wird aber seltsamerweise dies regelmässig nur unterbewußt 
empfunden, nicht mit voller Schärfe erkannt und ausgesprochen. 
Man spricht immer von der Volkssouveränität und vom Vertrag als 
staatlichem Begründungsakt, ohne bis zum letzten Moment, das diesen 
Begriffen rechts- und staatserzeugende Wirksamkeit schaffen soll, 
vorzudringen, zum Willen. 

Und selbst wenn man das lösende Wort einmal ausspricht 
(Rousseau: volonte gönörale — volonte de tous), 8 ) wird das Willens- 
moment in seiner ausschlaggebenden Bedeutung nicht festgehalten. 
Dies erklärt sich durch die Abhängigkeit der Rechtsphilosophie von 

') Stahl, Die Genesis der gegenwärtigen Rechtsphilosophie, 1830, S. 260 führt 
den Gedanken des allgemeinen Willens auf Schelling zurück (Schelling's Abhand- 
lung über das Naturrecht, in Pichte's und Niethammer's Philos. Journal, 4. und 5. Bd.). 
Aber der Vater des Gedankens ist Rousseau, Schelling ist nur Adoptivvater. Auch 
auf Hegel führt die Bezeichnung des objektiven Rechts als allgemeiner Wille nicht 
originär zurück. Hingegen legt Holder, Über objektives und subjektives Recht, 
Leipzig 1893, S. 7 f., treffend dar, daß die historische Schule durch Schelling's Ein- 
fluß die Bezeichnung des allgemeinen Willens für das Recht im objektiven Sinne 
übernommen hat. 
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den jeweils in der Philosophie überhaupt (Logik, Erkenntnistheorie, 
Metaphysik) herrschenden Anschauungen. Von Descartes bis Hegel 
ist in der Philosophie die Vernunft Zentralpunkt. Mit (Fichte,) 
Hegel, Schelling, Herder erwacht in der Philosophie der historische 
Sinn und gelangt zu herrschender Bedeutung: in der Rechtsphilosophie 
wird der Rationalismus durch die historische Auffassung verdrängt; 
nicht die Vernunft erzeugt durch Vertragsschluß Recht und Staat, 
sondern die Volksüberzeugung bildet in mählichem Werden und 
Wachsen organisch Recht und Staat. Heute herrscht in der Philo- 
sophie die psychologische Auffassung: demgemäß erlangt der Wille 
ausschlaggebende Bedeutung für die Staats- und rechtsphilosophische 
Forschung. Das hat aber im Grund das Naturrecht gelehrt. Nur 
haben es die Naturrechtsphilosophen nicht so deutlich erkannt und 
nicht so scharf ausgesprochen. Für die Naturrechtsphilosophen war 
die Vernunft ein feststehender Begriff, der so einwandsfreie Geltung 
hatte, daß man vermeintlich aus ihm den Grundstein für jeden 
wissenschaftlichen Aufbau gewinnen konnte. Vernunft war für die 
naturrechtliche Staats- und Rechtsphilosophie gleich vernünftiger 
Wille. Und für die psychologische Philosophie hat der Wille als 
völkerpsychologische Tatsache, der sozial motivierte Wille, die 
nämliche Tragkraft. Hier wie dort erscheint der Wille ausschlag- 
gebend. 

Man ist heute gewohnt, in der Rechtsphilosophie, wie in der 
allgemeinen Rechts- und Staatslehre, einen Gedanken dadurch zu 
diskreditieren, daß man ihn als naturrechtliche Erbschaft hinstellt. 
Dies ist in der Allgemeinheit, mit der es meist geschieht, nicht be- 
rechtigt. Aber es geschieht ganz allgemein. Und mit derselben 
Allgemeinheit werden der größte Teil der allgemeinen Rechtslehre, 
vornehmlich des öffentlichen Rechts, die Begriffe des Rechts, des 
Staats, des subjektiven Rechts, in völlige Abhängigkeit vom Willen ge- 
setzt, wird also die naturrechtliche Erbschaft übernommen. Das Recht 
ist nach dieser Auffassung ein Wille, meist der allgemeine Wille; 
der Staat hat einen Willen, vornehmlich den Herrschaftswillen und 
den Rechtserzeugungswillen; die subjektiven Rechte verleihen Willons- 
macht (was zudem ein Pleonasmus ist; denn alle Macht ist Willens- 
macht) etc. 

3. In Wirklichkeit verhält es sich mit dem Willen des Staats 
und mit dem Recht als Willen ähnlich wie mit der Bezeichnung des 
Staats als eines Organismus und mit der organischen Rechtslehre. 
In zwei Beziehungen. Einmal gewinnen die Bezeichnung des Rechts 
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als eines Willens und die Redewendung vom staatlichen Willen nur 
dadurch eine gewisse Berechtigung, daß man den Staat als Organis- 
mus benennt und auffaßt. Denn Organismen ausschließlich (wenn- 
schon nicht alle Organismen) sind Willensträger. Spricht man vom 
staatlichen Willen, so begreift man den Staat zugleich als Organis- 
mus, andernfalls würde man sich in einem bloßen, jeder Realität 
entbehrenden Bilde bewegen (dies sei jenen gegenüber besonders 
betont, die zwar den staatlichen Willen und die Bezeichnung des 
Rechts als des allgemeinen Willens gelten lassen, aber die staatliche 
Organismuslehre schlechthin verwerfen!). Zum zweiten hat die Rede- 
wendung vom staatlichen Willen und vom Recht als Willen dieselbe 
relative Richtigkeit, wie die Bezeichnung des Staats als Organismus. 
Es ist eine Ausdrucksweise, die vielfach als konstruktiv unvermeid- 
lich hingenommen werden muß. Aber es ist keine juristisch er- 
schöpfende Bezeichnung. Wenn man das Recht als allgemeinen 
Willen, das subjektive Recht als Willensmacht, das materielle Gesetz 
als staatliche Anordnung eines Rechtssatzes bezeichnet etc., gibt 
man damit ebensowenig eine erschöpfende, wirklich juristische Lösung, 
als wenn man sagt: der Staat ist ein Organismus. Man darf am 
Ende konstruktiv ebenso den Willen in der Rechtsphilosophie ver- 
wenden, wie den Organismusbegriff in der Staatsphilosophie. Aber 
man gibt damit kein reales wissenschaftliches Geld, sondern nur 
Rechenpfennige. 

4. Direkt irrig und irreführend ist die Bezeichnung des Rechts, 
oder aber auch nur des Gesetzes als des allgemeinen Willens. Man 
kann — unter Verwendung des Willensbegriffs — das Gesetz als 
Ergebnis des im Staate herrschenden Willens bezeichnen. Diesem 
steht aber regelmäßig ein beherrschter Gegenwille gegenüber. 
Dieser Gegenwille ist in demokratisch organisierten Staaten der 
Wille der überstimmten Minorität, in aristokratischen Staaten der 
Wille der bei der Rechtsschaffung nicht ausschlaggebenden Majorität. 
Die Zahl der Gesetze und Rechtsteile überhaupt, die wirklich den 
Willen oder die Rechtsüberzeugung des Volksganzen zum Ausdruck 
bringen, ist stets eine begrenzte. Hingegen bestehen große Rechts- 
teile, die entweder aus der Beugung des minder einflußreichen Rechts- 
willens unter den einflußreicheren hervorgehen, oder ein Kompromiß 
zwischen beiden darstellen. 

5. Beim objektiven Recht und bei den subjektiven Rechten steht 
nicht der Wille — dort der staatliche Wille, hier der Wille des 
Rechtsträgers — im Vordergrunde. Vielmehr handelt es sich hier 
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wie dort um die dem Staate charakteristische, nur durch den Staat 
beschaffbare Art der Ordnung. Das objektive Recht ist die grund- 
legende Ordnung des Wirtschaftslebens, das formale Band, das die 
Wirtschaftskultur festigt und organisiert. Das subjektive Recht stellt 
gewisse Machtbezirke oder garantierte Freiheiten dar, die kraft 
dieser Ordnung einzelnen erwachsen. 

§ 33. Wesen und Inhalt des subjektiven Rechts. 

1. Das Naturrecht schwelgte in der Annahme aller erdenklichen 
subjektiven Rechte. Zur rechtsphilosophischen Struktur, wie zum 
Aufbau und zur Begründung der politischen Postulate bedurfte man 
der natürlichen Rechte, der Menschenrechte, der Bürgerrechte, 
die aus der ewigen Rechtsidee geschöpft wurden, und deren Dasein 
als außer- und vorstaatliches behauptet wurde. Sodaß diese subjek- 
tiven Rechte nicht eigentlich aus der Rechtsordnung abgeleitet 
wurden, sondern durch die konkreten Rechtsordnungen nur ihre Be- 
stätigung fanden. Und wenn und soweit die Rechtsordnung sich 
nicht im Einklänge mit jenen subjektiven Rechten befand, erwuchs 
daraus das Postulat einer Änderung des Rechtes, um die natürlichen 
Rechte zur Anerkennung zu bringen. 

Auf diesem Wege hat sich das Postulat der natürlichen 
Freiheit durchgesetzt und hat zur Emanzipation des Bürgertums 
geführt. Seit der Ära der Enzyklopädisten und vornehmlich Rous- 
seaus ist das Postulat der natürlichen Gleichheit dazugetreten. 
Die Preiheits- und Gleichheitsrechte haben durch ihre politische 
Wirksamkeit den Rechtsstaat geschaffen und den neuzeitlichen 
Parlamentarismus herbeigeführt. Weiterhin setzt dann der Eman- 
zipationsprozess der Arbeiterschaft ein, gegründet auf das natür- 
liche Recht auf Arbeit. Und auch die Arbeiteremanzipation ist 
im wesentlichen zur Durchsetzung gelangt. 

Nachdem die „natürlichen Rechte* ihre politische Wirkung er- 
reicht haben, wird ihre rechtsphilosophische Unhaltbarkeit erkannt. 
Man sieht, daß sie nichts als Illusionen waren, Irrtümer der Wissen- 
schaft, deren Bedeutsamkeit darin ruht, daß sie für den rechts- 
kulturellen Fortschritt von ausschlaggebender Wirksamkeit waren. 

Die Rechtswissenschaft ist kritischer geworden und nimmt nicht 
mehr unbesehen von der Philosophie natürliche Rechte entgegen. Das 
Problem des subjektiven Rechtes harrt ungelöst der rechtsphilo- 
sophischen Deutung. 
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2. Mittlerweile hat die Methodologie des Rechtes ein neues 
Werkzeug gefunden, mit dem die Probleme der Rechtsphilosophie 
bearbeitet werden können: die historische Methode. 

Die historische Rechtsschule hat zwar die historische Methode 
aufgestellt, aber noch ganz unvollkommen gehandhabt. Die historische 
Schule hat im Grunde nur die Lehre von den Rechtsquellen einiger- 
maßen historisch vertieft behandelt. Erst die prähistorische und 
rechtsvergleichendo Wissenschaft hat mit der geschichtlichen Be- 
handlung der Rechtswissenschaft Ernst gemacht. Die historische 
Methode zeitigt ein negatives und ein positives Ergebnis. Das ne- 
gative oder kritische Resultat besteht in der Ablehnung vor- und 
außerstaatlicher, unabhängig von einer Rechtsordnung existenter sub- 
jektiver Rechte. Während das Naturrecht auf dem Grund der sub- 
jektiven natürlichen Rechte das objektive Recht aufbaut, leitet die 
moderne Auffassung richtig die subjektiven Rechte aus dem objek- 
tiven Rechte ab. Das positive Ergebnis ist die Erkenntnis des im 
neuzeitlichen Recht enthaltenen Dualismus: reines Recht = Herr- 
schaftsrecht; und ethisch fermentiertes Recht = Freiheits- 
recht. 

Die Betrachtung des ältesten Rechtsstoffes zeigt — mit größter 
Deutlichkeit im römischen Rechte — die anethische Rechts- 
struktur. Der anethischen Beschaffenheit des objektiven Rechtes 
entsprechen absolute, unbeschränkte, unbegrenzte subjektive 
Rechte. Das Recht des römischen Hausvaters gegenüber der familia 
ist ein absolutes; der Sklave ist in ältesten Rechtsperioden bloß 
Rechtsobjekt; der dem nexum verfangene säumige Schuldner ist mit 
Leib und Leben dem Gläubiger verfallen. 

Die anethische Rechtsperiode ist durch absolute subjektive 
Rechte charakterisiert. Das subjektive Recht bedeutet in dieser 
Periode Herrschaftsrecht (publizistisches oder privates), und alle 
Herrschaft ist in dieser Rechtsepoche unbeschränkt und unbegrenzt. 
Die ethische Fermentierung des Rechtes beruht demgegenüber in 
der Abschwächung der Rechtsherrschaft, in der wie immer ge- 
arteten und betätigten freieren Stellung des dem Herrschaftsrechte 
passiv beteiligt Gegenüberstehenden, in der Respektierung des Rechts- 
pflichtigen als Rechtssubjektes. Dies zeigt sich im öffentlichen wie 
im Privatrecht. Im öffentlichen Recht hat sich die absolute Herr- 
schaft weit länger behauptet. Hier setzt erst nach dem Ausgang 
des Mittelalters ernstlich und nachhaltig der Kampf gegen den Ab- 
solutismus ein. Die absolute Herrschaft, die durch keinerlei Ge- 
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setze eingeengt ist, ist die anethische Regierungsform, die anethische 
Struktur des subjektiven öffentlichen Herrschaftsrechts. Die sittlich- 
rechtliche Synthese heischt die Milderung oder Beschränkung der 
Herrschaft dergestalt, daß die Freiheit der Regierten zur Anerken- 
nung und rechtlichen Geltung gelangt. Nicht minder setzt sich im 
Privatrecht die Ethik durch, mit der Schaffung von Freiheitsrechten 
der den privatrechtlichen subjektiven Herrschaftsrechten passiv 
Gegenüberstehenden, sowohl im Familien-, wie im Schuld- und auch 
im Arbeitsrecht. 

Mit der Ethisierung des Rechts erwächst eine Zweispaltung 
der subjektiven Rechte: Herrschaftsrecht (aktive subjektive Rechte) 
und Freiheitsrechte (passive subjektive Rechte). 

Alle subjektiven Rechte, die publizistischen wie die 
privaten, sind ihrer Entstehung nach entweder aus der 
reinen Rechtssphäre hervorgegangen: dann sind sie Herr- 
schaCtsrechte; oder aus der ethischen Fermentierung des 
Rechtes erwachsen: dann sind sie Freiheitsrechte. Dazu 
tritt eine dritte Klasse der subjektiven Rechte: die Rechte- 
privilegien. (Vgl. unten sub 5.) 

3. Die größte Schwierigkeit bereitet der Doktrin die Abgren- 
zung der echten subjektiven Rechte gegenüber einer Reihe von 
Befugnissen oder Ansprüchen, die auf Grund der Rechtsordnung be- 
stehen. Um für diese Grenzziehung einen verlässigen Maßstab zu 
ermöglichen, erscheint die juristisch-ökonomische Methode als 
brauchbares Hilfsmittel. 

Die juristisch-ökonomische Methode besagt: Alles, was formell 
als objektives Recht erscheint, muß einen wie immer gearteten 
materiellen Inhalt haben; dieser Inhalt ist gegeben in der Wirt- 
schaft. Die Wirtschaft ist der Materialinhalt des Rechts. Nur 
darf man hiebei den Begriff der Wirtschaft nicht zu eng fassen, 
nicht auf das Vermögen einschränken. Wirtschaft ist gleichbedeutend 
mit Wirtschaftskultur. 

Demnach muß, was sich formell als subjektives Recht darstellt, 
einen wie immer gearteten realen Inhalt haben. Andernfalls wäre 
es ein bloßes Scheinrecht, keine Realität, sondern ein mit tönendem 
Namen ausgestattetes Nichts. Das Wesen des subjektiven Rechts 
wird man am ersten erschließen, indem man seinen materiellen Ge- 
halt zu erfassen strebt. 

4. Zu einem klaren, das Wesen der Sache aufdeckenden Er- 
gebnisse kann man nur kommen, wenn man — die juristisch-ökono- 
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mische mit der historischen Methode vereinigend — den im neuzeit- 
lichen Rechte enthaltenen Dualismus berücksichtigt. Alles Recht 
ist ursprünglich reines Recht; wird späterhin modifiziert durch ethische 
Einflüsse. 

Alle subjektiven Rechte entstammen inhaltlich entweder der 
reinen Rechtssphäre oder dem ethischen Ferment. Im ersten Fall 
sind sie Machtrechte, im zweiten Fall Freiheitsrechte. 

Die Privatrechte der ersten Klasse geben Privatrechts- 
macht (sind aktuell oder potentiell Vermögensteile), die der zweiten 
Klasse gewähren Freiheit gegenüber übermäßiger Ausbeutung durch 
Privatrechtsmacht, sie sind Freiheitsrechte gegen wirtschaft- 
liche Versklavung. 

Die öffentlichen Rechte der ersten Klasse sind Herr- 
schaftsrechte; die öffentlichen Rechte der zweiten Klasse 
sind publizistische Freiheitsrechte, Freiheitsrechte gegen tyran- 
nische Herrschaft. Die parlamentarischen Wahlrechte stellen sich 
nach der historischen Entwicklung des Parlamentarismus nicht als 
Herrschaftsrechte dar, wie sie meist charakterisiert wurden und 
werden (Anteilnahme des Volkes an der Herrschaft), sondern als 
Freiheitsrechte gegen die Willkür des Absolutismus. 

Befugnisse, Ansprüche auf Grund der Rechtsordnung, recht- 
liches Erlaubtsein, — kurz jede Handlungsfreiheit und -Möglichkeit 
auf Grund der Rechtsordnung, die sich nicht unter die Herrschafts- 
oder die Freiheitsrechte subsumieren läßt, bildet kein subjektives 
Recht, soferne sie nicht unter die Rechtsprivilegien gehört. 

Die Scheidung Herrschafts- und Freiheitsrecht gibt zunächst 
nur Aufschluß über die Provenienz der Rechte. Stammen die 
Rechte aus der reinen Rechtssphäre, dann sind sie Herrschaftsrechte, 
stammen sie aus der ethischen Idee der Hemmung aller Versklavung 
und Ausbeutung, dann sind sie Freiheitsrechte. Seinem Inhalte nach 
gibt jedes subjektive Recht Rechtsmacht, Macht des Rechtsträgers 
in der Gesamtwirtschaft. Die Herrschaftsrechte verleihen 
Rechtsmacht durch Herrschaft, die Freiheitsrechte ge- 
währen Rechtsmacht durch Befreiung von herrschaftlichem 
Druck. 

5. Würde der demokratische Gedanke radikal durchgeführt und 
der Gleichheitsfanatismus im Rechte restlos verwirklicht sein, so 
wären Rechtsprivilegien ausgeschlossen. In Wahrheit bestanden und 
bestehen Rechtsprivilegien in jeder Rechtsordnung. Rechtsprivi- 
legien sind Vorrechte. Sie sind Klassen- oder Standesprivi- 
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legien, soferne sie dem einzelnen als Zugehörigem einer Klasse 
oder Standes zustehen. Sie sind Individual- oder persönliche 
Privilegien, soferne das Vorrecht an die Person eines einzelnen 
(als solchen, nicht zufolge seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Klasse oder einem gewissen Stande) geknüpft ist. 

Rechtsprivilegien finden sich im Gebiet des Privatrechtes wie 
in jenem des öffentlichen Rechtes. Im privatrechtlichen Gebiet sind 
Rechtsprivilegien die Vorrechte in bezug auf das Vermögen. Heute 
z. B. in Bayern das Vorrecht des Adels, Fideikommisse zu errichten. 
Historisch: Vorrecht der Juden, Zinsen zu nehmen etc. Auf publi- 
zistischem Gebiet: Herrschaftsrechte des Königs etc. 

6. In der Einteilung der subjektiven Rechte in Herrschafts-, 
Freiheitsrechte und Rechtsprivilegien stehen sich die drei Glieder 
dieser Einteilung nicht gleichwertig gegenüber. Grundlegend ist die 
Scheidung in Herrschafts- und in Freiheitsrechte. Alle Rechte sind 
entweder Betätigungsmöglichkeit von Rechtsmacht oder von Rechts- 
freiheit. Auch die Privilegien sind Herrschafts- oder Freiheitsrechte, 
vorwiegend Herrschaftsrechte (publizistische oder private). Die Eigen- 
art der Rechtsprivilegien liegt nämlich nicht in ihrem Inhalt, son- 
dern in dem Verhältnis oder in der Stellung, die der Rechts- 
träger des Rechtsprivilegs gegenüber nichtprivilegierten 
Personen oder Klassen kraft des Privilegs erlangt oder be- 
hauptet. Das Rechtsprivileg schafft Rechte, die das Prinzip der 
absoluten Rechtsgleichheit durchbrechen. Diese Rechte ergeben, ab- 
solut — d. h. ohne Rücksicht auf ihre bevorrechtigende Eigenschaft 
— betrachtet, entweder Rechtsmacht oder Rechtsfreiheit. 

% 34. Theorie der subjektiven öffentlichen Rechte. 

1. ^•JDie Theorie eines Rechts bildet sich immer erst in jenem 
Zeitpunkte aus, in dem das Recht bedroht oder bestritten wird oder 

l ) Die Bezeichnung subjektive öffentliche Rechte führt auf Gerber zurück. 
Gerber, Über öffentliche Rechte, Tübingen 1852, S. 28, Note 1: „Es mag hier ein für 
allemal bemerkt werden, daß statt der genaueren aber nicht wohlklingenden Aus- 
drücke »staatsrechtliche Rechte' und ,privatrechtliche Rechte* gewählt werden sollen 
die Ausdrücke «öffentliche Rechte* und , Privatrechte'." 

s ) Über subjektive öffentliche Rechte vgl.: Gerber, Über öffentliche Rechte, 
Tübingen 1852; Schuppe, Der Begriff des subjektiven Rechts, Breslau 1887, S. 83 
bis 93; Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, Freiburg i. B. 1892, 
2. Aufl., Tübingen 1905; Heilborn, Das System des Völkerrechts, Berlin 1896, S. 88 
bis 138, 279—321; Rivier, Principes du droit des gens, Paris 1896, 1. 1, p. 255-407; 
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beschränkt werden soll. Dies gilt vom objektiven Recht wie von 
den subjektiven Rechten. Der mit dem Ausgange des Mittelalters 
einsetzende große politische Kampf bezeichnet die Geburtsstunde der 
Theorie der subjektiven öffentlichen Rechte. 

Das Mittelalter leitet alles Recht von Gott ab. Papst und 
Kaiser, kirchliche Hierarchie und weltliche Herrschermacht sind 
göttlichen Ursprungs. Nur über ihr gegenseitiges Verhältnis besteht 
Streit und Zweifel. Im Dienst der politischen Forderungen er- 
wachsen die Forschungen über Rechtsgrund und Grenzen staatlicher 
Herrschaft und rechtlicher Gewalt. Daher kann nur durch philo- 
sophische Abstraktion aus dem historischen Entwicklungsgange Klar- 
heit über das Wesen der subjektiven öffentlichen Rechte geschaffen 
werden. 

2. Alle subjektiven Rechte sind Herrsch afts- oder Freiheits- 
rechte. Herrschaftsrechte, soferne sie Rechtsmacht durch Herrschafts- 
betätigung zum Inhalt haben, der reinen Rechtssphäre entstammen. 
Freiheitsrechte, soferne sie Freiheit gegen Versklavung durch das 
Recht gewähren, aus der sittlich-rechtlichen Synthese erwachsen. 

Demgemäß sind die publizistischen Herrschaftsrechte die Re- 
gierungsrechte, die publizistischen Freiheitsrechte die in die Form 
des subjektiven Rechts gekleideten Freiheitsrechte gegen tyrannische 
Regierung (oder völkerrechtliche Versklavung), die Freiheitsrechte 
der Regierten. Die vornehmsten Formen, in denen die Freiheits- 
rechte der Regierten in den Gesetzgebungen der neueren Zeit und 
der Gegenwart enthalten sind, sind die Parlamente und die 
Minister Verantwortlichkeit. 

Durch die Formulierung der die Parlamente konstituierenden 
Verfassungen wird vielfach die irrtümliche Vorstellung erweckt oder 
bestätigt, als ob der Parlamentarismus der Volksgesamtheit durch die 
von ihr gewählten Volksvertreter Regierungsrechte oder eine Mit- 
regierung, Anteilnahme an der Regierung einräume. Dies ist eine 
Anschauung, die der historischen Betrachtung nicht standhält. Histo- 
risch ist der Parlamentarismus als Schutz der Freiheit der Regierten 
gegenüber dem Absolutismus erwachsen. Hieran wird durch die 
illusionäre Begründung des Parlamentarismus mit der unhaltbaren 
Lehre von der Volkssouvernität nichts geändert. 3 ) 

Gg. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, 6. Aufl., bearbeitet von Gerhard 
Anschütz, Leipzig 1905, S. 38-37. 

*) Vgl. Bd. II meines Systems, 5. Kap. Siehe ferner unten §§ 88, 41—43, 45 f. 
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§ 35. Subjektives Recht und Ansprach, Befugnis, Berechtigung. 
Die Natur des Klagrechts und der Kannrechte. 

1. ^Eine feste und klare Umgrenzung des subjektiven Rechts 
ist heute für die Rechtstheorie bedeutsamer und zugleich schwieriger, 
als in früheren Zeiten. Bedeutsamer, weil wichtige staatsrechtliche 
und prozessuale Befugnisse nur unter Klarstellung des subjektiven 



l ) Vgl. zum folgenden: Degenkolb, Einlassungszwang und Urteilsnorm, Leipzig 
1877; Thon, Rechtsnorm und subjektives Recht, Weimar 1878, S. V, 148—287; Bier- 
ling, Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe, Bd. II, S. 49 ff.; Sohm, Der Begriff 
des Forderungsrechts, in Grünhut's Zeitschrift, Bd. IV, 1877, S. (457—474), nament- 
lich 464 ff.; Plösz, Beitrage zur Theorie des Klagerechts, Leipzig 1880; Binding, 
Handbuch des Strafrechts, I. Bd. (Binding, Handbuch der deutschen Rechtswissen- 
schaft VII, 1. I), Leipzig 1885, § 39, S. 192-196; §§ 124-138, S. 588 ff.; auch 
passim §§ 139—169, S. 664 ff.; Grundriß des deutschen Strafprozeßrechte, 5. Aufl., 
Leipzig 1904, §§ 95 ff., S. 185 ff.; Wach, Handbuch des deutschen Zivilprozeßrechte, 
Bd. I, Leipzig 1885, S. 19 ff.; Der Feststellungsanspruch, Festgabe für Windscheid, 
Leipzig 1888, S. 14 f., 27, 32; Köhler, Der Prozeß als Rechtsverhältnis, Mannheim 
1888; Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, Freiburg i.B. 1892, 2. Aufl., 
Tübingen 1905; Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 403—405; Holder, Über subjektives 
und objektives Recht, Vortrag, Leipzig 1893, insbesondere S. 30 — 32; Zitelmann, Inter- 
nationales Privatrecht, IL Bd., 1. Hälfte, Leipzig 1898, S. 32 — 53; Langheineken, Der 
Urteilsanspruch, Leipzig 1899; O. Bulow, Die neue Prozeßrechtswissenschaft und das 
System des Zivilprozeßrechts, in der Zeitschrift für deutschen Zivilprozeß von Schultzen- 
stein und Vierhans, Bd. 27, 1900, S. (201—260), 212—246; Klage und Urteil, eine 
Grundfrage des Verhältnisses zwischen Privatrecht und Prozeß, in der Zeitschrift 
für deutschen Zivilprozeß, Bd. 31, 1903, S. 191—270; K. Hellwig, Anspruch und Klage- 
recht, Jena 1900 (O. Fischer, Abhandlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß, Bd. 5) ; 
Hellwig, Wesen und subjektive Begrenzung der Rechtskraftwirkung, Festschrift, 
Erlangen und Leipzig 1901, S. 45 — 78; Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, 
I. Bd., Leipzig 1903, S. 146 ff.; Hellwig, Klagrecht und Klagmöglichkeit, Leipzig 
1905, namentlich S. 25— 53, 76 ff.; Kohler in v. Holtzendorff-Kohler's Enzyklopädie 
der Rechtswissenschaft, IL Bd., Leipzig-Berlin 1904, S. 54; Holder, Das Klagerecht, 
Leipzig 1903, namentlich I. Teil, S. 3 — 14; Dazu: Holder, Anspruch und Klagerecht, 
in der Zeitschrift für deutschen Zivilprozeß, Bd. 29, 1901, S. 50—85, und Holder, 
Über Ansprache und Einreden, im Archiv für die zivilistische Praxis, Bd. 93, 1902, 
S. 1 — 130; Friedrich Stein, Über die Voraussetzungen des Rechtsschutzes, insbesondere 
bei Verurteilungsklagen, Hallenser Festgabe für Fitting, Halle a. S., 1903, S. 333 
bis 483 ; W. Kisch, Beiträge zur Urteilslehre, Straßburger Festschrift für A. S. Schnitze, 
Leipzig 1903, S. 203 ff.; R. Schmidt, Prozeßrecht und Staatsrecht, Freiburger Pro- 
gramm 1903; daselbst S. 9 — 18 gibt Schmidt eine eingehende Darstellung der Problem- 
frage des Rechteschutzanspruchs. (Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts, II. Heft, 1904; war mir nicht zugänglich). Wach, DerRechtsschutz- 
anspruch, in der Zeitschrift für deutschen Zivilprozeß, Bd. 32, 1904, S. 1—34 (wesentlich 
Auseinandersetzung mit BUlow); Lothar v.Seuffert, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 
9. Aufl., I. Bd., Mönchen 1904, zu § 253, Note 2, S. 342. 
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Rechtsbegriffes präzisiert werden können; schwieriger, weil die aus 
dem Naturrecht überkommene freigebige Verwendung kautschuk- 
artiger natürlicher „Rechte" der anspruchsvolleren Logik der Neu- 
zeit nicht mehr genügt, 9 ) ohne daß jedoch der konstruktive Aufbau 
mit der Kritik gleichen Schritt hielte. 

Ein rechtskonstruktiver Grundfehler des Naturrechts besteht 
darin, allüberall, wo ein wie immer gearteter, der privatrechtlichen 
oder der publizistischen Sphäre angehöriger Anspruch oder eine Be- 
fugnis zutage tritt, die hiedurch geschaffene Berechtigung als „Recht" 
zu bezeichnen und zu behandeln. Das Naturrecht identifiziert 
den Anspruch oder die Befugnis und das subjektive Recht. 

Seither hat man sich bemüht, die Grenze zwischen subjektivem 
Recht und bloßem (privatrechtlichem oder publizistischem) Anspruch 
zu ziehen. Aber es scheint an einer festen Scheidung doch zu fehlen. 
Nur hieraus erklärt sich die Unsicherheit und Strittigkeit der Lehren 
über die Natur des zivilprozessualen Klageanspruchs, der sogenannten 
Persönlichkeitsrechte, der parlamentarischen Stimmrechte etc. 

2. Es handelt sich zunächst nicht darum, bloß eine Formal- 
definition des subjektiven Rechtes zu finden. Vielmehr muß der 
Materialgehalt des subjektiven Rechtes gegenüber dem bloßen An- 
spruch ermittelt werden. Dabei erinnern wir uns an die These, 
daß sich Recht und Wirtschaft wie Form und Inhalt zueinander ver- 
halten. Der Inhalt der subjektiven Rechtes, das, was seine Existenz 
ausmacht, was dem Schein reale Wirklichkeit gibt, ist der ökono- 
mische im weitesten Sinne. 

Demnach muß jedes subjektive Privatrecht in der Vermögens- 
lage des Berechtigten den realen Ausdruck finden. Was die ver- 
mögensrechtliche Position des einzelnen bestimmt, ist die Summe 
seiner subjektiven Rechte; was seine Privatrechtsmacht (durch Rechts- 
herrschaft = privates Herrschaftsrecht, oder durch Rechtsfreiheit = 
privates Freiheitsrecht) bildet und erhöht, ist der Komplex der ihm 
zustehenden Privatrechte. Um ganz konkret wirtschaftlich zu 
sprechen, was einer in sein Inventar, in das Vermögensverzeichnis 
einstellen kann: Forderungen und Sachenrechte. 

Ansprüche, Befugnisse, rechtliche Möglichkeiten irgendwie zu 
handeln oder fremde Störungen zu hemmen, sind entweder Bestand- 
teile der wirtschaftlichen Machtposition des einzelnen — dann sind 
sie subjektive Privatrechte; oder sie bilden nicht Bestandteile dieser 

*) Vgl. namentlich die treffenden Ausführungen von Bülow, Klage und Ur- 
teil, S. 202. 
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Machtposition, dann sind sie keine subjektiven Privatrechte. Damit 
ist die materielle Grundlage für die Scheidung subjektives Recht — 
Anspruch gegeben, wobei man statt Anspruch ebensogut Befugnis 
oder Berechtigung 8 ) sagen kann. 4 ) 

3. Die subjektiven Rechte gehören nach ihrem materiellen Be- 
halte entweder der Privatwirtschaft des Berechtigten zu, oder der 
öffentlichen Wirtschaft der Gemeinschaft (Staat, Gemeinde etc.). Im 
ersten Falle sind sie private subjektive Rechte, im zweiten öffent- 
liche subjektive Rechte. — 

Die bisherige Darlegung hatte zur stillschweigenden Voraus- 
setzung, daß der Rechtsträger des subjektiven Privatrechts ein Sub- 
jekt des Privatrechts ist, eine persona — ein einzelner oder eine 
juristische Person — des Privatrechts, eine privatrechtliche Kor- 
poration etc. Als Rechtsträger kann aber auch eine juristische 
Person oder Korporation des öffentlichen Rechtes in Betracht kommen, 
der Staat, die Gemeinde etc. Soweit subjektive Privatrechte öffent- 
licher Rechtssubjekte in Frage stehen, erwächst keine besondere 
Schwierigkeit. Die privatrechtliche Stellung des Staates, der eine 
gewerbliche Anstalt führt, ist genau dieselbe, wie jene des privaten 
Erwerbsmannes. Soweit aber öffentliche subjektive Rechte in Frage 
kommen, ergeben sich hier neue Schwierigkeiten. Sind der Straf- 
klageanspruch des Staates, 5 ) der Anspruch des Staates auf Pflicht- 
erfüllung gegenüber den Beamten, die Ansprüche des Staates 
gegenüber den Staatsangehörigen auf Leistung des Schöffen-, des 
Geschworenen-, des Militärdienstes, auf Zahlung der Steuern, auf 
Leistung des Zeugendienstes etc. subjektive Rechte oder 
bloße Ansprüche, die auf Grund der Rechtsordnung realisiert 
werden? Man kann auch hier nur durch Verwertung des Macht- 

8 ) Diese beiden Ausdrücke bringt Bülow, Klage und Urteil, S. 211 in Vorschlag. 

4 ) Die Bezeichnung Anspruch hat nur das Mißliche, daß das BGB. § 129 den 
Anspruch technisch als „das Recht von einem andern ein Tun oder ein Unterlassen 
zu verlangen" festlegt. Allein das hindert nicht, in der allgemeinen Rechtslehre 
und in der Rechtsphilosophie den Anspruch als eine im Gegensatz zum subjektiven 
Recht stehende Bezeichnung zu verwenden. Siehe auch Art. 3, Abs. 6 der Verfas- 
sung des Deutschen Reichs: „Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleich- 
mäßig Anspruch auf den Schutz des Reichs 11 . 

6 ) Die Theorie des subjektiven Strafrechts und des subjektiven Strafklagrechts 
des Staates wird besonders von Binding (an den in Note 1 angeführten Stellen) ver- 
treten. Bind in g, Handbuch I, S. 194: „Der Strafkläger begehrt vom Gerichte ein 
Doppeltes: Anerkennung seines Strafklagerechts und Anerkennung des Strafrechtes, 
dessen Vorhandensein er zur Substantiierung der Klage behaupten muß." 
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begriffes, der Machtposition zu einem durchschlagenden Urteil kommen. 
Was unmittelbar und direkt die Machtposition des Staates erhöht, 
ist Ausfluß des subjektiven Rechtes, was nur mittelbar die Macht- 
stellung des Staates erhöht oder schwächt, direkt seine Kultur- 
stellung betrifft, ist bloßer Anspruch. Daher: Recht auf Militär- 
dienst, Recht auf Steuern; Anspruch auf Amtspflichterfüllung, An- 
spruch auf Zeugnisleistung, Richterdienst etc. 

Was (unmittelbar) die Machtstellung des Staates betrifft, 
ist als subjektives Recht zu betrachten, was (direkt) die 
Kulturstellung des Staates angeht, ist bloßer Anspruch. 

Wir kommen daher zu folgender Begriffsbestimmung: Anspruch 
ist die durch das Recht geschaffene Möglichkeit, fremde Handlungen 
herbeizuführen oder zu hemmen. Oder kürzer: Anspruch ist die 
rechtliche Möglichkeit auf fremde Handlung oder Unterlassung. 
Befugnis ist die rechtlich gewährleistete Möglichkeit, zu handeln 
oder eine Handlung zu unterlassen. Subjektives Recht ist jede 
rechtlich (d. h. durch die Rechtsordnung) gewährleistete Macht- 
position (die auf Rechtsherrschaft und auf Rechtsfreiheit beruhen 
kann). 

Das Verhältnis von subjektivem Recht und Anspruch wird da- 
her durch zwei sich schneidende Kreise veranschaulicht. Es gibt 
Ansprüche, die zugleich subjektive Rechte sind; es gibt aber auch 
Ansprüche, die nicht zugleich subjektive Rechte bilden. Es gibt 
subjektive Rechte, die zugleich Ansprüche sind, es gibt aber auch 
subjektive Rechte, die keine Ansprüche sind. Subjektive Rechte der 
zweiten Art sind im Privatrecht jura ad rem oder in re, die Sachen- 
rechte nach ihrem positiven Inhalt, die Sachenvermögensrechte; im 
öffentlichen Rechte die Gebietshoheitsrechte (Territorialrechte) des 
Staats. 

4. Dem kritischen Geist der von der Herrschaft des Natur- 
rechts emanzipierten Rechtswissenschaft hat auch das „Klagrecht 
nicht standzuhalten vermocht. Der älteren Ansicht, welche das 
Klagrecht als Bestandteil, als bloße Betätigungsform des subjektiven 
Privatrechts auffaßte, ist zuerst Degenkolb treffend entgegen- 
getreten. 6 ) Sein Verdienst ist vornehmlich das negative, kritische, 
die Nichtidentität des Klagrechts mit dem (behaupteten) materiellen 
(den Gegenstand des Prozesses bildenden) subjektiven Rechte nach- 
gewiesen zu haben. 7 ) 

») Einlassungszwang und Urteilsnorm, S. 9—15, 26—40, 74—80. 

7 ) Siehe namentlich Einlassungszwang und Urteilsnorm, S. 13 f., 79 f. 

Berolxhelmer, Philosophie des Staates. 12 
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Nach Plösz ist das Klagrecht ein echtes subjektives Recht 8 ) 
und zwar sowohl gegenüber dem Beklagten (für welchen durch das 
Elagrecht die Rechtspflicht der Einlassung begründet wird), 9 ) als 
auch gegenüber dem Gericht (dessen Amtspflichten von den auf 
Grund des Klagrechts erwachsenden Prozesspflichten zu scheiden 
sind). 10 ) Das Klagrecht ist nach Plösz ein publizistisches Redit, weil 
es ein öffentlichrechtliches Verhältnis, nämlich den Prozeß, begründet 
und öffentlichrechtliche Pflichten zur Folge hat. 11 ) 

Den Begriff des subjektiven Rechts bestimmt Plösz — viel zu 
weit gefaßt — als den „in den Einzelnen übergegangenen, ihm zu- 
gehörigen allgemeinen Willen. Der Einzelne hat Recht, ist berech- 
tigt, insoferne er das objektive Recht für sich hat." 1 *) 

Treffend bezeichnet Wach den Inhalt des Klagrechts als 
Rechtsschutzanspruch, 18 ) wobei lediglich zu beanstanden ist, 
daß Wach den bloßen Anspruch und das subjektive Recht nicht 
mit voller Schärfe zu trennen scheint 14 ) oder die Scheidung für be- 
langlos erachtet. 16 ) 

Der Fehler, der sich hier nur zu leicht einschleicht, besteht 
darin, daß man die Pflicht des Beamten, prozessuale Handlungen 
vorzunehmen und Entscheidungen zu treffen, in unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit dem Anspruch des Rechtsuchenden bringt. Man 
betrachtet gerne die Amtspflicht des Richters als Korrelat des An~ 

8 ) Beiträge zur Theorie des Klagerechts, S. 49—173. 

•) a. a. 0. S. 76—103, 121 ff. 

") a. a. 0. S. 103-117, 105—108. 

ll ) a. a. 0. S. 5 f., 15. 

») a. a. 0. S. 50. 

") Handbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts, Bd. I, S. 19 ff.; Der Feststel- 
lungsanspruch, S. 14 f., 27, 32; Der Rechtsschutzanspruch S. 1 ff . Der Feststellungs- 
anspruch S. 14: „Der Prozeß ist seiner Idee nach Rechtsschutzform; sein Zweck 
ist Rechtsverwirklichung, nicht Rechtsbegründung. " S. 27: „DerRechtsschutzanspruch 
ist publizistischer Natur» gerichtet einerseits gegen den Staat, andrerseits, gegen den 
Gegner, jener soll den Rechtsschutz, die Rechtspflegehandlung gewähren, dieser sie 
dulden/ S. 32: „Der Rechtsschutzanspruch ist ein Anspruch nach Maßgabe des 
Prozeßrechts." 

") Vgl. Der Feststellungsanspruch, S. 22: „Der Rechtsach utzanspruch ist ein 
relativ selbständiges, der Aufrechterhaltung der konkreten Privatrechtsordnnng dienendes 
und daher sekundäres Recht und selbständig in seinen Voraussetzungen." Hingegen 
treffend Der Feststellungsanspruch, S. 15: „Der Rechtsschutzanspruch oder — wie wir 
auch zu eng sagen — das Elagerecht ist nicht das subjektive Privatrecht, geschweige 
denn der zivilistische Anspruch." 

16 ) Der Rechtsschutzanspruch, S. 34. In diesem Punkte ähnlich R. Schmidt, 
Prozeßrecht und Staatsrecht, S. 28 — 31. Siehe unten Note 17. 
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spruchs des Rechtsbegehrenden. 16 ) Da erwächst denn der Rechts- 
schutzanspruch des Zivilklägers, korrespondierend der Verpflichtung des 
Zivilrichters Recht zu sprechen; so begründet Binding das Strafe- 
klagrecht des Staates, korrespondierend den Pflichten der Straf- 
verfolgungsorgane und der Strafgerichte. 

In Wahrheit handelt es sich beim Rechtsschutzanspruch des 
einzelnen im Zivilprozeß wie beim sogenannten subjektiven Straf- 
klagrecht des Staates im Strafverfahren nicht um subjektive Rechte, 
die dort dem Träger des verletzten Rechtes, hier dem Staate zu- 
stünden, sondern um Ansprüche, die sich daraus ergeben, daß wir 
in einem Kulturstaate leben. Im Kulturstaat hat jeder einzelne 
Anspruch auf Rechtsschutz, hat der Staat die Aufgabe und demnach 
den Anspruch auf strafprozessuale Ahndung des Verbrechens. Daß 
es sich hiebei rein um Kulturpostulate handelt, sieht man aufs 
deutlichste, sobald man sich in Zeiten unvollkommener Kultur zurück- 
versetzt. Gerade die primitive Kultur ist dadurch charakterisiert, 
daß in ihr zwar Rechte bestehen, aber kein oder nur ein durchaus 
unzureichender Rechtsschutz. Und auch späterhin zeigt sich die 
Selbsthilfe an Stelle des Rechtsschutzes, wo immer die Kultur- 
schranken durchbrochen werden: Faustrecht, Duell, Lynchjustiz. 

Die Berechtigungen, die sich aus der Kultur Stellung des einzelnen, 
aus seiner Mitgliedschaft zum Kulturstaat ergeben, bilden für ihn 
nicht subjektive Rechte, sondern bloße, kein subjektives Recht in 
sich schließende Ansprüche. Einer der wichtigsten dieser Ansprüche 
ist der sogenannte Rechtsschutzanspruch. Der Klaganspruch ist 
daher Kulturpostulat, nicht Ausfluß der rechtlichen Machtposition 
des einzelnen. 17 ) 

*•) In verdienstvoller Weise tritt Sohm dieser irrigen Anschauung entgegen. 
Sohm, Der Begriff des Forderungsrechts, in Griinhut's Zeitschrift IV, S. 466: „Die 
Pflicht zur Einlassung dient nicht dem Egoismus des Klagenden, sondern der Ethik 
der Rechtsordnung. Sie bedeutet keine privatrechtliche Herrschaft des einen über 
den andern, sondern den Dienst, welchen beide Teile der Verwirklichung der Rechts- 
idee zu leisten haben/ S. 467: „Ein Recht auf die richterliche Handlung der Ver- 
urteilung ist aber dem Kläger überall nicht zuständig, weil der Richter zum gerechten 
Urteil nicht der Partei (sonst müßte die Appellation eine Klage gegen den Richter 
sein), sondern nur dem Gemeinwesen kraft öffentlichen Rechts verpflichtet ist." 

Vgl. auch Kohler, Der Prozeß als Rechtsverhältnis, Mannheim 1888, S. 16: 
.Einen Ansprach der Partei gegen das Gericht gibt es also nicht. Wohl aber be- 
stehen öffevtlichrechtliche Pflichten des Gerichts, Pflichten, welche öffentlichrecht- 
licher Natur sind, wenn sie auch zugleich dem Interesse der Parteien dienen; denn 
der Staat hat ein Interesse an der guten Handhabung der Jurisdiktion. " 

17 ) Im wesentlichen treffend sagt Sohm, Der Begriff des Forderungsrechts, in 

12* 
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Treffend bringt Bülow den Gedanken, daß der Prozeß aus dem 
Kulturstande des Staates hervorgeht, zum Ausdruck, indem er 
sagt: 18 ) „Die Gesamtaufgabe des Zivilprozeßinstituts ist nicht der 

Grünhut's Zeitschrift IV, S. 469: „Niemand hat ein jus qnaesitum darauf, daß gegen 
seinen Schuldner gerade diese Art von Zwang (seil, der Prozeß- und Exekutions- 
zwang), oder daß überhaupt ein Zwang angewandt werde. Da aber alle wahren 
Rechte jura quaesita, d. h. unabhängig von der Fortexistenz des sie erzeugenden 
Rechtssatzes sind, so ergibt sich zugleich, daß überhaupt ein wirkliches Recht auf 
Zwang zu Gunsten des Gläubigers nicht existiert, weder ein privatrechtliches, noch 
ein öffentlich-rechtliches, sondern nur ein Rechts s atz (des Öffentlichen Rechts), 
welcher unter bestimmten Bedingungen eine bestimmte Art von Zwang anordnet. 
Was den Schuldner zwingt, ist nicht eine Gewalt des Gläubigers, sondern ein öffent- 
liches Gesetz." 

Köhler, Der Prozeß als Rechtsverhältnis, Mannheim 1888, S. 13 — 16, und 
Enzyklopädie Bd. IT, S. 54, tritt der (Wach'schen) Rechtsschutzanspruchtheorie scharf 
entgegen. Nach Köhler ist der Prozeß ein Rechtsverhältnis zwischen den Parteien. 
(Der Prozeß als Rechtsverhältnis, S. 1, 2, 101 ff.). „Denn zwischen den Parteien and 
nur zwischen ihnen entstehen Rechte, und soweit der Prozeß Pflichten kennt, auch 
Pflichten" (S. 6). .Der Prozeß ist Parteienkampf, er ist nicht ein gegenseitiges Sich- 
beschweren vor dem Richter" (S. 11). Ein Rechtsverhältnis wird begründet durch 
Rechtsgeschäft. Die Klage ist das Eröffnungsrechtsgeschäft des Prozeßverhältnisses 
(S. 34 ff). 

Der Ansicht Kohler's, der Prozeß sei nichts als Parteienkampf, ist nicht bei- 
zutreten. Das Wesen des Kampfs gründet darin, daß die Streitsteile unmittelbar 
aufeinander (schwächend und verletzend) einzuwirken suchen. Die Eigenart des 
Prozesses aber ruht gerade darin, daß nicht jene unmittelbare Einwirkung stattfindet, 
sondern nur eine indirekte, durch die Prozeßentscheidung des Richters betätigte, 
durch die Parteitätigkeit lediglich hervorgerufene. Beim Kampf ruht die Entschei- 
dung in den Händen der Streitsteile selbst (oder des siegenden Gegners), beim Prozeß 
wird die Entscheidung eines Dritten, des Richters ausgelöst durch die Kampftätig- 
keit der Parteien. Der Duellant, der seinen Gegner tötet, das Heer, das die gegne- 
rische Truppe vernichtet, hat gesiegt, ohne daß es einer Entscheidung hierüber be- 
dürfte. Ein Prozeß kann aber nicht gewonnen werden ohne Entscheidung des 
Richters. Die Erfassung des Prozesses als eines Rechtsverhältnisses schließt übrigens 
die Annahme eines subjektiven Klagrechte nicht notwendig aus. So sieht Plösz in 
dem Prozeß ein Rechtsverhältnis (und zwar unzutreffend zwischen den Parteien und 
dem Gerichte; Plösz, Beiträge zur Theorie des Klagerechts, S. 5 f.), und ist zugleich 
eifriger Verfechter des publizistischen subjektiven Klagerechts. 

Die von mir vertretene Anschauung kommt der von R. Schmidt, Prozeßrecht 
und Staatsrecht, S. 37 ff. gegebenen Darlegung nahe. 

Die Frage, ob man die „gesetzlich geregelte Anwartschaft, die vermöge (solcher) 
der Pflicht des Staates zum Urteilen für den Bürger begründet ist, als ein »Recht* 
auf den Urteilsakt, als einen ,Recht8schutzanspruch', einen ,Urteilsanspruch', ein 
,Klagerecht" sich denken will, erachtet Schmidt für ganz sekundär, gibt aber der 
Bestimmung dieser Anwartschaft als subjektiven Rechts den Vorzug (R. Schmidt, 
Prozeßrecht und Staatsrecht, S. 28—31). 

») Klage und Urteil, S. 270. 
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Privatrechtsschutz, sondern die Privatrechtspflege, zu der 
vornehmlich die beständige Fürsorge des Staats für volle, lebendige, 
innere Entwicklung des Privatrechts gehört. Privatrecht und Zivil- 
prozess stellen erst miteinander eine das Rechtsleben sicher und 
beständig beherrschende lebensvolle Privatrechtsordnung her/ 

Die Berechtigungen, die sich für den Staat daraus ergeben, daß 
er Kulturstaat ist, und nicht aus seiner Machtposition als solcher ent- 
springen, sind keine subjektiven Rechte, sondern bloße Ansprüche. 
Daher ist das sogenannte Strafklagerecht des Staates kein subjektives 
öffentliches Recht, sondern ein bloßer Anspruch, ebenso wie die 
Rechtsansprüche des Staates auf Pflichterfüllung seitens der Be- 
amten etc. 

5. Unsere Untersuchung des Klagrechte oder Rechtsschutz- 
anspruchs hat zu dem Ergebnis geführt, daß das Elagrecht kein 
subjektives Recht, sondern ein bloßer Anspruch auf Grund der 
Stellung des einzelnen im Kulturstaat ist. 

Dieses Ergebnis bedarf jedoch einer wesentlichen Einschrän- 
kung auf Grund einer Distinktion, die zuerst Langheineken 19 ) 
im Anschluß an Wach 90 ) als Urteilsanspruch (d. h. das Recht auf 
ein dem Rechtsschutzsucher günstiges Urteil) aus dem Komplex der 
Rechtsschutzanspruchsarten ausgeschieden, sodann in ungemein glück- 
licher Weise Hellwig formuliert hat. Das Klagrecht im Sinne der 
herrschenden Lehre ist das behauptete Recht auf Erlaß eines be- 
stimmten Urteils. Dem stellt Hellwig einen anderen Begriff des 
Klagrechts gegenüber, nämlich: „das begründete Recht auf Erlaß 
eines bestimmten Urteils." 91 ) Das Hellwig'sche oder begründete") 
Klagrecht ist eine species des genus Klagrecht, nämlich jene, bei 
der das Klagrecht sich auf einen materiell begründeten An- 
spruch (sei dieser ein Leistungsanspruch oder ein Feststellungs- 
begehren) stützt. 

Die Theorie vor Degenkolb hatte das subjektive Privatrecht, 
auf Grund dessen eine begründete Klage erhoben werden kann, in 

") Der Urteilsanspruch, 8. 44. 

,0 ) Handbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts, Bd. I, S. 21. 

") Anspruch und Elagrecht, S. 145 — 153; Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeß- 
rechts, I. Bd., S. 146 ff. Vgl. dazu Hellwig, Elagrecht und Klagmöglichkeit, S. 25 ff. 
und die dort S. 27 — 39 aus dem deutschen Reichsrecht gegebenen Beweise dafür, daß 
das positive Recht das begründete Elagrecht (im Gegensatz zur bloßen Elag- 
möglichkeit) kennt und sachlich hervorhebt. 

") L. v. Seuffert, a. a. 0. gebraucht dafür die Bezeichnung konkretes Elagrecht. 
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unklarer Weise soweit erstreckt, daß jenes Privatrecht zugleich die 
Klageerhebungsmöglichkeit (den neuerdings sogenannten Rechtsschutz- 
anspruch) in sich schließen sollte. 

Degenkolb hat den Anspruch, eine Zivilklage zu erheben, vom 
subjektiven Privatrecht getrennt, den Klageanspruch isoliert als ab- 
straktes publizistisches Klagrecht. 

Die neuere Doktrin scheidet radikal den Rechtsschutzanspruch 
vom subjektiven Privatrecht. Der Rechtsschutzanspruch erscheint 
als publizistischer Anspruch gegenüber dem Staat auf Prozeßgehör 
und Prozeßentscheid. 

Hiebei wird entweder (richtig) dieser Anspruch als bloß An- 
spruch und nicht zugleich als (publizistisches) subjektives Recht auf- 
gefaßt; oder er wird (irrig) als subjektives Recht bezeichnet oder 
es wird zwischem bloßem Anspruch und subjektivem (publizistischem) 
Recht nicht scharf geschieden. 

Hellwig bringt etwas Neues. Er stellt dem Rechtsschutz- 
anspruch der herrschenden Lehre eine besondere Art des Rechts- 
schutzanspruches entgegen, das inhaltlich von jenem geschiedene 
begründete Klagrecht. Das Klagrecht ist nach Hellwig das gegen 
den Staat gerichtete subjektive Recht des Klägers auf günstigen 
Klagentscheid. Voraussetzung dieses Klagrechts ist, daß der Kläger 
im Recht ist, daher (wenn nicht das Gericht sachlich irrig ent- 
scheidet) im Prozeß obsiegen muß. Das Klagrecht steht nur dem 
materiell im Recht befindlichen Kläger zu, ist der Rechtsschutz- 
anspruch für die gerechte Klage. Damit nähert sich Hellwig wieder 
der vor-Degenkolb'schen Theorie, jedoch unter Vermeidung des 
Fehlers jener Zeit, die den Rechtsschutzanspruch auf Grund der ge- 
rechtfertigten Klage als bloßen Ausfluß des subjektiven Privatrechtes 
betrachtete. 

Dieses Hellwig'sche Klagrecht ist in der Tat vom bloßen Rechts- 
schutzanspruch wesentlich verschieden. Der Rechtsschutzanspruch 
ist bloßer Anspruch und nicht subjektives Recht; das begründete 
Klagrecht ist echtes subjektives Recht. Denn durch das be- 
gründete Klagrecht wird die wirtschaftliche Position des Klägers, 
die Rechtsmachtstellung des Klägers in der Tat gebessert — vor- 
ausgesetzt, daß der Kläger dieses Recht geltend macht. Das be- 
gründete Klagrecht ist daher subjektives Recht, aber es gehört nicht 
zu den aktuellen, sondern zu den potentiellen subjektiven 
Rechten (vgl. nachfolgend sub 6). Denn der prozessierende Kläger, 
der nicht nur um sein vermeintliches, sondern um ein ihm in Wahr- 
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heit zustehendes Recht streitet, gewinnt durch das Urteil eine publi- 
zistische Sicherung des Rechts. Das zuvor (aktuell — zufolge 
störenden Eingriffes oder wörtlichen Bestreitens, oder virtuell — für 
den Fall der Bestreitung) zweifelhafte Recht ist gesichert — gegen 
wörtliche oder tätliche Bestreitung seines Bestehens. Das Recht 
ist gesichert bezüglich seiner Bestreitbarkeit. Das subjektive 
Recht ist gesichert durch eine öffentliche Urkunde, und zwar 
durch eine Urkunde mit qualifiziertem öffentlichen Glauben: 
die Urkunde ist (abgesehen von den singulären Fällen einer Wieder- 
aufnahme des Verfahrens) schlechthin unbestreitbar. Der erfolgreich 
Prozessierende gewinnt aber zweitens im Leistungsprozesse zugleich 
die Vollstreckungsmöglichkeit. Ein ausgeklagtes Recht ist wertvoller 
als ein bestreitbares; eine vollstreckungsreife Forderung ist ge- 
sicherter als eine erst einzuklagende. Die wirtschaftliche Stellung 
des siegreichen Klägers ist daher eine günstigere. Dieses Plus in 
der Vermögensstellung des Klägers, das durch die Realisierung des 
begründeten Klagrechts erzielt wird, erweist die echte Rechts- 
natur des begründeten Klagrechts. 

6. Zitelmann bezeichnet als Rechte des rechtlichen 
Könnens „eine Reihe von rechtlichen Erscheinungen a , auf die teil- 
weise der Begriff subjektiver Rechte nicht angewendet werden darf, 
die jedoch „das Dasein oder die Möglichkeit ursprünglicher spb- 
jektiver Rechte voraussetzen und deren gemeinsames darin besteht, 
daß sie Macht über eine gewisse Rechts Wirkung gewähren *. Zu 
den Rechten des rechtlichen Dürfens (Darf-Rechten) und zu den 
Rechten des rechtlichen Sollens (Soll-Rechten) trete diese Klasse des 
rechtlichen Könnens (als Kann-Rechte). Hauptfalle: Anfechtungs- 
rechte, Aneignungsrechte, Rechte an Rechten, Anwartschaftsrechte. 83 ) 

Das Gemeinsame dieser sogenannten Rechte des Rechtlichen 
Könnens liegt bezüglich der Anfechtungs-, Aneignungs- und Anwart- 
schaftsrechte darin, daß der Rechtsträger hier nicht Berechtigter 
ist, wohl aber unter gewissen Voraussetzungen werden kann. Die 
Rechte des rechtlichen Könnens verbessern die Vermögensposition 
des Berechtigten nicht aktuell, sondern potentiell. 

Im einzelnen ist zu sagen: 

a) Die Rechte an Rechten sind subjektive Rechte, soferne 
sowohl das belastete wie auch das belastende Recht echte subjektive 



M ) Internationales Privatrecht II, 1, S. 32—53. Vgl. dazu Hellwig, Anspruch 
and Klagrecht, S. 2 f. 
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Rechte sind, mit anderen Worten: wenn die Rechte an Rechten die 
Rechtsmachtstellung des Rechtsträgers (insbesondere seine Vermögens- 
position) verbessern. 

b) Beim Anfechtungsrecht ist der materielle Anspruch, der 
die Anfechtungsmöglichkeit begründet, von dem Anspruch auf pro- 
zessuale Geltendmachung des Anfechtungsrechtes zu scheiden. Der 
materielle Anspruch ist potentielles subjektives Recht, d. h. er ist sub- 
jektives Recht, aber nicht aktuell, sondern nur potentiell, nämlich für 
den Fall, daß der (erfolgreiche) Anfechtungsanspruch geltend gemacht 
wird. Das sogenannte Recht, den Anfechtungsanspruch prozessual 
geltend zu machen, also das Mittel, durch welches das potentielle 
(materielle) subjektive Recht des Anfechtungsberechtigten in ein 
aktuelles Recht verwandelt wird, ist species des genus Rechtsschutz- 
anspruch. (Daher generell Anspruch, potentielles subjektives Recht 
als begründeter Rechtsschutzanspruch; vgl. oben sub 5 und unten 
sub 6e.) 

c) Aneignungsrechte sind subjektive Rechte, sofern sie nur 
auf Grund subjektiver Rechte betätigt werden können; andernfalls 
sind sie bloße Ansprüche. Das Aneignungsrecht des Jagd-, Fischerei- 
oder Bergwerksberechtigten, — kurz die Fälle der privilegierten 
Okkupation sind subjektive Rechte. Die Aneignungsrechte, die 
jedermann auf Grund der jeweiligen Rechtskultur durchsetzen kann, 
sind keine subjektiven Rechte. 

d) Anwartschaftsrechte sind regelmäßig echte subjektive 
Rechte und zwar bedingte Rechte. 

e) Zu den Rechten des rechtlichen Könnens zählt auch, als 
wichtigstes, das von Hellwig aufgestellte begründete Klagrecht. 
Es ist ein echtes subjektives Recht, das aber nur potentiell auf 
die wirtschaftliche Stellung des Berechtigten einwirkt, für den Fall 
nämlich, daß er das Klagrecht realisiert. 

§ 36. Reziprozität von subjektivem Recht und Rechtspflicht des 
Rechtsträgers, von Vermögen und sozialethischen Pflichten. 

1. Es handelt sich für unsere gegenwärtige Untersuchung nicht 
um die rechtstechnische Frage, ob jedem subjektiven Rechte die 
Rechtspflicht eines Dritten gegenüberstehe, vielmehr um die rechts- 
philosophisch bedeutsame Frage, wie weit dem subjektiven Rechte 
eine Rechtspflicht des Rechtsträgers entspricht. Und wie weit 
insbesondere das Vermögen sozial ethische Pflichten des Ver- 
mögenden erzeugt. 
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Der Gedanke, daß dem subjektiven Recht eine Pflicht des 
Rechtsträgers entspreche, ist dem alten anethischen Recht fremd. 1 ) 
Erst aus der Synthese des Rechts mit der Ethik erhellt die Be- 
schränkung des subjektiven Rechts durch das Gebot der Respektie- 
rung der Freiheit Dritter. Das subjektive Recht wird mit der ver- 
pflichtenden Schranke behaftet, daß seine Betätigung nicht zur wirt- 
schaftlichen oder kulturellen Versklavung Dritter führen darf. Die 
Ethik beseitigt den Absolutismus der subjektiven Rechte. 

2. Die Konstituierung von Rechtspflichten der Rechtsträger 
entspringt aber auch einem zweiten Gedanken. Nämlich der staats- 
philosophischen Auffassung, daß der Staat eine große Kraftposition 
darstellt, und daß die Rechte der einzelnen im Staate Kraftpositionen 
bilden, deren Behauptung und Verwertung dem Interesse des Staats 
dient. Auf Grund dieser staatsphilosophischen Idee wurde im alten 
Ägypten die publizistische Pflicht der Äckerbestellung statuiert;*) 
auf dieser Erwägung ruht auch die römischrechtliche Vorschrift, daß 
der Grundstückseigentümer, der sein Grundstück zwei Jahre ver- 
nachlässigt, das Eigentum an den Bebauer verliert. 3 ) 

3. Eine andere Frage geht dahin, inwieweit das subjektive 
Recht die Rechtspflicht des Rechtssträgers erzeuge, von dem Recht 
auch Gebrauch zu machen. Generell läßt sich hier (als nicht 
ausnahmslose Regel) de lege lata sagen: öffentliche Herrschaftsrechte 
sind Rechte, die zugleich die Pflicht der Ausübung in sich schließen, 
private Herrschaftsrechte und öffentliche Freiheitsrechte nicht. Die 
moderne Gesetzgebung hat vielfach Freiheitsrechte, auch private, 
für unverzichtbar erklärt. Man kann sich durch Vertrag weder 
rechtlich noch wirtschaftlich versklaven. Ein modernes Postulat 
heischt die (schon im attischen Recht verwirklichte) Verpflichtung 
zur Ausübung der Wahlrechte. 

Prinzipiell ist zu sagen: Je unmittelbarer die Beziehung eines 
Rechtes zur Gesamtkraft oder zur Kulturstellung des Staates ist, 
desto dringender heischt das Staatsinteresse die Verpflichtung zur 
Ausübung des Rechtes oder zum Nichtverzicht auf das Recht. Dieses 
Prinzip findet seine Schranken am Kulturgebot der Nichtbeeinträch- 
tigung der Individualfreiheit durch rechtliche Nötigung zur Rechts- 

*) Vgl. Bd. II meines Systems, S. 99—103. 

*) Vgl. Bd. II meines Systems, S. 40 und die dort gegebenen Verweisungen 
auf Revillout, Pierret und Wilkinson. 
') L. 8 Cod. 11, 58. 
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ausübung; weshalb regelmäßig private Herrschaftsrechte verzichtbar 
sind und bleiben müssen. 

4. Die Erfassung der subjektiven Rechte als Kraftpositionen 
und der juristisch-ethischen Synthese als Gebot der Rechtsausübung 
ohne fremde Versklavung ermöglichen die präzise Stellungnahme 
gegenüber der heute in oft unklarer Formulierung und ohne jede 
scharfe Grenzziehung erhobenen sozialethischen Postulate. Das Ver- 
mögen besteht der Idee nach nicht zum Nutzen des einzelnen Indi- 
viduums, sondern als Kraftposition im Staate. 4 ) 

Die staatsphilosophische Kraftidee rechtfertigt das Vermögen 
und beschränkt zugleich die Vermögensrechte durch sozialethische 
Pflichten, die in dem ethischen Gebote des Ausschlusses aller 
wirtschaftlichen Versklavung gründen. Die Sozialethik wirkt 
Rechtsbegrenzung durch Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Frei- 
heit der wirtschaftlich Schwachen. Über diese Grenze hinaus fehlt jedes 
haltbare Argument für die Rechtspflicht sozialethischer Betätigung. 

§ 37. Rechtsgut (Rechtsmachtbezirk), Interesse und subjektives 

Recht 

1. ! )Durch die Rechtsphilosophie von Krause-Ahrens sind 
die einzelnen Machtkreise und Machtbezirke, die durch das Recht 
geschaffen werden, als Güter, als Rechtsgüter bezeichnet und erst- 
mals in der allgemeinen Rechtslehre berücksichtigt worden. Krause- 
Ahrens haben sich jedoch um die Begriffsfeststellung des subjektiven 
Rechts nicht gekümmert. Die Beziehung zwischen Rechtsgut und 
subjektivem Recht ist erst durch Jhering und im Anschlüsse an 
Jhering hergestellt worden. Während die bis auf Jhering herrschende 
Auffassung das subjektive Recht auf den Willen stützte, hat Jhering 
in seiner Rechtsphilosophie an Stelle des Willens den Zweck- Willen 
gesetzt. Hiedurch erscheint der Inhalt des subjektiven Rechts als 



*) Vgl. unten § 54. 

') Zum folgenden vgl.: Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl., Bd. I, Wien 1870, S. 249 ff. f 
265—267 (Cours de droit naturel, 8. ed., 1. 1, Leipzig 1892, p. 119—133); Jhering, 
Der Geist des römischen Rechts, III. Teil, 1. Abt., 4. Aufl., Leipzig 1888, S. 327 ff.; 
Jhering, Der Zweck im Recht, Bd. I ; Jellinek, System der subjektiven öffentlichen 
Rechte, in der 1. Aufl., S. 40 ff.; Berolzheimer, Die Entgeltung im Strafrechte, S. 162 
bis 165; Rechtsphilosophische Studien, S. 100—103; v. Liszt, Lehrbuch des deutschen 
Strafrechte, 14./15. Aufl., S. 64—68; 298—301 und die dort S. 64 und 65, Note 1 an- 
gefahrte Literatur. Vgl. auch Bd. II meines Systems, S. 261—263 (über Ahrens) und 
oben §20, Ziff. 2, S. 111 f. 



§ 37. Rechtegut, Interesse und subjektives Recht. 187 

Interesse. 2 ) Die hienach sich ergebende Auffassung wird man am 
besten mit den Worten Jellinek's 3 ) darstellen; „Was objektiv gefaßt 
als Gut erscheint, wird subjektiv zum Interesse. Ein Interesse ist 
ein Out nach der subjektiven Wertschätzung für die menschlichen 
Zwecke. Der ganze Zweck des Rechtes besteht in dem Schutz von 
Gütern oder Interessen. Zum Interesse wird das Gut nicht durch 
die individuelle sondern durch die Durchschnittswertschätzung, welche 
die Rechtsordnung selbst vornimmt/ 

Nach dieser Auffassung, die insbesondere v. Liszt vertritt 
und für das Strafrecht ausgebaut hat, ist alles Recht Interessen- 
schutz. 

2. Alles objektive Recht ist entweder Herrschaftsrecht oder 
Freiheitsrecht. Alle subjektiven Rechte sind entweder Herrschafts- 
rechte oder Freiheitsrechte. Will man die Machtpositionen, die Herr- 
schafts- oder Freiheitspositionen, die durch das objektive Recht 
und durch subjektive Rechte begründet werden, als Rechtsgüter 
oder als Rechtsmachtbezirke bezeichnen, so wird durch diese Ab- 
grenzung rechtskonstruktiv gewonnen. Mehr kann aber die Rechts- 
gutlehre nicht leisten. Der gesamte Wirtschaftsinhalt von Staat und 
Recht wird durch die Rechtsgüterlehre schabionisiert, geordnet, ein- 
geteilt. Durch die Beziehung zum Rechtsgut wird das subjektive 
Recht nicht nach seinem Inhalt bezeichnet, denn der Inhalt des 
subjektiven Rechtes ist ein wirtschaftlicher. Die Gesamtheit der 
subjektiven Rechte wird durch die Rechtsgüterlehre nur rubriziert. 
Dabei ist der Begriff des Rechtsguts zugleich ein weiterer, über die 
Sphäre der subjektiven Rechte hinausgreifender, soferne auch Kultur- 
interessen, die nicht den Inhalt subjektiver Rechte bilden, als 
Rechtsgüter bezeichnet werden. 

3. Die Benennung des subjektiven Rechts als Interesse ist keine 
glückliche. Das Interesse ist etwas Subjektives, das subjektive Recht 
eine ohne Rücksicht auf das Interesse vorhandene Realität. Auch 
ist der Begriff des Interesses ein weiterer, als jener des subjektiven 
Rechts. Alle rechtlichen Ansprüche und Befugnisse sind rechtlich 
anerkannte oder geschützte Interessen, mögen jene Ansprüche und 
Befugnisse subjektive Rechte sein oder nicht. Zudem ist der Aus- 
druck Interesse, rechtlich geschütztes Interesse schief und ungemein 



*) Jhering, Der Geist des römischen Rechts, 111., 1, S. 339: „Der Begriff des 
Rechts beruht auf der rechtlichen Sicherheit des Genusses, Rechte sind recht- 
lich geschützte Interessen". 

*) System der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 40 f. 
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vag. Der Ausdruck ist schief, irreführend. Denn das Recht ist 
seinem Wesen nach nicht Interessenschutz, nicht etwas Utilitarisches, 
sondern teils Mittel der Herrschaft, teils Mittel der Freiheit gegen 
Ausbeutung durch irgendwelche Herrschaft. Zugleich ist der Aus- 
druck „Interesse" ganz vag. Er sagt inhaltlich nichts aus. Das 
Interesse ist höchstens ein konstruktiver Notbehelf, durch dessen 
Verwendung die Rechtsphilosophie und die Rechtswissenschaft keine 
wesentliche Bereicherung erfahren. 
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§ 38. Begriff und Wesen der Souveränität. Die Lehre von der 

VoLkssouveranität. Die Souveränität gebührt dem Staate. Die 

Souveränität ist Wesensmerkmal des Staates. 

1. Der Souveränitätsbegriff ist von Bodin derart 
fixiert worden, 1 ) wie er im wesentlichen noch heute festgehalten 

J ) Lee six livres de la republique, Paris 1576/77; von ihm selbst, erweitert, 
ins Lateinische abersetzt: Bodini de republica libri sex, Parisiis 1586. 

Vgl. dazu Rehm, Geschichte der Staaterechts Wissenschaft, (Marquardsens 
Handbuch des öffentlichen Rechts, Einleitungsbd. Abt. 1), Freiburg i. B. und Leipzig 
1896, S. 218-231; Kloeppel, Gesetz and Obrigkeit, Leipzig 1891, S. 1; Rehm, All- 
gemeine Staatslehre, S. 40 ff.; Gumplowicz, Geschichte der Staatstheorien, 8. 147 f. 

Die Souveränität, ins maiestatis, ist summum imperium, summa potestas 
(„Maiestas est summa in cives ac subditos legibusque soluta potestas*. Bodinus de 
republica libri sex, 1. I., c. 8). Sie ist schlechthin unbeschränkt, daher auch 
unteilbar. 

Bodin gibt, lib. I, c. 10 (»Quae propria sint iura maiestatis*), sieben Wesens- 
merkmale (capita, marques) der Souveränität: 

1. Recht der Gesetzgebung (Hoc igitur primum sit ac praecipuum caput maie- 
statis, legem umvereis ac singulis civibus dare posse), ohne selbst an Gesetze 
gebunden zu sein. 

2. Recht Aber Krieg und Frieden (bellum indicere, aut pacem inire). 

3. Beamtenernennung (tertium caput est in magistratibus mandandis positum). 

4. Rechtsprechung in höchster* Instanz (extrema provocatio). 

5. In Abhängigkeit und gewissermaßen als Bestandteil der extrema provocatio 
das Recht der Begnadigung (iure vel iniuria damnatos contra vim legum ac 
iudiciorum liberare). 

6. Anspruch auf Treugehorsam (fidelitas et obsequium). 

7. Münzregal (nummi percutiendi, ins). 

Diese Merkmale erschöpfen jedoch nicht in ihrer bloßen Summierung 
das Wesen der Staatshoheit. Treffend sagt Seydel, Der Bundesstaatsbegriff, in der 
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wird. 2 ) Demnach ist Souveränität der Inbegriff der staat- 
lichen Hoheitsrechte. 

2. Hand in Hand mit der staatsphilosophischen Klarstellung 
der Souveränität ging ein politisches Grundpostulat. Die Tyranno- 
machen (Bodin, Althusius, Junius Brutus [Du Plessis-Mornay], Al- 
gernon Sidney und andere) lehrten: 8 ) Die Souveränität steht dem 
Volke zu. Diese Lehre von der Volkssouveränität bildete den 
Untergrund für das Postulat politischer Freiheit, diente zum Kampf 
gegen absolutistische Tyrannis. Denn wenn die Souveränität dem 
Volke zusteht, ist sie dem Fürsten — so folgerte man — nur zur 
Ausübung verliehen, er muß sie daher als (publizistischer) Mandatar 



TUbinger Zeitschrift Bd. 28, 1872, S. 190 f.: „Denn das wird man doch nicht bestreiten 
wollen und können, daß das höchste Recht im Staate, das Hoheitsrecht, nicht die 
Summe einer aufzählbaren Menge von einzelnen Hoheitsrechten ist: dann wäre der 
ganze Begriff wertlos, ein leerer Name für ein Quantum Rechte ohne inneren Zu- 
sammenhang, die bei diesem Staate so, bei jenem anders vorkommen mögen." Vgl. 
dazu Seydel, Kommentar zur Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich, 2. Aufl., 
S. 3. Auch Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, 2. Aufl., Berlin 
1896, S. 62 f. sieht treffend in der unumschränkten Einheit der gesamten 
Herrschaftsrechte die Souveränität. 

*) Leibniz hat für den Souveränitätsbegriff (Suprematus) noch ein weiteres 
Erfordernis aufgestellt, nämlich: ein gewisser Einfluß auf die Gestaltung der völker- 
rechtlichen Verhältnisse in Europa. Siehe Leibniz, Caesarini Furstenerii tractatus 
de jure suprematus ac legationum principum Germaniae, Ad lectorem: ,. . . appello 
Suprematum: ut sit vox quae illi rei respondeat, quam exteri vocant la Souve- 
rainetö . . . Suprematum . . . illi tribuo, qui non tantum domi subditos manu 
militari regit, sed et qui exercitum extra fines ducere, et armis, foederibus, lega- 
tionibus, ac caeteris juris gentium functionibus aliquid momenti ad rerum Europae 
generalium summam conferre potest*. (Die Werke von Leibniz, Ausgabe von Klopp, 
1. Reihe Historisch-politische und staatswissenschaftliche Schriften, 4. Bd., Hannover 
1865, p. 13). Vgl. auch tractatus cap. X, XII; ferner: Entretiens de Philarete et 
d'Eugene sur le droit d'Ambassade: „L'auteur pose pour fondementque Souverain 
ou Potentat, est celuy, qui est maistre d'un territoire assez puissant pour se rendre 
considärable en Europe en temps de paix et en temps de guerre par traites, armes 
et alliances". (Ausgabe von Elopp I, 3 p. 333). 

Dieses — rein politische — Erfordernis hat die staatsrechtliche Literatur mit 
Recht nicht acceptiert. An anderen Stellen hat auch Leibniz dieses Erfordernis 
nicht erwähnt; so im Briefe an H. Coming, und in einem anderen Briefe, dessen 
Adressat nicht bekannt ist (Leibnitii ad Caesarini Furstenerii de suprematu librum 
explicandum atque defendendum opuscula II und IV: Ausgabe von Klopp I, 4 p. 315 sq. 
und p. 318). 

>) Vgl. Bd. II meines Systems, § 26, S. 141-145. Siehe ferner Algernon 
Sidney, Discourses concerning government, London 1698, chap. I, sect. XX (p. 54 — 58): 
„All just Magistratical Power is from the People*. 
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pfleglich, im Interesse des Volkswohls betätigen. 4 ) 6 ) Wie die frühere 
Wissenschaft lange Zeit einen örtlichen Sitz der Seele im mensch- 
lichen Körper gesucht hat, so forschte man nach dem substantiellen 
Träger der staatlichen Seele, der Souveränität. 

Die Lehre von der Volkssouveränität und die Verquickung von 
Souveränität und Herrschaft im Staate konnte nur auf naturrecht- 
lichem Boden erwachsen. Die zu Grunde liegende Anschauung ist: 
der eigentliche Träger der Souveränität ist der „natürliche* 
Herrscher. Wie man natürliche Rechte überhaupt formuliert hat, 
als Rechte, die vor der Rechtsordnung und maßgebend für jede 
Rechtsordnung bestehen sollten, so hat man auch die Herrschaft 
naturrechtlich festgelegt. 6 ) Die Lehrö* von der Volkssouveränität 
ist noch heute die Grundlage der demokratischen Parteien. 7 ) 

3. In Wirklichkeit steht die Souveränität dem Staate als 
solchem zu. 8 ) Die Souveränität ist das Merkmal, das ein 
öffentlich-rechtliches Gebilde als Staat, d. h. als selbstän- 

4 ) Althusius, Politica methodice digesta atque exemplis sacris et profanis 
illustrata, 1603, c. 18 §§ 1-14, 26—31; c. 19 §§ 2, 3; c. 38 §§ 121, 122, 128. Vgl. dazu 
Qierke, Untersuchungen zur Deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, VII. Johannes 
Althusius und die Entwickelung der naturrechtlichen Staatetheorien, Breslau 1880, 
S. 28—30; Gumplowicz, Geschichte der Staatstheorien, S. 183—185; Bd. II meines 
Systems, S. 144 f. 

5 ) Die von Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 100 
bis 136, insbesondere S. 117, 122, 135 f. entwickelte Anschauung, der Souveränitäts- 
begriff sei „das tragende Prinzip des absoluten Obrigkeitsstaates " gewesen (S. 136), 
nur der absolute Staat habe nach außen wie nach innen den Anforderungen ent- 
sprochen, die sich aus dem Prinzip der Souveränität ergeben (S. 117), ist demnach 
historisch nicht haltbar. Der Souveränitätsbegriff wurde in Verbindung mit der 
Lehre von der Volkssouveränität untersucht und klargestellt, nicht auf Grund, sondern 
zur Brechung des Absolutismus. Anschließend an Preuß: A. Affolter, Grundz&ge 
des allgemeinen Staatsrechts, Stuttgart 1892, S. 11 f. 

') Als letzter großer Vertreter der Lehre von der Volkssouveränität kommt, 
anschließend an Rousseau, Kant in Betracht. Nach Kant ist in dem der Idee nach 
vernünftigen, allein rechtmäßigen und definitiven Staat das Volk der Souverän, indem 
der allgemeine Wille als Gesetzgeber herrscht (W. W. VI, S. 227 ff., VII, S. 131 ff.). 
Vgl. ferner Oonstant, Cours de politique, 2. 6d., avec des notes par Laboulaye, I, 
Paris 1872, p. 7-17, 275—287. 

7 ) Volkssouveränität, auszuüben durch das allgemeine Stimmrecht, mit- 
hin durch Majorität. Vgl. Fr. Naumann, Demokratie und Kaisertum, 3. Aufl., Berlin- 
Schöneberg 1904, S. 39 — 41 und die dort gegebenen Exzerpte aus den Programmen 
der deutschen Volkspartei, der freisinnigen Volkspartei und der Sozialdemokratie. 

8 ) Treffend sagt Lasson, System der Rechtsphilosophie, S. 293: „Der Staat 
an sich ist völlig geschieden von dem Willen des Volkes. Volkssouveränität ist 
ein inhaltsloses Wort.* 

Berolaheimer, Philosophie des Staates. 13 
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dig nach außen und als unabhängig nach innen erweist. 
Die Souveränität besagt nur, dag staatliche Herrschaft besteht; mit 
der Frage hingegen, wem die Herrschaft im Staate gebühre, oder 
wie sie auszuüben ist, hat die Souveränität nicht das mindeste zu 
tun. 9 ) 10 ) 

4. Die Souveränität ist (wie schon Bodin treffend hervor- 
gehoben hat), unteilbar. Denn ein öffentlich-rechtliches Gebilde ist 
entweder ein Staat und damit Träger der Souveränität, oder es ist 
kein Staat, und entbehrt demnach der Souveränität. Damit ist aber 
nicht zum Ausdruck gebracht, daß die Herrschaft im Staate, 
die Funktionen der staatlichen Herrschaft, unteilbar wären. 

Hiedurch ist zu einem Probleme Stellung genommen, das in 
der Neuzeit, infolge der Staatenverbindungen, namentlich der bedeut- 
samen Bundesstaaten, große Schwierigkeiten geschaffen hat. Gibt 
es auch nichtsouveräne Staaten? 

Die Frage wird heute überwiegend bejahend entschieden. 11 ) 

9 ) A. Affolter, Grundzüge des Schweizerischen Staatsrechts. Zürich 1905, S. 10 
bis 12 stellt der Souveränität als Rechtsbegriff eine Souveränität als politischen Begriff 
gegenüber. Souveränität als politischer Begriff ist nach Affolter „die Eigenschaft 
desjenigen Organes im Staate, das politisch die grüßte Machtfülle und den größten 
Einfloß auf die Gestaltung staatlicher Aufgaben hat". (Vgl. auch Affolter, Grund* 
züge des allgemeinen Staatsrechts, S. 61 f.) 

Allein diese Terminologie ist als irreführend abzulehnen. 

10 ) Der tatsächliche Inhalt der Souveränität ist Autorität. Die Souve- 
ränität kann sich dauernd nur behaupten, wenn und soweit sie von Autorität getragen 
ist. Vgl. Piloty, Autorität und Staatsgewalt, im Jahrbuch der internationalen Ver- 
einigung für vergleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre von Bern- 
höft und Meyer, Bd. VI und VII, Berlin 1904, S. 551—576. 

u ) So insbesondere von Jellinek, Die Lehre von den Staaten Verbindungen, 
Wien 1882, S. 36—58; Gesetz und Verordnung, S. 196, 201 203; Allgemeine Staats- 
lehre, 2. Aufl., S. 472—475 ; Rosin, Souveränität, Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung, 
in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1883, S. 273—305,' 282, 284, 291. Der 
charakteristische Unterschied zwischen Staat und Gemeinde liegt nach Rosin in der 
Verschiedenheit ihres Zweckes, der in der Gemeinde örtlicher, im Staat volk- 
heitlicher sei (S. 291). Brie, Theorie der Staatenverbindungen, Festschrift, Stuttgart 
1886, S. 25, 96, 101; Rehm, an verschiedenen Stellen seiner allgemeinen Staatslehre ; 
Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., Bd. 1, S. 60—67; Rosen- 
berg, Staat, Souveränität und Bundesstaat, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 
1905, S. 281—283; 358. 

Hingegen treffend Ph. Zorn, Neue Beiträge zur Lehre vom Bundesstaat, in 
Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1884, S. 453—456; S. 455: „In der Tat gibt 
man aber mit dem Fallenlassen der Souveränität den festen Punkt in der wissen- 
schaftlichen Konstruktion des Staatsbegriffes auf . . ."; ferner Ph. Zorn, Gesetz, 
Verordnung, Budget, Staatsvertrag, in Hirth's Annalen 1889, S. 346: «Wir .... 
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Bejaht man die Frage, dann muß man von der Prämisse ausgehen, 
die Souveränität ist kein wesentliches Staatsmerkmal. Dann bleibt 
aber überhaupt kein essentiale, das den Staat von der Provinz 
scheidet. Die „ Provinz" Brandenburg oder Posen; der „ Staat" Lippe? 

Die Schwierigkeit für die staatsrechtliche Wissenschaft liegt 
in folgendem begründet: Man ist (mit Recht) geneigt, in der Souve- 
ränität das entscheidende Merkmal für den Staatsbegriff, für die 
Frage, ob ein Staat gegeben ist oder nicht, zu erblicken. Daraus 
ergibt sich die Folge, daß nichtsouveräne Staaten nicht bestehen. 
Diese Folge wird mit logischer Konsequenz vereinzelt gezogen. Aber 
nur vereinzelt. Denn die Wissenschaft sieht sich der Tatsache 
gegenübergestellt, daß nichtsouveräne Staaten gleichwohl in Wirk- 
lichkeit als Staaten benannt, rechtlich behandelt, anerkannt werden. 
Also scheinen dies doch Staaten zu sein. Und nun kommen die 
diffizilsten juristischen Abhandlungen, mit dem Ergebnisse: 1. Das 
Wesensmerkmal des Staates ist die Souveränität. 2. Ein Staat kann 
aber auch ohne Souveränität bestehen. 

Daß der hierin liegende logische Widerspruch nicht erkannt 
wird und nicht erkannt werden will, beweist, wie stark auch die 
Wissenschaft von gefühlsmäßigen Faktoren beeinflußt ist. 

In Wirklichkeit liegen die Dinge so: Richtig ist der Satz, Das 
Wesensmerkmal des Staates ist die Souveränität. Daraus folgt mit 
zwingender Logik, daß es nichtsouveräne Staaten nicht gibt, daß der 
nichtsouveräne Staat ein dem Staate ein- und untergeordnetes Ge- 
bilde ist. Aus historischen und nationalen Gründen werden gleich- 
wohl tatsächlich jene Gebilde als Staaten behandelt und Staats- und 
völkerrechtlich anerkannt: sie haben Gesandtschaftsrecht, sie haben 

halten trotz aller Einwendungen daran fest, daß die Herrschaft des Staates die aus- 
schließliche und höchste ist und daß nur dem Staat solche Herrschaft zustehen 
kann, daß somit ein Gebilde, dem die Souveränität fehlt, nicht Staat 
sein kann." Ebenso Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches I, S. 63 — 65. 
Treffend ferner Seydel, Die neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegriffs, in Hirth's 
Annalen des Deutschen Reichs, 1876, S. 654: „Staat und Staatshoheit (Souveränität) 
sind von einander untrennbare Dinge". Seydel, Der Bundesstaatsbegriff, in der Tübinger 
Zeitschrift Bd. 28, 1872, S. 190: „Die Staatsgewalt ist die höchste Gewalt im Staate, 
sie ertragt keine andere Gewalt über und neben sich. Die Staatsgewalt ist einig 
und unteilbar. 11 

Preuß, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 100—136, 234, 
will den Souveränitätsbegriff überhaupt aus der Dogmatik des Staatsrechts eliminieren. 
(Mit unzutreffender Begründung. Gegen die Ausführungen Preuß' gilt das, was 
Seydel, Der Bundesstaatsbegriff, in der Tübinger Zeitschrift Bd. 28, S. 191 f., gegen 
die Darlegungen in der Rede Daniel Websters vom 16. Februar 1833 einwendet.) 

13* 
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ein begrenztes Gesetzgebungsrecht, ihre Herrscher gelten als souveräne 
Fürsten etc. 

Daraus ergibt sich als Lösung: Staaten dieser Art sind 
materiell nicht Staaten, aber sie werden formell als Staaten 
behandelt. Sie sind Papiergeld mit Zwangskurs gegenüber dem 
vollwertigen Metallgeld der echten Staatsgebilde. Die Gesetz- 
gebung des Deutschen Reichs dekretiert: Bayern ist ein Staat. Die 
Wissenschaft muß daher Bayern als Staat ansehen, obwohl sie 
weiß, daß diese Anschauung der Kritik nicht standhält, juristisch 
unbegründet ist. 

Ein „nichtsouveräner Staat* ist ebensoviel Staat, wie ein Mensch 
ohne Kopf Mensch: der Rumpf ist vorhanden, das Wesentliche fehlt. 
Der nichtsouveräne Staat mag eine geographische und politische 
Einheit bilden, staatsrechtlich ist er nur Staatsbestandteil. Aus 
historisch-politischen Gründen wird diese juristische Struktur nicht 
immer völlig klar zutage treten; allein wesentlich ist nicht, wie man 
ein Ding nennt, sondern was es in Wahrheit bedeutet. 

§ 39. Staat und Yolk. Staat und Gebiet. 

I. 1. Seit der historischen Schule, die unter dem Einfluß 
der Romantiker, vornehmlieh Schelling's stand, wird die staatlich 
geeinte Volkheit wesentlich als eine einheitlich kompakte Masse be- 
griffen, die in unbewußtem Zusammenwirken, durch das stille, ver- 
borgene Walten des Volksgeistes das Recht erzeugt hat und fort- 
bildet. 1 ) Die Völkerpsychologie hat weiterhin gegenüber der früher 
(bis Herbart) allein anerkannten Einzelpsychologie die kulturelle 
Wirksamkeit der Volksseele gezeigt, die auf Begründung und Aus- 
bildung der Sprache, der Sitte, des Rechts, der Religion, der Sittlich- 
keit gerichtet ist. 

Während das Naturrecht das Volk in atomistischer An- 
schauung gleich der Summe der einzelnen als Atomenaggregat auf- 
faßte, das in bewußtem Willensakt (durch das äußere Mittel des 
Vertrags) Recht und Staat schafft, mit einem Schlag aus dem Nichts 

l ) Die Bezeichnung »unbewußt, das Unbewußte* ist rein negativ. Sie bringt 
nur zum Ausdruck, daß es sich um Betätigung von Seelenkräften ohne begleitende 
oder ohne verursachende Bewußtseins Vorgänge handelt. Positiv ausge- 
drückt sind die unbewußten Schöpfungen und Leistungen Folge der Spontaneität der 
Persönlichkeit, ihrer Aktivität oder Kraft. Dies gilt in gleicher Weise von der Psyche 
des einzelnen wie von jener des Volksganzen oder kompakter Volksteile. 
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hervorruft; — erscheint der historischen Schule und der Völker- 
psychologie das Volk als eine organische Masse, als ein Orga- 
nismus, der in organischem Walten kulturschöpferisch wirkt. 

Naturrecht, wie historische Schule betonen also (jenes mit ato- 
mistischer, mechanischer, diese mit organischer Auffassung) in der 
Volkheit das einheitliche Moment, die Einheitstendenzen. Dem- 
gegenüber wird von Anhängern der soziologischen Schule, insbeson- 
dere von Gumplowicz, der Dualismus im Volk, die Schichtung der 
Volkheit in Klassen hervorgehoben. Und zwar haben diese Klassen 
nach der soziologischen Auffassung wesentlich die Tendenz einander 
zu bekämpfen, mit- und gegeneinander um Macht und Herrschaft 
zu ringen. Der ökonomische Materialismus (Sozialismus, aber auch 
der Antikapitalist Loria, ebenso die Mehrheit der Anarchisten) er- 
blickt im Volk eine Schichtung ökonomischer Klassen, gegliedert 
und geschieden durch den Gegensatz Kapital und Handarbeit. Die 
anthropologische Soziologie (aufbauend auf den ethnologischen Lehren 
des Grafen Gobineau; vertreten vornehmlich von Gumplowicz und 
Gustave le Bon) scheidet die Herrscher- und Unterjochten-Klasse 
wesentlich nach Rassen, sodaß das Volk als eine unorganische 
Zweiheit der Herren- und Sklaven-Klasse erscheint. 

2. Das historische Grundgesetz der Pendelbewegung 8 ) bestätigt 
sich in der fortschreitenden Entwicklung der Wissenschaft dergestalt, 
daß jede neuauftauchende Wahrheit mit solcher Wucht auftritt, daß 
sie über das richtige Ziel hinausschlägt. Jede neue Errungenschaft 
bricht sich mit Überkraft, mit einseitiger Betonung des eben Ge- 
fundenen Bahn, wodurch allein der in der neuen Lehre enthaltene 
Wahrheitskern sich durchzusetzen vermag. Dies gilt auch bezüglich 
der romantischen, wie bezüglich der soziologischen Volksauffassung. 
Das Verdienst der historischen Schule gründet darin, daß sie die 
organische Natur der Volkheit erfaßt hat und daß sie die eminente 
Bedeutung des Unbewußten in der Förderung der Kultur klar- 
gelegt hat*. Der Fehler der Historiker beruht in der einseitigen 
Betonung dieser Momente. Nach der historischen Schule werden die 
divergierenden Tendenzen, die Uneinheitlichkeit innerhalb der 
Volksgemeinschaft völlig außer acht gelassen; zugleich wird von den 
Historikern nur das unbewußte, unvermerkte stille Walten des Volks- 
geistes in der Rechtserzeugung (durch Gewohnheit, als Gewohnheits- 
recht) anerkannt, die Bedeutsamkeit des bewußten Rechts- 



*) Vgl. Bd. I meines Systems, S. 226—232. 
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schöpfungsaktes (durch Gesetzgebung), die Wirksamkeit der 
Persönlichkeiten in der Geschichte übersehen. 

Analog verhält es sich bezüglich der soziologischen Auffassung. 
Die Soziologen haben die Gliederung des Gesamtvolkes in Schichten, 
Klassen, Gruppen richtig erfaßt und zur Darstellung gebracht. Die 
Einseitigkeit der soziologischen Schule beruht darin, daß sie im Volk 
nichts als den Dualismus (oder allgemeiner Pluralismus) sich be- 
fehdender, um politische Macht oder Vermögensstellung ringender 
Klassen sieht. Dabei werden nicht nur der einzelne, die Persönlich- 
keit, sondern auch das die Klassen einigende Band in ihrer Bedeu- 
tung völlig beiseite geschoben. 

3. Das Formalgebilde Staat erhält sein menschliches Substrat 
durch das Volk. Das Volk ist ein Dualmonismus. 8 ) Das Volk ist 
eine einheitliche, organische Masse, so wie der Leib des Menschen. 
Das Volk ist aber zugleich eine organisierte Masse, bestehend aus 
Gruppen, Klassen (Aggregaten), wie aus Einzelnen, Individuen, Per- 
sönlichkeiten (Atomen). 

Die Gruppen, wie auch die einzelnen, wirken teils einheitlich, 
sich gegenseitig fördernd oder sich gemeinschaftlich betätigend, 
teils dualistisch, divergierend, einander bekämpfend. Allenthalben 
sieht man im Staat dualistische Gegensätze, die durch den Staat 
zusammengehalten werden: Herrschende Klasse — regierter Volks- 
teil; Industrie — - Ackerbau; Kapitalismus — Vermögenslosigkeit; 
Katholizismus — Protestantismus etc. Die Gemeinschaftsarbeit und 
die Bekämpfungsarbeit zusammen ergeben den Organismus des staats- 
wirtschaftlichen Lebens. 

4. Der Staat ist ein Formalgebilde, das ohne menschliche Fül- 
lung ein schattenhaftes Dasein führt. Diese Binsenwahrheit wird in 
ihrer politischen Bedeutsamkeit nicht immer voll gewürdigt. Sie ist 
von ausschlaggebender Bedeutung für eine richtige Kolonialpolitik der 
Kulturstaaten und für die innere und äußere Politik, die sich dünn- 
bevölkerte Länder, vornehmlich Rußland, zum Ziele setzen müssen. 
Wenn ein Staat seine Flagge über irgend einem exotischen Terri- 
torium hißt, hat er formell seine Herrschaft erweitert; materiell ist 
alles beim alten geblieben, solange nicht die Neuerwerbung mit den 
Kulturelementen des Heimatstaates durch Besiedelung durchsetzt ist. 
Die ungenügende Besiedelung großer Landstrecken ist vornehmlich 



s ) Vgl. mein System Bd. I, S.214f. 
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eine der Krankheiten, an denen der russische Staat leidet und durch 
die er an Entfaltung seiner ungeheuren Lebenskraft gehemmt wird. 
5. Die historische Schule hat in Deutschland und für Deutsch- 
land die Nationalitätsidee gefördert. Dem deutschen Volk, das 
auf dem nationalen Boden zur Einigkeit und Einheit geführt wurde, 
zum Heile. Heute wird der Nationalitätsgedanke mit besonderer 
Energie in der Österreich-ungarischen Monarchie vertreten, zur För- 
derung aller dezentralistischen Tendenzen, zur Schwächung der Ge- 
samtmonarchie und der in ihr vereinigten reichen Kräfte. 4 ) Wie auch 
der Nationalgedanke zur Lösung der skandinavischen Union ge- 
führt hat. 

Der nationale Gedanke enthält eine große Wahrheit, gepaart 
mit einem wesentlichen Irrtum. Der Begriff der Nation wird von 
den bedingungslosen Nationalisten falsch, nämlich atom istisch auf- 
gefaßt. Für die Nationalisten ist die Nation die Summe der einzelnen 
der Nation Angehörigen. Ein Blick auf die Geschichte lehrt, daß 
diese Anschauung nach zwei Richtungen irrt: Fast jede Nation 
weist in sich Fremdbestandteile auf, die, solange sie in der Minder- 
zahl sind, die Integrität der Nation in gar keiner Weise berühren 
(die Hugenotten in Preußen; die Deutschen in Nordamerika; die 
Chinesen im Transvaal). Zweitens umfaßt der Staat regelmäßig 
nicht die Gesamtheit der Angehörigen einer Nation. Deutschland 
umschließt nicht die Deutschen, Bußland umspannt nicht die Slaven, 
Frankreich nicht die Romanen etc. 

Der Nationalstaat ist kein absoluter Begriff. Weder inhaltlich, 
denn mit dem Nationalstaat vertragen sich eingesprengte, einge- 
streute Fremdbestandteile. Noch bezüglich der Grenzen, denn der 
Nationalstaat umfaßt regelmäßig nicht die ganze Nation. 6 ) 

4 ) Wohin sollen die innerpolitischen Zustände in Österreich schließlich führen? 
Entweder gibt es früher oder später blutige Köpfe, oder Österreich büßt seine Groß- 
machtstellung ein. 

*) Den schroffen Nationalstandpunkt alldeutscher Richtung vertritt Ernst 
Hasse, Deutsche Politik, I. Bd., 1. Heft, München 1905. Hasse betont die Notwendig- 
keit einer markanten Feststellung des Begriffes Ration. Aber sein Begriff der Nation 
ist nichts weniger als scharf fixiert. Hasse sagt nämlich (S. 10): ,Wir verstehen 
unter einer Nation eine Gesamtheit von Menschen gemeinsamer Abstammung, 
die eine und dieselbe Sprache sprechen, eine gemeinsame politische und kulturelle 
Entwicklung durchgemacht haben, und das Bewußtsein der Zusammen- 
gehörigkeit besitzen/ Unmittelbar darauf fahrt aber Hasse fort: «Dabei ist es 
erwünscht, wenn auch nicht notwendig, daß alle diese Voraussetzungen zu- 
sammentreffen. Die eine oder die andere Voraussetzung mag fehlen, keinenfalls die 
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Die Bedeutung des nationalen Gedankens für die Kultur- 
entwicklung im allgemeinen, und die staatliche und rechtliche ins- 
besondere, ruht darin, daß große Kulturbewegungen am gedeihlichsten 
aus nationalem Boden hervorwachsen. Die Nation, und nur die Nation 
bildet jenen kulturellen Untergrund, jenen Kulturhumus, aus dem 
starke Persönlichkeiten die Kraft zu großen Kulturtaten saugen. 
Das Nationalbewußtsein hebt den einzelnen über sein bloßes Ich 
hinaus zum Träger der Kulturgemeinschaft, der er als werktätiges 
Glied zugehört. 

Daraus ergibt sich für Preußen und Deutschland die politische 
Notwendigkeit der Nationalisierung der deutschen Grenzbezirke 
(Elsässer, Lothringer, Dänen, Polen). Vornehmlich eine zielbewußte 
Polenpolitik, die das Deutschtum in den Ostmarken wirtschaftlich 
hebt — auch über das bisher betätigte Maß hinaus 6 ) — ist eine 
dringende Notwendigkeit zur Erhaltung der Nationalkraft Deutsch- 
lands. 

IL Für die kraftvolle Stellung eines Staates ist es von der 
größten Bedeutung, daß sein Territorium weder zu klein, noch zu 
groß ist. Wird das Staatsgebiet für die Zahl, die wirtschaftlichen 
Ansprüche und die Regsamkeit des Staatsvolkes zu klein, so wird 
ein friedliebendes Volk zur Abstoßung von Volksteilen durch Aus- 
wanderung und damit zur eigenen Schwächung, ein krafterfülltes, 
selbstbewußtes und zielsicheres Volk zur kriegerischen Expansion 
gedrängt, wie neuestens die Japaner. Ist das Staatsgebiet zu groß, 
und gelingt nicht die Füllung mit fremder Einwanderung, so bleibt 
entweder das Gebiet unerschlossen, wie heute noch große Strecken 
Rußlands, deren Bodenschätze und Bodenreichtum infolge der un- 
dichten Bevölkerung brachliegen, oder es bröckeln Gebietsteile ab. 

Der Staat hat die richtige Größe, wenn er als einigendes Band, 
aber nicht als Fessel empfunden wird; in doppeltem Sinne, weder 
als zu eng, noch als zu weit. Wesentliche Aufgabe einer zielbewußten 
Politik ist daher, für das richtige Verhältnis von Staat und Gebiet 



Gemeinsamkeit der Sprache, derart,, daß die Sprachgemeinschaft die erste und 
nötigste Bedingung der gemeinsamen Nationalität bildet. " Siehe hingegen Gumplo- 
wicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 136 f.: „ Nationalität . . ist jene Kulturgemeinschaft 
unter Menschen, welche sich in einer gemeinsamen Sprache äußert. Alle Vorstel- 
lungen, welche die Nationalität auf gemeinsame Abstammung zurückführen, sind 
historisch und wissenschaftlich hinfällig. ..." 

e ) Vgl. die vielfach treffenden Darlegungen Hasse's, Deutsche Politik, I. Bd., 
2. Heft, Die Besiedelung des deutschen Volksbodens, München 1905, S. 108 ff. 
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zu sorgen. Dies gilt insbesondere für die neuzeitliche Kolonial- 
politik. Herrschaftserweiterung durch Gebietsvergrößerung wird 
rechtswirksam, sofern die neubegründete Herrschaft eine solche ist, 
die auch behauptet zu werden vermag. Die Eroberungszüge 
Napoleons gingen auf eine Herrschaftsbegründung, die im vornherein 
den Stempel des politisch Unmöglichen und zugleich des Unrecht- 
mäßigen an sich trugen, weil für den einsichtigen Urteiler evident 
war, daß die Herrschaft wohl begründet, aber nicht behauptet zu 
werden vermochte. Das umgekehrte Verhältnis ergibt sich bezüg- 
lich der für das Deutsche Reich erworbenen Gebietsteile. Vor allem 
v. Bismarck's Verdienst war es, daß bei dem Friedensschluß 1871 
die Forderungen der Militärpartei auf weiterreichende Gebietsannexion 
nicht durchdrangen; der staatsphilosophische Instinkt des genialen 
Politikers erkannte treffend, daß es nicht auf die Herrschaftsbegrün- 
dung, sondern auf die Möglichkeit der ungeschmälerten Herrschafts- 
behauptung ankommt. 

Die kolonialen Erwerbungen stellen daher nur dann dauernd 
Kraftmehrungen des Heimatstaates dar, wenn nicht nur die nationale 
Flagge gehißt, sondern das neue Land wirtschaftlich zum Bestand- 
teil des Heimatstaates gemacht, mit diesem zu einer wahren Einheit 
verschmolzen wird. Kein Opfer ist zu groß, um dieses Ziel zu er- 
reichen. In den deutschen Kolonien ist man auf dem Wege dazu, 
steht aber heute im wesentlichen noch im allerersten Stadium. 

§ 40. Dualismus der Herrschaft (Monarchie — Bepublik) und des 
Regimes (Aristokratie — Demokratie). 

1. Überall, wohin man den Blick lenkt, wird der Monismus 
durch die Erfahrung widerlegt. So auch bezüglich der Träger der 
Herrschergewalt. Hier zeigen sich die Dualismen Monarchie — 
Republik; aristokratisches — demokratisches Regiment. 

Der Gegensatz Monarchie — Republik hat seine ehemalige poli- 
tische Schärfe heute nahezu völlig verloren. Solange Monarchie 
wesentlich gleichbedeutend mit Absolutismus war, und der Absolutis- 
mus vielfach — vornehmlich in Frankreich — zu Willkürherrschaft 
und dynastischer Verschwendung unter Ausbeutung des Volks führte, 
erschien die republikanische Idee als der große befreiende Gedanke. 
Man glaubte die Mißstände des absolutistischen Regiments wirksam 
nur durch Beseitigung der Monarchie aus der Welt schaffen zu 
können. Heute haben sich in den Kulturländern die Gegensätze 
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zwischen Monarchie und Republik derart abgeschwächt, daß z. B. 
die Stellung des Königs in England oder Belgien jene des Prä- 
sidenten der französischen Republik an politischer Wirksamkeit nicht 
wesentlich überragt. Demgemäß erscheint heute die Republik tat- 
sächlich als eine Art Wahlkönigtum mit zeitlich begrenzter Regie- 
rungsgewalt des Gewählten und weist gegenüber einem Staate mit 
erblicher Monarchie jene Schwächung auf, die mit jeder Wahlherr- 
schaft — zwar nicht notwendig, aber regelmäßig — verbunden ist. 
Die Wählerschaft — gleichviel, ob diese auf einen kleinen Kreis 
eingeengt ist oder das ganze Volk in sich begreift — wird nur zu 
oft zu Gunsten eines vermeintlichen Augenblicksvorteils das Wohl 
und Interesse des Staatsganzen zurückdrängen. In der Republik 
besteht demgemäß eine größere Gefahr der Interessen Wirtschaft. 1 ) 
Auch gelingt es bisweilen skrupellosen Prätendenten, durch chauvi- 
nistische Phrasen die leichtentzündliche Volksseele zu entflammen 
und eine Regierung zur Herrschaft zu bringen, die einzelnen ehr- 
geizigen Katilinariern samt ihrem Anhange dient, das Land hingegen 
ins Verderben stürzt. 

2. Der Gegensatz aristokratisches — demokratisches Re- 
giment ist in Wirklichkeit nur ein äußerlicher. Alle Herrschaft, 
jede Regierung ist aristokratisch. Und was man demokratische 
Regierung nennt, ist meist nur eine teils verschlechterte, teils ver- 
besserte aristokratische Regierungsform, — die Aristokratie auf dem 
Umweg der Zustimmung der großen Massen, die bewußt oder un- 
bewußt von einigen leitenden Köpfen in der Willensentschließung 
beeinflußt sind. Auch wo die Allgemeinheit des Volks mit ihren 
Stimmzetteln die Volksvertreter ernennt, ist in letzter Linie und in 
Wahrheit nicht der eigene Wille der Menge bestimmend, sondern 
der Volkswille wird von jenen, die am besten die Volksmeinung zu 
führen verstehen, geleitet. 

Alle Demokratie ist eine verschlechterte Aristokratie. Denn der 
Umweg über die Wählermassen sichert jenen Führern den größten 
Erfolg, die am meisten und am wirksamsten zu versprechen ver- 



') Treffend sagt v. Treitschke, Politik I, S. 156: ,. . . Wenn der Staat die 
Ordnung ist der wagenden Gerechtigkeit, so ist seine Natur die Unparteilichkeit 
Hierin liegt die sittliche Überlegenheit der wohlgeordneten Monarchie gegenüber 
Republiken, weil in Monarchien die Staatsgewalt auf eigenem Recht beruht und un- 
parteiisch sein kann, wenn sie es auch nicht immer ist. In Republiken wird da- 
gegen immer eine Partei ihre Leute ans Ruder bringen, und daher die Gerechtigkeit 
der Staatsgewalt viel schwieriger zu handhaben sein als in Monarchien/ 
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stehen. Das Geheimnis des Erfolgs so vieler Kurpfuscher gegenüber 
den Ärzten beruht in letzter Linie meist darauf, daß jene weit- 
herziger in ihren Versprechungen sind. Das Papiergeld der Hoff- 
nung lockt stets die große Menge, die erst zu spät, wenn sie die 
Hoffnung einlösen will, sieht, daß sie an der Nase geführt worden 
ist, — um dann erneut einem andern Manöver anheimzufallen. So 
verhält es sich auch bezüglich der politischen Führerschaft. Die 
Menge folgt nicht dem Führer, der ihr am meisten dient, sondern 
der ihr am glänzendsten verspricht. Und darum ist jede Demokratie 
eine verschlechterte Aristokratie. 

Andererseits bedeutet die Demokratie eine Verbesserung, so- 
ferne sie ein rücksichtsloses aristokratisches Klassenregiment er- 
schwert. 

Die politische Folgerung, die sich hieraus für die Gegenwart 
ergibt, ist die richtige Bewertung des allgemeinen gleichen 
Stimmrechts. Der Vorzug dieses demokratischen Wahlrechts be- 
ruht in der Erschwerung einer Ausbeutung der großen Massen durch 
privilegierte Klassen. Der Nachteil liegt darin, daß die Volksstim- 
mung und -abstimmung durch Demagogie jeder Art beeinflußt und 
getrübt werden kann. 

Die gegen das allgemeine gleiche Stimmrecht einsetzende Re- 
form bedeutet daher nur dann einen Kulturfortschritt, wenn sie die 
Vorteile des demokratischen Stimmrechts erhält und nur die ihm 
anhaftenden Nachteile mildert. Der Weg hiezu kann nur in einer 
Stabilisierung der Volkswahl liegen, die in die rechtliche Fest- 
legung der in der Bildung begriffenen neuen Wirtschaftsklassen ein- 
mündet, vermittelt durch Proportional Wahlsystem. 8 ) 

§ 41. Begrenzungen der Herrschergewalt. 

1. Der Absolutismus ist die rein- rechtliche, der ethischen Syn- 
these entbehrende Herrschaftsbetätigung im Staate. Wie die privat- 
rechtliche Gestaltung in alten Rechtsperioden, z. B. im römischen ius 
civile, nur unbedingte, schrankenlose Privatrechte kennt, besteht in 
der publizistischen Rechtssphäre der Herrschaft im Staate das un- 
bedingte Recht als Absolutismus. Während aber die sittlich-recht- 
liche Synthese im Privatrecht schon verhältnismäßig früh, in der 
Antike, einsetzte, konnte der Absolutismus — trotz der antiken Be- 



*) Vgl. unten §§ 45, 47-49. 
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fehdung der Tyrannis — dauernd erst in der Kampfperiode des 
Naturrechts und der französischen Revolution überwunden werden. 

Dies hat einen historischen, einen juristisch- technischen und 
einen philosophisch-politischen Grund. 

Der historische Grund wird ersichtlich, wenn man die Ent 
wicklung von Staat und Recht seit dem Mittelalter bis zur Gegen- 
wart ins Auge faßt. Dieser Entwicklungsprozeß stellt eine fort- 
gesetzte Reihe von Emanzipationen dar, die mit der Befreiung der 
Weltlichkeit von der Umklammerung durch kirchlich-klerikale Ober- 
hoheit beginnen. Diese Emanzipationen erweisen aber insgesamt 
die eigenartige Erscheinung, daß nach jeder einzelnen Befreiung die 
bisher Bedrückten, die Emanzipationssubjekte, mit der eigenen Be- 
freiung zugleich die Begründer eines neuen Joches wurden. So die 
eben zur Selbständigkeit gegenüber der kirchlichen Oberhoheit ge- 
langten Fürsten durch den Absolutismus, das Bürgertum durch den 
Kapitalismus, die Arbeiterschaft durch den Sozialismus. Mit der er- 
langten Freiheit regt sich das Herrenbewußtsein so kräftig, daß 
fremde Versklavung Folge der eigenen Befreiung wird. Und erst 
der übermäßige Druck, den die eben Befreiten nun ihrerseits 
üben, erzeugt eine genügend starke Gegenreaktion, um den absolu- 
tistischen Herrschaf tsdruck dauernd zu überwinden. 

Der juristisch-technische Grund liegt darin, daß die staatsrecht- 
liche Wissenschaft weit später zu lebensvoller Entwicklung gelangt 
ist, als die privatrechtliche; wie ja auch heute noch jene hinter 
dieser technisch zurücksteht (was sich in der häufigen Verwendung 
zivilrechtlicher Analogien für die staatsrechtlichen Konstruktionen 
vornehmlich offenbart). 

Der philosophisch-politische oder ethisch-politische Grund ist 
die völlig verschiedene Auffassung der alten Zeit gegenüber der 
neuen bezüglich des Verhältnisses von Staatsgewalt und Volk. Die 
Antike ist im politischen Fühlen wie in den ethischen Wertungen 
aristokratisch; auch das Mittelalter und die Renaissance sind — 
wennschon in durchaus anderer Färbung — aristokratisch; die neue 
Zeit ist demokratisch. Für die Antike kommt bezüglich der Herr- 
schaft im Staate nie die Gesamtheit der dem Staate zugehörigen 
Menschen in Betracht, sondern immer nur eine Minorität, höchstenfalls 
der populus, d. h. die Gesamtheit der freien Bürger. Der Antike be- 
deutet Staatsherrschaft, Herrschaft einer Minorität über eine Majorität, 
die antike staatsherrschaftliche Idee äußert sich als die Herrschaft 
der privilegierten Klasse; das Mittelalter ist theokratisch-feudal organi- 
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siert; der Fürstenab3olutismus wird durch das Wort: „L'Etat c'est 
moi* charakterisiert. Die staatsphilosophische Anschauungswelt der 
Antike, des Mittelalters und der neuen Zeit bis auf die französische 
Revolution kennt nicht die Menschheitsidee als politische 
Grundanschauung, sondern nur die Idee der Rechtsträger. Der 
Gedanke, daß der Mensch als solcher allgemein, schlechthin, als 
Rechtssubjekt zu respektieren sei, ist ein ethischer, hat seine voll- 
kommenste Ausbildung durch die christliche Ethik, seine nachhal- 
tigste staatsphilosophische Formulierung durch Kant erfahren, ist 
erst durch die französische Revolution zur formal-rechtlichen Durch- 
führung und durch den (Kommunismus und) Sozialismus zur materiell- 
wirtschaftlichen Geltung gelangt. Erst von diesem Moment an, also 
erst in der eben (in den wesentlichen Zügen) zum Abschluß gelangten 
sozialethischen, sozialreformatorischen Periode der Rechtswirtschafts- 
kultur ist jeder Absolutismus der Herrschaft im Staate definitiv und 
völlig überwunden. Indem nämlich der Zentralbegriff innerhalb des 
Staates das Volk, d. h. die Gesamtheit der staatlich Verbundenen 
geworden ist. Wenn Cicero die salus publica oder die salus populi 
als Zweckziel der staatlichen Herrschaft bezeichnet, meint er damit 
etwas durchaus anderes, als wenn man heute die Volkswohlfahrt 
als Objekt der staatlichen Herrschaftsbetätigung hervorhebt. Wenn 
man die unklare, verschwommene und u tili tarisch getrübte Bezeich- 
nung Volkswohlfahrt staatsphilosophisch klarstellt, ist damit aus- 
gedrückt: Anerkennung aller Staatsglieder als Rechtssub- 
jekte; Gestaltung von Recht und Wirtschaft derart, daß jeder ein- 
zelne Rechtssubjektivität genießt, von jeder Versklavung im Recht 
und durch das Recht befreit ist und bleibt. 

In der Anwendung auf die Herrschaft im Staate ergibt sich 
daraus die unbedingte Verwerfung jedes Absolutismus: des 
absolutistischen Fürstenregiments, aber auch jedes absolutistischen 
Klassenregiments; Begrenzungen der Herrschaft im Staat, der Herr- 
schermacht insoweit, daß die Rechtssubjektivität aller Staatsglieder 
gewahrt bleibt. Ob der demokratisch-atomistische Parlamentarismus 
naturrechtlicher Provenienz das einzige und dauernde Mittel ist, um 
jene staatsphilosophische Idee durchzuführen, ob nicht vielmehr der 
Parlamentarismus eine politische Erscheinung ist, die — gebunden 
an Raum und Zeit — wieder schwinden wird, um trefflicheren Ein- 
richtungen Platz zu machen, — das ist eine andere Frage. 1 ) 

l ) Irrig ist die von Naumann (Demokratie und Kaisertum, 8. Aufl., S. 45) ge- 
gebene Formulierung: „Der Konstitutionalismus ist kein Prinzip, sondern ein Kom- 
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2. Man könnte zur historischen Rechtfertigung des Absolutis- 
mus anführen, er sei die notwendige Regierungsform gewesen, so- 
lange die Völker noch nicht zur Freiheit, zur Selbstbesinnung und 
Selbstbestimmung erwacht waren. Allein die Menschheit war nie 
frei und wird es nie werden; die große Menge will immer geleitet 
werden, fühlt sich nur wohl, wenn sie in irgendeinem Joch steht. 
Die Gewalten wechseln, die Gewalt bleibt. Nur aus der Psycho- 
logie der Menge erklärt es sich, daß der sozialistische Zwangsstaat 
einen Freiheitstraum bilden konnte. Die Menge braucht immer 
Idole, sie bedarf stets einer Gottheit; früher waren es die Götter, 
dann der all-eine Gott; im 18. Jahrhundert war es die Göttin der 
Vernunft, im 19. Jahrhundert die Naturgesetze; im 20. Jahrhundert 
werden wieder andere Objekte der Verehrung und des Glaubens auf- 
tauchen; vielleicht füllen sich die Kirchen wieder. Die Gottheiten 
wechseln, der göttliche Glaube beharrt. 

Wenn man den Absolutismus innerpolitisch, d. h. mit Rücksicht 
auf das Verhältnis des Fürsten zum Volke (das zu Gunsten der fürst- 
lichen Kassen gefrondet wurde!) rechtfertigen will, wird man scheitern. 
Der Absolutismus trägt seine Berechtigung im Verhältnisse des Staats 
nach außen. Der Absolutismus war notwendig, um die Kraft- 
position der Staaten nach außen durchzuführen. Der Ab- 
solutismus bringt die Konzentration der staatlichen Machtfülle nach 
außen am unzweideutigsten zum Ausdruck. Der Absolutismus be- 
deutet, wenn nicht ein Schwächling oder ein Dummkopf auf dem 
Throne sitzt, eine ungeheure Kraftfülle und Kraftstärkung des Staats 
nach außen, wobei es ganz belanglos ist, ob sich die Regierungs- 
gewalt in einem einzelnen (Monarchie) oder in einem Rat der Drei 
oder der Zehn (aristokratische Republik) konzentriert. 

§ 42. Freiheitsgarantien. Gesetz und Verordnung. Die Selbst- 
verwaltung. 

1. Die geschichtliche Entwicklung vollzieht sich nicht in einer 
logisch gegliederten Kette, wie die Darlegungen eines Lehrbuchs. 

promiß, ein notwendiger, unvermeidlicher Kompromiß, aber auch nicht mehr als das. 
Die Monarchie ist ein Prinzip, die Demokratie ebenfalls, der Konstitutionalismua ist 
eine aus beiden entstehende Wirklichkeit. Es gibt keine theoretische Grundlage für 
die Verteilung der Souveränität zwischen Monarchie, Aristokratie und Demokratie, 
sondern immer ergibt sich die jeweilige Verteilung aus der beiderseitigen Stärke." 
Der Eonstitutionalismus ist ein Prinzip, nämlich das Prinzip der Herr- 
schaft unter Wahrung der Freiheit der Regierten. 
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Der geschichtliche Fluß läuft vielmehr, wie jeder natürliche Fluß, 
in vielen Windungen und Biegungen und scheinbar ohne Ziel, in 
Wahrheit immer wieder abgetrieben vom eigentlichen Ziele durch 
äußere Widerstände mannigfachster Art. So hat sich auch die Durch- 
setzung von Freiheitsgarantien gegenüber dem Absolutismus im Staat 
und Recht nicht in logischer, sondern in historischer Entwicklung 
vollzogen: unregelmäßig, bisweilen sich überschlagend (Revolution), 
dann wieder scheinbar dem Ziele entgegengesetzt verlaufend (reaktio- 
näre Gegenbewegungen; Restaurationspolitik!). Aber die Grund- 
tendenz der Erlangung von Freiheitsgarantien ist gegeben in 
jener Entwicklung, die sich äußerlich als Geschichte des Parla- 
mentarismus darstellt. Formell bedeutet der Parlamentarismus die 
Mitregierung des Volkes. Gemäß der Lehre Montesquieu's von der 
Dreiteilung der Gewalten: die ausschließliche Gesetzgebung durch 
das Volk. Materiell haben die parlamentarische Wählerschaft und 
ihre Vertrauensmänner nicht Teil an der Regierung, vielmehr be- 
deutet der Parlamentarismus eine grundlegende Freiheitsgarantie, 
die staatsrechtliche Freiheitsgarantie xax i£o%rjv. 

Diese Freiheitsgarantie gelangt in der Scheidung der Regie- 
rungsmaßnahmen in Gesetze im formellen Sinn und Verordnungen 
im formellen Sinn zur Erscheinung und Wirksamkeit. 

2. Die Begriffe des Gesetzes und der Verordnung sind in der 
neueren staatsrechtlichen Literatur nicht unstrittig. 1 ) 

Als herrschende Anschauung darf man wohl die von Laban d 



l ) Vgl. hiezu: Jellinek, Gesetz und Verordnung, Freiburg LB. 1887; 
Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 580-609; Prazäk, Beiträge zum Budget- 
recht und zur Lehre von den formellen Gesetzen, im Archiv für öffentliches Recht. 
Bd. II, 1887, S. 441—492; Haenel, Studien zum Deutschen Staatsrechte, JI. Bd., 
Leipzig 1888, S. 95 ff. (Das Gesetz im formellen und materiellen Sinne); daselbst 
8. 99—104 reiche Literaturangaben; Zorn, Gesetz, Verordnung, Budget, Staatsvertrag, 
in Hirth's Annalen 1889; Bornhak, Allgemeine Staatslehre, S. 158—182; Laband, 
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl, 2. Bd., S. 1—21, 55—62, 
78—103; Hatschek, Englisches Staatsrecht, Bd. I (Handbuch des öffentlichen Rechts 
IV. IL 4.1), Tübingen 1905, S. 112— 142; (Eduard Hubrich, Die reichsgerichtliche 
Judikatur über den Gesetzes- und Verordnungsbegriff nach preußischem Staats- 
recht, in Hirth's Annalen 1904, S. 770-786, 801-864, 911-923; dazu A. Arndt, 
Der Gesetzesbegriff in der Beleuchtung des Herrn Professors Dr. Hubrich, In Hirth's 
Annalen 1905, S. 448— 454). 

Die Geschichte des Gesetzes und der Verordnung gibt Jellinek, Gesetz und 
Verordnung, S. 1—188; die Dogmengeschichte des englischen Gesetzesbegriffs bringt 
Hatschek, Englisches Staatsrecht, I, S. 112—121 zur Darstellung. 
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begründete und von Jellinek eingehend historisch belegte und aus- 
gebaute bezeichnen. 

Laband scheidet die Willensakte des Staates, die amtlich, 
„formell* als Gesetze bezeichnet werden, in formelle und in mate- 
rielle Gesetze. 

Nach Laband ist das Gesetz im materiellen Sinne die rechts- 
verbindliche Anordnung eines Rechtssatzes. Demgemäß ist 
wesentlicher Inhalt des materiellen Gesetzes die Rechtsregel; die 
Scheidung des Gesetzes gegenüber dem Gewohnheitsrecht gründet 
in der Anordnung der Rechtsregel durch das Gesetz. Gesetze im 
formellen Sinne sind hingegen jene Willensakte des Staates, die der 
Zustimmung durch die Volksvertretung bedürfen. 

Hiernach bedeutet Gesetz im formellen Sinne lediglich eine 
gewisse Form der staatlichen Willenserklärung. Ohne daß durch 
diese Form der Inhalt der Willenserklärung bestimmt wäre. Ist der 
Inhalt der Willenserklärung Rechtsschöpfung, dann ist das formelle 
Gesetz zugleich materielles Gesetz; ist der Inhalt ein anderer, z. B. 
die Festsetzung des Budgets, dann liegt nur ein Gesetz im formellen 
Sinne vor, materiell ein Verwaltungsakt. 

Im engsten Zusammenhange mit dieser Lehre stehen Laband's 
Darlegungen über das Wesen der Verordnung. Verordnung im 
materiellen Sinn ist nach Laband der staatliche Willensakt, der 
keinen Rechtssatz enthält, sondern „eine Anordnung auf dem Gebiete 
der Verwaltung, eine Ausübung der freien Regierungstätigkeit oder 
der Gesetzesvollziehung" bildet. Verordnung im formellen Sinn 
ist die Anordnung, die ohne Zustimmung der Volksvertretung 
rechtsgültig erlassen wird. 

Was sich formell als Gesetz darstellt, kann daher inhaltlich 
(materiell) Verordnung sein, soweit nämlich der Inhalt des Formal- 
gesetzes nicht Rechtssetzung ist. Was sich formell als Verordnung 
darstellt, kann materiell Gesetz sein: die Rechtsverordnung. 

Den Gegensatz zur Rechtsverordnung bildet die Verordnung 
im materiellen Sinn, jene Art von Verordnungen, die man vor Laband 
allgemein als Verwaltungsverordnungen im Gegensatz zu den Rechts- 
verordnungen bezeichnete. 

In der Aufzeigung der Zweiteilung der Gesetze in formelle und 
materielle und in der präziseren Formulierung der charakteristischen 
Zweiteilung der Verordnungen liegt das bedeutsame und bleibende 
Verdienst der Lehre Laband's. Laband hat deutlich gezeigt, daß 
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Form und Inhalt des Gesetzes, Form und Inhalt der Verordnung sich 
decken können, aber nicht müssen. 

Jellinek's Verdienst beruht vor allem auf der historischen Ver- 
tiefung dieser Lehre. *) 

Nach Jellinek ist weiterhin der tiefere Gegensatz zwischen 
Gesetz und Verordnung im Zweck des staatlichen Willensaktes ge- 
gründet. „Hat ein Gesetz den nächsten Zweck, die Sphäre der freien 
Tätigkeit von Persönlichkeiten gegeneinander abzugrenzen, ist es der 
sozialen Schrankenziehung wegen erlassen, so enthält es die Anord- 
nung eines Rechtssatzes, ist daher auch ein Gesetz im materiellen 
Sinne, hat es jedoch irgend einen anderen Zweck, so ist es kein 
materielles, sondern nur ein formelles Gesetz, das seinem Inhalte 
nach als Anordnung eines Verwaltungsaktes oder als ein Rechts- 
spruch sich charakterisiert. * 8 ) Die gemeinsame juristische Wirkung 
der formellen Gesetze besteht darin, daß sie nur durch ein formelles 
Gesetz aufgehoben, außer Wirksamkeit gesetzt werden können. 4 ) 

Hiegegen tritt Zorn den Versuchen einer prinzipiellen Grenz- 
ziehung nach inneren Gesichtspunkten zwischen Verwaltung und 
Gesetz entgegen. Die gegensätzliche Bestimmung zwischen Verwal- 
tung und Gesetz erachtet Zorn für einen „der verhängnisvollsten 
Gedanken" in der neueren Literatur. „Der ganze Gegensatz zwischen 
Gesetz und Verwaltung ist Fiktion; nur sind allerdings dem freien 
Ermessen in den die Verwaltung regelnden Gesetzen weitere Grenzen 
gezogen, als dem freien Ermessen des Richters bei der Recht- 
sprechung/ Zwischen Verwaltung und Gesetz besteht ebensowenig 
ein Gegensatz, als zwischen Rechtsprechung und Gesetz. Auch die 
Verwaltung ist Durchführung von Gesetzen. 6 ) 

*) Den ersten eingehenden und nachhaltigen Versuch, das Wesen des Gesetzes 
im materiellen Sinne zu finden und dadurch Gesetzgebung und Verwaltung nach 
wesentlichen inneren Gesichtspunkten abzugrenzen hat, (wie Jellinek, Gesetz und 
Verordnung, S. 51—54 treffend darlegt) Rousseau in seiner Bestimmung des Ge- 
setzesgemacht: loi = volonte gänärale, im Gegensatz zu däcret (Con trat social 
1. II, eh. II und passim). Von hier aus ist der Gesetzesbegriff in die Erklärung der 
Menschenrechte übernommen worden. ,La Loi est l'expression de la volonte" g6n£- 
rale. a Deklaration des droits de l'homme et du citoyen (1789, La Constitution 
francaise du 3. IX. 1791), art. 6. 

Der englische Gesetzesbegriff wurde ursprünglich — bis zum 17. Jahrhundert; 
mit vereinzelten Nachwirkungen bis zur Gegenwart — als eine Art Urteilsspruch, 
Judicium aufgefaßt. Vgl. Hatschek, Englisches Staatsrecht I, S. 112 f., 121. 

') Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 240. Vgl. daselbst auch 8. 231, 252. 

4 ) Gesetz und Verordnung, S. 248 f. 

& ) Gesetz, Verordnung, Budget, Staatsvertrag, in Hirth's Annalen 1889, S. 854, 359. 
Berolzheimer, Philosophie de* 8taatefi. 14 
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Zorn hat mit diesen Ausführungen sicherlich insoferne recht, 
als ein absoluter Gegensatz zwischen Gesetz und Verwaltung nicht 
besteht. Dadurch ist aber nicht ausgeschlossen, daß sich innere 
Verschiedenheitsmerkmale auffinden lassen, dergestalt, daß eine 
wesentliche Scheidung zwischen Gesetz und Verordnung auf 
Grund weitreichender, charakteristischer Unterschiede zwischen beiden 
erfolgen darf. 

Haenel wendet sich gegen den von Laband ausgebildeten, 
von Jellinek akzeptierten Begriff des (bloß) formellen Gesetzes. 
Haenel führt aus: Form des Gesetzes hat der in den verfassungs- 
mäßigen Formen entstandene Staatswille, der die spezifischen Formen 
der Promulgation und Publikation aufweist. Daraus folgt nach 
Haenel „mit logisch-juristischer Notwendigkeit*, daß nur, was pro- 
mulgations- und publikationsfähig ist, die Rechtsform des Gesetzes 
haben kann, was Nachachtung und Gehorsam heischt: nur 
rechtlich Relevantes, nur Rechtssätze. 6 ) Wenn nun ein Gesetz im 
bloß formellen Sinne (nach Laband) den Bau einer Eisenbahn oder 
eines Kanals u. dgl. bestimmt, so wird nach Haenel durch ein solches 
Gesetz der Staatsregierung das Recht und die Pflicht beigelegt, diese 
Eisenbahn oder diesen Kanal zu bauen, „ein solches Gesetz enthält 
Kompetenzbestimmungen und daher Rechtssätze.* 7 ) Ist also nach 
Haenel auch inhaltlich, materiell ein Gesetz. 

Der Gegensatz zwischen der Haenel'schen und der Laband- 
Jellinek'schen Auffassung ist daher wesentlich ein juristisch-konstruk- 
tiver. Hiebei erscheint die Haenel'sche Auffassung als die unzutref- 
fende. Das Wesen des Rechtssatzes besteht gerade darin, daß er 
nicht durch einmalige Anwendung erschöpft wird. Die „Rechts- 
sätze 4 , die einen Eisenbahn- oder Kanalbau anordnen, verlieren durch 
den einmaligen Vollzug ihren Normativcharakter. Sie sind eben 
deshalb materiell nicht Rechtssätze, denen gemäß rechtlich gehandelt 
wird, sondern Dekrete (Verordnungen), die vollzogen und nach dem 
Vollzug als Vorschriften gegenstandslos werden. 

3. Der staatsrechtliche und rechtstechnische Wesensunterschied 
zwischen Gesetz und Verordnung nach den von Laband gegebenen 
Merkmalen ist unbestreitbar zutreffend. Der Gegensatz Formal- 
gesetz, d. h. staatliche Anordnung unter Mitwirkung der Volks- 
vertretung; Formalverordnung, d.h. staatliche Anordnung, deren 

•) Stadien II, S. 160 ff. 
7 ) Stadien II, S. 233 f. 
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Gültigkeit nicht an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden 
ist, besteht de lege lata allenthalben in den modernen Kulturstaaten. 
Die Betrachtung des in Gesetzen und Verordnungen niedergelegten 
Stoffes ergibt weiterhin die Richtigkeit der Laband'schen Darlegung, 
daß das Formalgesetz nicht zugleich Rechtsgesetz (Gesetz im mate- 
riellen Sinne) sein muß, daß die Formalverordnung (soferne sie nicht 
bloße Verwaltungsverordnung ist) als Rechtsverordnung Gesetz im 
materiellen Sinne sein kann. 

Staatsrechtlich und rechtstechnisch, de lege lata, liegt demnach 
die Sache klar. 

Hiebei erwächst aber die rechts- und staatsphilosophische 
Frage: Welche Gesichtspunkte sind für die Divergenz von Formal- 
und Rechtsgesetz, von Formal- und Rechtsverordnung maßgebend? 
Warum besteht der juristische Gegensatz zwischen Formalgesetz 
und Formal Verordnung? Warum decken sich Form und Inhalt häufig 
nicht, sodaß nicht alle Gesetze Rechtssätze zum Inhalte haben und 
zugleich andrerseits ein Teil der Verordnungen Recht regelt? Ist 
diese Divergenz innerlich, sachlich gerechtfertigt? 

Der Gegensatz Gesetz — Verordnung hat seine praktische 
Bedeutung erst und nur als politischer, durch den Parlamenta- 
rismus erlangt. 

Unter absolutistischem Regime besteht zwar auch die Zweiheit 
Formalgesetz und Formalverordnung. Der Gegensatz ist aber wesent- 
lich nur ein äußerlicher, formeller. Das Gesetz bedarf zu seiner Auf- 
hebung eines neuen Gesetzes, die Verordnung tritt auf dem Verord- 
nungswege außer Kraft. Inhaber der Gesetzgebungs- und der höchsten 
Verordnungsgewalt ist im absolutistischen Staat immer der Herrscher. 
Der Gegensatz Gesetz — Verordnung gewinnt jedoch einschneidende 
praktische Bedeutung in dem Augenblick, in dem der Parlamentaris- 
mus besteht. Hier bedeutet Gesetz jene generelle Vorschrift oder 
spezielle Anordnung, deren Entstehung, Änderung oder Aufhebung 
der Zustimmung des Parlaments bedarf, Verordnung jene spe- 
zielle Anordnung oder generelle Vorschrift, die unabhängig von der 
Zustimmung des Parlaments erfolgt. In wichtigen Fragen, ins- 
besondere soweit die Freiheit der Untertanen berührt wird, soll 
die Regierung nicht ohne Zustimmung des Volks handeln können. 
Diese Idee führt zur äußeren (rechtstechnischen) Abnormität, daß 
Materialverordnungen, so insbesondere das Budget, der Gesetzesform 
bedürfen. In unwesentlichen Fragen, deren wie immer geartete Rege- 
lung die Freiheit der Untertanen nicht bedroht, kann auch die Rechts- 

14* 
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anordnung in der Form der Verordnung erfolgen, so z. B. durch Er- 
laß der Ausführungsbestimmungen oder Vollzugsvorschriften zu einem 
Gesetze. 

Maßgebend ist also nimmermehr die Lehre Montesquieu's von 
der Gewaltenteilung, die dem Volke die Gesetzgebung zuweist; auch 
die Anschauung Rousseau 's und anderer, das Gesetz sei der all- 
gemeine Wille, ist unzutreffend. Vielmehr besteht der Gegensatz 
Formalgesetz und Formalverordnung im engsten Zusammenhang mit 
der Entwicklung der Bürger fr eiheit gegenüber dem Absolutismus. 
Wenn der Bürger Steuern zahlen oder andere Leistungen machen 
soll, oder wenn einschneidende bedeutsame Rechtsgebiete geregelt 
werden, dann stehen präsumtiv Fragen zur Erledigung, die die 
Bürgerfreiheit berühren. Und deshalb ist hier die Zustimmung der 
Volksvertretung notwendig. Die generellen Verfassungsvorschriften 
der Kulturstaaten über die Abgrenzung von Gesetz und Verordnung 
sind daher aufgebaut auf einer Präsumtion. Präsumiert wird, daß 
allen Rechtsfragen, soweit sie nicht als Vollzugsvorschriften (Aus- 
führungsgesetze u. dgl.) von untergeordneter Bedeutung sind, so 
große Wichtigkeit zukommt, daß sie der Zustimmung des Volkes 
bedürfen; daß dem Budget dieselbe Wichtigkeit schlechthin zukommt. 
Daß hingegen die anderweiten Fragen, die generelle Regelung er- 
heischen, dieser Bedeutsamkeit entbehren. Diese Präsumtion hat 
das Schicksal jeder Präsumtion: Im Regelfall trifft sie zu; ausnahms- 
weise versagt sie. 

Das Versagen der Präsumtion zeigt sich vornehmlich bezüglich 
gewisser Teile des Budgets, bei denen das Erfordernis der Zustim- 
mung der Volksvertretung rein formelle Bedeutung hat. Soweit 
nämlich die Bewilligung notwendiger Ausgaben in Frage steht, ins- 
besondere die Kostendeckung der unbedingt notwendigen Ausgaben 
zur Ausführung von Gesetzen, für Beamtengehälter etc. Hier äußert 
sich das Erfordernis der Volkszustimmung praktisch nur darin, daß 
die Vorlage jener Ausgaben zur Bewilligung der Volksvertretung 
die Möglichkeit der Kritik eröffnet oder daß ein rein formeller Protest 
gegen die Art der Gesetzesausführung oder der Amtsführung er- 
folgen kann dadurch, daß die eine oder andere Partei gegen die 
betreffenden Budgetposten stimmt. 

Andrerseits erscheint die Präsumtion insoferne zu eng, als bis- 
weilen wichtige öffentliche Fragen der Zustimmung der Volksvertre- 
tung nicht unterliegen. 
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Eine Verbesserung der Verfassungen, wodurch diese Mängel 
völlig behoben würden, dürfte aber nicht leicht sein. 

4. Zu den wichtigsten Freiheitsgarantien gehört weiterhin die 
Selbstverwaltung. 8 ) 

Während das Erfordernis der Zustimmung der Volksvertretung 
zu Gesetzen die Bürgerfreiheit gegenüber absolutistischer Herrschaft 
garantieren soll, sichert die Selbstverwaltung gegen absoluti- 
stische Verwaltung 9 ) oder bureaukratische Bevormundung. Zu- 
gleich hat aber die Selbstverwaltung nicht jene grundlegende poli- 
tische Bedeutung, wie der Parlamentarismus; vielmehr steht bei der 
Selbstverwaltung der praktische Gesichtspunkt im Vordergrund. 
Das aus der gewählten Vertretung eines kleineren Verwaltungs- 
bezirks bestehende Verwaltungsorgan ist mit den örtlichen Verhält- 
nissen und Bedürfnissen besser vertraut, als die von der Zentral- 
behörde abhängige staatliche Verwaltungsbehörde. Der Selbstverwal- 
tungskörper funktioniert daher regelmäßig besser und rascher und 
mehr zufriedenstellend, als die staatliche Regierung und ihre Organe. 
Darin ruht der wesentliche Wert der Selbstverwaltung, deren Be- 



8 ) Vgl. hiezu: R. v. Gneist, Selfgovernment, Komunalverfassung und Verwal- 
tungsgerichte in England, 8. Aufl., Berlin 1871; Rosin, Souveränetät, Staat, Gemeinde, 
Selbstverwaltung, in Hirth's Annalen 1888, S. 305 ff.; R. v. Gneist, Das englische 
Verwaltungsrecht der Gegenwart, 3. Aufl., Berlin 1883/84, Bd. I, S. 256—319, Bd. U, 
S. 836—915; R. v. Gneist, Das englische Parlament in tausendjährigen Wandelungen, 
Berlin 1886; Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., Bd. I, S. 97 f. 
(Siehe dazu in der 2. Aufl., Freiburg i. B. 1888, Bd. J, S. 94—97, und die Literatur- 
angaben und Auseinandersetzungen daselbst, insbesondere mit Gneist); 0. Gluth, Die 
Lehre von der Selbstverwaltung im Lichte formeller Begriffsbestimmung, Wien 1887; 
Preufi, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften, S. 222—232; Ernst Neu- 
kamp, Der Begriff der .Selbstverwaltung" im Rechtssinne, im Archiv für öffentliches 
Recht, Bd. 4, Freiburg i. B. 1889, S. 377—437, 525—553; Otto Mayer, Deutsches 
Verwaltungsrecht (Binding, Handbuch VI, 2), Bd. II, Leipzig 1896, S. 874 ff.; Hatschek, 
Die Selbstverwaltung in juristischer und politischer Beziehung (Jellinek-Meyer, Staats- 
und völkerrechtliche Abhandlungen 11,1), Leipzig 1898; Jellinek, System der sub- 
jektiven öffentlichen Rechte, (in der 1. Aufl.) S. 250—262, 277 ff.; Jellinek, Allge- 
meine Staatslehre, 2. Aufl., S. 622—632 : Rosin, Grundzüge einer allgemeinen Staats- 
lehre, S. 41; J. Schollenberger, Politik in systematischer Darstellung, Berlin 1903, 
S. 271-275. 

•) Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., S. 97, Note 2: 
«Der Begriff der Selbstverwaltung ist in der deutschen Literatur ursprünglich ein 
rein politischer gewesen; er beruhte auf der Reaktion gegen den durch das kon- 
stitutionelle System verschuldeten Ministerial-Despotismus/ 

Vgl. auch Hatschek, Die Selbstverwaltung. S. 141—155. 
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deutsamkeit für eine geordnete Verwaltung man am besten beurteilen 
kann, wenn man Länder in's Auge faßt, in denen die Bureaukratie eine 
wahre Selbstverwaltung nicht aufkommen läßt, z. B. Bußland. Wie 
denn auch die Mißwirtschaft in Rußland weit weniger durch absolu- 
tistische Herrschaft als durch absolutistische Willkürverwaltung 
verursacht ist. 



Neuntes Kapitel. 

Der Parlamentarismus. 



§ 43. Die staatsphilosophische Begründung und der politische 

Untergrund des Parlamentarismus. Die Rechtsstruktur der 

Bepr&sentatiYYerfassung. 

1. ^Der Parlamentarismus entspringt einem treffenden 
Grundgedanken, jedoch unter vielfach irriger Begründung und fehler- 
hafter Ausgestaltung. 

Der Grundgedanke, aus dem der Parlamentarismus hervor- 
gewachsen ist, besteht in der Brechung absolutistischen 
Fürstenregiments, in der (ethischen) Forderung, daß die breiten 
Bürgermassen nicht bloße Objekte der Herrschaft darstellen wollen 
und sollen, sondern in den Besitz staatsbürgerlicher Rechte gelangen 
müssen, um der Regierung des Staats und im Staate nicht rein 
passiv gegenüber zu stehen. 

Dieser richtige Gedanke findet sich, schon vereinzelt in Schriften 
des späteren Mittelalters, sodann aber in den Lehren der Tyranno- 
machen, mit der irrigen theoretischen Begründung: Das Volk ist 

') Vgl. zum folgenden: Dahlmami, Die Politik I, 2. Aufl., Leipzig 1847, S. 65 
bis 79 ; Lothar Bucher, Der Parlamentarismus, wie er ist, 2. Aufl., Stuttgart 1881 ; 
Todd, Ueber die parlamentarische Regierung in England, aus dem englischen über- 
setzt von R. Aßmann, 2 Bände, Berlin, 1869/7 1 ; R. v. Gneist, Selfgovernment, Kom- 
munalverfassung und (Verwaltungsgerichte in England, 3. Aufl., Berlin 1871; R. v. 
Gneist, Das englische Parlament in tausendjährigen Wandelungen (Allgemeiner Verein 
für Literatur) Berlin 1886; Rieker, Die rechtliche Natur der modernen Volksvertretung, 
in der Zeitschrift für Literatur und Geschichte der Staatswissenschaften von E. 
Frankenstein, IL Bd., Leipzig 1894, S. 14 — 67 (auch als Sonderabdruck erschienen); 
Hatschek, Englisches Staatsrecht I (Handbuch des öffentlichen Rechts IV, II 4. 1), 
Tübingen 1905, S. 232 ff; Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 289—337; Jellinek, 
Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 552—579; Schollenberger, Politik, S. 211—254, und 
die in den weiten Noten dieses Paragraphen angeführte Literatur. 
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Träger der souveränen Gewalt, die der Fürst nur als Vertreter 
des Volks, als publizistischer Mandatar ausübt, mithin unter Wah- 
rung des Volkswohls betätigen muß.*) 

Die starken Seiten des Parlamentarismus, seine eminente Be- 
deutung für den Fortschritt der Rechtskultur, wurzeln in jenem tref- 
fenden Grundgedanken; die zunehmend mehr zutage tretenden Mängel 
des parlamentarischen Regimes, die Hemmung des rechtskulturellen 
Fortschritts durch die neuzeitlichen Auswüchse des Parlamentaris- 
mus beruhen im letzten Grunde auf der irrigen Formulierung der 
Lehre von der Volkssouveränität. 

2. Die Heimstätte des Parlamentarismus ist England. Dort ist 
er — nicht ohne Erschütterungen und Anfechtungen (Stuarts!) — 
etwas organisch Gewordenes. Der moderne Parlamentarismus hat 
zwar seinen Ursprung in England; aber seine Ausbildung hat er 
vornehmlich in Frankreich gefunden in der politischen Doktrin, die 
in der französischen Revolution zum Ausdruck gekommen ist. 

Die theoretische Formulierung des Parlamentarismus durch 
Rousseau und in der Verkündung der Menschenrechte ist durchaus 
naturrechtlich, mit allen Fehlern, Mängeln und Einseitigkeiten des 
Naturrechts behaftet. Die naturrechtliche Volksauffassung ist ato- 
mistisch. Das Volk besteht nach der naturrechtlichen Anschauung 
aus der Summe der einzelnen. Die organischen Gliederungen der 
Gesamtheit in unter sich zusammenhängende Gruppen und Klassen 
werden übersehen oder nicht beachtet. Zufolge dieser atomistischen 
Auffassung tritt in die politischen Bestrebungen ein neues Element, 
das der Gleichheit. Das richtige Postulat der Freiheit, der Be- 
freiung der Bürgerklasse gegenüber dem Absolutismus, erweitert sich zu 
der Phrase: Freiheit und Gleichheit. Der Gleichheitsfanatismus, der 
in der französischen Revolution die seltsamsten Blüten gezeitigt hat. 
ist die begreifliche Folge der aprioristisch-atomistischen Volksauf- 
fassung. Indem man, von allen konkreten individuellen Besonder- 
heiten absehend, das Volk als die Summe aller einzelnen betrachtete, 
erschien jeder einzelne als ein blosses Atom, vergleichbar den Atomen 
des Körpers nach der chemischen Atomenlehre. So war für die rechts- 
politische Betrachtung jeder einzelne ein gleichwertiges Glied des 
Ganzen. Auf dieser Fiktion der Menschengleichheit für das Recht 
und im Recht ist der neuzeitliche Parlamentarismus aufgebaut; diese 
Fiktion muß ihn noch heute stützen und erhalten. So wenig aber 

*) Vgl. oben § 38, S. 192 f., und die dort angefahrten Schriften. 
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die Menschen gleich und gleichwertig im allgemeinen sind, so wenig 
sind sie es für das Recht und im Recht. 

Aus jener Gleichheitsfiktion ist das allgemeine gleiche Stimm- 
recht herausgewachsen. Und obschon heute jeder einsichtsvolle Ur- 
teiler die Unhaltbarkeit der Gleichheitslehre und der darauf bauen- 
den Staatsverfassung, der parlamentarischen Regierungsweise, er- 
kennt, erhält sich doch der Parlamentarismus auf seinen tönernen 
Füßen mit fast ungeschwächter Kraft. Aus mehrfachen Gründen. 
Da besteht einmal die ungeheure Kraft des historischen Beharrungs- 
vermögens, die um so bedeutender wirkt, je breiter und je weniger 
gebildet die Volksmassen sind, denen das historisch Gewordene wirk- 
lich oder vermeindlich zugute kommt; die Menge ist nur dann neue- 
rungssüchtig, wenn ihr glaubhaft gemacht wird, ihr Vorteil sei durch 
die Änderung besser gewahrt, andernfalls ist sie ultrakonservativ. Dazu 
kommt zweitens die Wissenschaft, die zwar offiziell das Naturrecht 
zu den Toten geworfen hat, aber in Wirklichkeit heute noch auf 
weiten Gebieten des öffentlichen Rechts völlig im Banne der natur- 
rechtlichen Anschauungsweise steht. Drittens aber, und hierin liegt 
vielleicht der ausschlaggebende Grund, sind die Bestrebungen auf Ab- 
änderung des allgemeinen gleichen Wahlrechts diskreditiert als 
reaktionäre Tendenzen. Teilweise mit Recht. Wer den Parla- 
mentarismus bekämpft, um an seine Stelle die Herrschaft privi- 
legierter Stände zu setzen und dadurch die Errungenschaft der 
politischen Emanzipation der großen Volksmassen, jenen epoche- 
machenden Kulturfortschritt der letzten Jahrhunderte, wieder auf- 
zuheben oder zu schmälern, ist ein Rückschrittler und bedroht die 
Kraft des nationalen Staatsorganismus in ihren Grundfesten. Wer 
aber die theoretische Unhaltbarkeit des Parlamentarismus und die 
praktische Fäulnis und Zersetzung, die politische Kräftevergeudung 
und staatswirtschaftliche Kraftschwächung durch den Parlamentaris- 
mus erkannt hat und — unbekümmert um alle demokratischen 
Phrasen — unter Wahrung der Volksemanzipation etwas theo- 
retisch richtig Fundiertes, praktisch Lebensfähiges und die Staats- 
gesamtheit zu stärkerer Kraftentfaltung und größerer Blüte Führen- 
des an Stelle des morschen Parlamentarismus setzen will, der ver- 
tritt den wahren Kulturfortschritt gegenüber den rückständigen Ver- 
fechtern des politischen Gleichheitswahnes. 

Die politische Gleichheitsidee stützt sich auf einen ganz eigen- 
tümlichen logischen Fehler. Überall im Leben und in der Natur 
erweist sich die Ungleichheit als Ausfluß der individuellen Besonder- 



218 HI* Buch. Macht u. Kr&fteverteil. im Staate. Neuntes Kap. Der Parlamentarismus. 

heiten. Statt nun logisch fortzufahren: folglich muß auch im Staate 
und im Recht der Ungleichheit der Menschen Rechnung getragen 
werden; — lautet die Schlußziehung: gleichwohl müssen die Menschen 
politisch als gleichwertig behandelt werden. 

In Wahrheit beruht alle Ordnung auf aristokratischer Basis; 
wenige leitende Köpfe dirigieren viele ausführende Hände. Und 
was bei der Organisation jedes geordneten Unternehmens, mag dieses 
ein Fabrikbetrieb oder ein Regiment Soldaten, ein Dampfschiff oder 
eine Klinik sein, grundlegende Forderung ist, kann für die staatliche 
Ordnung nicht ins Gegenteil verkehrt werden, ohne weitreichende 
Schädigung des Staatsganzen und seiner Teile. Die Herrschaft ist 
aristokratisch und wird es bleiben. 

3. Die Rechtsstruktur des Parlamentarismus und der ihm eigen- 
tümlichen Repräsentativverfassung ist strittig. Um zur Klar- 
heit hierüber zu kommen, ist zunächst erforderlich, die Wesens- 
merkmale der Repräsentativverfassung festzustellen. 

Das Repräsentativprinzip wird regelmäßig durch seinen Gegen- 
satz zum ständischen Prinzip charakterisiert. Während das Prinzip 
der Stände die Gliederung des Volksganzen in einzelne Interessen- 
gruppen zur Grundlage hat, geht das Repräsentativprinzip von der 
atomistischen Volksauffassung aus. Volk ist hienach gleich der 
Summe aller einzelnen. Und demgemäß ist das Vertretungsprinzip 
hier ein rechnerisches: Prinzip der Majorität. Die Mehrzahl der 
Stimmen stellt das Volk dar. 

Es läuft also eine doppelte Fiktion oder zum mindesten Präsum- 
tion unter: einmal die, Volksmehrheit sei gleich Volksgesamtheit. Das 
Volk, das sich aus der Summe der einzelnen zusammensetzt, wird 
als eine Einheit aufgefaßt, mit einheitlichem Willen; die Vertretung 
dieser Einheit ergibt sich aber unter Berücksichtigung der Majorität, 
als der praktisch (vermeintlich) allein faßbaren Form der Willens- 
äußerung des Volks. Das Volk wird atomistisch-mechanisch auf- 
gefaßt, soweit es sich um die Stimmrechte handelt, es wird aber 
organisch beurteilt, sofern die Vertretung in Frage kommt. 

Weiterhin ist für die Repräsentativverfassung charakteristisch, 
daß der Gewählte nicht seine Wähler, nicht irgendwelche Teile des 
Volks vertreten soll; vielmehr soll jeder parlamentarische Vertreter 
das ganze Volk, die Volksinteressen in ihrer Totalität vertreten; 
daraus ergibt sich der nichtimperative Charakter des Mandats. In 
der Ansicht, jeder Volksverteter repräsentiere die Interessen des 
gesamten Volkes, liegt die zweite Fiktion des Parlamentarismus. 
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Denn in Wahrheit erweisen sich -bei einer großen Anzahl von Ge- 
setzgebungsfragen dualistische oder pluralistische Gegensätze der 
Interessen der einzelnen Volksteile gegeneinander. 

Dies hat mehrfach dazugeführt, die Repräsentativverfassung 
als gesellschaftliche Institution aufzufassen. 8 ) Allein mit Unrecht. 
Die soziologische Auffassung des Repräsentativsystems beruht auf 
einer Verwechslung oder unberechtigten Gleichsetzung der Rechts- 
natur der Repräsentation mit den tatsächlichen Erscheinungen des 
Parlamentarismus. 4 ) Das Repräsentativsystem beruht auf der An- 
nahme, daß jeder der gewählten Vertreter das ganze Volk vertrete. 
Das ist in zahlreichen Fällen tatsächlich unzutreffend oder geradezu 
unmöglich, überall da nämlich, wo verschiedene Volksteile verschieden- 
artig oder sogar entgegengesetzt interessiert sind. Aber die Rechts- 
natur des Repräsentativsyatems wird dadurch nicht berührt. Das 
Parlament ist Staatsorgan, nicht Gesellschaftsorgan. 

4. Die in der staatsrechtlichen Literatur heute herrschende 
Auffassung operiert auch bezüglich der Rechtsnatur des Repräsentativ- 
systems mit der Willenstheorie. Sie sucht den Willen des Volks 
mit dem Willen des Parlaments in Einklang zu bringen, wobei die 
Auffassung des Vertretungsverhältnisses als eines publizistischen 
Mandats, die eine juristisch haltlose bloße privatrechtliche Analogie 
wäre, mit Recht fallen gelassen wird. 

Nach der insbesondere von Lab and, 5 ) Seydel 6 ) und EL 
Schulze 7 ) vertretenen Ansicht bringt der Parlamentswille unmittel- 

s ) Lorenz Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich, 3 Bände, 
Leipzig 1850 (als Ergebnis des Freiheitskampfes der Gesellschaft: vgl. insbesondere 
Lor. Stein a. a. 0., Bd. 1, S. LX1X ff., Bd. II, S. 19—57; Bd. III, S. 23 ff.); R. v. Gneist, 
Selfgovernment, Kommunalverfassung und Verwaltungsgerichte in England, S. 879 ff. 
(mit der Ableitung aus dem englischen selfgovernment); R. v. Gneist, Das englische 
Verwaltungsrecht der Gegenwart, 3. Aufl., Bd. I, Berlin 1883, S. 85-92, 112—114; 
Rieker, Die rechtliche Natur der modernen Volksvertretung, namentlich S. 64—66. 
Dagegen Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 563—568. 

4 ) Mit Bezug auf diese tatsächlichen Erscheinungen sind insbesondere die 
Darlegungen Rieker's, Die rechtliche Natur der modernen Volksvertretung, S. 64— 66, 
durchaus treffend. Daselbst S. 64: „Nicht als gleichartige Größe stellt sich also im 
Landtag oder Reichstag die Gesamtheit der Untertanen dar, sondern in ihren sozialen 
Gegensätzen. Die gesellschaftliche Gliederung des Volkes spiegelt sich in seiner 
Vertretung wieder.* 

6 ) Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 272 f. Vgl. auch Rieker, 
Das Recht der modernen Volksvertretung, S. 63 f. 

•) Bayerisches Staatsrecht (II. Bd., München 1885, S. 8 f.), 2. Aufl., I. Bd., Frei- 
burg i. B. und Leipzig 1896, S. 350 f. 

7 ) Lehrbuch des Deutschen Staatsrechtes I, Leipzig 1881, S. 456 ff. 
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bar den Volkswillen zum Ausdruck, jedoch nicht kraft Delegation, 
Vollmacht oder Mandats, sondern ex lege, auf Grund gesetzlicher 
Bestimmung. 

Hiegegen wird von Jellinek 1 *) eingewendet: „Wenn der Wille 
der Kammern und kein anderer Volkswille im Rechtssinne ist, so 
sind die Kammern selbst ausschließlich das staatlich organisierte 
Volk. In Wahrheit stünde daher einer Handvoll Aktivbürger eine 
zahllose Menge politisch Rechtloser gegenüber.' Jellinek selbst er- 
gänzt und berichtigt daher jene Doktrin durch Verbindung der 
Willenstheorie mit der Organlehre. Nach Jellinek 9 ) ist im Staate 
mit Repräsentativverfassung das Volk zugleich kollegiales Staats- 
organ. Einen Teil seiner Funktionen als Staatsorgan oder aktives 
Staatsglied übt es selbst aus, einen andern „durch einen Ausschuß 
aus, der als Organ des Volkes zugleich Organ des Staates selbst ist. 
Volksvertretungen sind daher sekundäre Organe, d. h. Organe eines 
Organs. Das Volk als Einheit hat seinen Organwillen demnach teils 
an dem nach einer festen Ordnung gewonnenen Willen seiner 
Mitglieder, teils an dem seines Ausschusses, — es ist teils primäres, 
teils sekundäres Organ. * 

Den von Laband, Seydel, Hermann Schulze und von Jellinek 
gegebenen Lehren kommt übereinstimmend das Verdienst zu, mit 
den privatrechtlichen Analogien gebrochen zu haben. Dagegen haben 
die Lehren von Schulze und Jellinek gemeinsam das Mißliche, mit 
dem Begriff des Volkswillens juristisch zu operieren. Der „Volks- 
wille" ist aber keine greifbare juristische Realität. 10 ) Hiegegen wird 
von Laband und Seydel treffend betont, daß die Bezeichnung der 
Reichstagsmitglieder als Volksvertreter nur politische Bedeutung 
hat; diese politische Bedeutung sieht Laband darin: „Der Reichstag 
ist dasjenige Organ, durch welches der Anteil der Reichsangehörigen 
an den Willensentschlüssen und der Lebenstätigkeit des Reiches ver- 
mittelt und ausgeübt wird/ 11 ) In ähnlicher Weise findet Seydel 18 ) in 
der Bezeichnung des Parlaments als der Volksvertretung „den gesetz- 
geberischen Zweck' angedeutet, „der darauf gerichtet ist, dem Volks- 
interesse und dem Volkswillen einen Einfluß auf die Gestaltung des 
Herrscherwillens zu verschaffen.* 

8 ) Allgemeine Staatslehre, S. 532. 

•) Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 568—575; 570 f. 

10 ) Vgl. oben § 32, S. 164-168. 

") Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, I, S. 278. 

") Bayerisches Staatsrecht (1. Aufl., Bd. II, S. 9), 2. Aufl., Bd. 1, S. 851. 
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5. Die Rechtsstellung des Parlaments ergibt sich aus seiner 
Aufgabe. Das Parlament ist dazu berufen, die Freiheitsrechte des 
Volks bei der Gesetzgebung wahrzunehmen, die Freiheit des Volks- 
ganzen gegen absolutistische Herrschaft zu wahren. Der gewählte 
Volksvertreter ist nicht Träger eines publizistischen Mandats, er ver- 
hält sich nicht zur Wählerschaft, wie der Beauftragte zum Auftrag- 
geber, sondern er ist Funktionär einer publizistischen Pflicht. 

Der Volksvertreter ist Inhaber einer öffentlich-rechtlichen Pflicht- 
stellung ebenso, wie dies jeder Beamte ist. Mit dem Unterschied, 
daß der Beamte von der Krone ernannt wird, der Volksvertreter 
durch die Wahl eines Volksteils bestimmt ist. Mit dem weiteren 
Unterschied, daß der Volksvertreter in der Betätigung seiner Pflicht 
eine weitgehende rechtliche Freiheit genießt, daß dem pflichtgemäßen 
Ermessen des Volksvertreters weiterer Raum gelassen ist; der Volks- 
vertreter verhält sich bezüglich der Betätigung seiner staatsrecht- 
lichen Pflichten zum Beamten etwa so, wie der Geschworene zum 
Berufsrichter. 

Es ist daher der von Laband und Seydel vertretenen Anschau- 
ung beizutreten, daß durch den Kreationsakt nicht ein Recht vom 
Wähler auf den Gewählten übertragen wird, daß dieser vielmehr 
Recht und Pflicht ausschließlich aus der Verfassung schöpft und 
daß die Bezeichnung der Gewählten als Volksvertreter wesentlich 
politische Bedeutung hat; mit der Maßgabe: die Gesamtheit der 
Vertreter ist dazu berufen, die Freiheitsrechte des Volkes, 
insbesondere bei der Gesetzgebung zu wahren. 

§ 44. Der Parlamentarismus des neuen Deutschen Reiches. 
Seine Begründung und Entwicklung. 

1 )1. Bei Errichtung des neuen Deutschen Reiches unter preußi- 
scher Hegemonie war Bismarck's Politik vornehmlich dahin bestrebt, 
den Reichsgedanken nicht nur den verbündeten Regierungen, sondern 
auch dem deutschen Volke möglichst erstrebenswert zu machen. 
Deshalb sollte die politische Verfassung des Reichs den volkstüm- 

*) Zum folgenden vgl. insbesondere : Binding, Die Gründung des Norddeutschen 
Bandes, Leipziger Festgabe für Windscheid, 1888, Leipzig 1889; H. v. Sybel, Die 
Begründung des Deutschen Reiches durch Wilhelm I. ( Bd. 1—7, 1889/90, 4. Aufl., 
Bd. 1—3, München und Leipzig 1892; Rosin, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, 
nach den politischen Reden und Schriftstücken des Fürsten Bismarck, S. 27 f., 31—33; 
Georg Meyer, Das parlamentarische Wahlrecht» herausgegeben von Gg. Jellinek, 
Berlin 1901, S. 235-243. 
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liehen Anschauungen entgegenkommen, um so mehr als die kriege- 
rischen Erfolge, durch die das neue Deutsche Reich angebahnt wurde, 
durch die Leistungen des deutschen Volksheeres erzielt waren. Diese 
politischen Erwägungen haben zur Schaffung des deutschen Reichs- 
tags auf breitester demokratischer Grundlage, mittels reiner 
Volksabstimmung geführt. Daher das allgemeine Wahlrecht, 
gesichert durch die unmittelbare und geheime 8 ) Abstimmung. 
Es war also im wesentlichen ein äußerer, man möchte sagen, 
völkerrechtlicher Anlaß, der diese Gestaltung des Reichstagswahl- 
rechts herbeigeführt hat, kein innerlicher, organisch vorbereiteter 
Werdegang. 

2. Durch diese Eigenart der politischen Entwicklung in Deutsch- 
land haben wir im deutschen Parlamentarismus den Widersinn, daß 
im großen Ganzen die Beteiligung zum Reichstagswahlrecht eine 
völlig allgemeine, das Wahlrecht zu engeren Parlamentskörpern und 
zur gemeindlichen Selbstverwaltung hingegen ein erheblich ein- 
geschränktes ist. Die naturgemäße, d. h. aus den Verhältnissen von 
selbst erwächsende Sachlage ist aber gerade die umgekehrte. Je 
enger der Verwaltungsbezirk ist, desto allgemeiner ist die Fähigkeit, 
die zugehörigen Verwaltungsangelegenheiten richtig zu beurteilen. 
Jeder intelligente Schuster und Schneider weiß in Gemeindeangelegen- 
heiten, wo ihn der Schuh drückt. Man kann aber vorzüglich Schuhe 
oder Kleider fertigen, ohne deshalb für die Angelegenheiten des 
Deutschen Reichs politischen Blick zu haben. Generell, den Durch- 
schnitt der Bevölkerung betrachtend, muß man sagen: Je größer 
der Verwaltungsbezirk ist, je komplizierter sich demgemäß 
die Verwaltungsgrundlagen gestalten, desto weniger tief 
geht das Verständnis und Urteil des Durchschnittsbürgers. 
Und die logische Folgerung geht dahin: Je größer der Verwal- 
tungsbezirk ist, zu dem eine Selbstverwaltungs- oder parla- 
mentarische Körperschaft zu wählen ist, desto enger muß 
vernünftigerweise der Kreis der Wahlberechtigten sein; 
je kleiner der Bezirk ist, desto umfassender. 

3. Die parlamentarische Entwicklung hat in Deutschland dahin 
geführt, daß das Zentrum und die Sozialdemokratie die machtvollsten 
Parteien im Reichstag darstellen. Beide Parteien erweisen noch 



*) Ob die geheime Abstimmung Bismarck's Intentionen entsprach, erscheint 
zweifelhaft. Vgl. Rosin, Grundzage einer allgemeinen Staatslehre, S. 33 und die 
dort angeführte Literatur. 
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heute die Tendenz einer steigenden Werbekraft. Im Verhältnisse 
zur Regierung und zu den notwendigen Lebensaufgaben der Reichs- 
gesetzgebung, vornehmlich der Wehrhaftmachung und -Erhaltung 
des Reichs zeigt das Zentrum eine Kompromißpolitik, die Sozial- 
demokratie überwiegend eine Verneinungspolitik. Das eine wie das 
andere ist auf die Dauer ein unhaltbarer Zustand. Die Kompromiß- 
politik mit dem Zentrum führt schließlich zur Herrschaft Roms 
Qber Deutschland, das Anwachsen der Sozialdemokratie zur Herr- 
schaft des Proletariats in Deutschland. Die rote Gefahr be- 
steht als wirtschaftliche, die schwarze als kulturelle, beide be- 
drohen die Machtstellung Deutschlands. 

Hiegegen kann man nicht mit papiernen Strafparagraphen an- 
kämpfen. Weder Kulturkampf- noch Sozialistengesetze vermögen 
diese Gefahren zu bannen. Gesetze dieser Art erscheinen ungerecht 
und sind zugleich unzweckmäßig; denn sie schaffen Märtyrer und 
bilden dadurch eine weithin schallende politische Kampfparole. 

Auch eine Änderung des Wahlrechts in rückschrittlichem Sinn 
ist zu verwerfen. Die Einführung des allgemeinen Wahlrechts war 
vielleicht ein politischer Fehler. Aber die Völker lassen sich er- 
worbene Freiheiten nicht ungestraft rauben. Man hätte die Ein- 
führung des allgemeinen Wahlrechts vermeiden können; aber nach- 
dem es besteht, kann man es nicht mehr rückgängig machen. „Das 
erste steht uns frei, beim zweiten sind wir Knechte." 

Das Wahlrecht verträgt vielmehr nur jene Aus- und Umbildung 
(und erheischt diese zugleich), durch die bisher erworbene Freiheiten 
und öffentliche Rechte gewahrt bleiben. Es muß deshalb unter 
Wahrung des allgemeinen Stimmrechts eine parlamentarische Ge- 
staltung erstrebt werden, die nach Möglichkeit die Überwindung der 
reichsfeindlichen Tendenzen durch die patriotischen Bestrebungen 
herbeiführt. 

Dazu ist die parlamentarische Minoritätenvertretung geeignetes 
Übergangsmittel, weil sie die Heftigkeit der Wahlkämpfe mindert. 
Hiedurch würde eine Verständigung der Regierung und der ihr nahe- 
stehenden Parteien mit den demokratischen Parteien erleichtert. 
Denn deren Opposition ist vielfach vom Interesse auf die Wähler 
beeinflußt. Gelingt es im Laufe der Zeit, die Arbeiterpartei zu einer 
patriotischen, die Reichsinteressen schlechthin fördernden, umzuge- 
stalten, dann ist die Regierung auf die Unterstützung des Zentrums 
nicht mehr angewiesen; dann werden die Kulturgefahren der Kom- 
promißpolitik mit dem Ultramontanismus beseitigt und der demo- 
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kratische Gedanke, der mit der Reichsbegründung im allgemeinen Wahl- 
recht seinen Ausdruck gefunden hat, wird mit der Reichsidee auch 
innerlich verschmolzen. 

§ 46. Die Reformvorschläge gegen die Ungerechtigkeiten des 
Parlamentarismus. Das Proportionalwahlsystem insbesondere. 

1. Der Parlamentarismus ist ungerecht. Er geht aus von 
einer Fiktion, beruht auf einer Unwahrheit und hat die 
Tendenz, alle Ordnung und alles Recht ins Gegenteil zu 
verkehren. Die Fiktion, von der der Parlamentarismus ausgeht, 
ist die Lehre von der politischen Gleichheit der Menschen. Die Un- 
wahrheit des Parlamentarismus ist seine angebliche Verwirklichung 
des demokratischen Prinzips; in Wahrheit wählt die große Menge 
nicht aus eigener Entschließung, sondern unter der Suggestion der 
einzelnen, die es verstehen, sich der Volksgunst zu bemächtigen. 
Dadurch tritt an Stelle der rechtlichen Ordnung, die auf dem aristo- 
kratischen Prinzip einer kraft des Rechts im Staate bestehenden 
Obrigkeit beruht, das Gegenteil, die Willkürherrschaft. 1 ) 

Aber der Parlamentarismus besteht. Und er hat im Kulturdienste 
der großen Emanzipationsprozesse vom Mittelalter bis zur Gegenwart 
eine ausschlaggebende Fortschrittsbedeutung entfaltet. Daher kann 
es sich heute nur um eine Umgestaltung oder Verbesserung des 
Parlamentarismus handeln, dergestalt, daß der Parlamentarismus 
künftig nicht als Hemmschuh des Fortschritts wirke. 

Von den Reformvorschlägen kommen ernstlich nur zwei in Be- 
tracht, das Pluralstimmrecht und das Proportionalwahlsystem. 

2. *)Das Pluralstimmrecht ist in Wahrheit nichts anderes als 

*) v. Treitschke, Politik I, S. 190: „. . . aber neben dem Aberglauben an das 
Examen begegnen wir heute überall dem andern Aberglauben an die Wahl. Die 
Wahl aber hebt als den Mächtigsten in die Höhe, wer augenblicklich den mach- 
tigsten Anhang hat, und das kann sehr häufig der dümmste und schlechteste sein." 

Pensles de Pascal, Paris 1861, p. 84: „Pourquoi suit-on la pluralitä? est-ce a 
cause qu'ils ont plus de raison? non, mais plus de force." 

*) Über Pluralstimmrecht vgl. : Georg Meyer, Das parlamentarische Wahlrecht 
herausgegeben von Jellinek, Berlin 1901, S. 444—447 und passim. 

Eine gute Darstellung des Standes der Pluralstimmrechtsbewegung gibt Jel- 
linek, Das Pluralwahlrecht und seine Wirkungen, Neue Zeit- und Streitfragen, heraus- 
gegeben von der Gehestiftung, IL Jahrg. Heft 5, Dresden 1905, S. 11—33. 

Gegen Pluralstimmrecht (als Rückschritt): J. Unold, Die höchsten Kultur- 
aufgaben des modernen Staates, Manchen 1902, S. 117; Jellinek, Das Plural Wahlrecht 
und seine Wirkungen, S. 33—46. 
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eine versteckte und partielle Aufhebung des allgemeinen Stimmrechts. 
Während jene Rechtsordnungen, die das parlamentarische Stimmrecht 
von einem Zensus oder anderen Voraussetzungen abhängig machen, 
nur den Zensiten oder anderweit Bevorrechtigten das Wahlrecht 
einräumen, den übrigen Staatsangehörigen das Wahlrecht versagen, 
wird durch das Pluralstimmrecht den Nichtprivilegierten der Bruch- 
teil eines Stimmrechts zugesprochen. Sie werden nicht verdrängt 
vom Wahlrecht, aber zurückgedrängt vom vollen Wahlrecht. Denn 
wenn ein Teil der Wähler je 6, 4, 2 Stimmen hat, die große Menge 
nur je eine, dann ist in Wahrheit die Wahlstimme der Nichtbevor- 
rechtigten auf je Ve Stimme, jene der nur teilweise Privilegierten 
auf je */e oder A k beschränkt und nur der voll Privilegierte, der 
6 Stimmzettel abgeben darf, hat eine ganze Wahlstimme. 

Das Pluralstimmrecht hat kaum Aussicht auf Verwirklichung. 
Es ist unpopulär, weil reaktionär. Es ist ohne Willkür nicht zu 
realisieren, denn die Merkmale, an deren Vorhandensein die Stimmen- 
häufung geknüpft wird, sind nur äußerliche (Vermögen; allgemeine 
Bildung etc.) und ohne ausschlaggebende Bedeutung für die politische 
Bildung und Fähigkeit des plural zu Privilegierenden. 

3. 8 )So weitgehend auch die Proportional Wahlsysteme in ihrer 

8 ) Die Literatur über das Proportional Wahlsystem ist sehr umfangreich. Die 
ausführlichsten Angaben von Spezialschriften über die election proportionnelle finden 
sich bei Saripolos, La democratie et l'election proportionnelle, Paris 1899, p. XIV— 
XXVH (über Werke in französischer Sprache); p. XXX— XXXIII (über Werke in 
deutscher Sprache); p. XXXV— XXXVIII (aber Werke in englischer Sprache); p. XXXIX 
bis XLIII (über Werke in italienischer, spanischer, griechischer und portugiesischer 
Sprache). Die beste Orientierung Über die verschiedenen Systeme und deren gesetz- 
liche Verwirklichung gibt das umfassende Werk: Das parlamentarische Wahlrecht 
von Georg Meyer, nach des Verfassers Tode herausgegeben von Georg Jellinek, 
Berlin 1901. Vgl. auch La representation proportionnelle, Paris 1888, p. 83—496 
und 513—520, und Saripolos p. 485—622, 695—942. 

Im übrigen seien hervorgehoben: Thomas Hare, Treatise on the Election of 
Representatives, 1859 (Hare ist der Vater der Idee der Minoritäten Vertretung); John 
Stuart Mill, Gonsiderations on representative government, deutsch von F. A. Wille: 
Betrachtungen über Repräsentativ Verfassung, Zürich 1862, 7. Kap. ; La representation 
proportionnelle, tätudes de legislation et de statistique comparäes publikes sous les 
auspices de la soctäte* pour l'ltude de la representation proportionnelle, Paris 1888; 
Rosin, Minoritätenvertretung und Proportionalwahlen, Berlin 1892 (S. 10—22 kurze 
Darlegung der verschiedenen Systeme; S. 22—32 gedrängte Übersicht über den Stand 
der Frage in den bedeutendsten Kulturstaaten; S. 32—88 politische Würdigung). 
Bernatzik, Das System der Proportional wähl, in Schmollers Jahrbuch, Bd. 17, Leipzig 
1893, S. 393—426; Rosin, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre, S. 28—31; 
Schaffte, Deutsche Kern- und Zeitfragen, N. F., Berlin 1895, S. 94 ff.; R. Siegfried, 
Berolz heimer, Philosophie des Staate«. 15 
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äußeren, rechnerischen, mathematischen Struktur unter sich diver- 
gieren, so besteht gleichwohl in den Gründen, die für und gegen 
Proportionalwahl vorgebracht werden, im wesentlichen Übereinstim- 
mung. 

Der Ausgangspunkt des Proportionalwahlsystems ist der de- 
mokratische Gedanke. Das demokratische Prinzip heischt den 
Anteil des ganzen Volkes an der Staatsregierung durch Repräsentativ- 
verfassung. Dieser Anteil wird nach den meisten Wahlsystemen 
durch Majoritätenvertretung geübt. Die Minorität ist unvertreten. 
Daher wird zur Erzielung der wahren Demokratie die Minoritäten- 
vertretung auf Grund eines wie immer gearteten Systems propor- 
tionaler Wahlen gefordert. 4 ) 

Die Gegner des Proporzes bekämpfen ihn prinzipiell wegen 
seines demokratischen Charakters. 6 ) Ferner wird eingewendet, der 
Proporz erreiche seinen Zweck nur ganz unvollkommen, da ja doch 
nur bei der Wahl die Majorität durch den Proporz ersetzt werden 
könne, während bei Ausübung der Stimmrechte der Gewählten im 
parlamentarischen Körper das reine Majoritätsprinzip gewahrt bleibe. 
Auch werde beim Proporz, soweit Wahl nach gebundener Stimmliste 
in Frage komme, der einzelne durch die politische Partei völlig ver- 
drängt; wer nicht einer Partei zugehöre, dessen Wahlstimme gehe 
verloren, der Nichtparteigänger werde durch den Proporz tatsächlich 

Proportionalwahl für die Landtagswahlen deutscher Mittelstaaten, in Hirth's Annalen 
des Deutschen Reichs, 1905, Heft 9, S. 677—687. 

4 ) So vor allem J. St. Mill. Betrachtungen über Repräsentativverfassung. 
7. Kap.: „Die wahre und die falsche Demokratie, Vertretung aller und Vertretung 
der Mehrheit allein", S. 85 — 105. Hier tritt Mill für das Hare'sche System ein. 
Maurice Vernes, Des principes de la representation proportionnelle, in La represen- 
tation proportionnelle, p. 3—79; Saripolos, La dömocratie et l'election proportionnelle, 
p. 485—622, 945-951. Fttr die Verbesserung des allgemeinen Wahlrechts durch 
Minoritäten Vertretung: Gumplowicz. Allgemeines Staatsrecht, S. 313 f. 

6 ) Andere verwerfen den doktrinären Standpunkt, der die Proportionalvertretung 
als bedingungslose Forderung der Gerechtigkeit in Anspruch nimmt, und wägen die 
Vor- und Nachteile des Proporzes ab. So Rosin, Minoritäten Vertretung und Pro- 
portionalwahlen, S. 32—38; Bernatzik, Das System der Proportionalwahl, in Schmollers 
Jahrbuch Bd. 17, S. 893: „Die ganze Bewegung ist ein echter Sprößling des seligen 
Vernunftrechtes, ein posthumus, zwar, der aber deutlich die Züge des Verewigten an 
sich trägt. Man sucht das »einzig richtige* Wahlsystem, das Prinzip der ,vraie 
representation' . . ." Bernatzik ist entschiedener Gegner jedes Proportionalwahl- 
systems. 

Gegen den Proporz auch: Bagehot, Essais on parliamentary reform, London 
1883, p. 47 sqq., 95 sqq.; J. ünold, Die höchsten Kulturaufgaben des modernen 
Staates, S. 117. 
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von der Wahl ausgeschlossen. Endlich seien genug Kombinationen 
denkbar, bei denen der Proporz ebenso oder noch mehr unge- 
recht wirke, kein wahres Bild der Volksstimmung ergebe, als der 
„Majorz". 

Gegen die Zweckmäßigkeit des Proporzes wird seine rechne- 
rische Kompliziertheit angeführt, die bei den großen Massen des 
Volks auf mangelndes Verständnis stoßen werde. Hinwiederum wird 
für die Zweckmäßigkeit des Proporzes geltend gemacht, daß er die 
Heftigkeit der Wahlkämpfe mindern werde, da eine erhebliche 
Minorität nicht stimmlos und unvertreten bleibe, wie beim Majoritäts- 
prinzip. 

4. Der Proporz bedeutet in der Tat den konsequenten parla- 
mentarischen Ausbau des demokratischen Prinzips, indem er auch 
die Minorität zur Geltung kommen läßt. Oleichwohl bildet das 
System proportionaler Wahlen einen eminenten Fortschritt 
gegenüber dem Majoritätsprinzip. Theoretisch, wie praktisch. Theo- 
retisch bedeutet der Proporz den Sieg der soziologischen Auf- 
fassung des Parlamentarismus gegenüber der atomistischen des 
Naturrechts. Das Naturrecht erfaßt den einzelnen als Atom und 
denkt sich den Staat als aus lauter gleichwertigen Willensatomen 
gleichberechtigter Individuen bestehend. Der soziologischen An- 
schauung erscheint der Staat als aus Aggregaten, aus politischen 
Gruppen zusammengesetzt. Diese soziologische Anschauung kommt 
bei der proportionalen Wahl parlamentarisch zur Geltung. 

Darin ruht zugleich die praktische Bedeutung des Proporzes. 
Das Proportionalwahlsystem verhält sich politisch zum Majoritäts- 
prinzip wie der Sozialismus wirtschaftskulturell zum Manchestertum. 
Proporz und Sozialismus bedeuten die Durchführung des demokra- 
tischen Gedankens bis zu seiner letzten Konsequenz. Zugleich er- 
geben aber Sozialismus und Proportionalwahlsystem die Fundamente 
für die neu beginnende Klassenschichtung im Staate. Jener, 
indem er eine kompakte Klasse, die Arbeiterschaft, zum wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß geführt hat; dieses, indem die parlamenta- 
rische Vertretung nach politischen Klassen angebahnt wird. 

Daher ist der Proporz zugleich das letzte, konsequenteste Glied 
des demokratischen Parlamentarismus und der Vorläufer der poli- 
tischen Vertretung der neu sich konsolidierenden Wirtschaftsklassen. 
Folgeweise sind die Bestrebungen auf Einführung des Proporzes zu unter- 
stützen, und zwar bezüglich jener Form des Proporzes, die durch Wahl 
mit gebundener Stimmliste die Wahl nach politischen Parteien fest- 

15* 
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legt und gruppiert. Die politischen Parteien von heute werden auf 
diese Weise die Vorläufer der neuen Wirtschaftsklassen. 

5. Ein großer Fehler der parlamentarischen Reformvorschläge 
ruht darin, daß diese vielfach generell, aprioristisch für alle Länder 
und parlamentarischen Körperschaften gemacht werden. 8 ) 

Man verkennt insbesondere nur zu häufig, daß der Selbst- 
verwaltungskörper einer Stadt anders gebildet sein darf und, um 
richtig funktionieren zu können, anders gebildet sein soll, als der 
Parlamentskörper eines Reiches. Auch dies ist eine naturrechtliche 
Erbschaft; statt dessen muß man der Verschiedenartigkeit der parla- 
mentarischen Aufgaben der für große Bezirke bestehenden Verwal- 
tungskörper, gegenüber jenen für mittlere und kleine, Rechnung 
tragen, soll die Verwaltung eine gedeihliche sein. 

Wie die Minoritätenvertretung im einzelnen auszugestalten ist, 
läßt sich nicht aprioristisch beantworten, sondern nur unter Würdi- 
gung der historischen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ver- 
hältnisse eines jeden Landes, der Wahlbezirke, der bestehenden Ver- 
fassung etc. 

6. Will man eine Minoritäten Vertretung einfuhren und soll 
diese nicht im vornherein wertlos sein, so muß das Wahlrecht nicht 
als persönliches Recht, sondern als öffentliches Recht, dem auch 
eine Rechtspflicht der Wahlausübung entspricht, betrachtet 
werden. 7 ) 

7. Endlich ist die Frage zu ventilieren, inwieweit das Prinzip 
der Minoritätenberücksichtigung, auch abgesehen von der Wahl zur 
parlamentarischen Körperschaft, bezüglich der Abstimmung in 
diesen Körperschaften selbst Anwendung finden kann. Solange 
dies nicht der Fall ist, wird eine Halbheit geschaffen. Es gibt 
zweifellos viele Gegenstände der Gesetzgebung und Verwaltung, bei 
denen eine Berücksichtigung der Minorität der Abstimmenden aus- 
geschlossen ist; ausgeschlossen ist die Berücksichtigung überall dort, 
wo nur ein einfaches Ja oder Nein möglich ist. Hingegen kann die 

*) Dagegen treffend Saripolos, La dämocratie et l'election proportionnelle, p. 945. 
Vgl. auch die vorstehende Note 5. 

7 ) Todd, Über die parlamentarische Regierang in England, übersetzt von R. 
A£mann, Bd. I, Berlin 1869, S. 14: „Die bedeutendsten konstitutionellen Autoritäten, 
nicht allein in England, sondern sogar in den Vereinigten Staaten, haben überein- 
stimmend erklärt, daß das Wahlrecht als ein Privilegium oder Amt, das dem 
Stimmenden nur zu dem Zweck anvertraut ist, um es zum Wohle der Nation auszu- 
üben, nicht aber als ein persönliches Recht angesehen werden sollte." 
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Minorität insbesondere berücksichtigt werden, soweit es sich um ein 
Wie viel handelt, überhaupt überall, wo Modifikationen der Zustim- 
mung möglich sind. 

§ 46. Theoretische Ulihaltbarkeit und staatsrechtliche Unvoll- 
kommenheit des Parlamentarismus. 

1. Das Naturrecht ist tot, aber die politischen Folgerungen, 
die sich an die naturrechtliche Doktrin anknüpfen, sind heute so 
lebendig, wie je. Der moderne Parlamentarismus findet seine theo- 
retische Rechtfertigung ausschließlich in naturrechtlicher Begründung. 
Die zugrunde liegenden Gedanken sind: Träger der Souveränität ist 
das Volk; das Volk ist die Summe der einzelnen; diese sind daher 
in ihrer Gesamtheit kraft natürlichen gleichen Rechtes zur Aus- 
übung der Herrschaft berufen, die sie durch die gewählten Volks- 
vertreter betätigen. 

So viele Grundlagen, so viele Irrtümer! Träger der Souve- 
ränität ist der Staat. Von wem die Herrschaft geübt werden soll, 
ob von einem oder von einer Mehrheit, läßt sich weder a priori, 
noch allgemeingültig bestimmen. Hiefür sind nicht natürliche Rechts- 
sätze maßgebend, sondern eine Reihe politischer, territorialer, histo- 
rischer Gesichtspunkte und Entwicklungsfaktoren bestimmend. Treffend 
ist nur so viel, daß gemäß der neuzeitlichen Rechtskulturidee die 
Herrschaft (sei sie eine monarchische oder eine republikanische) 
nicht absolutistisch (tyrannisch) geübt werden darf, und daß 
folgeweise Grenzen für die Herrschaft des regierenden Faktors im 
Staate bestehen müssen. Grenzen, deren Einhaltung durch eine wie 
immer geartete Teilnahme der Bevölkerung an der Regelung des 
Rechtes, vornehmlich des öffentlichen Rechtes, verbürgt sein muß. 

Der zweite Irrtum der Theorie des Parlamentarismus ist der Wahn 
der „Volksvertretung, die Irrlehre der naturrechtlichen Auffassung, 
die das Volk, die Gesamtheit der Bevölkerung als eine homogene Masse 
ansieht. In Wirklichkeit sind es nur (höchstens) einige fundamentale 
Punkte, in denen das Volk als homogene Einheit erscheint. Das 
Gesamtinteresse geht auf Rechtssicherheit und auf Staatssicherheit, 
Ordnung im Innern und Schutz nach außen. Sobald es sich aber 
auch nur darum handelt, irgend einen positiven Rechtssatz zu for- 
mulieren, gleichviel welche Verwaltungsmaßregel zu treffen, den 
kleinsten Schritt zur Herbeiführung der staatlichen Sicherheit nach 
außen zu tun, gehen die Interessen größerer und kleinerer Volks- 
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schichten mehr oder minder auseinander. Ob publizistische oder private 
Rechtsmaterien, ob Wahlrechte oder Eigentum und Eheordnung, ob 
Freihandel oder Schutzzoll, ob Selbstverwaltung oder staatliche Re- 
gierung, ob Berufsheer oder Miliz, ob Staatenbündnisse oder -Koali- 
tionen in Frage stehen, — die Gesamtheit des Volks mag vereinzelt 
in solchen Fragen geschlossen auftreten (was selten genug der Fall 
ist), — eine Homogenität der „ Volks ß inter essen besteht niemals; 
regelmäßig ist eine Zwei- oder Mehrspaltung der Interessen der Ge- 
samtbevölkerung vorhanden. Die Volksvertretung als Grundlage 
von Verfassung und Regierung ist eine bloße Fiktion. Gerade die 
soziologische Forschung, die den weitaus größten Teil der staats- 
wissenschaftlichen Arbeit der letzten Dezennien ausmacht, hat die 
bedeutsame Spaltung der Gesamtheit in verschiedenartig interessierte 
Volksgruppen, vornehmlich in Wirtschaftsklassen, dargetan. 

Der dritte große Irrtum des Parlamentarismus ist das Dogma 
von der Gleichberechtigung der Menschen. Die Natur erweist die 
Menschen überall und jederzeit als ungleich — aber im Recht und 
Staat sind sie gleich oder sollen politisch als gleich betrachtet werden. 
Warum diese Fiktion? 1 ) Die naturrechtliche Begründung, die zu 
jener Anschauung führt, wird heute allgemein abgelehnt, aber das 
naturrechtlich Begründete, das Postulat der Gleichberechtigung bleibt 
bestehen. In Wirklichkeit ist hier — wie meist, wenn unrichtige 
Lehrmeinungen sich trotz erkannter Unstichhaltigkeit der Begründung 
behaupten — ein kleiner Bruchteil Wahrheit mit einer großen Dosis 
Irrtum untermischt. Es gibt keine natürlichen Menschenrechte; die 
natürliche Freiheit und Gleichheit der Menschen ist ein Phantom. 
Aber der wahre Kern dieses Irrtums ist das Postulat der politischen 
Entsklavung jedes einzelnen im Staate. Die ethische Forderung der 



*) Treffend sagt Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 311 f.: „Eine theo- 
retische Begründung des allgemeinen Wahlrechts, wie sie häufig versucht wurde, 
ist unmöglich. Denn die Begründung mit der Gleichheit der Menschen ist hinfällig, 

weil diese Gleichheit keine Wahrheit ist. Die Menschen sind eben nicht gleich 

Tatsächlich ist das allgemeine Wahlrecht weder in der Vernunft, noch in der Sittlich- 
keit, noch irgend einer anderen ,ldee' begründet, sondern einfach der Ausdruck des 
Strebens der bisher rechtlosen Volksschichten an den durch den Staat vermittelten 
Gütern des Lebens, an der Freiheit, an der Macht und dem Lebensgenuß teilzuneh- 
men. Und dieses Streben ist insoweit berechtigt, insoweit diese Volksschichten eine 
Macht repräsentieren, und wird es mit dem Anwachsen dieser Macht immer mehr 
werden. Ob aber gerade die Form des allgemeinen Wahlrechts das geeignetste 
Mittel, die berechtigten Forderungen der breitesten Volksschichten zu befriedigen, 
sei, darüber herrschen noch sehr begründete Zweifel." 
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Anerkennung jedes Menschen als Menschen führt im modernen, durch 
die sittlich-rechtliche Synthese charakterisierten Recht zur Forde- 
rung der Anerkennung jedes einzelnen als Rechtssubjektes (als per- 
sona im Rechts- und wirtschaftlichen Sinne). Und die Anwendung 
dieser Anerkennung auf das öffentliche Recht ergibt das Postulat, 
daß kein Mensch als bloßes Objekt der Herrschaft behandelt werden 
darf, sondern jeder zugleich als Rechtssubjekt auch im öffentlichen 
Recht in Betracht kommen soll. Damit ist aber nicht gesagt, daß diese 
allgemeine publizistische Rechtssubjektivität zur Repräsentativverfas- 
sung fuhren müsse. Auch der Parlamentarismus ist eine Institution, die 
an Raum und Zeit gebunden ist, die gekommen ist, als sie im Dienste 
der Rechtskulturentwicklung notwendig war, und die schwinden wird, 
sobald sie ihre Aufgabe gelöst hat. Sobald nämlich die Kulturwelt zur 
Überzeugung kommt, daß die theoretische Grundlage des Parlamenta- 
rismus unwahr, brüchig, haltlos, die praktische Betätigung des Parla- 
mentarismus der Gesamtheit unzuträglich, den Verwaltungsgang 
erschwerend ist, dem wahren Interesse der zum Volk geeinigten 
Massen zuwiderläuft. 

2. Einen zur Begründung des Parlamentarismus wesentlichen 
Gedanken bildet die Anschauung, zur Teilnahme an öffentlichen An- 
gelegenheiten sei jedermann aus dem Volke berufen. Auf Grund 
dieser Anschauung wird das politische Leben und Treiben vielfach 
zum Tummelplatz für allerlei unberechtigten Ehrgeiz. 9 ) 

In Wirklichkeit ist jene Anschauung in der Allgemeinheit, mit 
der sie vertreten wird, nicht haltbar. Die Fähigkeit des Durch- 
schnittsbürgers, öffentliche Angelegenheiten zu übersehen und richtig 
zu beurteilen, ist um so größer, je enger der Kreis oder Bezirk ist, 
dessen Angelegenheiten in Frage stehen; die Fähigkeit nimmt ab, 
je mehr der Verwaltungskreis sich erweitert. Der Durchschnitts- 
bürger steht den örtlichen Angelegenheiten mit weit größerer Urteils- 
kraft gegenüber, als jenen der Provinz oder des Landes oder endlich 
des Deutschen Reichs, weil mit der Größe des Bezirkes die Viel- 
seitigkeit und die Divergenz der Interessen, die Vielgliedrigkeit und 
Kompliziertheit der zu ordnenden Verhältnisse wächst. 

Der Fehler des Parlamentarismus besteht darin, daß er den 
schwierigsten Beruf, jenen der Staatsleitung und -Verwaltung durch 



*) Über Gegensätze zwischen dem wahren Willen der Parlaments Wähler und 
der Tätigkeit der Parlamentsmitglieder vgl. auch Julius Ofner, Die Gefahr des Parla- 
mentarismus für das Recht, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. 18, 1903, S. 219 
bis 246. 



232 HI. Buch. Macht- u. Kräfte verteil, im Staate. Neuntes Kap. Der Parlamentarismus. 

Dilettanten ausüben lassen will. Dieser Fehler wird um so mehr fühl- 
bar, je größer der Verwaltungsbezirk ist, der in Frage steht. 

Der praktische Vorteil des Parlamentarismus beruht einmal 
darauf, daß durch die Mitarbeit der Volksvertreter die Bureaukratie 
vor Einseitigkeiten bewahrt und (vielfach) in der Betätigung re- 
aktionärer Gelüste beschränkt wird; zweitens darauf, daß unter dem 
Schutz der parlamentarischen Immunität eine öffentliche und offene 
Kritik an allen staatlichen Maßnahmen betätigt werden kann. 

3. Das Prinzip einer unparteiischen Politik muß daher sein: 
Wahrung der durch den Parlamentarismus geschaffenen 
Vorteile und tunlichste Beseitigung der mit dem Parla- 
mentarismus verknüpften Schädigungen. Und der Weg zur 
Betätigung dieses Prinzips ist die Überleitung des Parlamentarismus 
in neuständische Verfassungsformen. 

Es handelt sich hiebei im Grund nur darum, den Begriff des 
„Volks" gemäß dem Stande neuzeitlicher Wissenschaft neu zu for- 
mulieren. Dem Naturrecht bedeutete das „Volk" die Summe der 
atorai8tisch gedachten einzelnen. Der historischen Schule erschien, 
indem sie vom Volksgeist, von der Volksseele sprach, das Volk als eine 
kompakte organische Masse, als die einheitliche, in sich geschlossene 
Nation. Die Soziologie sieht im Volk eine Mehrheit divergenter 
Klassen. Überträgt man diese theoretischen Anschauungen ins 
Praktische, Politische, so ergibt sich: für das Naturrecht das Postulat 
der parlamentarischen Volksvertretung durch Majorität der summierten 
Einzelstimmen; für die historische Schule als Programm die staats- 
rechtliche Verwirklichung der nationalen Idee; für die soziologische 
Auffassung der Klassenstaat, der nach spontan, frei, nicht durch 
Zwang, erzeugten Klassen politisch gegliederte Staat, der neu- 
ständische Staat. 



Zehntes Kapitel. 

Der Klassenstaat des zwanzigsten Jahrhunderts. 

(Neustfindische Gliederung.) 



§ 47. Die politischen Parteien und die freien Wirtschaftsklassen. 

*)1. Politische Parteien sind eine innere Notwendigkeit für 
jeden Staat, in dem nicht alles politische Leben erstorben ist. Aber 
parteipolitische Zerrissenheit ist ein nationales Unglück. 

Eine politische Partei ist innerlich gerechtfertigt, wenn sie ein 
namhaftes Interesse, eine nennenswerte Gruppe im Staate vertritt, 
und wenn sie nicht das Parteiinteresse über das staatliche Gesamt- 
interesse stellt. Zu kleine Parteien wirken zerklüftend, Parteien, 
die das Staatsinteresse der Parteisache unterordnen, wirken anti- 
national. 

2. So viele namhafte Interessen in einem Lande bestehen, so 
viele Parteispaltungen sind denkbar. Die Hauptinteressensphären 
ergeben politische, kulturelle, soziale, ökonomische Gliede- 
rungen. Im Laufe der geschichtlichen Entwicklung treten bald die 
einen, bald die anderen Gegensätze in den Vordergrund. In der 
Antike zeigt Griechenland vorwiegend politische Bestrebungen: 
Bekämpfung der Tyrannis; während in Rom die sozialen Kämpfe 
(Patrizier und Plebejer) und die ökonomischen Spaltungen in den 
Agrarkämpfen mehr hervortraten. Der Ausgang des Mittelalters 
und der Beginn der neuen Zeit erweist den großen Kulturkampf, 



*) Vgl. über die politischen Parteien: Schäffle, Bau und Leben des sozialen 
KOrpers, 2. Aufl., I. Bd., Tübingen, 1896, S. 227—230; v. Treitschke, Politik, I, S. 147 
bis 156; Richard Schmidt, Allgemeine Staatelehre, I. Bd., Leipzig 1901, S. 243-252; 
Schollenberger, Politik, S. 81—109; Fr. Naumann, Demokratie und Kaisertum, 3. Aufl., 
8. 80—134; L. Kuhlenbeck, Natürliche Grundlagen des Rechts und der Politik, Eise- 
nach und Leipzig (1905), S. 227—229. 
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der die ultramontane Allmacht niederwirft; darauf folgt der poli- 
tische Befreiungskampf des Bürgertums gegen die Tyrannis des 
Absolutismus; diesem die soziale Emanzipation; mit dem Jahre 1848 
hat der Liberalismus seine Ziele wesentlich erreicht. Seit etwa 
50 Jahren hat die gewaltige ökonomische Emanzipationsbewe- 
gung eingesetzt und sich bis beute im wesentlichen durchgesetzt. 

3. Es ist nicht zu verkennen, daß Deutschland an einer Über- 
zahl politischer Parteien leidet. Der Grund ist teils ein historischer, 
teils ein psychologischer. Die mannigfachen Flüfichen, aus deren 
Vereinigung die machtvolle Strömung für die Errichtung des Deutschen 
Reiches erwachsen ist, sind nach erreichtem Hauptziel wieder in 
einzelne Bäche auseinander geronnen. Neben dieser historischen 
Entwicklungsgestaltung liegt eine weitere Ursache der Parteizerklüf- 
tung in der Durchschnittspsychologie der Deutschen, im deutschen 
Volkscharakter. Wenn ein Dutzend Deutsche zusammenkommen, 
gründen sie einen Verein, und wo ein paar hundert Deutsche sich 
geistig zusammenfinden, errichten sie eine politische Partei. Es 
schmeichelt auch der Eitelkeit der einzelnen, wenn recht viele Ehren- 
pöstchen verteilt werden können. 

Allmählich bahnt sich hier eine richtigere Auffassung an, und 
Bestrebungen zu einem Zusammenschluß einander nahestehender Par- 
teien treten auf. So begrüßenswert die in der Konsolidierung bisher 
zersplitterter Parteien liegende Kraftkonzentration ist, muß doch 
andererseits der Auffassung entgegengetreten werden, als ob der zu 
erstrebende Idealzustand die Bildung (bloß) zweier großer, regie- 
rungsfähiger Parteien sei, deren eine jeweils regiert, während die 
andere mit ihr um die Regierung konkurriert. 9 ) Man hat hiebei 
auf das Vorbild von England und Amerika verwiesen. Nicht mit 
besonderem Glück. In England trifft die Parteienzweiheit heute 
nicht mehr zu. 8 ) In Nordamerika bewirkt ein Wechsel in der Herr- 



2 ) Siehe z. B. Naumann, Demokratie und Kaisertum, 3. Aufl., S. 42: ,Wo es kein 
Zweiparteiensystem gibt, stellt sich ein immerwährender Wechsel von Kompromiß- 
bildungen ein, der dem Fortschreiten einheitlicher Reformideen fast unübersteigliche 
Hindernisse entgegenstellt, wie man in Frankreich sehen kann/ 

*) R. Gneist, Das englische Parlament in tausendjährigen Wandelungen, 

S. 402 f.: „ Die zur bisherigen Parlamentsregierung notwendige Zweiteilung 

in eine konservative und liberale Parlamentspartei besteht in der Wirklichkeit 
nicht mehr. Neben den beiden Parteien gehen längst nebenher (wie in Deutsch- 
land) radikale, konfessionelle, nationale, Interessen-Fraktionen, unabhängige Mit- 
glieder und andere, deren Zahl in einem langsamen aber stetigen Wachstum be- 
griffen ist." 
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schaft der einen politischen Partei die Neubesetzung zahlloser nicht- 
politischer Ämter (z. B. der Richterstellen). Das Amt erhält nicht 
der dazu Berufene, nicht der für das Amt Bestqualifizierte, sondern 
wer sich als politischer Parteigänger verdient gemacht hat Auf 
diese Weise wird die Stellenjägerei und die Korruption großgezogen, 
die Verwaltung notwendig verschlechtert. 

Die Idee der Zweiparteienbildung ist überhaupt nur auf der 
Lehre von der Volkssouveränität und zur Durchführung der Volks- 
souveränität begründet; baut mithin auf irriger Grundlage auf. 

4. Das natürliche, innerlich berechtigte Verhältnis ist die Über- 
einstimmung der formellen Parteiverhältnisse und -Gruppierung mit 
machtvollen realen Interessen; einerseits politischen, andererseits 
ökonomischen. Da ergibt sich denn immer politisch eine Drei- 
teilung der Parteien: radikale (demokratische), gemäßigte (libe- 
rale) und konservative Partei. Dazu treten dann noch vereinzelt 
staatsfeindliche Parteien, d. h. solche, welche die staatliche Kraft zu 
Gunsten einer dem Staatsgedanken feindlichen Idee beseitigen oder 
schwächen wollen: Radikale, absolute Staatsfeinde, d. h. solche, die den 
Staatsgedanken schlechthin bekämpfen — Anarchisten; gemäßigte 
Staatsfeinde, d. h. solche, die nicht prinzipiell die Staatskraft 
schwächen, aber den Staat in den Dienst einer dem Staat fremden 
Idee stellen wollen — Ultramontane (als politische Partei); ultra- 
konservative Staatsfeinde, die gegen das Staatsinteresse einen Status 
quo herbeiführen möchten — Polen, Elsässer, Lothringer, Dänen. 

Weiterhin ergibt sich wirtschaftlich eine grundlegende Drei- 
teilung: die auf Lohnarbeit angewiesene Bevölkerung; die städtischen 
Erwerbsarten; die landwirtschaftliche Produktion: Arbeiter, Bürger- 
tum samt den ihm sozial und politisch nahestehenden liberalen Be- 
rufen und der Mehrzahl der Beamten, und Landwirte. 

5. In der Gegenwart machen sich zwar auch die politischen, 
kulturellen und sozialen Spaltungen geltend; aber im Vordergrund 
steht die ökonomische Differenzierung. 

Die ausschlaggebende Bedeutung im politischen Leben, die ehe- 
dem die „Freiheit" besaß, kommt heute, nachdem die großen Eman- 
zipationsprozesse im wesentlichen beendigt sind, den ökonomischen 
Interessen zu. Dabei ist als charakteristische Erscheinung zu be- 
achten : Die Angehörigen eines und desselben Berufes oder Erwerbs- 
zweiges, die unter dem liberalen Manchestertum primär sich im Kon- 
kurrenzkampf befehdeten, treten zunehmend in wirtschaftlicher 
Geschlossenheit auf; v das Solidarinteresse der Klassenangehö- 
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rigen gelangt in den Vordergrund, und durch Betonung und Geltend- 
machung der gemeinsamen Klasseninteressen wird das wirt- 
schaftliche Gedeihen der einzelnen Klassenglieder zu fördern gesucht. 

Die sich neu bildenden Wirtschaftsklassen sind (in schroffem 
Gegensatz zu den mittelalterlichen Ständen) freie Wirtschaftsklassen. 
Diese Freiheit ist eine doppelte. Einmal bezüglich des Klassen- 
bandes; sodann aber hinsichtlich der Klassenzugehörigkeit. Die 
Klassenzugehörigkeit ist (im wesentlichen) frei. Jeder kann Mit- 
glied einer Wirtschaftsklasse werden, wenn er die (wesentlich) öko- 
nomischen Voraussetzungen erfüllt. 

Das Mittelalter war charakterisiert durch feudale Ständeschich- 
tung und zünftige Bindung. Diese kamen mit dem Ausgang des Mittel- 
alters in'8 Wanken. Teils weil die starre Bindung dem erwachenden 
Individualismus als lähmende Fessel erschien; teils weil sich neue 
wirtschaftliche Verhältnisse anbahnten, denen die alten Rechtsformen 
nicht mehr genügten, nicht adäquat waren. Die folgenden Zeiten 
gehören den drei großen Emanzipationskämpfen, der Befreiung der 
Weltlichkeit, des Bürgertums und der Arbeiterschaft. Heute, nach- 
dem die Emanzipation aller Staatsglieder im wesentlichen durch- 
geführt ist, wird Raum für eine neue Stabilisierung der Schich- 
tungen im Staate. Diese neu erwachsende Klassenbildung ist nichts 
Künstliches, von außen herein Getragenes, sondern etwas im natür- 
lichen Werden organisch Entstandenes. Das wissenschaftliche Seiten- 
stück findet der neue innerstaatliche Schichtungsprozeß in den Lehren 
der Soziologie, die die wesentliche Bedeutung der Klassen, der 
Gruppen im Staate erkannt und (wenn auch vielfach einseitig, mit 
Übertreibung) aufgezeigt hat. 

Der Wert der durch die Klassenschichtung, durch die Gruppen- 
konsolidation sich vollziehenden Gliederung im Staate gegenüber dem 
reinen Individualismus, der zwischen einzelnem und Gemeinwesen 
kein organisches Zwischenglied kennt, Hegt in der Krafterhöhung, 
die durch die innerstaatliche Gruppenstruktur dem gesamten Gemein- 
wesen zuwächst. 

§ 48. Neustandische Klassenrertretung. 

*)Das Wesen des Staates ist Kraft, die im Rechte wurzelt, in 
der Existenz und Ausgestaltung des Rechts. Und zwar nach der 

') Vgl. zum folgenden: August Winter, Die Volksvertretung in Deutschlands 
Zukunft, Göttingen 1852, insbesondere S. 235 ff.; A. Winter, Über die Bildung der 
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Kulturauffassung der Neuzeit nicht des Rechts schlechthin, sondern 
des dem ethischen Postulate der Freiheit entsprechenden Rechts. 
Oberstes Prinzip jeder Staatsverfassung muß daher sein: Kraftvolle 
Gestaltung des Staatswesens und seiner Leitung. Nach moderner 
Rechte- und Wirtschaftskulturauffassung: Kraftvolle Gestaltung des 
Staats unter Berücksichtigung der (formal-) rechtlichen und der 
(materiell-)wirtschaftlichen Freiheit der Staatseinwohner. 

Die Rechtskulturentwicklung vom Ausgang des Mittelalters bis 
zur Gegenwart war durch die Realisierung der Freiheitsidee im 
Recht, durch die großen Emanzipationsprozesse völlig in Anspruch 
genommen. Nachdem diese Emanzipationen heute im wesentlichen 
durchgeführt sind, wird Raum für eine neue Konsolidierung der 
Gruppen im Staate. Diese Konsolidierung, Festigung, Ordnung 
der Bevölkerungsteile im Staate bedeutet Kraftzuwachs für den 
Staat. In mählichem Werden und Reifen hat sich in den letzten 
Jahrzehnten eine wirtschaftliche Gruppierung der beruflichen Inter- 
essenklassen gebildet: durch den politischen Zusammenschluß der 
Arbeiterschaft; durch die Konsolidierung in Gewerbe und Industrie 
mittels der Kartelle, Preissyndikate, Trusts; durch den Bund der 
Landwirte etc. Aus diesem engen Zusammenschluß ökonomisch 
gleichmäßig Interessierter ergeben sich die neuen Klassen im 
Staate. Und die damit begründete neue Erscheinung der Rechts- 
wirtschaftskultur, der moderne Klassenstaat, heischt adäquate 
Neugestaltung der staatsrechtlichen Verhältnisse. 

Da ist es denn begreiflich, daß von verschiedenen Seiten bereits 
die Idee einer neuständischen Gliederung der Gesamtheit nach 
Rechtswirtschaftsklassen ins Auge gefaßt wurde. 



Ersten Kammern in Deutschland, Tübingen 1870, S. 102—150, 561 ff.; B. v Mob], 
Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, I. Bd., Tübingen 1860, S. 416-458; R. v. Mohl, 
Schriften über konstitutionelles Staatsrecht, in der Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft, Bd. 27, 1871, S. 279—283 (Besprechung von A. Winter, Ober die Bil- 
dung der Ersten Kammern in Deutschland, Tübingen 1870); Schftffle, Bau und Leben 
des sozialen Körpers, I. Bd., Neue Ausgabe, Tübingen 1881, S. 288—306; I. Bd., 
2. Aufl., Tübingen 1896, S. 92—95; Rieker, Die rechtliche Natur der modernen Volks- 
vertretung; J. Unold, Die höchsten Kulturaufgaben des modernen Staates, München 
1902, namentlich S. 119 — 121; Jellinek, Das Plural Wahlrecht und seine Wirkungen, 
S. 9 f., 34 ; v. Hertling, Politische Parteibildung und soziale Schichtung, in der Monats- 
schrift Hochland, II. Jahrg., 7. Heft, April 1905, S. 47—57 (mündet zwar in eine Ver- 
herrlichung des Ultramontanismus aus, enthält aber eine Reihe treffender Ausfüh- 
rungen). Vgl. auch mein System, Bd. IT, S. 483-493; Bd. I., S. 229—232 und vor- 
stehend §§ 47 und 43-46. 
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Nicht um die „Freiheit* der einzelnen zu verletzen oder zu 
schmälern, vielmehr unter Respektierung der rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Emanzipation aller Bevölkerungsteile. 

Nicht um der wachsenden parlamentarischen Einflußnahme des 
Sozialismus Einhalt zu tun, sondern unter Wahrung der Geltend- 
machung des berechtigten Klasseninteresses der Lohnarbeiterschaft. 

Nicht um die einseitige Begünstigung der Landwirte oder ganz 
allgemein der Besitzenden herbeizuführen, sondern um das Klassen- 
interesse aller Wirtschaftsklassen zur berechtigten Gel- 
tung zu bringen. 

Die Idee, die der Schaffung des deutschen Reichstags, über- 
haupt der neuzeitlichen Parlamente zugrunde liegt, erweist sich nach 
den Verhältnissen der Gegenwart als innere Unwahrheit, als poli- 
tische Phrase. Nicht ein Mitglied der Parlamente wird tatsächlich 
als Vertreter des gesamten Volkes gewählt, sondern jedes Einzelne 
verdankt seine Wahl dem Zusammengehen einer politischen oder 
wirtschaftlichen Interessentengruppe. Das Ergebnis der Parlaments- 
wahlen ist das Resultat von Interessenströmungen. Die Wähler 
intendieren das Staatswohl, aber, je nach ihrer individuellen Auf- 
fassung, unter Betonung der Interessen der einen oder anderen poli- 
tischen, nach der Gestaltung von heute vornehmlich wirtschaftlichen 
Gruppe. 

Da handelt es sich denn für den Rechtsphilosophen und Staats- 
politiker in der Gegenwart darum, für die Verhältnisse, so wie sie 
in Wirklichkeit sind und nicht auf dem Papiere der Reichsverfas- 
sung aufgedruckt stehen, die richtige Etikettierung, das passende 
staatsrechtliche Gewand zu finden. Die Ergebnisse der Parlamente- 
wahlen müssen sich juristisch als das darstellen, was sie tatsächlich 
sind, nämlich als Vertreterdelegationen der neuen Klassen- 
bildungen. 

Diese Reform darf sich aber nicht nur einseitig auf das Reichs- 
tagswahlrecht erstrecken, hier im Ergebnis zu einer Restriktion der 
politischen Einflußüberwucherung der (sozialistisch organisierten) 
Arbeiterschaft führend, sondern auf alle öffentlichrechtlichen 
Verwaltungskörper bis herab zu den kleinsten Organisationen, 
den Gemeindeverwaltungen. Wird dort durch eine neuständische 
Gliederung das Überwuchern der Arbeiterinteressen gehindert, so 
wird hier durch die Neuregelung der politischen Verhältnisse die 
Arbeiterschaft der Geltendmachung ihrer berechtigten Klasseninter- 
essen erst zugeführt. 
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Dann tritt an Stelle der notwendigen Verlogenheit der modernen 
Wahlkämpfe, bei denen jede Gruppenvertretung behauptet, sie stelle 
die wahre Volksvertretung dar, eine redliche Klassenvertretung, und 
die Interessen der verschiedenen Gruppen können auf wahrhafter 
Grundlage zur gegenseitigen Verständigung und Ausgleichung ge- 
bracht werden, ohne daß — wie heute — in den Wahlkämpfen und 
den für die Agitation berechneten Parlamentsreden, -Anträgen und 
-Abstimmungen die verschiedenen Volksteile einander entfremdet und 
gegeneinander ausgespielt werden. — 

Aus dem mittelalterlichen Staat hat sich der Rechtsstaat, aus 
diesem der Kulturstaat entwickelt und aus diesem wieder geht der 
neuzeitliche Klassenstaat hervor. Wie aber der Kulturstaat die 
Errungenschaften des Rechtsstaats nicht preisgibt, so nimmt der mo- 
derne Klassenstaat die Errungenschaften des Rechtsstaats, wie auch 
jene des Kulturstaats in sich auf und bringt sie erst zur rechten 
Geltung. Der mittelalterliche Staat war in sich konsolidiert, aber 
er entbehrte der Freiheit. Inzwischen ist die Befreiung des Staats 
und die Freiheit im Staate erreicht worden, aber seit dem Mittel- 
alter entbehrt der Staat der Konsolidation. Eine neue Konsoli- 
dation kann nur erreicht werden durch öffentlich-rechtliche Struktur 
der freien wirtschaftlichen Klassenbildung, durch Organisierung des 
Staats als neuzeitlicher, d. h. auf dem Prinzip der Freiheit aller 
Staatsglieder beruhender, Klassenstaat. 

§ 49. Ausbau des Parlamentarismus im Sinne der Überleitung 
zur neuständisehen Organisation. 

1. Der Übergang von der parlamentarischen zu einer neustän- 
dischen Verfassung kann nicht mit einem Gewaltsprung vollzogen 
werden. Die Voraussetzungen für eine politische Revolution fehlen 
völlig; eine Revolution erfolgt nur, wenn ein übermäßiger Druck 
auf jenen Bevölkerungsschichten ruht, die außerstande sind, sich im 
Rahmen und mit den Mitteln des Rechts der gewaltsamen Bedrückung 
zu erwehren. Dies ist heute nicht der Fall. Die Überleitung aus 
dem unhaltbar gewordenen Parlamentarismus alten Stils in eine den 
wirklichen Verhältnissen entsprechende politische Verwaltungsform 
kann daher nur im Wege der Reform, des allmählichen Fort- 
schreitens, in organischem Wachsen, gleichsam aus sich selbst heraus 
erfolgen. 1 ) 

') Lassalle, Das System der erworbenen Rechte, Leipzig 1861, Bd. I. S. IX: 
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Und das wesentliche Medium der Reform können (und werden) 
die Parteien von heute selbst bilden, sobald politische Einsicht 
und politische Redlichkeit den erforderlichen Reifegrad erreicht haben 
werden. 

Der Parlamentarismus der Gegenwart leidet an einer inneren Un- 
wahrheit. Die Parlamentsmitglieder sind nach dem Wortlaut und dem 
Sinne der Verfassung Volksvertreter; in Wahrheit sind sie es nicht. 
Nicht das Volk wählt die Parlamentarier, sondern die in jedem ein- 
zelnen Wahlkreis zahlenmäßig überwiegende politische Partei oder 
Interessentengruppe oder die durch Kompromiß geschaffene Gruppen- 
Vereinigung. Und wie das parlamentarische Mandat regelmäßig nicht 
vom Volk, sondern von der herrschenden Gruppe stammt, so wird 
das Mandat auch meist nicht im Interesse des Volkes, sondern im 
Interesse der Wählerschaftsgruppe ausgeübt. In den wichtigen wirt- 
schaftlichen, wie in den bedeutsamen politischen und kulturellen 
Fragen bestehen fast immer zwei einander entgegengesetzte An- 
schauungen im Volke, und der Volksvertreter nimmt durch seine 
Abstimmung, wie überhaupt durch seine Haltung im Parlament regel- 
mäßig das Interesse jener Gruppe wahr, der er politisch zugehört 
oder der er (bei Kompromissen) die Wahl verdankt. Es kann sich 
daher in erster Linie für die Überleitung zum modernen Klassen- 
staaat nicht darum handeln, etwas durchaus Neues zu schaffen, son- 
dern es genügt die Verifikation des Bestehenden. Es wäre der 
größte Irrtum, zu glauben, daß von heute auf morgen aus der parla- 
mentarischen Verfassung die staatsrechtliche Klassengliederung her- 
vorgehen könnte. Und es wäre der größte politische Fehler, dies 
zu fordern. Nur was organisch, aus sich selbst heraus, rechtliche 
Gestaltung annimmt, ist innerlich gefestigt und hat zugleich Aus- 
sicht auf Haltbarkeit und Bestand. Es genügt vorerst (als erster 
Schritt zum Vorwärtskommen), daß mit der Fiktion der Volks- 
vertretung gebrochen wird, im öffentlichen Leben, in Parteiversamm- 
lungen, in der Agitation, im Parlament selbst. Jede Partei behauptet 
von sich, sie vertrete in Wahrheit das Volk; sie verfechte die wirk- 
lichen Volksinteressen. Dabei ist sich aber jeder einsichtsvolle Partei- 
angehörige im klaren, daß diese Behauptung — gelinde gesagt — 
eine Teilwahrheit ist. Jede Partei vertritt in Wirklichkeit eben — 
ein Parteiinteresse. 



„Das Anbrechen einer neuen Zeit besteht immer nur in dem erlangten Bewußtsein 
über das, was die bisher vorhandene Wirklichkeit an sich gewesen ist/ 
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2. Als Mittel der Überleitung zum modernen Klassenstaat 
kommen sodann weiterhin vornehmlich folgende Reform maßnahmen 
in Betracht: 

a) Abschwächung der Wahlkämpfe und Herbeiführung parla- 
mentarischer Vertretung aller Volksteile (nicht nur der jeweiligen 
Zufallsmajoritäten) durch die Minoritätenvertretung und zwar durch 
ein, wie immer im einzelnen ausgestaltetes, Proportionalwahl- 
system mit gebundener Stimmliste. 8 ) 

Wie der Sozialismus die letzte Konsequenz der demokratischen 
Idee und zugleich die erste Grundlage für die neu sich anbahnende 
Klassenkonsolidierung bildet, stellt sich der Proporz als die äußerste 
Konsequenz des Parlamentarismus und zugleich als der Anfang einer 
parlamentarischen Klassenwahlgruppierung dar. 

b) Möglichste Interessenannäherung der großen Volksmassen 
an die Interessen der besitzenden Klassen ; Schaffung einer Interessen- 
konsolidation der gewerblichen Arbeiter mit dem Bürgertum; 
der landarbeitenden Bevölkerung mit den Landwirten. 

Seit Bismarck's Tod ist der deutsche Liberalismus zunehmend 
nicht nur ein Offizierskorps ohne Soldaten, sondern auch (was noch 
schlimmer ist) ohne Generalstab geworden. Die Liberalen müssen 
ein Wirtschaftsbündnis mit den Arbeitern schließen (wie die Land- 
wirte mit der lohnarbeitenden Landbevölkerung), soweit gemeinsame 
Interessen bestehen — z. B. bezüglich der Zölle, überhaupt aller 
Fragen, bei denen das Interesse des mobilen Kapitals Hand in Hand 
mit der Wirtschaftslage der gewerblichen Arbeiter Besserung und 
Verschlechterung findet. Die politischen Schlagworte der liberalen 
Parteien, die vorwiegend aus der 48er Zeit stammen, haben abge- 
wirtschaftet. Die Mehrzahl jener Postulate ist erreicht, die Minder- 
zahl bleibt unerreichbar. Die liberalen Parteien können sich heute 
nachdrücklich und nachhaltig nur dadurch politische Geltung ver- 
schaffen, daß sie das Wirtschaftsinteresse der Arbeiter mit 
dem eigenen Wirtschaftsinteresse verknüpfen. Sobald der Arbeiter- 
schaft zum Bewußtsein kommt, daß der Arbeitgeber nicht ihr natür- 
licher Klassengegner ist, sondern die Arbeiter ernstlich am eigenen 
Wohlergehen teilnehmen läßt, werden sich weitgehende politische 
Interessengemeinschaften zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
herausstellen. Ein radikales Mittel zur Erreichung dieses Zweckes 
wäre die gesetzliche Bestimmung, daß eine Quote (etwa 5%) des 



*) Vgl. oben § 45, S. 225-229. 
Berolzheimer, Philosophie des Staates. 16 
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bilanzmäßigen Reingewinns gewerblicher Unternehmungen zu Arbeiter- 
zwecken zurückzustellen ist. Eine Kommission aus Arbeitervertretern 
und Angehörigen der Unternehmerfirma, eventuell mit einem unpar- 
teiischen Dritten an der Spitze, hätte jeweils zu bestimmen, wie die 
Arbeiterquote zu verwenden ist. Als Verwendungsarten kämen Lohn- 
remunerationen (Tantiemen) oder Arbeiterwohlfahrtszwecke, oder beide 
Arten zusammen in Betracht. Das Recht der Büchereinsicht und der 
Anteilnahme an der Bilanzziehung könnte man zwar nicht wohl als 
obligatorisches Recht den Arbeiterausschüssen gewähren, denn da- 
durch würden die Bewegungsfreiheit der Unternehmer sowie Geschäfts- 
und Fabrikationsgeheimnisse gefährdet, wohl aber könnte auch hier 
ein Mittelweg gegen Verletzung der Arbeiterinteressen unschwer 
gefunden werden. Einen Übergang zu diesen weitgehenden und ein- 
schneidenden Maßnahmen bilden die Tarifverträge, die unter 
Würdigung aller Verhältnisse zwischen der Gesamtheit der Arbeit- 
geber eines bestimmten Zweiges und der Gesamtheit der zugehörigen 
Arbeiter oder deren Vertreter schon heute vielfach abgeschlossen 
werden. 8 ) Durch die Tarifverträge wird eine weitreichende Garantie 
für eine der wirtschaftlichen Lage der Unternehmungen entsprechende 
Gestaltung des Arbeitslohnes geschaffen. 

In analoger Weise müßte die arbeitende kapitallose Landbevöl- 
kerung am Wohlergehen der Landwirte wirtschaftlich interessiert 
werden. 



8 ) Vgl. unten § 68. Siehe auch Andrew Carnegie, Kaufmanns Herrschgewalt 
(Empire of business), deutsch von E. E. Lehmann, Berlin 1908, IV. Das gemeinschaft- 
liche Interesse von Arbeit und Kapital, S. 70— 91. S. 75 f.: „Wir müssen . . . nach 
einem Plan ausschauen, der es ermöglicht, den Arbeitern stets dann hohe Löhne zu 
bewilligen, wenn ihre Arbeitgeber hohe Preise für ihre Erzeugnisse und damit auch 
größeren Nutzen ernten; andrerseits, wenn die Arbeitgeber nur niedere Preise für 
ihre Erzeugnisse und damit auch nur einen kleinen oder gar keinen Gewinn ernten, 
werden die Arbeiter auch mit niedrigen Löhnen zufrieden sein müssen. . . . Wird 
das durchgeführt, dann fallt jeder Grund zu Streitigkeiten fort Anstatt des Ge- 
fühls einer Gegnerschaft wird das der Teilhaberschaft zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber entstehen. Zur Erzielung dieses Zustandes gibt es ein einfaches Mittel, 
welches allgemein einzuführen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit all ihrer Energie 
sich bestreben sollten. Die Löhne mußten Monat für Monat nach einer gleitenden 
Skala festgestellt werden, im Verhältnis zu den für das Produkt erzielten Nettopreisen. 
Die Arbeiter zu betrügen, ist unter der gleitenden Skala für den Kapitalisten nicht 
möglich/ Über den Wert der Gewinnbeteiligung der Arbeiter gehen die Ansichten 
weit auseinander. Vgl. Schmoller, Über Gewinnbeteiligung (Zur Sozial- und Gewerbe- 
politik der Gegenwart, Leipzig 1890, S. 441-461, namentlich S. 457, 459 f.); Art. 
«Gewinnbeteiligung* im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. IV, S. 716 
bis 724, Literaturangaben S. 722—724, Verf. Wirminghaus. 
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Dann ist ein gemeinsames politisches Arbeiten der großen Menge 
mit den ihr beruflich verwandten vermögenden Klassen ermöglicht. 
Denn „nicht das idem sentire de republica führt Parteien zusammen, 
sondern das idem velle\ 4 ) 

Zugleich wird dann auch der Sozialismus zunehmend der ge- 
werkschaftlichen Arbeiterorganisation weichen müssen. 

c) Einen kleinen, aber nicht unwesentlichen Punkt bildet die 
Diätenlosigkeit im Reichstag. 6 ) 

Die Unentgeltlichkeit des öffentlichen Dienstes läßt sich ohne 
Schädigung der Allgemeinheit nur durchführen, sofern die Dienst- 
leistung erzwingbar ist (Militär-, Geschworenen-, Schöffen-, Gemeinde- 
dienst). Fürst Bismarck hatte in der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes und des Deutschen Reiches durch die Diätenlosigkeit die 
Wirkung des allgemeinen Stimmrechts zu Gunsten der besitzenden 
Klassen abzuschwächen geglaubt. Allein die Erfahrung beweist, daß 
für die Schadloshaltung der Arbeiterführer gesorgt ist, und daß 
durch die Diätenlosigkeit gerade die liberalen Elemente vielfach 
von Reichstagskandidaturen abgehalten werden, da eben diese häufig 
nicht in der Lage sind, den mit langen Parlamentssessionen ver- 
bundenen Mehraufwand und die aus dem Parlamentsdienst resul- 
tierende Erwerbsstörung ohne weitgehende Schädigung aus eigener 
Tasche zu tragen. Eine Stärkung des liberalen Elements in der 
Volksvertretung ist aber besonders wertvoll, weil erfahrungsgemäß 
der liberale Gedanke einer harmonischen Staatsidee am nächsten 
kommt, am wenigsten in Sonderinteressen aufgeht. 

d) Die politische Aufklärung der gebildeten und be- 
sitzenden Klassen liegt heute im Argen. Der Arbeiter wird in 
der Werkstatt zum politischen Dienst herangebildet; das Zentrum 
sorgt durch die Geistlichen, die Landwirte arbeiten durch Standes- 
organisationen für die Belehrung in ihrem Sinne. Die große Masse 
der liberalen Bevölkerungsteile hingegen ist politisch indifferent. 
Hier kann nicht der Staat helfen, wohl aber wird der zunehmend 
auf der deutschen Politik (vornehmlich in Bayern) lastende Ultra- 
montanismus mit der Zeit wohl die Gemüter wachrütteln; die jung- 



<) v. Treitachke, Politik I, S. 150. 

6 ) Vgl. dazu: R. v. Mohl, Das Deutsche Reichsstaaterecht, Tübingen, 1873, 
S. 366—869; Gumplowicz, Allgemeines Staatsrecht, S. 328 f.; Rosin, Grundzüge einer 
allgemeinen Staatslehre nach den politischen Reden und Schriftstücken des Fürsten 
Bismarck, S. 33. 

16* 
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liberalen Vereine bilden einen guten Anfang neu erwachender poli- 
tischer Rührsamkeit. 

Die angeführten größeren und kleineren Mittel können nur der 
Bestimmung dienen, eine Verfassungsbewegung anzubahnen und in 
das richtige Geleise zu führen. Wie im einzelnen der Übergang 
zur Konsolidierung der neuen Wirtschaftsstände sich vollziehen wird, 
kann man heute nicht erschöpfend beantworten. Es handelt sich 
vorerst nur darum, die richtige Entwicklungstendenz zu erkennen 
und ihren Spuren zu folgen. 



Viertes Buch. 

Die Staatsverwaltung. 



Elftes Kapitel. 

Die Verwaltung im allgemeinen und die Justiz. 

§ 50. Verwaltung und Bureaukratie. 

1. Die Pflichttreue des altpreußischen Beamten ist bis zur Sprich- 
wörtlichkeit berühmt geworden. Das Eindringen der preußischen 
Ordnung in manchen süddeutschen Schlendrian ist eine der segens- 
reichen Folgen der Jahre 1870/71. Beamtenkorruption ist ein in 
Deutschland unbekannter Begriff. Hingegen ist der bureaukratische 
Geist der deutschen Verwaltung keineswegs immer fremd. Insonder- 
heit auch die städtischen Verwaltungen leiden mehrfach unter bureau- 
kratischer Schwerfälligkeit, und manche angehende Großstadt mag 
ein Lied davon singen, wie der Hemmschuh der Bureaukratie alle 
fortschrittlichen Bestrebungen hindert oder unnötig verlangsamt. 

Die Kennzeichen der Bureaukratie 1 ) sind Formalismus (über- 
mäßiges Schreibwerk, rein aktenmäßige Behandlung), Schwerfällig- 
keit der Geschäftsführung, Mangel an Initiative, horror novi. Die 
Bureaukratie ermangelt der Schöpferkraft und stellt meist die Form 
über die Sache. Der konservative Geist in seiner Entartung, das 
ist die Bureaukratie. Die Bevorzugung gesinnungstüchtiger, streber- 
hafter Mittelmäßigkeit gegenüber dem vielleicht eigenwilligen, jeden- 
falls mehr individuell auftretenden Talent ist das Mittel zur Konser- 
vierung bureaukratischer Verwaltung ; die Stagnation des Wirtschafts- 
lebens und der Kultur sind die Folgen. Subalterner Geist, bloße 
Routine, Korrektheit bei mangelnder positiver Leistung — das sind 
die Mittel, durch welche die Bureaukratie ein Land herunterbringt. 

2. Das Naturrecht litt unter einer rein formalen Auffassung des 
Rechts. Das Recht erschien gleichsam auf sich selbst gestellt. Man 



*) Siehe R. v. Mohl, Über Bureaukratie, in R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht 
und Politik, II, 1 Tübingen 1862, S. 99—130 (ursprünglich erschienen in der Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. III, Tübingen 1846, S. 330—364). 
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suchte Idealgesetze, die schon durch ihre bloße Existenz und Gel- 
tung die Garantie dafür bieten würden, daß die Verwaltung des Staats 
gerecht und aufs beste betätigt würde. Daher stellte Montesquieu 
die Lehre von der Dreiteilung der Gewalten als Panacäe auf, wäh- 
rend Rousseau und nach ihm Fichte einen automatisch im Dienst 
absoluter Gerechtigkeit wirksamen Staatserrichtungsvertrag ersannen. 

In Wahrheit ist für eine gute Regierung und Verwaltung nicht 
sowohl der Wortinhalt der Gesetze maßgebend, als der Geist, in 
dem sie ausgeführt und angewendet werden. Man kann ein 
Land mit guten Gesetzen schlecht, mit schlechten Gesetzen gut ver- 
walten und regieren. Heute geht der Geist der Sozialethik in der 
Verwaltung um. Die gesamte Staatsverwaltung, einschließlich der 
Rechtsprechung, wird von der Rücksichtnahme auf die unteren Volks- 
klassen einseitig beeinflußt. Allein diese Einseitigkeit verursacht 
eine Verschiebung des richtigen Verhältnisses. Die Anwendung der 
Gesetze muß in der Weise betätigt werden, daß ihr Materialgehalt, 
ihr wirtschaftlicher Inhalt schlechthin voll berücksichtigt 
wird, nicht einseitig nur im Sinne der Sozialethik. Die Wirtschafts- 
führung geht in emporstrebenden Staaten, wie heute in Deutschland, 
vorwärts und aufwärts. Indem die Verwaltung den emsig wirk- 
samen Wirtschaftskräften Betätigungsspielraum läßt, bleibt das Staats- 
ganze vor Stagnation bewahrt. 

Entgegen jeder wirtschaftlichen Neuerungssucht neigt die Staats- 
verwaltung vorwiegend zur Wahrung des Alten, Bestehenden. Dieser 
konservative Zug ist für das Staateganze förderlich, soferne Über- 
stürzung und verfehlte Neuerungen ferngehalten werden. Aber der 
Konservativismus geht leicht zu weit. Gegenüber allen Neuerungs- 
bestrebungen, die nicht im vorneherein verfehlt erscheinen, empfiehlt 
sich (soweit dies möglich ist) die Anwendung des Versuchs im 
kleinen. Man überträgt heute so gerne die naturwissenschaftliche 
Methode auf die Geisteswissenschaften ; da liegt es nahe, jener Methode, 
soweit sie fruchtbar ist, auch in der praktischen Betätigung der 
Geisteswissenschaften Spielraum zu geben, durch die Anwendung 
des Experiments im kleinen Maßstab. 

Dann bleibt die Verwaltung der Gemeinwesen gleichermaßen 
vor Überstürzung und vor Stagnation bewahrt. 

§ 51. Justiz und Verwaltung. 

1. Die Grundidee des Rechtsstaats ist: Jedem soll sein Recht 
zuteil werden! Daher müssen die Richter unbeeinflußt und deshalb 
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unabhängig, auch nach oben, sein. Daraus entspringt das Postulat 
der Trennung der Justiz von der Verwaltung. 

Zugleich hat der Rechtsstaatsgedanke dazu geführt, aus der 
großen Menge strittiger Verwaltungsangelegenheiten jene auszuson- 
dern, die nicht nach billigem Ermessen, sondern auf Grund von 
Rechtssätzen gemäß dem Prinzip der Gerechtigkeit zu entscheiden 
sind, und diese Verwaltungsrechtsprozesse der höchstinstanziellen Ent- 
scheidung der Ministerien oder anderer reiner Verwaltungsbehörden 
zu entziehen und einem Verwaltungsgerichtshof zu unterstellen. 

Der Gedanke, man könne durch geeignete Gesetze die richter- 
liche Unabhängigkeit garantieren, beruht auf der naturrechtlichen 
Vorstellung von der Allmacht des Gesetzes. Der Richter ist heute 
zwar unabhängig, sofern er gegen seinen Willen weder inaktiviert 
noch versetzt werden kann, aber die Rücksicht auf Beförderungen 
läßt die gesetzliche Unabhängigkeitsgarantie illusorisch erscheinen. 
Zudem nimmt die Zahl der Verwaltungsrechtssachen und die Wich- 
tigkeit und politische Bedeutsamkeit der Verwaltungsprozesse immer 
mehr zu. Und die Unabhängigkeitsgarantien bezüglich der Verwal- 
tungsrechtssachen sind geminderte gegenüber jenen bei Entscheidungen 
seitens der Justizbehörden. Endlich wären für die Unabhängigkeit der 
Beamten eine bessere, wirklich standesgemäße Bezahlung der Richter 
und günstigere Pensionsverhältnisse der Verwaltungsrichter minde- 
stens ebenso bedeutsam, als die bisher gewählten Garantien. 

2. Man kann nicht durch Gesetze die Unabhängigkeit der Recht- 
sprechung garantieren. Alles kommt auf den Geist an, der im Be- 
amtenkörper lebt. Und dieser ist in Deutschland ein gesunder. 

Man liest neuerdings vielfach in der Tagespresse Angriffe gegen 
die Rechtsprechung deutscher Gerichtshöfe, durch welche das Rechts- 
gefuhl weiter Volkskreise verletzt sein soll. 1 ) Man muß hier zweierlei 
trennen: Bisweilen ist der Richter zu einer Entscheidung genötigt, 
die ihm selbst ungerecht erscheint, die er aber nach dem klaren 
Wortlaut und Sinn des Gesetzes treffen muß, weil der Richter sich 
bei der Rechtsprechung nicht als Gesetzesreformator aufspielen darf. 
Hierher gehören z. B. die Rückfallsbestimmungen beim Diebstahl, 
die selbst bei Annahme mildernder Umstände zu einer Verurteilung 
zum Strafminimum von drei Monaten Gefängnis nötigen, auch in 
Fällen, die eine mildere Beurteilung angezeigt erscheinen ließen. 



*) Vgl. hiezu Laband, Rechtspflege und volkstümliches Rechtsbewußtsein, in 
der Deutschen Juristenzeitnng 1905, Nr. 1, S. 10—15. 
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Hier und bei ähnlichen Entscheidungen trifft der Vorwurf nicht den 
Richter, sondern das Gesetz, das dieser nicht eigenmächtig beugen 
kann, auch nicht auf Grund des der Gesetzanwendung widerstreben- 
den Rechtsgefühls. Die zweite Klasse von Fällen, in denen die Ge- 
richte sich (angeblich oder wirklich) mit dem Empfinden weiter 
Volkskreise in Widerspruch setzen, betrifft jenen einer Prozeß- 
entscheidung zugrunde liegenden Gefühls- und Ansichtenkomplex, 
die ich als Kulturauffassung bezeichnen möchte. Bei der Be- 
urteilung und strafrechtlichen Wertung von Beleidigungen überhaupt, 
Majestätsbeleidigungen insbesondere, bei Entscheidung der Frage 
einer unzüchtigen Schrift oder eines unzüchtigen Bildwerks und in 
vielen anderen Fällen ist regelmäßig der Rechtsbegriff unstrittig, da- 
gegen die Entscheidung darüber, ob ein gewisser Tatbestand unter 
den Rechtsbegriff subsumiert werden kann, abhängig von der Kultur- 
auffassung der zur Entscheidung Berufenen. Hier besteht in der 
Tat bisweilen ein weitgehender Unterschied der Auffassung der 
Richter und der ihnen nahestehenden Gesellschaftsklassen gegenüber 
der Anschauung anderer Bevölkerungsteile. Allein damit ist noch 
lange nicht gesagt, daß die Richter die Träger der irrigen oder 
rückständigen Kulturauffassung seien. Soweit Kunstwerke und lite- 
rarische Erzeugnisse von Kunstwert in Frage stehen, wird zudem 
der Richter vielfach seine Entscheidung erst nach Anhörung von 
Sachverständigengutachten treffen. 

3. Die auf der Rechtsstaatsidee beruhenden Rechtsgarantien 
bezielen die Unabhängigkeit der Richter nach oben, die Garantie 
gegen Kabinetsjustiz und gegen Beeinflussung durch die Träger der 
staatlichen Regierungsgewalt. 

Weit näher liegt heute die Gefahr einer Trübung des Rechts 
durch die Einflüsse politischer Machthaber, insbesondere seitens der 
parlamentarischen Demagogie. Der Sozialismus und der Ultramon- 
tanismus und die parlamentarische Diskussion von Einzelfällen und 
Personalfragen seitens Angehöriger dieser Parteien bilden heute die 
Punkte, nach denen die Magnetnadel des Rechts am leichtesten ab- 
irrt. Zugleich bahnt sich zunehmend — vornehmlich in Bayern — 
im Publikum die Anschauung an, daß man für begründete (und zu- 
weilen auch für unbegründete) Beschwerden jeder Art viel leichter 
Abhilfe erlange, wenn man die Dienste eines oppositionellen Ab- 
geordneten in Anspruch nimmt, oder zumindest durch die Flucht in 
die Öffentlichkeit, als auf dem regulären Instanzenwege, auf dem der 
bureaukratische Aktenwall viele berechtigte Klagen begräbt. Diese 
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Umkehrung gesunder Verhältnisse kann nicht durch Gesetze ge- 
bessert werden, sondern nur durch Charakterfestigung der Beamten, 
durch Höherschätzung des Rechts, durch Minderung der Bureaukratie 
und durch Eindämmung der Demagogie. 

§ 52. Das freie Ermessen bei der Rechtsprechung. 

1. Die Reichsjustizgesetze haben im Prinzip das freie Er- 
messen des Richters an die Stelle der früheren Bindung an pro- 
zessuale Beweisregeln im Zivil- und Strafprozeß gesetzt. Aber nur 
im Prinzip. Auf der einen Seite ragen noch alte Beweisbindungen 
atavistisch in die neue Zeit herein (die verdeckten und unverdeckten 
Präsumtionen des Straf- und Zivilrechts, die Wirksamkeit des Partei- 
eides im Zivilprozeß), auf der anderen Seite herrscht heute die ab- 
solute Freiheit in der Beweiswürdigung, die mangels irgendwelcher 
gesetzlicher Instruktionen oder Direktiven zu einer weitgehenden Un- 
gleichheit in der Rechtsprechung je nach der subjektiven Anschau- 
ung des einen oder anderen Richterkollegiums führt. Infolge der 
Unzuverlässigkeit des Indizienbeweises gelangte man zur einseitigen, 
übertriebenen Bewertung eidlicher Zeugenaussagen. Die neuerdings 
erwiesene häufige Ungenauigkeit und Irrtümlichkeit der Zeugen- 
aussagen (subjektive Trübung; Entstellung durch Hysterie oder andere 
psychische Störungen ; Unvollkommenheiten des Beobachtungs-, Fest- 
haltungs- oder des Reproduktionsvermögens) drängt zur stärkeren 
Be- und Verwertung des objektiven Beweises, der sachlichen Beweis- 
tatsachen. Zu dem letzten wird man in erhöhtem Maße geführt 
werden, wenn die Strafprozeßreform eine Minderung eidlicher Zeugen- 
aussagen zur Folge hat. Wertvoll für die stärkere Heranziehung 
der objektiven Beweistatsachen, namentlich im Strafprozeß, ist die 
Vervollkommnung der juristischen Hilfswissenschaften (gerichtliche 
Chemie und Medizin, Photographie, Ausbildung der „ Kriminalistik*, 
um die sich in bedeutsamer Weise Hans Groß verdient gemacht 
hat).*) 

2. Die Praxis des Rechtslebens erweist häufig Fälle, in denen 
jede Einengung des freien Ermessens des Richters als Schädigung 
der materiellen Gerechtigkeit wirkt. So erscheinen die zivilprozes- 
sualen Vorschriften über die absolute Beweiskraft des Parteieides, 
auch die zwingende Vorschrift der Zeugenbeeidigung, soferne nicht 



l ) Eine vertiefte kriminalpsychologische Bildung der Richter heischt und bietet 
Hans Groß weiterhin in seiner Kriminalpsychologie, 2. Aufl., Leipzig 1905. 
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ausdrücklich gesetzlich nominierte Gründe entgegenstehen, vielfach 
als ungerecht. Insbesondere wirken die gesetzlich statuierten Straf- 
minima oft direkt als Verletzung jeden Rechtsgefühls. Aus diesen 
Erwägungen heraus erscheint die Erweiterung des richterlichen freien 
Ermessens legislativpolitisch gerechtfertigt. 

Andrerseits führt der große Spielraum, der durch die Zulas- 
sung des freien Ermessens geschaffen ist, naturgemäß zu vielen Un- 
gleichheiten in der Rechtsprechung. Insbesondere bei der Straf- 
ausmessung hängt von der subjektiven Anschauung der einzelnen 
Richter ungemein viel ab. Die hiedurch begründete Ungleichheit in 
der Handhabung des Rechts erzeugt aber eine weitreichende Rechts- 
unsicherheit, da subjektive Momente, Zufälligkeiten jeder Art großen 
Einfluß auf die richterliche Entscheidung erlangen. 

Unter Wahrung der durch das freie Ermessen garantierten 
Möglichkeit, jeden Fall nach seiner konkreten Eigentümlichkeit zu 
würdigen, ließe sich die mit dem schrankenlosen freien Ermessen 
verbundene Rechtsunsicherheit eindämmen durch instruktioneile 
(nicht schlechthin bindende) Vorschriften, die das richterliche Er- 
messen für den Regelfall begrenzen und nur ausnahmsweise, mit der 
Verpflichtung einer ausdrücklichen Begründung der die Ausnahme 
rechtfertigenden Umstände, durchbrochen werden dürften. 

§ 53. Yolksgerfchte und Sondergerichte. — Rechtsanwaltschaft. 

1. Die neuzeitlichen Volksgerichte sind aus politischen Postu- 
laten hervorgewachsen. Ihre theoretische Basis ist die Lehre von 
der Volkssouveränität, die praktische Grundlage bildet das Streben 
nach Unabhängigkeit der Strafjustiz, namentlich in politischen Pro- 
zessen. 

Während Volksgericht in diesem Sinne nur das Schwurgericht 
ist, hat sich in den Schöffengerichten die Beteiligung des Laien- 
elements in Gemeinsamkeit mit dem Berufsrichter ohne politische 
Nebenabsichten durchgesetzt. 

Die Wissenschaft steht den Schwurgerichten überwiegend abhold 
gegenüber. Hingegen wird einer Verbreiterung der Schöffengerichte 
im Sinne des ehemaligen Friedberg'schen Entwurfes einer Deutschen 
Strafprozeßordnung (große, mittlere und kleinere Schöffengerichte) 
vielfach das Wort geredet. 1 ) 

l ) Über die Einrichtung der Strafgerichte als Schöffengerichte (kleine, mittlere 
und große Schöffengerichte) vgl. Protokolle der Kommission für die Reform des 
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Die wesentlichen Gründe für die Aufhebung der Schwurgerichte 
bestehen einmal darin, daß die Geschworenen sich nicht selten durch 
rein gefühlsmäßige Momente zu Gunsten oder Ungunsten der An- 
geklagten beeinflussen lassen. Sodann darin, daß vielfach die Ge- 
schworenen nicht imstande sind, dem langwierigen und komplizierten 
Beweisverfahren mit voller Aufmerksamkeit bis zum Ende zu folgen 
und es richtig zu verarbeiten, wozu noch die Schwierigkeit der Er- 
fassung diffiziler Rechtsbegriffe tritt. Für die Beibehaltung der 
Schwurgerichte wird ihre Popularität und das größere Vertrauen 
weiter Volkskreise gegenüber dem Laienrichter, namentlich in poli- 
tischen Prozessen, geltend gemacht. — 

Eine wie immer geartete Zuziehung des Laienelements zur 
Rechtsprechung im Strafprozeß erscheint gerechtfertigt, weil gerade 
hier vielfach Fragen für die Urteilsfindling belangreich werden, die 
nicht dem Rechtsleben speziell zugehören, sondern am reifsten und 
besten von lebenserfahrenen Männern mitentschieden werden. Schöffen- 
gerichte verdienen den Vorzug gegenüber Schwurgerichten, weil dort 
durch gemeinsame Beratung von Juristen und Laien auch die Rechts- 
kenntnis und größere rechtstechnische Gewandtheit der Juristenrichter 
voll zur Geltung kommt. 

2. Durch die Gewerbe- und die Kaufmannsgerichte sind 
Sondergerichte für die Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis der 
gewerblichen Arbeiter und Gehilfen, sowie der Handlungsgehilfen 
und -Lehrlinge geschaffen. Die Bedeutsamkeit dieser Sondergerichte 
ist eine mehrfache. Der Gerichtshof gelangt durch seine Besetzung 
mit Vertretern der Arbeitgeber und -nehmer zur vollen Würdigung 
des sozialen Charakters der Prozesse aus dem Arbeitsvertrag. Die 
Justiz arbeitet in den in Frage stehenden Rechtsstreitigkeiten beson- 
ders prompt und mit geringen Kosten, wodurch der relativen Ein- 
fachheit der hier auftauchenden Rechtsfragen, der meist geringen 
Höhe des Streitobjektes und dem Bedürfnisse der Angestellten nach 
schneller Prozeßerledigung gebührend Rechnung getragen wird. 

3. »)Die Freigabe der Rechtsanwaltschaft hat vielfach über- 
mäßigen Andrang zur Rechtsanwaltschaft, namentlich in den größeren 



Strafprozesses, herausgegeben vom Reichs- Justizamte, I. II. Bd., Berlin 1905, Bd. I, 
S. 383 ff., 402 ff., 438; Bd. II S. 1, 11-13, 20 ff., 27 f., 80. Ober die Beseitigung 
der Schwurgerichte siehe daselbst Bd. I, S. 383—397; II, S. 1 f. Siehe Übrigens schon 
Hugo Meyer, Die Frage des Schöffengerichts, geprüft an der Aufgabe der Ge- 
schworenen, Erlangen 1873. 

■) Vgl. Weißler, Geschichte der Rechtsanwaltschaft» Leipzig 1905. 
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Städten, herbeigeführt. Hiedurch ist nicht nur eine wesentliche Ver- 
ringerung des anwaltschaftlichen Durchschnittseinkommens erfolgt, 
sondern auch für viele vermögenslose Anfänger und für nicht wenige 
ergraute Anwälte direkt ein Notstand eingetreten; vereinzelt hat 
auch die Überfüllung des Anwaltsberufs Mißstände im Werben um 
Praxis gezeitigt. Zur Hebung der wirtschaftlichen Lage des An- 
waltsstandes sind verschiedene Vorschläge aufgetaucht, die aber 
sämtlich daran leiden, daß sie mit mehr oder minder großer Will- 
kür gegenüber den durch die angeregten Beschränkungen zu Ver- 
kürzenden verknüpft sind: so der Vorschlag des numerus clausus, 
oder einer längeren oder kürzeren Wartezeit bis zur selbständigen 
Etablierung. 

Das sozialdemokratische Postulat der Verstaatlichung der Rechts- 
anwaltschaft paßt zwar in das sozialistische Programm, verkennt 
aber die Stellung des Anwalts, dessen Aufgabe die Vertretung von 
Parteiinteressen ist. (Diese Aufgabe wird überhaupt nicht selten 
neuerdings verkannt; insbesondere bezüglich der Stellung des Ver- 
teidigers im Strafprozesse, der dazu berufen sei, an der Findung 
der materiellen Wahrheit im Strafprozesse mitzuwirken. In Wahr- 
heit ist der Anwalt zur Wahrnehmung des Parteiinteresses und des 
Parteistandpunktes berufen bis zu den Grenzen, die das Gesetz und 
das Gebot der Ehre und des Anstände ziehen. Erblickt man dar- 
über hinaus den Anwalt als eine Art Gehilfen des Richters im Wahr- 
heitsermittlungsprozeß, so hat diese Auffassung ungefähr den gleichen 
Sinn, als wenn man den Sekundanten bei der Mensur als Adlatus 
des Unparteiischen betrachtet.) 

Die Rechtsanwaltschaft gehört den liberalen Berufen, wie auch 
der ärztliche Beruf oder die künstlerische und literarische Tätigkeit 
Eine Überfüllung von Berufen dieser Art ist die natürliche Begleit- 
erscheinung des zunehmenden Reichtums im Lande, zufolgedessen 
zahlreiche Eaufmannsfamilien ihre Söhne oder einen Teil ihrer Söhne 
„studieren lassen* oder überhaupt liberalen Berufen zuführen. Durch 
staatliche Einmischung und Gesetzgebungsmaßnahmen kann zwar 
der Überfüllung mit irgend einem Gewaltmittel ä la Eisenbart ge- 
steuert werden, aber nur durch irgend ein mechanisches Mittel — 
numerus clausus; Wartezeit etc. — , mithin auf Kosten des Talents 
zu Gunsten der Mittelmäßigkeit. Daher ist der Selbstheilungsprozeß 
der bestehenden Überfüllung hier der relativ beste Ausweg. 



Zwölftes Kapitel. 

Die ökonomischen Interessen. 



§ 54. Der Staat und das Vermögen. Vermögen und Sozialethik. 
Vermögen und Familie. 

1. Während das Mittelalter den damals bedeutsamsten Ver- 
mögensstock, den Grundbesitz, wesentlich feudal auffaßte, und durch 
den Lehensverband der enge Zusammenhang zwischen Vermögen und 
öffentlicher Rechts- und Pflichtstellung wirksam und offensichtlich 
in die Erscheinung trat, erfaßt das Naturrecht das Vermögen in- 
dividualistisch und atomistisch. Wie der einzelne nach der natur- 
rechtlichen Anschauung überhaupt für sich isoliert, als einzelner er- 
scheint, so wird er auch als Vermögensträger in der Weise be- 
trachtet, wie wenn er nur auf sich und für sich gestellt wäre. Das 
entgegengesetzte Extrem bildet die aus der materialistischen Doktrin 
der Hegelianer Marx und Lassalle hervorgegangene kollektivi- 
stische Auffassung, die einseitig nur die Abhängigkeit des einzelnen 
vom sozialen Gesamtverband, von der Gesellschaft, berücksichtigt 
und demgemäß die Vergesellschaftung der Vermögen, zum mindesten 
der Produktionsmittel, anstrebt. 

Aus dem Kampf des Kollektivismus gegen den Individualismus 
ist die heute herrschende sozialethische Auffassung hervor- 
gewachsen, die zwischen beiden Extremen gleichsam die Diagonale 
zieht, den Vermögenden als den Träger sozialethischer Pflichten be- 
trachtet, die Allgemeinheit als primär zur Berücksichtigung der wirt- 
schaftlich Schwachen berufen ansieht. Wobei die theoretische Be- 
gründung und die praktische Formulierung dieses Standpunktes, wie 
auch die Grenzziehung für die Gebote der Sozialethik, unter bemerkens- 
werter Unklarheit leiden. 

2. Das Vermögen ist eine rechtsartifizielle Kraftposition. 
Das Vermögen ist die rechtsartifizielle Kraftposition xax l£o%r}v. 
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Ohne wie immer geartetes Vermögen gibt es keine Produktion, 
keinerlei Arbeitsgelegenheit im rechtswirtschaftlichen Verbände. Das 
Vermögen bedeutet aber nicht nur für den einzelnen Vermögensträger 
eine bedeutsame Kraftposition, sondern zugleich für den Staat, 
dem der einzelne Vermögensträger wirtschaftlich zugehört. 1 ) Darin 
liegt der Grund für die staatliche Politik, die der Erhaltung und 
Mehrung der Privatvermögen wohlwollend gegenüberstehen muß. 
Würde der Staat die Vermögen an sich reißen oder auch nur die 
Haupterwerbszweige monopolisieren, so würde dies eine wesentliche 
Schwächung der Staatsglieder und damit des Staates selbst bedeuten. 
Dem Leviathan Staat würde ein unermeßliches Beamtenheer und eine 
versklavte Volksgemeinschaft gegenüberstehen. Und damit eine kraft- 
lose Masse. Darin ruht die enge und unmittelbare Interessenverknüpfung 
des Staats mit dem Wohlstand der Bevölkerung. Der Staat, der die 
Vermögenspositionen seiner Einwohner zerstört, vernichtet damit 
einen Hauptteil der staatlichen Kraft selbst. Weshalb der Sozialismus 
den von den kommunistischen Theorien erstrebten Zwangsstaat ganz 
folgerichtig Gesellschaft nennt, d. h. eine der staatlichen Kraft ent- 
behrende Zwangsgemeinschaft. 

3. Die Grenzen, die sich für Erwerb und Behauptung des Ver- 
mögens ergeben, werden treffend durch den Namen Sozialethik 
(genauer Rechtswirtschaftsethik) bezeichnet. Das moderne Recht 
ist die Synthese mit der Ethik eingegangen. Und die ethische Syn- 
these heischt die Gestaltung des Rechts unter Ausschluß jeglicher 
Versklavung im Recht und durch das Recht. Hieraus ergibt sich 
die Bedeutung der Sozialethik als einer Begrenzung des Ver- 
mögensrechts und der Vermögensrechte durch die Anerkennung 
der wirtschaftlichen Persönlichkeit eines jeden Vermögens- 
losen und eines jeden Schuldners oder Vertragskontrahenten (ins- 
besondere auch in der Gestaltung des Arbeitsvertrages). Darüber 
hinaus reicht aber die Bedeutsamkeit der Sozialethik nicht. 

4. Das Vermögen steht im engsten Zusammenhang mit der 
Familie. Das Vermögen dient (nicht immer, aber regelmäßig und 
seiner Idee nach) zur Behauptung der Stellung der Familie innerhalb 
der staatlichen Gesamtheit. Das Vermögen ist seiner Idee nach 



*) Diderot, Refutation suivie de l'ouvrage d'Helvätius intitule' l'homme 
(Diderot, Oeuvres completes II, p. 420), gibt als Gitat aus Helvetius: ,Qui se däclare 
protecteur de l'ignorance, se d «klare l'ennemi de l'Etat." Dazu bemerkt Diderot: 
„Or, qui se däclare ennemi de Tor sans restriction, se declare, ou je me trompe fort, 
protecteur de l'ignorance." 
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nicht Kraftposition des isolierten Einzelnen, sondern der Familie. 
Dies zeigt sich schon im alten Recht, das die familia als rechts- 
wirtschaftliche Einheit betrachtet. Dies zeigt sich aber auch ganz 
deutlich und weitestgehend in der Gestaltung des Familienrechtes 
in neueren Rechtsordnungen, namentlich in den gegenseitigen Ali- 
mentationsansprüchen und Pflichtteilsrechten der Familienglieder. 

§ 55. Grundbesitz und Landwirtschaft Schutz der deutsehen 

Landwirtschaft 

1. l )Wenn die Völker zur Seßhaftigkeit gelangen, bildet der 
Grundbesitz den bedeutsamsten Vermögensstock. Erst bei wesentlich 
höherer Kultur treten Handel und Gewerbe ebenbürtig neben die 
Landwirtschaft, beweglicher Vermögensbesitz und Forderungen neben 
den landwirtschaftlichen Grundbesitz, und zum Grundbesitz überhaupt 
hinzu. Die hervorragende Bedeutung des Grundbesitzes für den 
Staat liegt in der Unbeweglichkeit dieses Besitzes. Der Im- 
mobiliarbesitz ist an den Staat gebunden; er bildet in seiner Tota- 
lität das Staatsterritorium. Aus dem Grundbesitz resultieren daher 
naturnotwendig in erster Linie die staatserhaltenden und im besten 
Sinne konservativen Elemente. Der ländliche Grundbesitz fördert 
zudem einen kräftigen und gesunden Menschenschlag; in der Zeit 
der Volksheere ist dies von größter Bedeutung. Die Landwirtschaft 
ermöglicht die Brotversorgung im Falle der Absperrung der Landes- 
grenzen gegenüber den Getreide einführenden Ländern seitens einer 
feindlichen Macht. 

Hieraus ergibt sich das Erfordernis einer staatlichen Wirts- 
schaftspolitik, die eine gedeihliche Lebenshaltung der Grundbesitzer 
und vornehmlich der Landwirtschaft ermöglicht. 

Hingegen findet sich in der wissenschaftlichen nationalökono- 
mischen Literatur, wie auch in der Tagespresse und in der politi- 

*) Über Agrarpolitik vgl.: A. Buchenberger, Agrarwesen und Agrarpolitik, 

1. u. 2. Bd. (A. Wagner, Lehr- und Handbuch der politischen Ökonomie, III. Hauptabt., 

2. Teil, 1,2) Leipzig 1892/3; Schäffle, Deutsche Kern- und Zeitfragen, Berlin 1894, 
8. 296—349, Deutsche Kern- und Zeitfragen, N. F., Berlin 1895, S. 190—304; Frhr. 
v. d. Goltz, Landwirtschaft, T. Teil, in Schönberg, Handbuch der Politischen Ökonomie, 
4. Aufl., 2. Bd., 1. Halbb., Tübingen 1896, S. 1—140; A. Meitzen, Landwirtschaft, II. Teil, 
Agrarpolitik im engeren Sinne, ebenda S. 141—220; L. Brentano, Agrarpolitik, I. Teil, 
Theoretische Einleitung in die Agrarpolitik, Stuttgart 1897, namentlich S. 98 ff.; Art. 
„Agrarpolitik' 1 , im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., Bd. 1. S. 120 
bis 125, Verf. J. Conrad; Buchenberger, Bodenentschuldung und Verschuldungsgrenze, 
in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 57 (1901), S. 1—17. 

Berolzheimer, Philosophie des Staates. 17 
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sehen Debatte nicht selten die Ansicht vertreten, Deutschland sei 
nun einmal in der Umwandlung vom Agrar- zum Industriestaate be- 
griffen, die Entwicklung führe Deutschland mit unaufhaltsamer Not- 
wendigkeit zur Industrialisierung und die innere, wie äußere (nament- 
lich Zollgesetzgebung müsse diesen Faktoren gebührend Rechnung 
tragen. Die Tatsache jener Entwicklungstendenz trifft zu; der hieraus 
entnommene Schluß geht jedoch fehl, da die Zurückdrängung des 
agrarischen Elementes auf die Dauer für Deutschland ein nationales 
Unglück bedeuten würde. 

So begrüßenswert das mächtige Emporblühen von Handel und 
Industrie für jedes Land ist — vornehmlich für Länder, wie Deutsch- 
land, mit geringerer natürlicher Bodenfruchtbarkeit — , so bedrohlich 
und verderbenbringend erscheint das Überwuchern der merkantilen 
Betriebe, wenn es der Landwirtschaft die gedeihliche Existenzfahig- 
keit zu verkümmern anhebt. Noch kein Volk, dessen Hauptstütz- 
punkt im bloßen Geldreichtum ruhte, hat sich auf die Dauer poli- 
tisch zu halten vermocht. Und wohin wird ein überwiegend indu- 
strielles, auf den Export angewiesenes Deutschland geraten, wenn 
die Konstellation der Weltproduktion und des Welthandels den Kreis 
der deutschen Auslandskunden zunehmend einschränken sollte? Wenn 
die amerikanische Siebenmeilenstiefel- Wirtschaftsentwicklung frei- 
willig oder notgedrungen den Weltmarkt zu erobern sich anschickt? 
Wenn Großbritannien sich mit seinen Kolonien zu einem Schutzzoll- 
ringe vereinigte? Wenn Japan zur industriellen Exportmacht ersten 
Ranges emporsteigt? — 

Wenn man in der Industrialisierung Deutschlands, in der Zurück- 
drängung der Landwirtschaft die Gefahr schweren Unheils erblickt, 
kann und darf man sich durch die Ansicht, diese Umwandlung sei 
nun einmal in den Entwicklungstendenzen begründet, nicht zur Un- 
tätigkeit, zu müßigem Zusehen, zur Resignation, zum laisser faire 
bestimmen lassen. Diese Resignationslogik des rechtswirtschaftlichen 
Fatalismus ist genau so verfehlt, als wenn die Menschen sich willen- 
los vom Schicksale treiben und zu absoluter Indolenz verurteilen 
ließen — weil wir doch einmal alle sterben müssen und weil kein 
irdischer Arm des Schicksals Rad zu hemmen vermag. Eine Gefahr 
erkennen bedeutet für den einsichtsvollen und zielbewußten Menschen 
ihr entschlossen entgegentreten. Und selbst wenn die Mühe nicht 
zum Ziele führen würde, wäre schon die bloße Verlangsamung eines 
unaufhaltsamen, aber unheilvollen Entwicklungsprozesses ein bedeut- 
samer Erfolg. Eine entschlossene und konsequente Agrar- 
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politik, welche die Verblutung der landwirtschaftlichen 
großen, mittleren wie kleinen Betriebe hemmt und damit 
zugleich Deutschland als wehrfähige Nation und als rechts- 
wirtschaftlich unabhängigen Staat stärkt und stützt, er- 
scheint somit als eine Grundaufgabe der deutschen Rechts- 
wirtschaftspolitik. 

2. Seitdem die deutsche Landwirtschaft gezwungen ist, dem 
Konkurrenzkampf ackerbautreibender Staaten mit weit günstigeren 
Bodenverhältnissen (vornehmlich Amerikas und Rußlands; aber auch 
Ungarns und Rumäniens) stand zu halten, bedarf sie ausreichender 
Schutzzölle. Hiebei gilt es nicht nur, die Landwirte vor dem 
direkten Ruin zu bewahren, sondern ihnen eine gedeihliche, ihrer 
Bedeutung für die staatliche Gesamtkraft angemessene Lebenshaltung 
zu sichern. 

In derselben Richtung bewegt sich die Erbgesetzgebung, die 
durch Fideikommisse die adeligen Besitzungen vor Zersplitterung, 
durch Anerbenrecht die Bauernhöfe vor dem Untergang bei Erb- 
teilungen bewahrt. 

Die deutsche Viehzucht bedarf unverändert der Sicherung gegen 
Seuchengefahr zufolge Einfuhr seuchenkranker Tiere. 

3. Der wesentlichste Einwand, der gegen eine protektionistische 
Agrarpolitik erhoben wird, geht dahin: Alle Maßnahmen des Gesetz- 
gebers, die eine Verteuerung der Bodenfrüchte herbeiführen, vor- 
nehmlich die Schutzzölle, kommen nur dem gegenwärtigen Besitzer 
des Bodens zu statten, bewirken eine Erhöhung des Kapitalwertes, 
des Verkaufswertes des Grundes, ein unverdientes Geschenk aus 
Staatsmitteln an den augenblicklichen Besitzer. Hiedurch wird der 
Bodenpreis erhöht und jeder Neuerwerber muß den Grund um ent- 
sprechend größeren Preis erwerben, geht daher jener Zuwendungen 
verlustig. 

Dieser Einwand ist in der Allgemeinheit, mit der er erhoben 
wird, keineswegs stichhaltig. Zuvörderst wird übersehen, daß der 
Grund und Boden kein Handelsartikel ist, wie etwa ein industrielles 
Produkt. Ein erheblicher Teil des Grundbesitzes ist fideikommissa- 
risch gebunden, scheidet daher aus dem freien Verkehr völlig aus. 
Aber auch der nicht in einer Familie rechtlich festgelegte Grund- 
besitz erbt sich überwiegend in der Familie des Eigentümers fort. 
Nur ein verhältnismäßig geringer Teil gelangt zum Verkauf und zur 
Parzellierung. Nur für diesen Teil trifft jener Einwand zu. Aber 
auch hier nicht schlechthin. Die Schutzzölle sind nicht auf ewig 

17* 
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festgelegt, sondern nur auf einen kürzeren oder längeren (nun zwölf- 
jährigen) Zeitraum. Inwieweit sie späterhin beibehalten werden, ist 
heute fraglich. Daher bewirken die Schutzzölle nicht eine Steige- 
rung des Verkaufswertes des Bodens, die der kapitalisierten Rente 
aus dem Erträgnis zur Zeit der Schutzzölle völlig entspricht, viel- 
mehr bleibt der gesteigerte Verkaufswert regelmäßig unter dem Be- 
trag des kapitalisierten Ertragswerts. 

-Wenn man diese sehr erheblichen Einschränkungen setzt, ist 
jener Einwand treffend. Allein die Getetzgebung muß eben das 
wichtigere Staatsinteresse dem geringerwertigen voranstellen. Und 
das bedeutsamere Staatsinteresse ist die Kräftigung der Landwirt- 
schaft, als des für die staatliche Wehr- und finanzielle Kraft wich- 
tigsten Standes. 

§ 56. Handel und Börse. 

1. *) Handel und Börse vermitteln und erleichtern die Deckung 
des Bedarfs und den Absatz der Erzeugnisse an Austauschobjekten 
jeder Art. Unterbindung oder Restriktion des Handels lähmt den 
Verkehr im Volkswirtschaftskörper. Daraus ergibt sich das prin- 
zipielle Gebot einer wohlwollenden Haltung des Gesetzgebers gegen- 
über dem Handel, insbesondere durch Schaffung ausreichender und 
billiger Verkehrsmittel, sowie gegenüber der Börse. Diesem Prinzip 
stehen aber Ausnahmen gegenüber, die in Auswüchsen und Miß- 
bräuchen des Handels und des Börsenverkehrs gründen. Der haupt- 
sächliche Auswuchs des Handels ist die Erzielung oder Erstrebung 
übermäßigen Zwischengewinns durch ungerechtfertigte Preis- 

*) Vgl. zum folgenden: R. van derBorght, Handeland Handelspolitik, (Franken- 
stein- v. Heckel, Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften I, 16), Leipzig 1900 
(über Handelspolitik S. 312—476; Bibliographie der Handelspolitik S. 524—570); Art. 
«Handel* im Handwörterbuch der Staats Wissenschaften, Bd. 4, S. 968 — 980, Verf. 
Mataja; Art. „Handelspolitik", ebenda, S. 1034-1047, Verf. Lexis; Grunzel, System 
der Handelspolitik, Leipzig 1901 (über Börsen S. 137-196); Wernert, Über den volks- 
wirtschaftlichen und rechtlichen Begriff der Börse, in der Zeitschrift für die gesamte 
Staatswissenschaft Bd. 58, S. 193-289; Art. „Börsenrecht* im Handwörterbach der 
Staatswissenschaften, Bd. 2, S. 979—1017, Verf. Pfleger; Art » Börsensteuer *, ebenda, 
S. 1017—1023, Verf. R. Friedberg; Art. „ Börsenwesen*, ebenda S. 1023—1053, Verf. 
Rieh. Ehrenberg; Andrew Carnegie, Kaufmanns Herrschgewalt (Empire of business) 
deutsch von E. E. Lehmann, Berlin 1903, S. 1-17, 111—116, 182—208; Berolzheimer, 
Das Vermögen, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 1904, S. 540—546 , 549 
bis 552, 592—594. 
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aufschlage beim Verkauf oder Preisdrückerei beim Einkauf; der Miß- 
brauch des Börsenverkehrs ist die Spekulation. 

Die genannten Auswüchse des Handels gehören im wesentlichen 
der Vergangenheit an. In Zeiten gering entwickelten Verkehrs und 
erheblicher Langsamkeit und Schwerfälligkeit der Verkehrsmittel 
besteht die Gefahr einer ausbeuterischen Verteuerung von Waren, 
namentlich notwendiger Nahrungsmittel (Kornwucher!), wogegen die 
Gesetzgebungen durch Preistaxen oder Strafdrohungen vielfach ein- 
zuschreiten bemüht waren. Auch heute ist die Gefahr einer über- 
mäßigen Verteuerung wichtiger Produktionsmittel: Eisen, Kohlen, 
Kupfer, aber auch des Petroleums und des Spiritus zufolge der Kartel- 
lierungen jeder Art nicht ausgeschlossen. Aber die Gefahr geht 
hier nicht vom Handel, sondern vom Produzentenring aus. Und die 
Frage einer erfolgreichen Hemmung ausbeuterischer Verteuerungs- 
gelüste gehört nicht zur Handels-, sondern zu Kartellpolitik (vgl. 
unten § 58, S. 266—268). 

2. Die Börsengesetzgebung erstrebt die möglichste Hem- 
mung einer Ausbeutung der Spekulationslust und -sucht des 
Publikums. Hiebei ist indes die deutsche Börsengesetzgebung nicht 
besonders glücklich verfahren. Das Verbot des Börsenterminhandels 
in Getreide, sowie in Bergwerksanteilen und Industrieaktien 11 ) hat 
ebensowenig zu einer Bekämpfung spekulativer Ausschreitungen ge- 
führt, als die Einrichtung des Börsenregisters. 8 ) Die Hauptwirkungen 
dieser Vorschriften bestehen in einer Herabdrückung der Bedeutung 
und in schwerfalligerem Funktionieren der deutschen Börsen. Die Ver- 
minderung der Bedeutung der Inlandsbörsen ist indes nicht aus- 
schließlich durch das Börsengesetz veranlaßt, vielmehr auch durch 
das außerordentliche Wachstum der Macht der deutschen Groß- 
banken, die viele Geschäfte unter Umgehung der Börse „in sich" 
zum Abschluß bringen, sowie durch die, zum mindesten auf mehrere 
Milliarden Mark zu schätzende Beteiligung des deutschen Publikums 
an amerikanischen Eisenbahn- und an (hauptsächlich südafrikanischen) 
Minen-shares, denen die deutschen Börsen verschlossen sind. 

Durch eine kleinliche Börsengesetzgebung wird die Spekulation 
nicht gemindert, sondern höchstens zu Umwegen und verteuerten 
Spesen genötigt, und — zum Nachteil des deutschen Börsenhandels 



') Börsengesetz für das Deutsche Reich vom 22. Juni 1896, § 50 Abs* II Satz 1 
und Abs. III. 

') ßörsengesetz §§ 66, 69 mit 54. 
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und des in der Fremde vielfach durch Schwindelfirmen ausgebeuteten 
deutschen Publikums — ins Ausland gedrängt. 

Daß man jetzt, nachdem der Rahm abgeschöpft ist, darangeht, 
verschiedene amerikanische Eisenbahnwerte an der Berliner Börse ein- 
zuführen, beweist auch, wie vieles hier noch im Argen liegt. 

Die Börsengesetzgebung darf nicht von einem kleinlichen Polizei- 
geist getragen sein, sondern muß davon ausgehen, daß gut funktio- 
nierende Börsen, namentlich in politisch kritischen Zeiten, für das 
ganze Land von der größten Bedeutung sind. Dazu kommt die not- 
wendige Rücksicht auf die Internationalität des Großhandels- und 
Effekten Verkehrs; wenn ein einzelnes Land den inländischen Börsen- 
verkehr durch vexatorische Maßregeln erschwert, werden dadurch 
nur die Geschäfte der Auslandsbörsen besorgt. 

3. Ebenso wichtig als schwierig ist die Frage einer weiterreichen- 
den Sicherung der Aktionärsrechte gegenüber dem Aktienrecht 
der Gegenwart, das formell alle möglichen Garantien bietet, materiell 
sich aber nur zu häufig als völlig unzureichend und geradezu illu- 
sorisch erweist. Verfehlt ist hier die Forderung verstärkten straf- 
rechtlichen Schutzes; denn die Strafdrohungen sichern nicht gegen 
Veruntreuungen und Mißwirtschaft, wie die Geschichte der letzten 
großen industriellen Zusammenbrüche einschließlich des Leipziger 
Bankkrachs erneut gezeigt hat. Vielmehr handelt es sich darum, 
eine materielle Sicherung des einzelnen Aktionärs an Stelle der 
bisher wesentlich formellen zu finden. Bedeutsam erschiene das 
Postulat einer größeren Spezifikation der einzelnen Posten in den 
Bilanzen der großen Aktieninstitute, die heute meist zwar nicht 
„verschleiert" im Sinne des Gesetzes, aber ganz sicherlich nicht 
durchsichtig gehalten sind. Auch die Schaffung der gesetzlichen 
Verpflichtung zur Veröffentlichung von Semestralbilanzen ist wohl 
angezeigt. Einstweilen wird versucht, den Weg der Selbsthilfe zu 
betreten durch Gründung von Vermögensverwaltungs- und Treu- 
handgesellschaften. 

§ 57. Gewerbe und Handwerk. 

1. *)Zur Zunftzeit ging das Gewerbe im Handwerk auf, in der 
Neuzeit geht das Handwerk durch das Großgewerbe unter. Damit 

*) Zorn folgenden vergleiche : Sinzheimer, Über die Grenzen der Weiterbildung 
des fabrikmäßigen Großbetriebes (München er Volkswirtschaftliche Stadien, III.), 
Stattgart 1893; Art. «Gewerbe* im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. IV, 
S. 860—898, Literaturangaben daselbst S. 392 f., Verf. E. Bücher; Art. „Handwerk* 
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ist in großen Umrissen der radikale Umschwung bezeichnet, der 
Gewerbe und Handwerk betroffen hat. 

Die Gefahren, die den selbständigen Handwerkerstand so schwer 
erschüttert haben und weiterhin bedrohen, sind einerseits in der ver- 
änderten Produktionsart, aber nicht minder im veränderten Kon- 
sum begründet; die Maschinenarbeit hat die Handarbeit verdrängt, 
nicht nur, weil sie billiger arbeitet, sondern auch, weil das Gros 
der Konsumenten sich mit den Erzeugnissen der Maschinenarbeit 
zufriedengibt. Die Produktion ist seit Entstehung und Ausbildung 
der Maschinenarbeit Massenproduktion geworden, sodafi der Groß- 
betrieb als rationellere Betriebsart die Kleinbetriebe verdrängt. Und 
der Durchschnittskonsument ist mit den fabrikmäßig hergestellten 
Waren recht zufrieden. Auf diese Weise ist das Handwerk zwar 
nicht vernichtet, aber ganz erheblich zurückgedrängt worden. Der 
Handwerker lebt heute als Kleingewerbetreibender und meist zu- 
gleich als Detailverkäufer, Kleinhändler, in den kleineren Orten, an 
der Peripherie der Groß- und Mittelstädte, in den Arbeitervierteln, 
sodann beschäftigt mit Reparaturarbeiten, die nicht durch die Ma- 
schinen oder durch die Reparaturabteilungen von Großbetrieben besorgt 
werden. Endlich aber in jenen Geschäftssparten, in denen die individuelle 
Behandlung der Warenerzeugung oder -Bearbeitung und der individuelle 
Geschmack der einzelnen Käufer im Vordergrunde stehen. 

Der selbständige Mittelstand besteht fort, aber er ist quantitativ 
(bezüglich der Zahl der Betriebe) und qualitativ (hinsichtlich der 
Lukrativität der Betriebe) in die zweite Stelle gedrängt; er trägt 
vornehmlich Aushilfs- und Ergänzungscharakter. 2 ) 



im Handwörterbuch der Staatewissenschaften, Bd. IV, 8. 1097—1114, Literaturangaben 
S. 1113 f., Verf. Wilb. Stieda; Art. „Mittelstandsbewegung ", ebenda Bd. V, S. 814—823, 
Verf. Biermer; Sombart, Die gewerbliche Arbeit und ihre Organisation, im Archiv 
für soziale Gesetzgebung und Statistik, Bd. 14, Berlin 1899, S. 1—52; Sombart, Der 
moderne Kapitalismus, Leipzig 1902, Bd. I, S. 570—634; Naumann, Neudeutsche 
Wirtschaftspolitik, Berlin-Schöneberg 1902, S. 29—31; F. C. Huber, im Jahresbericht 
der Handelskammer Stuttgart für 1904, S. 343—410; M. Mendelsohn, Das Handwerk, 
im Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlands, herausg. im Auftrage des deut- 
schen Verbandes für das kaufmännische Unterrichtswesen, 111. Bd., Leipzig 1904, 
Anhang, S. 1019—1047; F. C. Huber, Die Rettung des Mittelstandes, Festgaben für 
Friedrich Julius Neumann, Tübingen 1905, S. 321—357. 

') Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlands, I. Bd., Leipzig 1901 S. 302 
(Die Bevölkerung des Deutschen Reiches etc., von H.Bleicher): „Von 1882 auf 1895 
ist die Zahl der Kleinbetriebe um 1,8 °/o, ihr Personal um 10°/o gewachsen; die Zahl 
der Mittelbetriebe um 69,7 °o, ihr Personal um 76,3 °/o; die Zahl der Großbetriebe 
um 90°/o, ihr Personal um 88,7 °/o." 
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2. Die Vernichtung des selbständigen Handwerkerstandes wäre 
ein nationales Unglück. Die Reibungsflächen zwischen dem Groß- 
kapital einer-, der (wesentlich) besitzlosen Masse anderseits bedürfen 
für eine gedeihliche soziale Schichtung eines Zwischenglieds, einer 
Mittelklasse. Nun ist nicht zu verkennen, daß die moderne kapita- 
listische Entwicklung von selbst, aus sich heraus, einen neuen Mittel- 
stand geschaffen hat und weiter zunehmend bilden wird, in den 
höher bezahlten Angestellten der Großbetriebe. Allein die hiedurch 
geschaffene Kategorie von Privatbeamten bildet keinen vollen Ersatz 
für die selbständigen Kleinmeister, für einen Mittelstand, der auf 
eigenen Füßen steht und im eigenen Betriebe arbeitet, der gleich- 
sam in heimischer Scholle wurzelt. 

Daher verdienen alle Maßnahmen volle Berücksichtigung, die 
auf Erhaltung des selbständigen Mittelstandes tendieren, soferne sie 
den Mittelstand auf eine gesunde Basis stellen können und wollen. 
Dazu gehört jede gesetzliche Bekämpfung der unlauteren Kon- 
kurrenz durch Großbetriebe. Hingegen gehört nicht dazu jener Kom- 
plex von Maßnahmen, der auf eine Unterdrückung der berechtigten, 
lauteren Konkurrenz der Großbetriebe hinausläuft. Wenn man den 
Warenhäusern und anderen Konkurrenten des Mittelstandes die Ge- 
schäftsführung verteuert, kommt die hieraus resultierende Gewinn- 
minderung nicht dem Mittelstand zugute; im Gegenteil! Die Ver- 
kürzung der Gewinnquote nötigt die Mittelstandskonkurrenten zu er- 
höhter Anstrengung, um durch gemehrten Umsatz die kleinere Ge- 
winnquote auszugleichen. Und die Folge ist die weitere Schädigung 
der selbständigen Kleingewerbetreibenden und Handwerker. 

Unterstützung und Förderung erheischen vornehmlich jene Be- 
strebungen, die auf Ersatz für die geringere Kapitalskraft der Hand- 
werker und Kleinhändler zielen: Einkaufsgenossenschaften einerseits; 8 ) 
andererseits Ortsvereinigungen mit dem Programm der Förderung des 
Bareinkaufs der Konsumenten und der Minderung der übermäßigen 
Kreditgewährung an die Kundschaft. 

Speziell die Bauhandwerker bedürfen gesetzlicher Sicherung 
ihrer Forderungen gegenüber Bauschwindel und Strohmännertum. 4 ) 

') Sombart, Der moderne Kapitalismus, Bd. II, 85. Kapitel („Der Traum von den 
Handwerkergenossenschaften' 4 ), S. 544—560, tritt — im Gegensatz zu anderen — 
mit Entschiedenheit der Anschauung entgegen, daß dem Handwerk ernstlich durch 
Genossenschaften geholfen werden könne. 

4 ) Neuestens ist dem Bundesrat, als Antrag Preußens, der Entwurf eines 
Gesetzes über die Sicherung der Bauforderungen zugegangen. 
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3. Die Rettung des selbständigen Mittelstandes, des Hand- 
werkertums, bahnt sich neuestens, unabhängig von aller äußeren und 
äußerlichen Hilfe an, durch die Läuterung des Geschmacks des 
kaufkräftigen Publikums. Zunehmend schafft sich jene Bewegung 
Raum, die man mit einem Schlagwort als Kunst im Handwerk 
bezeichnet. 

Hiedurch erwächst die Chance eines Neuauflebens des Hand- 
werks, soferne die individuelle Behandlung bei der Warenerzeugung 
eine große Rolle spielt. Zwar haben sich auch die Großbetriebe der 
künstlerischen Ausführung von Gebrauchsgegenständen jeder Art zu- 
gewandt, aber die hier gebotene Individualisierung der Erzeugnisse 
ermöglicht dem kunstgewerblich gebildeten, talentierten Handwerker 
vielfach erfolgreiche Konkurrenz. 

Zugleich wird die Anschaffung künstlerisch gefertigter und 
demgemäß entsprechend teuerer und gut gearbeiteter Gebrauchs- 
gegenstände zunehmend eine Verlangsamung des Modewechsels 
und damit eine Verminderung der den Handwerker besonders schä- 
digenden Ausverkäufe bewirken; während der Gesetzgeber gegen 
(reelle) Ausverkäufe nicht wohl erfolgreich einzuschreiten vermag. 

§ 58. Die Kartellierungen. 

1. *)Die Kartellierungen, Kartelle, Preis- und Verkaufs- 
syndikate jeder Art weisen meist eine andere Entstehungsursache 

*) Über Kartelle und Truste vgl : Kleinwächter, Die Kartelle, Innsbruck 1883; 
Schaffte, Zum Kartellwesen und zur Kartell-Politik, in der Zeitschrift für die gesamte 
Staatswissenschaft, Bd. 54, Tübingen 1898, S. 467—528, 647—719; Adolf Menzel, 
Die Kartelle und die Rechtsordnung, 2. Aufl., Leipzig 1902; Grunzel, Über Kartelle, 
Leipzig 1902; F. C. Huber, Die Kartelle, Stuttgart und Leipzig 1908; Kontradiktorische 
Verhandlungen über Deutsche Kartelle, I. Bd. (Steinkohlen und Koks), Berlin 1903, 
IL Bd. (Druckpapier und Buchhandel), Berlin 1904; II 1. Bd. (Eisen und Stahl), Heft 1 
bis 9, Berlin 1905; R. Liefmann, Die kontradiktorischen Verhandlungen Ober Deutsche 
Kartelle, in Hildebrands Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, III. F., 
25. Bd., Jena 1903, S. 638—651; Steinmann-Bucher, in der Deutschen Industriezeitung, 
1903 Nr. 15, 17, 19, 21, 25, 46; R. v. Landmann, Die amtlichen Erhebungen über 
das Deutsche Kartellwesen, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1904, S. 1—42, 
81 — 112, 248—300; Landesberger, Welche Maßregeln empfehlen sich für die recht- 
liche Behandlung der Industrie-Kartelle?, Verhandlungen des 26. deutschen Juristen- 
tages, II. Bd., Berlin 1902, S. 294—388; Waentig, Welche Maßregeln empfehlen sich 
für die rechtliche Behandlung der Industriekartelle?, Verhandlungen des 26. deutschen 
Juristentages, I. Bd., Berlin 1902, S. 63—71 ; Konr. Schneider, Welche Maßnahmen 
empfehlen sich für die rechtliche Behandlung der Ringe und Kartelle?, Verhand- 
lungen des 27. deutschen Juristentages, I. Bd., Berlin 1904, S. 3 — 56; Beratung über 
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auf, als die vornehmlich in Nordamerika heimischen Aktientrusts. 
Während die Aktientrusts vielfach spekulativen Machenschaften und 
der Sucht nach innerlich ungerechtfertigter Kurstreiberei, Agiotage 
entspringen, sind die Kartellierungen der europäischen Industrie- 
länder regelmäßig als Bollwerk erwachsen gegen den drohenden 
oder teilweise schon eingetretenen Niedergang eines Industrie- 
zweigs durch Überproduktion und ruinöse Konkurrenz. Während 
also bei den Aktientrusts die spekulative Seite zu überwiegen pflegt, 
ist die Grundlage der Kartellierungen meist eine volks- und privat- 
wirtschaftlich gesunde, ein Rettungsweg der Selbsthilfe gegen die 
verheerenden Wirkungen schrankenloser Konkurrenz. 

Schon diese entwicklungsgeschichtliche Tatsache muß von 
einer kartellfeindlichen Gesetzgebungspolitik im vorneherein zurück- 
halten. 

Die Gefahren ruinöser Konkurrenz, denen die Kartellierung ent- 
gegentreten will, sind dreifache: Überproduktion, Schleuderpreise, 
ungesunde Kreditgewährung (Kreditgewährung an unsichere Elemente 
oder mit übermäßig langen Fristen). 

2. Jeder Gebrauch schließt die Gefahr des Mißbrauchs in sich. 
Die Kartellierung schafft vielfach den kartellierten Industrien ein 
tatsächliches Monopol. Hiermit ergibt sich die Möglichkeit einer 
Ausbeutung der Konsumenten durch künstliche Zurückhaltung 
der Produktion unter das Maß des Bedarfs — diese Gefahr ist aller- 
dings bei den Kartellen sehr gering, weil sie regelmäßig dem Inter- 
esse der Kartellglieder selbst zuwiderlaufen würde — , durch über- 

die Kartellfrage, Verhandlungen des 26. Deutschen Juristentages, III. Bd., S. 276—375; 
Gutachten Scharlach über die Frage: Welche Maßregeln empfehlen sich für die recht- 
liche Behandlung der Kartelle?, Verhandlungen des 27. deutschen Juristentages, 
2. Bd., Berlin 1904, S. 28—44; Gutachten Dowe über dieselbe Frage, ebenda, S. 45 
bis 56; Berolzheimer, Zur Kartellfrage, Legislativpolitische Betrachtungen mit einem 
Anhange: Entwurf eines Gesetzes betreffend die Kartellierungen, in der Juristischen 
Vierteljahresschrift des deutschen Juristenvereins in Prag, 35. Bd. (N. F. 19. Bd.), 
Wien 1903, S. 97—149, und die Literaturangaben daselbst S. 99; Andrew Carnegie, 
Kaufmanns Herrschgewalt (Empire of business), Berlin 1903, S. 146—164 (Carnegie 
unterschätzt die Bedeutung und auch die Gefahren der „Trustmode* ganz erheblich); 
Klein, Referat in den Verhandlungen des 27. Deutschen Juristentages, Bd. IV, 2. Abt. 
S. 467 ff.; R. Liefmann, Kartelle und Trusts, (Biblothek der Rechts- und Staatskunde), 
Stuttgart 1905; W. Jutzi, Die deutsche Montanindustrie auf dem Wege zum Trust, 
Jena 1905; J. Grunzel, System der Industriepolitik, Leipzig 1905, S. 154—180; Riesser, 
Zur Entwicklungsgeschichte der deutschen Großbanken, mit besonderer Rücksicht 
auf die Konzentrationsbestrebungen (Vortrage), Jena 1905. 
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mäßige Preise oder durch ungerechtfertigt schroffe Behandlung des 
Konsumenten, insbesondere durch generelle Kreditverweigerung 
(Spiritusring). Die Ausbeutung der Konsumenten kann eine Schädi- 
gung der nationalen Produktion insbesondere dann herbeiführen, 
wenn das Kartell im Inland — gegen ausländische Konkurrenz ge- 
schützt durch Zölle oder günstige Frachtverhältnisse — die Preise 
hochhält und zugleich im Ausland, auf dem Weltmarkt schleudert 
(Stahl), sodaß die Kartellierung dazu führt, daß das Ausland durch 
die Mithilfe des Kartells billiger produziert, als der inländische Ab- 
nehmer des Kartells, der dann bezüglich des Ganzfabrikates mit dem 
ausländischen Konkurrenten auf dem Weltmarkt konkurrieren soll. 
Diese Ausbeutungsgefahr trifft in erster Linie den Kartellabnehmer, 
der zu Produktionszwecken Rohstoffe, veredelte Stoffe oder Halb- 
fabrikate vom Kartell beziehen muß. Der Händler und der bloße 
Konsument können durch die Monopolstellung des Kartells empfind- 
lich dann geschädigt werden, wenn die kartellierten Objekte unent- 
behrlich oder fast unersetzbar sind (Kohlen). 

Eine Ausbeutung der Arbeiter bezüglich des Arbeitsvertrags 
durch einen Mißbrauch der Übermacht des Kartells ist gleichfalls 
möglich. 

Endlich sind spekulative Bewegungen auf Grund von Kartel- 
lierungen nicht ausgeschlossen. 

All diese Mißbrauche sind als Folge der Kartellierung möglich, 
aber sie sind keineswegs notwendig. Die Kartellierungen haben 
meist Preissteigerungen der kartellierten Objekte und günstigere 
Produktionsbedingungen für die beteiligten industriellen Etablisse- 
ments zur Folge gehabt, ohne daß man von einer Ausbeutung der 
Abnehmer hätte sprechen können. Auch die Arbeiter haben regel- 
mäßig von der günstigeren Gestaltung der Produktionszweige, für 
die sie tätig waren, profitiert. Infolge der maßvollen Preispolitik 
des Kohlensyndikats sind die Kohlenpreise auch bei sehr starkem 
Bedarf nicht sehr erheblich gestiegen, jedenfalls in geringerem 
Maße, als dies ohne Bestehen der Syndikate der Fall gewesen wäre. 

Mehr oder minder berechtigte Klagen sind im Grund nur nach 
drei Richtungen erhoben worden: 

a) Die Syndikate haben im allgemeinen die Tendenz, bei un- 
günstiger Konjunktur das Sinken der Preise ungerechtfertigt zu 
verlangsamen. Dieser Hemmungsprozeß wirkt insbesondere dann 
drückend, wenn nicht der bloße Konsument, sondern der Zwischen- 
produzent (der Abnehmer von Rohstoffen oder Halbfabrikaten) davon 
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betroffen wird, der infolge der schlechten Konjunktur nicht imstande 
ist, die erhöhten Einkaufspreise durch Zuschläge auf das Endprodukt 
wieder voll auszugleichen. Diese Hemmungstendenz der Kartelle 
gegen Preisminderungen erscheint aber nicht ohne weiteres un- 
gerechtfertigt; denn bei günstiger Konjunktur tritt infolge der Mafi- 
haltung der Kartelle meist kein so starker Preisaufschlag ein, als 
dies bei freier Konkurrenz der Fall wäre. Der geringeren Preis- 
steigerung entspricht die kleinere Preisermäßigung. 

b) Die Kartellierungen halten bisweilen im Inlande die Preise 
hoch, während sie im Auslande schleudern. Soweit hier Rohstoffe 
oder Halbfabrikate in Frage stehen, erscheint gesetzgeberische Ab- 
hilfe zum Schutz der vom Kartell abhängigen Inlandsindustrien 
geboten. 

c) Die Klagen über schlechte Behandlung der Arbeiter in den 
Bergwerksbetrieben haben sich vielfach als übertrieben erwiesen: 
soweit in der Tat Mißstände bestehen (insbesondere bezüglich des 
Wagennullens), ist gesetzliche Abhilfe angezeigt. 

Mit Unrecht ist über die wirtschaftliche Schädigung zahlreicher 
Einzelner und ganzer Gemeinden durch Beseitigung oder Stillsetzung 
kleinerer oder weniger rentabler Betriebe in der Montanindustrie 
geklagt worden. Schädigungen dieser Art lassen sich beim Über- 
gang zu konzentrierter und rationellerer Betriebsart oft nicht ver- 
meiden. Durch den Übergang vom Postverkehr zur Eisenbahn sind 
solche Schädigungen in ganz erheblich stärkerem Maße erfolgt. 

3. Nach alledem muß die Kartellgesetzgebung die Prinzipien 
verfolgen: Anerkennung der Kartelle und zugleich Gewährung 
der Möglichkeit einer Remedur gegen Ausbeutungen und Aus- 
wüchse seitens der Kartelle. 

Die Anerkennung der Kartelle erfolgt am zweckmäßigsten durch 
ein Kartellgesetz, das für diese neuen bedeutsamen Wirtschafts- 
erscheinungen die adäquaten Rechtsformen schafft, die unverzicht- 
baren sowie die durch den Kartellvertrag aufhebbaren Rechte und 
Pflichten der Kartellteilnehmer gegenüber dem Kartell, den Gläu- 
bigern und den Abnehmern des Kartells, den Arbeitern und ander- 
weit interessierten Dritten festlegt, auch subsidiäre Ergänzungs- 
bestimmungen zum Kartell vertrag enthält, andererseits aber Miß- 
bräuchen und Ausbeutungen seitens der Kartelle entgegentritt. 1 ) 

■) Vgl. meinen Entwarf eines Gesetzes betreffend die Kartellierungen, in der 
Juristischen Viertel Jahresschrift des deutschen Juristen Vereines in Prag, Bd. 85, 
S. 113—149. 



§ 59. Die Warenhäuser. — Bildung der neuen Mittelklasse. 269 

Zu Gunsten der vereinzelt angeregten Verstaatlichung des ge- 
samten Kohlenbergbaues lassen sich hinreichende Gründe nicht an- 
führen. Für die Sicherung des staatlichen Kohlenbedarfs jeder Art 
kann der Staat hinreichend durch Eigenbesitz von Bergwerken und 
durch ein gutes Kartellgesetz sorgen. 

§ 59. Die Warenhäuser. Durch die Konzentration im Handel nnd 
Gewerbe bildet sich die nene Mittelklasse. 

*)1. Während durch die fabrikmäßige Herstellung von Waren 
der Übergang des handwerksmäßigen in den industriellen Grofi- 
Betrieb angebahnt wurde, stellt sich das Übergreifen des Großkapitals 
in den Detailhandel durch die Warenhäuser als Verschmelzung 
einer Anzahl verschiedenartiger Detailgeschäfte in ein Universal- 
haus des Detailhandels dar. 

Die Wirkung ist hier wie dort eine Zurückdrängung des selb- 
ständigen Mittelstandes. 

Begünstigt wird die Entstehung und das Aufblühen der Waren- 
häuser durch den industriellen Großbetrieb und den damit verbun- 
denen raschen Wechsel der Moden. Die Warenhäuser sind bezüg- 
lich des Einkaufs nicht nur in der günstigeren Lage des barzahlenden 
und große Bestände auf einmal kaufenden Großhändlers; sie können 
auch infolge ihrer namhaften Umsätze und des raschen Absatzes den 
Fabriken die, der Gefahr der Veraltung unterworfenen, Rest- 
bestände zu ganz erheblich ermäßigten Preisen abnehmen und billig 
rasch wieder absetzen. Mit dem Aufkauf solcher Restlager ist aller- 
dings zugleich ein größeres Risiko für die Warenhäuser verbunden. 
Erleichtert wird ihnen jedoch der Massenabsatz durch eine groß- 
zügige Reklame, einmal im Weg der Rieseninserate, dann aber auch 
durch billige Preise auf Massen- und zu zurückgesetzten Preisen ge- 
kaufte Artikel, ferner infolge der Mannigfaltigkeit der feilgebotenen 
Waren, sowie durch die elegantere Ausstattung der Warenhäuser, 
die erhöhten Reiz zum Kauf verursacht. — 



') Über Warenhäuser vgl.: F. C. Haber, Warenhaas and Kleinhandel, Berlin 
1899; H. Rehm, Warenhausumsatzsteuer und Gewerbefreiheit (Rechtegutachten aber 
das bayerische Gewerbesteuergesetz), Fürth and Nürnberg 1900; Art. „Warenhäuser 
und Warenhaussteuer* im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl , Bd. VII, 
S. 642—659, Verf. Biermer; Art. „Mittelstandsbewegung*, ebenda Bd. V, S. 823—841 
und die Literaturangaben daselbst S. 841 f., Verf. Biermer; Grunzel, System der 
Handelspolitik, Leipzig 1901, S. 67—79; siehe auch Rocke, Der Kleinhandel, im 
Handbuch der Wirtschaftekunde Deutschlands, 1. Bd., S. 76—83. 
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Die Mittelstandsretter haben gegen die Warenhäuser die Waren- 
hausumsatzsteuer durchgesetzt, ohne daß jedoch dadurch und seit- 
her eine Abnahme des Warenhausbetriebs erfolgt wäre. Die Kon- 
zentration des geschäftlichen Lebens in großen Betrieben liegt in 
der Produktion und im Zug der Zeit begründet und kann durch 
vexatorische Maßnahmen vielleicht verlangsamt, aber nicht gehemmt 
werden. 8 ) 

Durch die Warenhäuser wird der Detail-Kleinhandel quan- 
titativ zurückgedrängt und bezüglich der Lukrativität herunter- 
gedrückt. Die Spezialgeschäfte werden gleichwohl neben den Waren- 
häusern in nennenswertem Umfange bestehen bleiben, weil jene eine 
individuelle Behandlung der Käufer ermöglichen. Gerade das zah- 
lungsfähigere Publikum bleibt überwiegend und namentlich bei den 
Einkäufen wertvollerer Waren den Spezialgeschäften treu. Und so- 
weit der erwerbstätige Mittelstand in der selbständigen Existenz be- 
droht ist, wird er es hauptsächlich durch — den Mittelstand als Kon- 
sumenten. Übrigens hat es den Anschein, daß heute die Waren- 
häuser, die in guten Geschäftslagen mit enormen Grunderwerbungs- 
und bedeutenden Geschäftsspesen zu rechnen haben, ihren Höhepunkt 
erreicht haben. 

Mit dem Neuerwachen und Überhandnehmen eines geläuterten 
Geschmacks in breiteren Käuferschichten werden die Spezialgeschäfte 
neben den Warenhäusern wieder zu größerer Bedeutung gelangen. 

Übrigens ist nicht zu verkennen, daß die Warenhäuser neben 
ihrer schädigenden Wirkung gegenüber dem selbständigen Klein- 
handel auch nützliche volkswirtschaftliche Bedeutung entfalten: Ver- 
billigung des Konsums vieler Massenartikel durch Ausschaltung der 
Zwischenhand; Gewöhnung des Publikums an Barkauf. 

2. Die Konzentration im Handel und Gewerbe hat den alten 
selbständigen Mittelstand ungemein zurückgedrängt; sie hat aber zu- 
gleich einen Ersatz für die verlorenen Positionen geschaffen durch 
die neue unselbständige Mittelklasse. 8 ) 



f ) Vgl. auch Biermer, im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. VII, 
S. 659. 

') Vgl. Berolzheimer, Zur Kartellfrage, Legislativpolitische Betrachtungen mit 
einem Anhange: Entwurf eines Gesetzes betreffend die Kartellierungen, in der Juri- 
stischen Vierteljahresschrift des Deutschen Juristenvereins in Prag, Bd. 35 (N. F., 
Bd. 19), Wien 1903, S. 104 f.; siehe dazu Bd. II meines Systems, S. 490 (dort ist ein 
sinnstörender Druckfehler stehen geblieben; statt: „selbständige Mittelklasse* ist 
richtig zu lesen „ unselbständige Mittelklasse"). Vgl. auch neuestens Kleinwächter, 
Konfektion, in der Zukunft, Jahrg. 13 Nr. 49 vom 2. September 1905, S. 354 f. 
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Mit den zahlreichen höher dotierten Bank- und Versicherungs- 
„ Beamten", durch die „Rayonchefs* und anderen Aufsichtsorgane etc. 
in den Warenhäusern wird eine neue Gruppe von wirtschaftlichen 
Existenzen gebildet, die nach der Einkommenshöhe und dem Standard 
of lifo, wie auch nach ihrer sozialen Stellung, Ersatz für den zurück- 
gedrängten selbständigen Mittelstand gewährt. 

Erstrebenswert ist, daß durch Zwangsversicherung oder -Spar- 
kassen oder andere geeignete Mittel dieser neuen unselbständigen 
Mittelklasse eine beamtenähnliche Stellung geschaffen, (nach Möglich- 
keit) eine Sicherung ihrer Existenz samt angemessener Alters- 
versorgung geboten wird. Hier müssen die Tendenzen auf Kräf- 
tigung des Mittelstandes vornehmlich einsetzen, soll etwas Haltbares 
zur Bildung einer wirtschaftlich kräftigen Mittelklasse zwischen Groß- 
kapital und besitzloser Menge geschaffen werden. 



Dreizehntes Kapitel. 

Die ökonomischen Lasten. 



§ 60. Theorie der Besteuerung auf den verschiedenen Rechte- 
kulturstufen. 

1 )1. Man pflegt die grundlegenden Theoreme der Steuerlehre 
als die obersten Prinzipien der Besteuerung zu bezeichnen. 
Diese Ausdrucksweise schließt implicite den Gedanken in sich, als ob 
a priori und mit zeitlicher und örtlicher Allgemeingültigkeit oberste 
Prinzipien für die Besteuerung feststellbar wären, ist daher eine 
naturrechtliche. Sie führt denn auch auf die Lehre des Natur- 
rechts zurück, wie sie Ad. Smith formuliert hat. 

Ad. Smith hat vier Maximen der Besteuerung aufgestellt: 
Verhältnismäßigkeit der Steuerleistung, „in proportion to their 
(seil, of the subjeets of every state) respective abilities;" Bestimmt- 
heit der Besteuerung, „the tax which each individual is bound to 



*j Ober Steuern im allgemeinen vergleiche: Vocke, Die Abgaben, Auflagen 
und die Steuer vom Standpunkte der Geschichte und der Sittlichkeit, Stuttgart 1887 ; 
Vocke, Die Grundzüge der Finanzwissenschaft (Frankenstein, Hand- und Lehrbuch 
der Staatswissenschaften, II, 1) Leipzig 1894, S. 161 ff; Robert Meyer, Die Prinzipien 
der gerechten Besteuerung, Berlin 1884; Sax, Grundlegung der theoretischen Staats- 
wirtschaft, Wien 1887, S. 506 ff.; Gustav Cohn, System der Nationalökonomie, II. Bd., 
Finanz Wirtschaft, Stuttgart 1889, 2. Buch; Wagner, Lehr- und Handbuch der poli- 
tischen Ökonomie, IV. Hauptabt., Finanz Wissenschaft, 2. Teil, 2. Aufl., Leipzig 1890, 
S. 199 ff.; Schaffte, Die Steuern, Allgemeiner Teil (Frankenstein, Hand- und Lehrbuch 
der Staatswissenschaften, II, 2) Leipzig 1895, namentlich S. 35 ff.; v. Schall in Schön- 
berg, Handbuch der politischen Ökonomie 4. Aufl., 8. Bd., 1. Halbband, Tübingen 
1897, Allgemeine Steuerlehre, S. 151—246; Röscher, System der Finanzwissenschaft, 
5. Aufl., bearbeitet von Otto Gerlach, 1. Halbbd., Stuttgart 1901, S. 179-285 (S. 179 
bis 218 Naturlehre der Steuern im allgemeinen; S. 218—262 Ethik der Steuern im 
allgemeinen; S. 262— 285 Politik der Steuern im allgemeinen); Art „Steuer*, im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften Bd. VI, S. 1106—1164, Verf. Eheberg; vgl. 
auch die Bibliographie bei Schäffle, Die Steuern, Allgemeiner Teil, S. 407—412. 
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pay ought to be certain, and not arbitrary"; Grundsatz der Be- 
quemlichkeit und Grundsatz der billigen Erhebungskosten. *) 

Ad. Smith ist der volkswirtschaftliche Theoretiker, der Wirt- 
schaftsphilosoph des Rechtsstaats. 8 ) Die von Smith aufgestellten 
Maximen 1 und 2 formulieren die Rechtsstaatspostulate für 
die Theorie der Besteuerung, während den Maximen 3 und 4 
nur finanztechnische Bedeutung zukommt. 

Naturrechtlich, wie das Postulat, ist auch die Begründung: 
Patrimoniale Begründung der Steuerpflicht; die Verhältnismäßig- 
keit der Steuerleistung ist gerechtfertigt durch den Staatsschutz für 
das Eigentum, „(seil, die Steuerleistung muß sein) in proportion to 
the revenue which they (seil, die Untertanen) respectively enjoy 
under the protection of the state.* 

Rechtsschutz gegen Willkür der Besteuerung, und Steuer- 
erhebung durch Bestimmtheit („the time of payment, the manner 
of payment, the quantity to be paid, ought all to be clear and piain 
to the contributor, and to every other person") heischt Smith; denn 
andernfalls ist das Steuersubjekt „in the power of the taxga- 
therer*. 

Die durch Ad. Smith in die grundlegende Steuertheorie ge- 
tragene naturrechtliche Auffassungsweise ist bis heute noch nicht 
völlig geschwunden. 4 ) Bis heute wird, und zwar von sehr namhaften 
Finanztheoretikern, ein oberstes grundlegendes Prinzip der Besteue- 
rung aufgestellt und zwar als schlechhin gültig oder möglichst zu 
beachten. 

2. Wie in der Rechts- und Staatsphilosophie der spekulative 
Apriorismus durch die historische Schule verdrängt wurde, ist auch 
bezüglich der grundlegenden Fragen der Steuertheorie an Stelle der 
naturrechtlichen zunehmend die historische Auffassung getreten. 

Am bedeutsamsten erscheint hier Ad. Wagner, 6 ) welcher 
lehrt: „Solche Grundsätze lassen sich aber schon für die Theorie 
nicht immer als absolute hinstellen. Mehrere von ihnen sind viel- 
mehr wesentlich zeitlich- und örtlich-relativer Art, sie hängen 



*) Wealth of nations, b. V, eh. 2, p. 2. 

») Vgl. Bd. II meines Systems, S. 192—195, 300. 

4 ) Siehe die reichen Literaturangaben bei Ad. Wagner, Finanzwiasenschaft, 
IL Teil, S. 292 ff. (§ 122 f.), und die eingehende historische Darlegung von Gustav 
Cohn, Finanzwissenschaft, S. 235 ff.; vgl. auch die Angaben bei Schaffte, Die Steuern, 
Allgemeiner Teil, S. 37. 

') Finanzwissenschaft, II. Teil, 2. Aufl., §§ 124 ff., insbesondere S. 299. 
Berolzheimer, Philosophie de« 8U*tes. 18 
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mit den gegebenen Kultur-, Wirtschafts- und technischen Verhält- 
nissen, mit den jeweiligen Volksanschauungen und mit dem Zustand 
des Rechtsbewußtseins und des öffentlichen Rechts zusammen, ver- 
ändern sich daher auch mit diesen Momenten: sind mit einem Worte 
zum Teil nicht rein logische, sondern historische Kategorien*. 
Zugleich verweist Wagner darauf, daß er bezüglich dieser Lehre 
durch Rodbertus beeinflußt sei. 

3. Hervorzuheben ist ferner insbesondere die von Vocke 6 ) auf- 
gestellte Theorie der Besteuerung. 

Vocke's Lehre bedeutet für die Grundlegung der Steuertheorie 
das Gegenstück zur Rechtsphilosophie des Aristoteles und des Neu- 
aristotelikers Trendelenburg. Wie diese, lehrt Vocke, daß der Staat 
als Gesellschaft die Aufgabe der Erziehung der Menschen zur Sitt- 
lichkeit erfülle. Die Gerechtigkeit ist nach Vocke die im Rechte 
ausgedrückte Sittlichkeit; die Gerechtigkeit heischt Steuerverteilung 
nach dem Maßstab der Verhältnismäßigkeit, d. h. der Leistungs- 
fähigkeit. 

Zugleich macht Vocke als erster den bedeutsamen Versuch, 
eine historische Gliederung der Steuertheorie zur Darstellung 
zu bringen. 7 ) 

4. Weiterhin gewinnt — namentlich mit und seit Ad. Wagner 
— die sozialethische Rechtsauffassung, die zur Anbahnung 
und Durchführung der Emanzipation der besitzlosen Klassen, vor- 
nehmlich der Arbeiterschaft geführt hat, zunehmende Bedeutung auch 
für die Theorie und Praxis der Besteuerung. 

Die sozialethische Auffassung findet ihren ersten Ausdruck be- 
reits im Postulat der Steuerfreiheit des Existenzminimums (Bentham; 
J. St. Mill); 8 ) jene Auffassung erhält ihren Ausbau in der generellen 

6 j Die Abgaben, Auflagen und die Steuer vom Standpunkte der Geschichte 
und der Sittlichkeit, Stuttgart 1887; siehe auch Vocke, Die Grundzüge der Finanz- 
wissenschaft, Leipzig 1894, S. 161 ff. 

7 ) Vocke scheidet zwei vorstaatliche Stufen der Gesellschaft (Familie; Ge- 
meinde und Stamm); weiterhin in der staatlichen Entwicklung: den Lehenstaat and 
aristokratischen Absolutismus; den monarchischen Absolutismus; den Verfassungs- 
Staat. (Die Abgaben etc., S. 70 ff.) 

8 ) Vgl. dazu: Gustav Cohn, Finanzwissenschaft, S. 272—276; Schaffte, Die 
Steuern, Allgemeiner Teil, S. 277 f.; Art. „Existenzminimum und seine Steuerfreiheit", 
im Handwörterbuch der Staatswissenschaften Bd. III, S. 760—770, Literaturangaben 
daselbst S. 769 f., Verf. G. Schanz: J. Nothhardt, Zur Lehre vom steuerfreien Existenz- 
minimum, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 57, S. 115—151; 
Sardemann, Das steuerfreie Existenzminimum als beneficium competentiae und Ar- 
mutsprophylaxe, Leipzig 1905 (im wesentlichen verfehlt). 
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Forderung erhöhter Belastung großer und größter Ein- 
kommen durch eine progressive allgemeine Einkommensteuer. 

5. Andererseits hat der Evolutionismus, die ndvxa $«-Lehre, 
der rechts- und wirtschaftsphilosophische Nihilismus, auch in der 
Theorie der Besteuerung seine Formulierung erlangt: mit der Lehre, 
es sei weder möglich noch notwendig, eine Gerechtigkeitsidee in 
der Besteuerung zu verwirklichen, vielmehr seien hier ausschließ- 
lich volkswirtschaftliche und finanztechnische Gesichts- 
punkte bestimmend und ausschlaggebend. Als bedeutsamster Ver- 
treter der Lehre, welche die Maßstäbe der Gerechtigkeit und der 
Ethik für die Steuertheorie ablehnt und diese ausschließlich auf 
wirtschaftlichen Prinzipien aufzubauen unternimmt, erscheint Sax. 
Die angeblichen Forderungen der Gerechtigkeit gelten ihm, soweit 
sie sachlich das Richtige postulieren, nur als unzutreffende Aus- 
drucksweisen für die Anwendung rein ökonomischer Prinzipien auf 
die Theorie der Besteuerung. 9 ) 

6. Alles Recht ist Eulturerscheinung. Dies gilt, wie von an- 
deren Rechtsgebieten, so auch vom Steuerrecht. Der Wechsel der 
rechtskulturellen Anschauungen wirkt bestimmend auch 
für die Grundlagen der Besteuerung. Zu diesem subjektiven 
Faktor tritt als objektives Moment die Änderung in der Wirtschafts- 
lage eines Landes und in den wirtschaftlichen Bedürfnissen der 
Staatsverwaltung. 

Im theokratischen Staat gilt die Steuerentrichtung (Abgabe 
des Zehnten) als Rechtspflicht auf religiösem Grunde. 

In Zeiten junger Rechtskultur findet sich vielfach der Maß- 
stab absoluter Gleichheit in der Besteuerung als Kopfsteuer, 
die bei wesentlich gleichem Besitz aller Familienhäupter nicht als 
Härte erscheint. 

Im mittelalterlichen Staat überläßt die Staatsverwaltung 
bedeutsame Staatsaufgaben der Kirche; die Staatsausgaben sind 
gering. Die feudale Bindung herrscht vor und mit ihr überwiegt 
die Bedeutung des Grundbesitzes. Die Fürsten bestreiten aus ihrem 
Grundbesitz die Kosten der Hofhaltung und Landesverwaltung. 
Naturalleistungen und persönliche Dienste der Untertanen tragen Er- 
gänzungscharakter. Im späten Mittelalter treten die Einnahmen des 
Landesherrn aus den Domänen zurück, hingegen fallen die Regalien 

9 ) Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft;, Wien 1887, S. 506 ff. ; ins- 
besondere S. 523—540. 

18* 
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dem Fürsten zu. Soweit Abgaben erfolgen, sind sie vornehmlich 
Grundzinse und anderweite Grundabgaben gemäß der feudalen 
Organisation der Volkswirtschaft und wesentlich aus der Idee des 
Obereigentums juristisch abgeleitet und theoretisch begründet. 
Neben den Regalien entwickelt sich das Gebührenwesen; der 
Staat ist noch nicht Kulturstaat; wenn Aufwendungen für die All- 
gemeinheit gemacht werden, beruhen sie wesentlich auf dem Prinzip 
der unmittelbaren Leistung und Gegenleistung. 

Zur Zeit des Absolutismus bedeutet die Steuer primär Mittel 
zur Füllung der fürstlichen Kassen, zur Bestreitung der meist luxu- 
riösen, oft verschwenderischen Hofhaltung und zur Führung von 
Beutezügen und Eroberungskriegen. („L'£tat c'est moi\) Unter 
dem Regime des aufgeklärten Absolutismus bezweckt die Steuer- 
last Förderung des Volkswohls. 

Mit der Emanzipation des Bürgertums gewinnt die Steuer- 
pflicht einen neuen Charakter: sie wird Rechtspflicht, soll recht- 
lich normiert sein, und bildet eine naturrechtliche Pflicht, ein 
Korrelat zu den natürlichen Rechten, insbesondere dem Recht auf 
Eigentumsschutz (Ad. Smith). 

Nach der Auffassung des Kulturstaats steht die Steuer im 
Dienst der Kulturaufgaben des Staats, sie ist Mittel zur Bestrei- 
tung der Kulturerfordernisse der staatlich verbundenen Allgemeinheit. 

Heute, da die historische Auffassung in evolutionistischer 
Formulierung herrscht und zugleich die Sozialethik den breitesten 
Raum in der Theorie und Praxis des Rechts einnimmt, ist einesteils 
die Lehre von der Relativität der obersten Steuerprinzipien ver- 
breitet, andernteils bezüglich der Ausgestaltung der Besteuerung die 
Lehre dominierend: Erhöhung der Steuerlasten der wirtschaft- 
lich Starken zu Gunsten der wirtschaftlich Schwachen. 

So steht immer die Gerechtigkeitslehre bezüglich der Steuer- 
theorie im engsten, unmittelbaren, untrennbaren Zusammenhang mit 
der jeweils bestehenden Rechtskulturstufe. 

Dabei ist jedoch zu beachten, daß die Entwicklung sich nicht 
in logischem, sondern in historischem Flusse vollzieht. Wie in 
der Universalentwicklung der Natur der Aufstieg von einer Ent- 
wicklungsstufe zu einer weiteren sich nicht als absoluter vollzieht, 
vielmehr frühere Stufen in zahlreichen Rudimenten nachwirken, 
so auch in der Rechtskultur überhaupt und in der Besteuerung ins- 
besondere. In jeder neuen Periode bestehen oft recht beträchtliche 
Rudimente aus früheren Rechtsepochen. So sind auch heute noch 
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Reste aus alten Kulturstufen da und dort wahrnehmbar: aus theo- 
kratischen Zeiten die Kirchenlasten; aus der Zeit des Absolutismus 
die Steuerfreiheit des Monarchen und des fürstlichen Hauses und 
die Pflicht des Landes zur Gewährung einer Zivilliste oder zur Apa- 
nagierung; aus der Zeit des Rechtsstaats die Doktrin der absoluten, 
natürlichen, allgemeingültigen obersten Prinzipien der Besteuerung etc. 
Die Kraft des Beharrungsvermögens wirkt die Erhaltung und zähe 
Festhaltung mancher Einrichtungen und Anschauungen, die einer 
überwundenen Rechtskulturstufe zugehören. Das ist einerseits nicht 
zu ändern, andererseits gar nicht übermäßig zu beklagen. Denn was 
einer Kulturepoche jemals den Stempel ausdrückt, ist nicht die restlos, 
überall, allgemein, durchaus sich vorfindende Gestaltung, sondern das 
Prädominieren irgendwelcher besonders gearteter Strukturen. 

Heute hat die sozialethische Rechtsauffassung ihren Höhepunkt, 
wenn nicht überschritten, so doch jedenfalls erreicht. Die Idee der 
höheren Belastung der größeren Einkommen ist Ergebnis des sozial- 
ethischen Standpunktes. 10 ) 

7. Der Rechtskulturstand eines Staates zeigt sich nicht zum 
wenigsten darin, in welcher Weise die öffentlichen Lasten innerhalb 
der Gesamtheit verteilt werden. Die moderne Rechtskulturauffassung 
heischt die Anteilnahme aller Staatsglieder an den öffentlichen Lasten 
nach dem Maßstabe gerechter Verteilung. 

Über den Mafistab für die Gerechtigkeit bei der Verteilung der 
Steuerlast herrscht indes weder Übereinstimmung, noch völlige Klar- 
heit. Man muß hier zwischen dem reinen Rechtsprinzip, dem 
Prinzip der Billigkeit und der sittlich-rechtlichen An- 
schauung scheiden. 

Das reine Rechtsprinzip findet seinen — nicht glücklich 
formulierten — Ausdruck in der Assekuranztheorie. Das reine 
Rechtsprinzip geht von der Idee aus, daß die Steuerleistung dem 
Verhältnisse des vom Staate gewährten Vermögensschutzes ent- 
sprechen müsse. Jeder zahlt an den Staat nach dem Ver- 
hältnisse, in dem er vom Staat empfängt. Hieraus ergibt sich 
die Forderung der reinen Proportion zwischen Vermögen und Ein- 
kommen einer-, Steuerleistung andrerseits. 

Die Idee der Billigkeit nimmt auf die Besonderheit des ein- 

10 ) Ad. Wagner spricht denn auch offen und treffend aus, daß die höhere 
Belastung der größeren Einkommen dem sozialpolitischen Standpunkte entspricht und 
nur von diesem ans die Erklärung findet. Dagegen, mit unzutreffender Begründung 
Robert Meyer, Die Prinzipien der gerechten Besteuerung, S. 397 ff. 
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zelnen Falles Rücksicht und heischt deshalb die Steuerverteilung 
nach der Leistungsfähigkeit des Steuersubjekts. Hieraus ent- 
springt die Forderung der höheren Besteuerung des fundierten Ein- 
kommens gegenüber dem unfundierten, sowie das Postulat des steuer- 
freien Existenzminimums. 

Im Zeitalter der Sozialethik gewinnt das Postulat der Billig- 
keit in der Steuerlehre ausgesprochen sozialethische Färbung: schlecht- 
hin hohe Belastung der großen, starke Entlastung der 
kleinen Einkommen und Vermögen. Daraus entspringen die 
Gebote der allgemeinen Einkommensteuer als Progressiv- oder zu- 
mindest Degressivsteuer und die Besteuerung der Konjunkturen- 
gewinne, insbesondere des unverdienten Wertzuwachses. 

In der Allgemeinheit, mit der das sozialethische Postulat heute 
auftritt, ist es nicht gerechtfertigt. Vielmehr offenbart sich die 
Bedeutsamkeit der Sozialethik allenthalben nur in der sittlich- 
rechtlichen Synthese, in der ethischen Fermentierung des Rechts. 
Das heißt: Wahrung des Rechtsprinzips mit der Begrenzung der 
Rechtspostulate durch das ethische Gebot der Nichtversklavung 
irgendwelcher Bevölkerungsteile. Für die Theorie der Besteuerung 
ergibt sich daraus: Besteuerung nach den Grundsätzen billigen Rechts 
(des durch die Grundsätze der Billigkeit gemilderten, geläuterten 
Rechts), nach Recht (ius) und Billigkeit (aequitas), unter Ver- 
meidung wirtschaftlicher Versklavung der Bevölkerungs- 
teile mit kleinen und kleinsten Einkommen. 

Die sittlich-rechtliche Anschauung führt daher keineswegs da- 
zu, die großen Einkommen nach wachsender Proportion zur Besteue- 
rung heranzuziehen — für diesen Willkürakt besteht vielmehr gar 
keine sachliche Begründung — , sondern lediglich zu einer wesent- 
lichen Abminderung der Steuerlast gegenüber jenen Bevölkerungs- 
teilen, oder -Klassen, die durch proportionale Belastung ungebührlich 
bedrückt würden. 

8. Die Prinzipien der Gerechtigkeit können aus äußeren Gründen 
in der Rechtsordnung so ziemlich nie und nirgends absolut und rein 
verwirklicht werden. Die Hemmnisse, die das begrenzte menschliche 
Erkenntnisvermögen der Realisierung der Gerechtigkeit allenthalben 
bereitet, gründen vornehmlich in der Beweisnotwendigkeit. In der 
Besteuerung führen beweistechnische Erwägungen (vornehmlich größt- 
mögliche Sicherung gegen Defraudationsgefahr) dazu, nicht durch 
eine Generalsteuer (Vermögens-, oder allgemeine Einkommensteuer) 
die Postulate der Gerechtigkeit in der Verteilung der Steuerlasten 
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schlechthin zu verwirklichen, sondern mit einer Mehrzahl direkter 
und indirekter Steuern die Steuerobjekte überall da zu fassen, wo 
sie leicht greifbar sind, und durch eine richtige Abstufung des Steuer- 
fusses der verschiedenen Steuern auf mittelbarem Wege für eine 
(möglichst) gerechte Besteuerung zu sorgen. 

§ 61. Die Ertragssteuern. Die allgemeine Einkommensteuer. 

1. x )Die Ertragssteuern (Grund-, Haus- oder Gebäude-, Ge- 
werbe-, Kapitalrenten-, Arbeitsertragssteuer) sind nichts anderes 
als spezialisierte und objektivierte Einkommensteuern. Jede einzelne 
dieser Steuern trifft das Einkommen des Steuerobjekts nicht in seiner 
Totalität, und zugleich losgelöst von der Person des Steuersubjekts. 
Diese Loslösung hat technisch verschiedene Vorzüge; der Steuerfuß 
kann insbesondere je nach der Eigenart des Steuerobjekts verschie- 
den bemessen und abgestuft werden. Andrerseits liegt in der Ob- 
jektivierung der Ertragssteuern die Gefahr, daß nicht die Leistungs- 
fähigkeit des Steuersubjekts zur Grundlage der Besteuerung gemacht 
wird. Die hieraus vielfach sich ergebenden Härten, Ungleichheiten und 
Ungerechtigkeiten der Besteuerung haben das Postulat der allgemeinen 
Einkommensteuer populär gemacht. Finanztechnisch ist hiegegen 
einzuwenden, daß die allgemeine Einkommensteuer infolge erhöhter 
Defraudationsmöglichkeit voraussichtlich weniger einbringen würde, 
als die Summe der Ertragssteuern. 

2.*) Der Begriff des Einkommens ist strittig. 8 ) Und zwar 

l ) Über Ertragssteuern vgl. : Schaffte, Die Steuern, Besonderer Teil (Franken- 
stein, Hand- and Lehrbach der Staatswissenschaften, II. Abteil., 3. Bd.), Leipzig 1897, 
S. 170 — 223; Art. „Ertragssteuern* im Handwörterbuch der Staatswissenschaften 
Bd. III, S. 728-732, Verf. G. Schanz. 

*) Vgl. Art. „Einkommensteuer*, im Handwörterbuch der Staatswissenschaften 
Bd. III, S. 381—455; Ad. Held, Die Einkommensteuer, Bonn 1872; Neumann, Die 
progressive Einkommensteuer (Schriften des Vereins für Sozialpolitik, VIII), Leipzig 
1874, insbesondere S. 141 ff.; Neumann, Die Steuer nach der Steuerß&higkeit, in 
Conrad's Jahrbftchern, N. F., Bd. I, 1880, S. 511— 578; Bd. II, 1881, S. 455—503; 
Gustav Cohn, Finanz Wissenschaft, S. 257—272 (aber Progression und Degression in 
der Besteuerung); Schäffle, Deutsche Kern- und Zeitfragen, Berlin 1894, S. 464—470; 
Schanz, Der Einkommensbegriff und die Einkommensteuergesetze, im Finanzarchiv 
13. Jahrg., 1. Bd. 1896, S. 1—87. Über prinzipielle Streitfragen bei der allgemeinen 
Einkommensteuer: Ad. Wagner, in Schönberg, Handbuch der politischen Ökonomie, 
4. Aufl., 3. Bd., 1. Halbbd., Tübingen 1897, S. 414 ff. Über (allgemeine Vermögens- 
und) allgemeine Einkommensteuer: Schäffle, Die Steuern, Besonderer Teil, Leipzig 
1897, S. 80—170. 

') Vgl. die erschöpfende Untersuchung des Einkommensbegriffs und die reichen 
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handelt es sich hiebei nicht bloß um die theoretisch richtige Formu- 
lierung eines sachlich feststehenden Inhaltes, vielmehr gehen Hand 
in Hand damit weitreichende sachliche Divergenzen. Als Kernpunkt 
der Frage darf man wohl ansehen: Bedeutet Einkommen bloß perio- 
dische Nutzungen, Erträgnisse aus Vermögen und Arbeit; oder be- 
deutet Einkommen jeden Vermögenszuwachs, jeden „ Rein Vermögens- 
zugang einer bestimmten Periode" (Schanz). Nach der zweiten Auf- 
fassung sind Anfälle seitens Dritter, Geschenke, Mitgiften, Lotterie- 
gewinne, Legate, Erbschaften ihrem Vermögenswerte nach zum Ein- 
kommen zu rechnen; die zweite Anschauung identifiziert Einkommen 
und (Rein-)Ein nahmen. Im ersten Falle erscheinen nicht einmal 
Wertsteigerungen des Vermögens zum Einkommen gehörig. 

Es ist vielleicht naheliegend, zunächst die Etymologie zu 
Rate zu ziehen. Darnach bedeutet Einkommen das, was als Ertrag 
(vornehmlich von einem Acker) einkommt; 4 ) dann auch Pension, 
Zins, Renten; jemand „hat ein gutes, mäßiges, jährliches Ein- 
kommen". 6 ) Die vulgäre Anschauung rechnet denn auch außer- 
ordentliche Vermögenszuwachsungen, sei es durch unvorhergesehene 
Glücksfälle (Lotteriegewinn), sei es durch Zuwendungen Dritter 
(Schenkungen, Mitgiften, Legate, Erbschaften) nicht zum Einkommen. 
Man scheidet vielmehr zwischen Einkommen und Einnahmen. 6 ) 
Sachlich erscheint demgemäß eine Abgrenzung des Einkommenbegriffs 
gerechtfertigt, durch welchen jene außerordentlichen Einnahmen nicht 
zum Einkommen gerechnet werden. 

Hienach ergibt sich als theoretische Formulierung des Ein- 
kommensbegriffs: Einkommen ist der Oesamt(rein)ertrag, den 
jemand aus seinem Vermögen oder aus seiner Arbeit oder 
aus beiden in einer bestimmten Periode erzielt. Was ob- 
jektiv als Ertrag (eines Gutes, eines Vermögensbestandteils oder der 
Arbeit) erscheint, ist subjektiviert, auf die Person des Wirtschafters 
bezogen, Einkommen. 7 ) Die Summe der Erträgnisse bildet das ge- 
samte Einkommen einer Wirtschaft. Hieraus ergibt sich auch ohne 
weiteres die Entscheidung darüber, ob die zur Verzinsung von Schul- 

Literaturnachweise von Schanz, Der Einkommensbegriff und die Einkommensteuer- 
gesetze, im Finanzarchiv 13. Jahrg., 1. Bd., S. 1 — 87; siehe ferner die treffliche Dar- 
stellung hei Kleinwachter, Das Einkommen und seine Verteilung (Frankenstein, 
Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften I, 5), Leipzig 1896, S. 17—44. 

«) Grimm, Deutsches Wörterbuch, 111. Bd., Leipzig 1862, S. 218. 

») Heyne, Deutsches Wörterbuch, I. Bd., Leipzig 1890, S. 698. 

e ) Vgl. Kleinwächter, Das Einkommen und seine Verteilung, S. 27. 

7 ) Siehe Kleinwächter, a. a. 0. S. 27. 
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den dienenden Beträge am Einkommen in Abzug zu bringen sind. 
Der Abzug ist gerechtfertigt; denn das Gesamteinkommen ist nur 
der Reinertrag, der jemandem während einer Wirtschaftsperiode 
zufällt. 

Eine andere Frage geht dahin, ob dieser etymologisch und 
nach der allgemeinen Sprachauffassung treffende Einkommensbegriff 
steuertechnisch akzeptiert werden soll, oder ob sich für die steuer- 
liche Behandlung eine Erweiterung des Einkommensbegriffes empfiehlt, 
die jeden Vermögenszuwachs in sich begreift. Man wird hier scheiden 
müssen zwischen — wenn ich so sagen darf — latenten und offen- 
sichtlichen Vermögenszuwachsungen. Wenn jemand einen Acker, 
ein Haus, Wertpapiere, Edelsteine etc. vor Beginn der Steuer- 
periode schon gehabt hat und nach Ablauf der Periode noch be- 
sitzt, und der (zu schätzende) Verkaufswert dieser Objekte sich in- 
zwischen erhöht hat, wird dieser latente Vermögenszuwachs ohne Härte 
und Willkür unmöglich zur Versteuerung herangezogen werden 
können. Wenn hingegen jemand diese Anwachsungen durch Besitz- 
wechsel realisiert, erscheint dieser Wertzuwachs, ebenso wie der 
Vermögensanfall durch Lotteriegewinn, Mitgift, Schenkungen, Erb- 
schaften, Legate in Wahrheit eben — als Vermögenszuwachs, und 
wenn man diese Vermögensmehrungen der Einkommenssteuer unter- 
wirft, bringt man in Wahrheit unter dem Namen Einkommenssteuer 
bezüglich der Neuanfalle von Mitgift, Legaten, Erbschaften eine 
Vermögens(be8itz)steuer, hinsichtlich der Wertzuwachsungen und der 
Lotteriegewinne eine Konjunkturengewinnsteuer zur Einführung (vgl. 
unten § 62). 

3. Die Erwägung, die zur Empfehlung einer progressiven 
(mit unbegrenzt, schlechthin steigendem Steuerfuß) oder degres- 
siven (mit steigendem Steuerfuß bis zu einer gewissen Einkommens- 
höhe und von da ab konstantem Steuerfuß) allgemeinen Ein- 
kommensteuer führt, ist die sozialethische, daß der mit großem 
Einkommen Ausgestattete ohne Beschwerung einen prozentual höheren 
Bruchteil an die Allgemeinheit abgeben kann, als der Haushalter 
geringeren Einkommens. Diese Schlußfolgerung ist unanfechtbar; die 
Basis, auf der sie aufbaut, ist jedoch nicht einwandsfrei. Die Befür- 
worter der steigenden Einkommensteuer gehen von der individuali- 
stisch-atomistischen Anschauung aus, als ob das große Einkommen 
lediglich dem Einkommensempfänger zugute komme; während in 
Wahrheit große Einkommen und die dadurch geschaffene Möglichkeit 
zur Bildung und Erhöhung von Vermögen zugleich die staatliche 
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Gesamtkraftposition steigern. Der Staat mit vielen vermögenden 
Bürgern ist mehr gekräftigt, als ein Proletarierstaat. Man kann da- 
her einer allgemeinen progressiven Einkommensteuer überhaupt 
nicht, 8 ) einer degressiven nur insoweit das Wort reden, als sie wirk- 
lich sozialethisch geboten ist, indem sie zur Abwendung von 
Härten gegenüber Wirtschaftern mit kleinsten und kleinen Ein- 
kommen dient. Hingegen bildet die unbeschränkte Forderung einer 
Einkommensteuer mit stetig (oder weit fortgesetzt) wachsender Pro- 
portion ein Ergebnis der heute übertriebenen sogenannten „sozial- 
ethischen", in Wahrheit vermögensfeindlichen Lehrmeinungen. 

§ 62. Vermögenssteuern. Die Wertzuwachssteuer insbesondere. 

I. 1 ) Vermögenssteuern (Vermögensbesitzsteuern) haben als 
(nominelle) Generalvermögenssteuern, bei denen das Vermögen nur 
Grundlage der Steuerbemessung ist, den steuertechnischen Nach- 
teil, daß viel bewegliches Vermögen der Besteuerung entzogen werden 
kann, ferner das Arbeitseinkommen von der Steuer frei bleibt. Die 
Generalvermögenssteuer kann jedoch als Ergänzungssteuer zur 
Ausgleichung von steuerlichen Ungerechtigkeiten dienen und wird 
deshalb vielfach empfohlen. Die echten Vermögenssteuern (Erb- 

•) Vgl. Röscher, System der Finanzwissenschaft, 5. Aufl., bearbeitet von Otto 
Gerlach, 1. Halbbd., Stuttgart 1901, S. 242—252; S. 243: „Die große Schattenseite der 
Progression liegt darin, daß es wohl nie gelingen wird, eine Skala derselben aufzu- 
stellen, die allgemein als billig anerkannt wäre. Eine solche Willkür des Gesetz- 
gebers würde . . . nur da gefahrlos sein, wo eine große Stärke der aristokratischen 
Elemente die Reichen vor gesetzlicher Plünderung schützt 11 Ad vocem „Willkür 
des Gesetzgebers" verweist Röscher (Note 1 1, S. 248) auf Thiers, De la propriete*, 
Paris 1848, IV, eh. 3: „la proportionnalitä est un principe, mais la progression n'est 
qu'un odieux arbitraire.* Thiers vergleicht daselbst (p. 354) die Progressivsteuer 
mit dem „marchand, qui, en voyant arriver un riche ätranger ä sa porte, se dit: Ce 
monsieur est riche, il payera plus eher*. 

! ) Über Vermögenssteuern siehe: Ad. Wagner, Finanzwissenschaft, II. Teil, 

2. Aufl., Leipzig 1890, S. 568-571, 588—595 (über Erbschaftssteuer); Schaffle, Deutsche 
Kern- und Zeitfragen, Berlin 1894, S. 464-470; Schaffle, Die Steuern, Besonderer 
Teil S. 80—170 (über die allgemeine Vermögens- und die allgemeine Einkommen- 
steuer), 8. 418—435 (über die Erbfallsteuern), S. 435-440 (über die Glücksfall- 
besteuerung); Ad. Wagner, in Schönberg, Handbuch der politischen Ökonomie, 4. Aufl., 

3. Bd., 1. Halbband, Tübingen 1897, Über allgemeine Vermögenssteuer, S. 441— 448; 
Art. „Vermögenssteuer* (Ergänzungssteuer), im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften, 2. Aufl., Bd. VII, S. 425—439 (Literaturangaben S. 438 f.), Verf. Max von 
Heckel; Art. „Erbschaftssteuer*, ebenda Bd. III, S. 698—728 (Literaturangaben 
S. 727 f.), Verf. G. Schanz. 



§ 62. Vermögenssteuern. Die Wertzuwachssteuer insbesondere. 283 

schafts-, Wertzuwachs-, Konjunkturengewinnsteuer) bewirken eine 
Minderung der Vermögenssubstanz der durch die Steuern Be- 
troffenen und damit der Wirtschaftskraft des Staats-Ganzen. Daraus 
ergibt sich als Prinzip die Verwerfung jeder (echten) Vermögens- 
steuer. 

2.*) Die Besteuerung des Wertzuwachses oder des „unver- 
dienten" Wertzuwachses führt auf das sozialistische Theorem Las- 
salle's 8 ) zurück, daß die Konjunktur und die auf Grund der Kon- 
junktur erzielten Gewinne nicht das Verdienst des einzelnen seien. 
Zugrunde liegt die Anschauung, daß nur der Arbeit werterzeugende 
Kraft zukomme. Daher erscheinen jene Wertsteigerungen als be- 
sonders geeignet für den steuerlichen Zugriff. Diese Lehre Lassalle's 
über die Konjunktur hat weiterhin Schaffte 4 ) aufgegriffen und vor- 
nehmlich Ad. Wagner für die Steuerlehre verwertet. 6 ) 

Die Begründung ist nicht stichhaltig. Einerseits steht jeder 



') Über Wertzuwachssteuer vgl. insbesondere: F. Pabst, Die Besteuerung des 
unverdienten Wertzuwachses von Grund und Boden (Konjunkturgewinnsteuer), in 
Hildebrand's Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, III. F., 25. Bd., Jena 
1903, S. 350— 371. Über Konjunkturengewinn-Besteuerung: Robert Meyer, Die Prin- 
zipien der gerechten Besteuerung, S. 361 — 368; Ad. Wagner, Finanzwissenschaft, 
II. Teil, 2. Aufl., S. 566-568, 571—588; dazu A. Wagner, Grundlegung der politischen 
Ökonomie, 3. Aufl., I. Teil, 1. Halbband, Leipzig 1892, S. 369 f., 386—398; Gustav 
Colin, Finanzwissenschaft, Stuttgart 1889, S. 463—467; Schaffle, Die Steuern, Be- 
sonderer Teil, S. 435—440. 

*) Lassalle, Herr Bastiat-Schulze von Delitzsch, der ökonomische Julian, oder 
Kapital und Arbeit, Berlin 1864, 1. Kapitel, namentlich S. 27 ff.; S. 27: „Die ge- 
sellschaftlichen Zusammenhänge ... sie sind die uralte orphische Kette, von 
welcher schon die alten Orphiker sangen, daß sie alles Existierende unzerreißbar 
aneinander binde und miteinander verknüpfe. . . . Dieses Band der gesellschaft- 
lichen Zusammenhänge, diese Kette, welche alle existierenden unwißbaren Umstände 
miteinander verbindet, sie heißt in unserer merkantilischen Welt die — Konjunk- 
tur." Vgl. auch Lassalle, Die Philosophie Herakleitos des Dunklen, Berlin 1858, 
Bd. I, S. 376—379. 

*) Bau und Leben des sozialen Körpers, Neue Ausgabe, Tübingen 1881, II. Bd., 
S. 297—302, 325 f.; 2. Aufl., 1896, 1. Bd., S. 445 f. 

ß ) Finanzwissenschaft, IL Teil, S. 566-568, 571-588. Hingegen treffend 
Gustav Cohn, Finanzwissenschaft, S. 463 f.; S. 463: „Die Spekulation . . . ist, der 
Kampf der mit Kenntnis der wißbaren Umstände ausgerüsteten Intelligenz gegen die 
rohe Naturmacht des Zufalls/ 

Siehe auch Faust II, 1. Akt: 

„Wie sich Verdienst und Glück verketten, 
Das fällt den Toren niemals ein; 
Wenn sie den Stein der Weisen hätten, 
Der Weise mangelte dem Stein." 
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Gewinn, alles Einkommen, jeder Ertrag, den der einzelne im staat- 
lich organisierten Wirtschaftskörper macht, in Abhängigkeit von dem 
gemeinsamen Rechts- und Wirtschaftskulturbande, das die Gesamt- 
heit umschlingt. Andrerseits ist der Wertzuwachs oder sonstige 
außerordentliche Vermögenszugang häufig nicht unverdient, nicht 
rein zufällig, sondern vorher berechnet und das Äquivalent für ein 
entsprechendes Risiko, das der Bereicherte auf sich nimmt Der 
Loskäufer erwirbt die geringe Wahrscheinlichkeit eines namhaften 
Treffers gegen die gewisse Aufopferung eines relativ kleinen Ein- 
satzes; er schließt einen Hoffnungskauf ab. Die Wertsteigerung von 
Vermögensobjekten kann rein zufällig sein, wie beim Grundbesitz 
der Vorortsbauern, denen die wachsende Großstadt auf den Leib 
rückt; häufig ist sie Ergebnis einer erfolgreichen Spekulation, Äqui- 
valent für das Risiko des spekulativen Mißerfolgs. 6 ) Was also die 
Besteuerung rechtfertigen soll, die Verdienstlosigkeit des Erwerbs, 
trifft regelmäßig nicht zu. Zu Gunsten der Steuer läßt sich lediglich 
das argumentum ad hominem anführen, daß die Steuer auf mit ge- 
ringer Mühe erworbene Vermögensobjekte relativ leicht getragen 
wird, und daß die Steuer bei der großen Masse der minder Erfolg- 
reichen populär ist. 

Zu Gunsten der echten Vermögenssteuern auf Konjunkturen- 
gewinn, Glücksfall (Lotteriegewinn), Erbschaften und Legate läßt sich 
auch die psychologische Erwägung anführen, daß leicht, mühelos er- 
worbenes Geld ohnehin leicht wieder ausgegeben wird. 

Die Wertzuwachssteuer am Grund und Boden wird mehrfach 
noch besonders sozialethisch verbrämt durch den Vorschlag, den Er- 
trag der Steuer teilweise (zu l /s) zur Bildung eines Wohnungsverbes- 
serungsfonds und eines Unterstützungsfonds für kleine Städte und 
ländliche Gemeinden zu verwenden. 7 ) 

6 ) Man wendet gegen die Konjunkturbesteuerung auch ein, wenn man den 
Konjunkturen- und Spielgewinn belaste, wäre es gerecht, bei Konjunkturen- und 
Spiel Verlusten Rückersatz zu geben. Diese Einwendung bezeichnet Schaffte , Die 
Steuern, Besonderer Teil, S. 437 als „die schwächste, welche gegen ZufaUsbesteuening 
vorgebracht worden ist". Schftffle fügt bei: .Der Gewinn ist einmal außerordentliches 
Einkommen; wer ihn auf das Spiel setzt und wieder verliert, erlangt der Besteuerung 
gegenüber keinerlei besondere Rücksicht." 

M. E. ist die Konjunkturbesteuerung auch ohne Rücksicht auf jenen Einwand 
sachlich nicht gerechtfertigt. So viel ist aber gewiß, daß es nicht gerecht erscheint, 
den Spiel gewinn eigens zu besteuern, nachdem der Spiel verlu st doch vom Steuer- 
träger unverkürzt aus eigener Tasche bezahlt werden muß. 

7 ) So Pabst, Die Besteuerung des unverdienten Wertzuwachses von Grund 
und Boden, in Hildebrands Jahrbüchern, III. F.. Bd. 25, S. 370 f. 
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§ 68. Die indirekten Steuern. Luxussteuern. 

*)1. Indirekte Steuern sind Steuern, die der Steuerzahler nach 
der Intention des Gesetzgebers auf einen Dritten, den Steuerträger, 
überwälzen soll. Die Hauptfälle der indirekten sind die Verbrauchs- 
steuern. Bei Beurteilung der indirekten Steuern faßt man daher 
regelmäßig die Verbrauchssteuern ins Auge. 

Gegen die Verbrauchssteuern wird eingewendet, daß sie nament- 
lich als Kornzölle die große Menge der minder Besitzenden ungebühr- 
lich belasten, daß sie überhaupt den Konsum treffen, statt des Ein- 
kommens, und der Schluß vom Umfang des Konsums auf die Größe 
des Einkommens um so weniger gerechtfertigt erscheint, je weniger 
entbehrlich der konsumierte Bedarf ist. Für die Verbrauchssteuern 
werden vornehmlich finanztechnische Gründe, die leichte Einziehbar- 
barkeit der Steuer und die Schwierigkeit der Defraudation, geltend 
gemacht. Daneben auch, vornehmlich bezüglich der Salzabgabe, daß 
hierin ein Äquivalent für die Freiheit kleiner und kleinster Ein- 
kommen von direkten Steuern liege. 

Der Einwand gegen die Verbrauchssteuern, daß durch sie die 
große Volksmasse ungebührlich belastet werde, trifft nur scheinbar 
zu. Denn wenn die große Menge der Arbeiterfamilien an Ver- 
brauchssteuern meist einen weit höheren Betrag entrichtet, als ihrem 
Einkommen entsprechen würde, trägt in Wahrheit die Verbrauchs- 
steuer der Arbeitgeber durch die Lohnerhöhungen, die ver- 
teuerte Nahrungsmittel für die Dauer zur Folge haben. Die Ver- 
brauchssteuern belasten tatsächlich nicht das Volk, sondern die 
Industrie. 

- 2. Die Luxussteuern, 2 ) die technisch zum Teil auch als 
direkte Steuern (Wagen- und Pferdesteuern, Billard-, Gesellschaften- 
steuern) erhoben werden können, spielen in der Besteuerung keine 
große Rolle, vornehmlich wegen des relativ geringfügigen Ertrags, 
den sie zu ergeben pflegen. Unter der sozialethischen Rechtsanschau- 

l ) Über indirekte Steuern vgl. : Vocke, Indirekte Steuern, in Schanz 1 Finanzarchiv 
20. Jahrg., 2 Bd., 1903, S. 1—25; Ad. Wagner, Finanzwissenschaft 2. Teil, 2. Aufl., 
S. 601— 667, namentlich S. 631 ff.; Schäffle, Die Steuern, Besonderer Teil, S. 224 ff. 

*) Über Luxussteuern vgl.: Ad. Wagner, Finanzwissenschaft, III. Teil, Leipzig 
1889, S. 776—782 (über die direkten Gebrauchs- und Genußsteuern: Wagen- und 
Pferde-, Billard-, Gesellschaften-Steuer); Schäffle, Deutsche Kern- und Zeitfragen, 
Berlin 1894, S. 426 — 464; Art. , Luxussteuern ", im Handwörterbuch der Staats wissen- 
Schäften, Bd. V, S. 660—668 (Literaturangaben daselbst S. 668), Verf. Mamroth; 
Franz Graf, Das Problem der Luxussteuern, Berlin 1905. 
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ung der Neuzeit werden Luxussteuern eindringlichst empfohlen. Sie 
sollen angeblich dem Erfordernis der ausgleichenden Steuergerechtig- 
keit ganz besonders entsprechen. 8 ) Hiebei wird jedoch außer Acht 
gelassen, daß regelmäßig die Luxussteuer die reine Doppelbesteue- 
rung darstellt; das Einkommen, das schon direkt besteuert ist, wird 
nochmals zur Abgabenentrichtung herangezogen. 

Gleichwohl könnten Luxussteuern wegen ihrer (wirklich oder 
vermeintlich) sozialethischen Bedeutsamkeit in weit größerem Umfang, 
als dies heute der Fall ist, eingeführt werden, sofern die Steuersätze 
so mäßig gehalten werden, daß der Luxuskonsum durch die Steuer 
nicht gemindert wird. Vornehmlich eine Steuer auf Luxusauto- 
mobile dürfte sich weitreichender Popularität erfreuen. 

§ 64. Reichsflnanzreform. 

*)1. Die Gestaltung der Finanz Wirtschaft des Deutschen Reiches 
leidet an einem organischen Fehler. Sie trägt noch heute den Cha- 

*) Graf, Das Problem, der Luxussteuern, S. 275 ff., zahlt eine Reihe von, der 
Luxussteuer zugänglichen Objekten auf; Mamroth bespricht verschiedene einzelne 
Luxussteuern im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Bd. V, S. 665 — 667. 

') Über Reichsfinanzreform überhaupt vgl. : G. v. Mayr, Zur Reichafinanzreform, 
Stuttgart 1873; Preuü, Reichs- und Landes-Finanzen, Berlin 1894 (1. und 2. Heft der 
Volkswirtschaftlichen Zeitfragen, Jahrg. 16, Berlin 1895); S. Gohn, Die Finanzen des 
Deutschen Reiches seit seiner Begründung, Berlin 1899 (enthält eingehende statistische 
Angaben und Zusammenstellungen); Art. „Reichsfinanzen" im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften, Bd. VI, S. 360—383 (Literaturangaben daselbst S. 383; Aber 
Reformbestrebungen S. 381—383), Verf. G. v. Mayr; Ad. Wagner, Finanzwissen- 
schaft, IV. Teil, 2. Halbband, Leipzig 1901, S. 646—820, 851 f. (zugleich deskriptiv 
und historisch über das Reichsfinanzrecht); v. Zedlitz-Neukirch, Die Notwendigkeit 
einer Reichsfinanzreform, in der Zeitschrift für Sozial Wissenschaft, IV. Jahrg., 1901, 
S. 788—797; Hans Koppe, Die Reichsfinanzreform, Leipzig 1902; Rehm, Die Reichs- 
finanzreform ihre Gründe und ihre Durchführung, Manchen 1903; Ad. Bachenberger, 
Finanzpolitik und Staatshaushalt im Großherzogtum Baden in den Jahren 1850 — 1900, 
Heidelberg 1902, S. 26—38 ; Eng. v. Jagemann, Zur Reichsfinanzreform, Heidelberg 1905. 
Siehe ferner: Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., IV. Bd., 1901. 
S. 332 ff, Das Finanzwesen des Reiches, und Ph. Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, 2. Aufl., 2. Bd., Berlin 1897, S. 678—821, Das Reichsfinanzrecht (diese 
Beiden de lege lata); Schaffte, Deutsche Kern- und Zeitfragen, Berlin 1894, S. 426 
bis 464; Schanz, Der Reichshaushalt und das Finanzwesen der Einzelstaaten, im Finanz- 
archiv, 13. Jahrg., 1. Bd., 1896, S. 88—110; Schanz, im Finanzarchiv, 20. Jahrg., 
1. Bd., 1903, S. 486—442 (drei Besprechungen); Jacobs, Die Reichserbschaftssteuer, 
in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 57, S. 344—362; G. v. Mayr, 
Die Tabakindustrie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika and die Tabak- 
fabrikatsteuer, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 1904. S. 865—869 (Für die 
Tabakfabrikatsteuer). 
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rakter des Provisoriums, während sie sowohl im Hinblick auf die 
Dauernatur der Reichsaufgaben, wie mit Rücksicht auf die, nament- 
lich für die Zwecke der Landesverteidigung ungemein beträchtlichen 
Reichsausgaben eine wie immer gestaltete Definitivregelung er- 
heischt. Das Provisorium^ äußert seihe Wirksamkeit sowohl bezüg- 
lich der Reichseinnahmen wie auch hinsichtlich der Reichsschulden. 
Die Reichseinnahmen sind nicht genügend von der Finanzwirt- 
schaft der Bundesstaaten isoliert, nicht ausreichend auf sich 
selbst gestellt. Der Reichsschuldendienst leidet unter dem 
Mangel einer planmäßigen Schuldentilgung. Solange nicht in 
beiden Beziehungen gründlich Wandel geschaffen wird, kann die 
Reichsfinanzwirtschaft nicht gesunden. 

2. Einen mehr formellen Punkt bildet die Frage der Schaffung 
eines Reichsfinanzministeriums. Je umfangreicher und ver- 
antwortungsvoller der Reichsfinanzdienst wird, desto mehr erscheint 
aus verwaltungstechnischen Gründen die Abzweigung eines Reichs- 
finanzministeriums vom Reichskanzleramt wünschenswert. Die Frage 
hat übrigens auch eine politische Bedeutung, da die Schaffung von 
Reichministerien, deren erstes eben das Finanzministerium wäre, 
einen Schritt vorwärts in der Zentralisierung Deutschlands bildet. 

Die Bedeutung der Schaffung eines Reichsfinanzministeriums 
ist, wie gesagt, eine mehr formelle. Sofern dadurch auch äußerlich 
wahrnehmbar wird, daß der Reichsfinanzdienst aus dem Zustand des 
Provisoriums herausgebracht werden soll. Materiell ist eine gute 
Finanzwirtschaft auch ohne Reichsfinanzministerium möglich, wie 
andrerseits durch die Schaffung eines Reichsfinanzministeriums für 
sich allein eine gute Finanzgebarung nicht gewährleistet ist. 

3. Wie die Dinge heute liegen, ist der primäre und ausschlag- 
gebende Punkt nicht die Regelung der Reichseinnahmen, sondern 
jene des Reichsschuldendienstes. Von der Gestaltung der Reichs- 
schulden und ihrer Amortisation ist das Maß des Reichsbedarfs ab- 
hängig; durch eine geschickte und planvolle Leitung des Reichs- 
schuldenwesens können die Erfordernisse des Reichseinnahmedienstes 
wesentlich gemindert werden. 

Deutschland hat den Kapitalistenmarkt seit einer Reihe von 
Jahren so stark mit Reichsanleihen überschwemmt und die Schuld- 
aufnahmen in einer finanzpolitisch derart wenig weitsichtigen Weise 
betätigt, daß der Reichskredit erheblich gesunken ist. Der Kurs- 
stand der Reichsanleihen ist im Verhältnis zur finanziellen Kraft 
und Sicherheit des Deutschen Reiches ein ungemein niedriger. Folge- 
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weise kann sich heute Deutschland nur unter Bedingungen neuen 
Kredit schaffen, die weit ungünstiger sind, als es den deutschen 
Wirtschaftsverhältnissen entspräche. Weit ungünstiger aus dem 
börsentechnischen Grund, weil der Betrag der Reichsschulden im 
Verhältnis zum Anlagebegehr für relativ nicht besonders hoch ver- 
zinsliche erstklassige Werte zu groß ist. 

Da eine rasche erhebliche Minderung der Reichsschulden nicht 
leicht möglich ist, kann daher die Kreditbeschaffung für Reichszwecke 
eine günstigere Gestaltung nur dann erhalten, wenn den Kapitalisten 
ein besonderer Ansporn für den Erwerb von Reichsanleihen gewährt 
wird. Dieser könnte durch Umwandlung eines Teils der Reichs- 
anleihen in Prämienanleihen geschaffen werden. 

Dies gilt als unmoralisch. Weil dadurch der Spielleidenschaft 
der großen Menge entgegengekommen würde. Allein nur eine Vogel- 
straußpolitik kann in dieser Weise argumentieren. Die Spekulation 
wird nie von der Welt verschwinden; die bisher in Deutschland an- 
gestellten Versuche, die Spiellust einzuschränken, haben allerlei Er- 
folge gehabt: die Konzentrationstendenz im Bankwesen wurde durch 
das Börsengesetz beschleunigt; das spekulierende Publikum hat die 
ausländischen Börsen, namentlich London, durch große Provisionen 
bereichert, zum Nachteil der einheimischen Börsenplätze; die deut- 
schen Börsenmärkte haben an Kraft erheblich eingebüßt; die deut- 
schen Kapitalisten haben an Auslandsbörsen vereinzelt mehr ge- 
wonnen, vielfach erheblich mehr verloren, als dies in Deutschland 
selbst der Fall gewesen wäre; — aber den Erfolg, den jene Ver- 
suche haben sollten: die Spiellust einzuschränken, haben sie nicht 
gehabt. Angesichts dieser Tatsache ist es doch in Wahrheit eine 
Vogelstraußpolitik, wenn man mit der Verweisung auf die Unmoral 
der Spiellust den Gedanken einer Reichsprämienanleihe zurückweisen 
wollte. Die Spiellust ist da; warum soll man ungarischen Lotterien, 
englischen Minen- und amerikanischen Eisenbahnmagnaten den spe- 
kulativen Anlagebegehr in den Rachen jagen, den man ja doch nicht 
bannen kann, aber, nachdem er einmal besteht, zum Vorteil der 
deutschen Finanzkraft nützen kann? Zudem sind ja tatsächlich schon 
heute in verschiedenen deutschen Bundesstaaten, vornehmlich in 
Preußen, Klassenlotterien vorhanden, die gegenüber einer Reichs- 
prämienanleihe den doppelten Nachteil aufweisen, daß der gewinnlos 
Spielende den ganzen Einsatz einbüßt, während er bei einer Prämien- 
anleihe nur niedrigere Zinsen bezieht; ferner, daß bei der Klassen- 
lotterie kleine und kleinste Sparer herangezogen werden, während 
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die Prämienanleihe sich nur an das kapitalkräftigere Publikum 
wendet. — 

Eine deutsche Reichsprämienanleihe mit 3°/o Zinsenaufwand 
derart, daß 2 bis 2 1 /s °/o zur Verzinsung, der Rest zur Schaffung von 
Prämien verwendet würde, könnte unschwer al pari emittiert werden. 
Würde der Betrag dieser Anleihe zu einem allmählichen Ankauf des 
gleichen Betrags zirkulierender Reichsanleihe verwendet, so würden, 
soweit das Reich 3 '/a °/oige Reichsanleihe zurückkauft, V» % weiterhin 
für den Tilgungsdienst erübrigt werden, soweit das Reich 3 °/o Reichs- 
anleihe zurückkauft, beim heutigen Kursstand, der sich durch mäßige 
Rückkäufe nicht nennenswert erhöhen würde, l k % Zins gespart und 
zugleich der Betrag des Disagios der heute zirkulierenden 3°/oigen 
Reichsanleihe für das Reich gewonnen werden. Analoge Erfolge 
würden durch die (freiwillige) Konversion von 3 1 /« /oiger Reichs- 
anleihe in Reichsprämienanleihe erzielt. 

Zugleich hätte eine Reichsprämienanleihe wesentliche Vorzüge 
gegenüber einer Reichslotterie. Erstens ist jene weniger spekulativ, 
da sie einen, wenn auch bescheidenen, festen Zins neben der un- 
gewissen Prämie gewährt. Zweitens verträgt finanztechnisch eine 
Prämienanleihe eine weit größere Ausdehnung, als eine Lotterie; 
Prämienanleihen sind internationale Anlagewerte, haben einen Welt- 
markt, Lotterien sind wesentlich auf das Ausgabeland beschränkt. 
Ferner können im Weg der Prämienanleihe enorme Kapitalien be- 
schafft werden, während für Lotterien nur eine begrenzte Aufnahme- 
fähigkeit besteht. 

4. Ein weiterer Weg zur Minderung der Reichsschulden wäre 
— neben oder anstatt der Reichsprämienanleihe — dadurch gegeben, 
daß die Einzelstaaten pro rata ihrer Bevölkerung einen Teil der 
Reichsschulden als Landesschulden übernehmen würden: Konversion 
von Reichsschulden in Staatsschulden. Ob und wie die Einzel- 
staaten den auf sie treffenden Anteil konvertierter Reichsschulden 
tilgen würden, wäre dann Sache der einzelstaatlichen Finanzverwal- 
tungen. 

Der Gedanke einer Konversion von Reichs- in Landesschulden 
ist gar nicht so fremdartig, als er auf den ersten Blick vielleicht 
erscheint. An Stelle von Matrikularbeiträgen würden eben einfach 
kapitalisierte Matrikularbeiträge treten. 

5. Kommt auf die eine oder andere Weise das Reich in die 
Lage, seine Schulden zu vermindern und dadurch zugleich zu gün- 

Berolzheimer, Philosophie des Staate*. 19 
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stigeren Bedingungen Kredit zu finden, so ist das Erfordernis der 
Reichseinnahmen im vornherein ein wesentlich kleineres. 

Vor allem wäre sodann mit dem System der Überweisungen 
von Eeichseinnahmen an die Bundesstaaten vollständig zu brechen. 

Es handelt sich schließlich noch darum, weitere selbständige 
Reichseinnahmen zu schaffen, die von den Bundesstaatseinnahmen 
unabhängig, nicht zu drückend wirken und zugleich möglichst 
stabil sind. 

Neue selbständige Reichseinnahmen können weiterhin nur durch 
neue Reichssteuern oder Erhöhung bestehender Reichseinnahmen 
(Steuern und Zölle) geschaffen werden. Um die Reichssteuern nicht 
zu drückend zu gestalten, empfiehlt sich, die Last auf eine Mehrheit 
verschieden gearteter Reichssteuern zu verteilen, sodaß jede 
einzelne Steuer nur einen relativ kleinen Betrag abzuwerfen braucht. 
Daher erscheint es angezeigt, von den verschiedenen vorgeschlagenen 
Verbrauchssteuern nicht die eine oder andere herauszugreifen, son- 
dern eine Mehrheit von Verbrauchssteuern zu schaffen (bezw. 
zu erhöhen), jede einzelne jedoch mit geringen Steuersätzen. Im 
Interesse der Stabilität der selbständigen Reichseinnahmen em- 
pfiehlt sich zugleich, eine allgemeine Reichseinkommensteuer 
als Ergänzungssteuer, die auch bei ganz niedrigem Steuerfuß 
einen namhaften Ertrag abwerfen würde, während eine Reichswehr- 
steuer höchst unpopulär wirken würde und zugleich jeder inneren 
Berechtigung entbehrt, 2 ) und die Reichserbschaftssteuer bei steuer- 
licher Heranziehung des Erbschaftserwerbs der Deszendenten und 
Ehegatten kaum Aussicht auf Annahme seitens des Reichstags hat, 
bei Freilassung jener Erbschaftserwerbe kein großes Erträgnis ergibt. 

*) Der konsequente Ausbau einer (Reichs-)Wehrsteuer würde dahin fahren, 
auch kinderlose Ehepaare oder Ehepaare mit Töchtern oder Junggesellen mit der 
Steuer zu belegen, — ein Beweis für die Haltlosigkeit dieser Steuer. 



Vierzehntes Kapitel. 

Die Arbeiterklasse. 

§ 66. Sozialethik und Arbeiterrecht. Ausbau des Sozialrechts; 
insbesondere Arbeitsnachweis und Arbeitslosenversicherung. 

I. I. 1 ) Die ökonomische Emanzipationsbewegung der Lohn- 
arbeiterschaft hat sich in den letzten Dezennien mit solcher Kraft 



l ) Vgl. zum folgenden insbesondere : Die All erb. Botschaften vom 1 7. November 1 881 
und 14. April 1883 (abgedruckt bei H.Kohl, Die politischen Reden des Fürsten Bismarck, 
Bd. 9, Stuttgart 1894, S. 84—88, 442-444); v. öettingen, Die Moralstatistik in ihrer 
Bedeutung für eine Sozialethik, 3. Aufl., Erlangen 1882, namentlich S. 11—20, 347 
bis 655, 786—882; Schmoller, Rede zur Eröffnung der Besprechung über die soziale 
Frage in Eisenach, vom 6. Oktober 1872 (Zur Sozial- und Gewerbepolitik der Gegen- 
wart, Leipzig 1890, S. 1 — 18), Die soziale Frage und der Preußische Staat, Vortrag 
vom Jahre 1874 (Zur Sozial- und Gewerbepolitik, S. 37—63), Die Kaiserlichen Er- 
lasse vom 4. Februar 1890 im Lichte der deutschen Wirtschaftspolitik von 1866 — 90, 
zuerst abgedruckt im Jahrbuch für Gesetzgebung XIV, S. 697 ff. (Zur Sozial- und 
Gewerbepolitik, S. 462—472); E. Lamprecht, Deutsche Geschichte, II. Erg. -Bd., 2. Hälfte, 
Zur jüngsten deutschen Vergangenheit, Freiburg i. B. 1904, namentlich S. 334 — 349 
(über die von Bismarck inaugurierte Sozialgesetzgebung); v. Scheel, in Schönberg, 
Handbuch der Politischen Ökonomie, 4. Aufl., Bd. I., Tübingen 1896, S. 107—118; 
Gustav Cohn, Die Entwicklung der Bestrebungen für internationalen Arbeiterschutz, 
im Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, Bd. 14, 1899, S. 53 — 79; Labriola, 
Del concetto teorico della societa civile, prelezione academica (14. Januar 1901), Roma 
1901 (über sozial ethisiertes Recht im allgemeinen); Euno Frankenstein, Der Arbeiter- 
schutz, seine Theorie und Politik (Frankenstein, Hand- und Lehrbuch der Staats- 
wissenschaften, 1, 14), Leipzig 1896, und die Bibliographie daselbst, S. 319 ff.; Art. 
, Arbeiterschutzgesetzgebung" im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., 
Bd. I, S. 470— 607; Art. „Arbeiter Versicherung", ebenda, S. 607— 723; Art. „Sozial- 
konservative Bestrebungen" im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 2. Aufl., 
Bd. VI, Die katholisch-sozialen Bestrebungen, S. 833—843, Verf. Brüll; Evangelisch- 
soziale Bestrebungen, S. 843—848, Verf. ühlhorn; H. Albrecht, Handbuch der sozialen 
Wohlfahrtspflege in Deutschland, auf Grund des Materials der Zentralstelle für. Ar- 
beiterwohlfahrtseinrichtungen bearbeitet, Berlin 1902; dazu Mappe, enthaltend Tafel I 

19* 
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und Allgemeinheit zur Durchsetzung gebracht, daß die sozial- 
ethische Gestaltung des Rechts in der Gegenwart ein allgemein 
anerkanntes Postulat darstellt. 

Es handelt sich daher heute vornehmlich um eine möglichst 
klare Grenzziehung: Wie weit ist das Recht sozialethisch zu 
mildern? 

2. Über diese Grenze kann nur durch die Erkenntnis des theo- 
retischen, des rechts- und wirtschaftsphilosophischen Fundaments 
für die Ethisierung des Rechts Klarheit erlangt werden. Die illu- 
sionäre Formel, die dem Naturrecht entnommene Begründung für 
die bessere ökonomische Lebenshaltung der Lohnarbeiter geht (in 
der schärfsten Ausbildung durch Marx) dahin: Die Arbeit, und zwar 
nur die „produktive*, d. h. die mit Aufwand von Körperkraft 
und körperlichen Fähigkeiten betätigte Arbeit, schafft Werte. Das 
Arbeitsprodukt müßte daher in seinem vollen Werte (abzüglich des 
Rohstoffwertes) dem Arbeiter zugute kommen. Die auf den Kapita- 
listen entfallende Ertragsquote steckt dieser als Mehrwert „unver- 
dient" ein, unter Verkürzung des natürlichen Rechts der Arbeiter 
auf den vollen Arbeitsertrag. 

Diese Begründung ist formell und materiell irrig. Formell 
weil es .natürliche* Rechte überhaupt nicht gibt. Materiell, weil 
die Arbeit als solche, die Arbeit für sich allein keine Werte schafft, 
vielmehr die durch zweckdienliche Umgestaltung der Rohstoffe in 
Gebrauchsgegenstände erzielte Werterhöhung gemeinsames Verdienst 
der beim Produktionsprozeß Beteiligten ist: der Arbeiter, aber auch 
dessen, der die Produktionsstoffe und Werkzeuge (das stehende und 
das umlaufende Kapital) zur Verfügung stellt, und endlich des Pro- 
duktionsleiters. Ist aber das Verdienst gemeinsam, so muß auch 
der Verdienst geteilt werden. Es kann sich daher nicht um eine 
ungerechte Verkürzung des Arbeiters, dem eigentlich der ganze 
„Arbeitsertrag" gebühren würde, handeln, vielmehr nur um die ge- 

bis LXXXV1I, Berlin 1902; Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft I, 
S. 3 — 27, 55 — 401 ; van der Borght, Grundzüge der Sozialpolitik (Frankenstein-v. Heckel, 
Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, I, 15), Leipzig 1904 (insbesondere 
II. Teil: Arbeiterwohlfahrtspolitik, S. 87—445); H. Herkner, Die Arbeiterfrage, 4. Aufl., 
Berlin 1905, namentlich S. 41 3 ff.; J. Grunzel, System der Industriepolitik, Leipzig 
1905, S. 210— 310; Bödiker, Die Arbeiterversicherung in den Europäischen Staaten, 
Leipzig 1895; Zacher, Die Arbeiterversicherung im Auslande, 2 Bde., Berlin 1898/1901; 
Karpeles, Die englischen Fabrikgesetze, in deutscher Übersetzung, Berlin 1900; van 
Zanten, Die Arbeiterschutzgesetzgebung in den europäischen Ländern, Jena 1902. 
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rechte Verteilung des Produktionsertrages unter die Teilnehmer am 
Produktionsprozeß. 

Eine natürliche, absolut (jederzeit und allerorts) gültige Formel 
kann es für diese Verteilung nicht geben. Denn aus der „Vernunft" 
oder gar aus der reinen (erfahrungslosen, von allem empirischen 
Material absehenden) Vernunft läßt sich ein Mafistab nicht gewinnen. 
Die aprioristische Konstruktionsweise zeigt hier jenes Ergebnis, das 
sie allenthalben aufweist — sie versagt. Wollte man aber aus der 
Erfahrung den Maßstab für die natürliche Quotierung entnehmen, 
so müßte man sagen: die Erfahrung erweist alle möglichen Ab- 
stufungen, von Hungerlöhnen, die noch unter das Existenzminimum 
herabgehen (schlesische Weber mit einer Lebenshaltung, die den 
Hungertyphus erzeugt; übermäßige, die Gesundheit untergrabende, 
die Lebensdauer verkürzende Arbeitszeit bei knappen Löhnen — fast 
allgemein in der ersten Periode der neu entstandenen Maschinen- 
arbeit), bis zu einer Lohngestaltung, die dem Betrieb infolge zu 
hoher Arbeitslöhne die Rentabilität entzieht. Aus der Erfahrung 
würde sich daher erst recht die Unmöglichkeit einer natürlichen 
Lohn Verteilung erweisen; die Erfahrung ermöglicht höchstens die 
Aufstellung gewisser empirischer „Gesetze*, d. h. Abstraktionen aus 
der Erfahrung über die Skala der Lohnbewegung. 

Selbst wenn sich übrigens eine „natürliche" Lohngestaltung 
oder Verteilung der Lohnquote ermitteln ließe, wäre damit noch in 
keiner Weise die Berechtigung, die Rechtmäßigkeit (natürliche 
Gerechtigkeit, Legitimität) dieser Quotenverteilung dargetan. Die 
von Adam Smith und Ricardo übernommene Auffassung der Physio- 
kraten, die in letzter Linie auf die philosophische Anschauung der 
Stoa zurückführt, das aus der natürlichen Gestaltung der Verhält- 
nisse Entspringende stelle zugleich das Gerechte dar, scheitert an 
der tatsächlichen Gestaltung und Entwicklung von Recht und Kultur. 
Das Recht brachte ursprünglich die Knechtung „natürlicher" Re- 
gungen: in der Sklaverei und den Versklavungen jeder Art. Und 
noch heute, in der Zeit aufgehobener Knechtschaft, ist die eine 
Wesensseite des Rechts in seiner Ordnungsfunktion begründet, mit- 
hin in einer Einschränkung, Modifikation, Umgestaltung des „natür- 
lich" sich Ergebenden. Und die Kultur, der sich die Rechtsgestal- 
tung stets aufs engste anpaßt, offenbart sich in einer zunehmenden 
Umgestaltung natürlicher Verhältnisse zur Förderung der mensch- 
lichen Wirkungskraft. 

Entweder faßt man die Natur und das Natürliche in jenem 
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weitesten Sinne, der alles Geschehen in sich schließt (Spinoza, Fata- 
lismus), dann gibt es nur Natur, keine Unnatur, dann kann aus der 
Natur aber auch kein Maßstab für das Recht entnommen werden. 
Oder man faßt Natur und Natürliches als das Geschehen, wie es 
sich ohne menschliche Eingriffe gestalten würde, dann kann aus der 
Natur kein Maßstab für Recht und Unrecht geschöpft werden, denn 
dann ist alles Recht wider die Natur. 

3. Der Maßstab der Natur versagt, der Maßstab der Kultur 
hält stand. Das Postulat der Ethisierung des Rechts ist kein Natur- 
postulat, wohl aber eine Eulturerrungenschaft. Die geschicht- 
liche Entwicklung, die zugleich die Folge der Kulturstufen darstellt, 
erweist die Umgestaltung des ursprünglich anethischen Rechts durch 
die siegreiche Entfaltung der ethischen Idee. Die ethische Idee 
gipfelt aber in der Anerkennung eines jeden Menschen als Kultur- 
subjekts. Daraus ergibt sich das Postulat auch der ökonomischen 
Anerkennung der Arbeiter als Kultursubjekte. 

Hiedurch ist die Grenze für die Sozialethisierung des Rechts 
bezeichnet. Das Recht überhaupt, und das gewerbliche Lohnrecht 
insbesondere, muß derart gestaltet sein, daß es Kulturrecht ist, daß 
die Arbeiterschaft nicht ökonomisch versklavt ist,, daß sie 
eine menschenwürdige Existenz findet durch . auskömmlichen 
Lohn und durch menschenwürdige Arbeitsbedingungen — mit Bezug 
auf Arbeitszeit, Arbeitsort (hygieinische Beschaffenheit der Arbeits- 
stätte) und Behandlung seitens der Arbeitgeber und ihrer Vertreter 
(Arbeitsordnung). 

Auf diese Weise erfüllt das Recht seine wahre Mission, die 
schon im deutschen Rechtssprichwort ausgesprochen ist: „Das Recht 
hilft dem, der sich selbst nicht helfen kann.* 2 ) 

II. 1. Obwohl die Staats- und wirtschaftswissenschaftliche Lite- 
ratur und die wirtschaftliche Praxis der letzten Jahrzehnte bis zum 
Überdruß die Sozialethik und Sozialreform allenthalben betonen, ist 
das Sozialrecht noch heute nicht völlig ausgebaut. Mängel, 
und zum Teil recht empfindliche, bestehen hier und dort. Nament- 
lich hinsichtlich des sozialethisch geschützten Personenkreises. 
Die sozialistische Bewegung, die zur ökonomischen Emanzipation ge- 
führt hat, ist vornehmlich von den gewerblichen Arbeitern aus- 
gegangen, und diese sind auch vorzüglich das sozialethische Schutz- 

*) Graf und Dietherr, Deutsche Rechtesprichwörter, Nördlingen 1864, S. 5, 
Ziff. 104. 
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objekt geworden. Hingegen bestehen unter der Landarbeiterschaft 
heute noch vielfach sehr beklagenswerte Verhältnisse. Insbesondere 
läßt bei diesen, wie auch gewissen Teilen der städtischen gewerb- 
lichen Arbeiter (Heimarbeiter; Bäcker) die Wohnungsbeschaffenheit 
in hygieinischer Beziehung noch viel zu wünschen übrig. Mehr Luft, 
mehr Licht, mehr Sauberkeit! das sind die Postulate, die vielfach 
noch der Verwirklichung harren. 

2. Durchaus unbefriedigend sind auch heute noch die Verhält- 
nisse bezüglich gesicherter Arbeitsgelegenheit. 8 ) 

Die staatliche Pflicht, dem arbeitsfähigen Arbeitswilligen Arbeit 
zum Erwerb der Lebensnotdurft zu gewähren, ist zuerst als natur- 
rechtliches Postulat französischer Kommunisten aufgetreten. Diese 
haben das Recht auf Arbeit als natürliches Recht verkündet. 

Wie regelmäßig in der Theorie des Naturrechts, tritt auch 
hier ein sachlich treffender Gedanke in einer durchaus verfehlten, 
falschen Formulierung auf. Es gibt keine „natürlichen Rechte 11 und 
in Wirklichkeit besteht ein „Recht auf Arbeit so wenig, wie ein 
Recht auf Leben, auf Eigentum, oder irgendwelches andere „natür- 
liche" Recht. Wohl aber ist es eine, und zwar eine grundlegende 
Eulturp flicht der Staatsverwaltung, die arbeitsfähigen und -willigen 
Staatsglieder vor der Alternative: Armenpflege oder Hungertod zu 
bewahren. 

Daß diese Kulturpflicht in den modernen Kulturstaaten nicht 
anerkannt wird, ist eine jener kulturellen Rückständigkeiten, die aus 
dem Mittelalter noch bis heute fortgeschleppt werden. Daß diese 
Kulturpflicht im modernen Staate — durch Erstrebung von Arbeits- 
nachweis und -Vermittlung seitens der Arbeitsämter und 
durch Anstrebung der Arbeitslosigkeitversicherung (Versiche- 
rung gegen die ökonomischen Nachteile der Arbeitslosigkeit) — zur 
Geltung gebracht wird, ist ein bedeutsames Verdienst der Sozialisten. 

3. Allerdings darf man sich nicht verhehlen, daß die Realisie- 
rung jenes Eulturgebotes mehrfache erhebliche Schwierigkeiten auf- 
weist. Eine der bedeutsamsten dieser Schwierigkeiten bieten die 
Verhältnisse der Saisonarbeiter, vornehmlich der Angehörigen des 

•) Vgl. Georg Adler, Die Versicherung der Arbeiter gegen Arbeitslosigkeit 
im Kanton Baselstadt, Gutachten, Basel 1895 ; £. Hofmann, Der gegenwärtige Stand 
der Arbeitslosenversicherung in der Schweiz, im Archiv für soziale Gesetzgebung 
und Statistik, Bd. 14, 1899, S. 105—138; van der Borght, Grundzüge der Sozialpolitik, 
Leipzig 1904 (Mangel, Verlust und Sicherung der Arbeitsgelegenheit, S. 87 — 136). 
Siehe ferner Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft, S. 53—401. 



296 IV. Buch. Die Staatsverwaltung. Vierzehntes Kapitel. Die Arbeiterklasse. 

Baugewerbes. Die Saisonarbeiter beziehen für ihre Saisonarbeit ver- 
hältnismäßig hohe Löhne, von denen sie der Idee nach so viel er- 
sparen sollten, daß sie in der arbeitslosen Zeit zu leben haben. Er- 
fahrungsgemäß wird aber auch der erhöhte Lohn häufig alsbald aus- 
gegeben. Hier könnte nur eine Zwangssparkasse wirksam helfen, 
indem bei Saisonarbeiten eine gesetzlich zu fixierende Lohnquote 
vom Arbeitgeber an eine kommunale Sparkasse oder an ein ähnliches 
Institut abzuliefern wäre, von wo die Arbeiter in der toten Saison 
die einbezahlten Beträge samt Zinsen wieder erheben könnten. 

Eine weitere Schwierigkeit für die Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit erwächst durch die Strikes. Der Striker hat Arbeits- 
gelegenheit, er will auch arbeiten, aber nicht zu den angebotenen 
Bedingungen. Ist der Strike gerechtfertigt, weil die Arbeitsbedin- 
gungen eine ungerechte Bedrückung oder Ausbeutung der Arbeiter 
darstellen, dann ist ein echter Fall von Arbeitslosigkeit, unverschul- 
dete Arbeitslosigkeit gegeben; andernfalls nicht. 

4. Notstandsarbeiten zur Hebung von Arbeitslosigkeit haben 
ihrer Natur nach immer nur provisorische und subsidiäre Bedeutung. 
Sie bieten nur gegenüber außerordentlichen, vorübergehenden Arbeits- 
stockungen wirksame Hilfe. 

§ 66. Koalitionsfreiheit und Koalitionsmissbrauch. 

1. Die Koalitionsfreiheit der Arbeiter zwecks Erlangung 
günstigerer Arbeitsbedingungen wird heute im Prinzip allgemein an- 
erkannt. Mit Recht. Die moderne Rechtskulturanschauung heischt 
neben der formal-rechtlichen Freiheit auch die wirtschaftliche 
Emanzipation aller Volksteile. Das bedeutsamste Mittel für die 
Arbeiter, die wirtschaftliche Freiheit zu erlangen und zu behaupten, 
ist ihr Zusammenschluß im Ringen um einen günstigen Arbeits- 
vertrag. 

2. Aber jede Freiheit kann auch mißbraucht werden. Ein Miß- 
brauch der Koalitionsfreiheit ist nach zwei Richtungen möglich. 
Einmal durch die Wahl der Mittel für die Wirksamkeit und Aus- 
dehnung der Koalition. Die deutsche Gewerbeordnung hat die 
gröbsten, sinnfälligen Ausschreitungen dieser Art pönalisiert. Allein 
damit wird der Mißbrauch der Koalitionsfreiheit durch ungehörige 
Einwirkungen auf arbeitswillige Arbeiter — durch Terrorismus — 
nicht erschöpfend getroffen. Wenn heute irgendwo ein Strike aus- 
bricht, sind meist auch die arbeitswilligen Arbeiter moralisch ge- 
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zwungen, sich den Strikem anzuschließen, weil jene andernfalls 
künftig bei der Arbeit und im geselligen Leben Chikanen und Feind- 
seligkeiten jeder Art ausgesetzt sind, von den Mitarbeitern nicht für 
voll genommen werden. Die Majorität wird immer die Minderheit 
terrorisieren. Die demokratischen Parteien fordorn zwar heute für 
Parlamentswahlen die Minoritätenvertretung als letzte Konsequenz 
der demokratischen Idee. Aber in ihrem eigenen Lager hat es bei 
der Vergewaltigung der Minorität durch die Majorität sein Bewenden. 
Und das Gesetz ist gegen den durch die Majorisierung und Terrori- 
sierung der Arbeitswilligen begründeten Mißbrauch der Koalitions- 
freiheit tatsächlich machtlos. Ebenso gegenüber dem Terrorismus, 
der seitens der Arbeiter gegen Dritte durch (Massen-)Boykott ge- 
übt wird. 

3. Nicht minder bedeutsam ist die zweite Art des Koalitions- 
milabrauchs, nämlich durch Verfolgung eines über den Zweck eines 
günstigeren Arbeitsvertrags hinausschießenden Zieles. Der Wirt- 
schaftskampf ist bisweilen lediglich Vorwand für die Erlangung 
größerer politischer Macht. Dies gilt vornehmlich von den 
Generalstrike s. Auch hiegegen kann die Strafgesetzgebung nicht 
erfolgreich einschreiten; wie der (straflose) Mißbrauch der Koalitions- 
freiheit sich vornehmlich sozial und politisch betätigt, kann auch 
eine wirksame Reaktion gegen diese Mißbräuche nur durch soziale 
und politische Gegenmaßnahmen mit einigem Erfolg betätigt 
werden. Hier müssen sich die öffentliche Meinung und der Zu- 
sammenschluß der nichtdemokratischen Parteien wirksam erweisen. 
Absoluten Schutz gegen Koalitionsmißbräuche gibt es aber überhaupt 
nicht; der Lohnkampf ist eben ein sozialer Kampf, und bei Kämpfen 
geht es fast nie ganz ohne Willkür und Unrecht ab. 

§ 67. Generalstrike, Boykott und Aussperrung. 

1 )1. Bei der Festsetzung der Bedingungen des Arbeitsvertrages 
steht der einzelne gewerbliche Arbeiter dem Arbeitgeber machtlos 
gegenüber. Diese Erkenntnis hat die Arbeiter zum Zusammenschluß 
im Kampf um den Arbeitsvertrag geführt. Zwei Mittel stehen der 
Arbeiterschaft zu Gebote, um im Rahmen des Rechts mit den Mitteln 



l ) Vgl. Art. „Arbeitseinstellungen*, im Handwörterbach der Staatewissen- 
schaften, Bd. I, 8. 730—858, namentlich die Einleitung S. 730—738, Verf.Stieda; 
Art. „Seeversicherung", ebenda, Bd. VI, S. 1169 f., Verf. Manes; Art. „Verrufserklä- 
rung", ebenda, Bd. VII, S. 440—445, Verf. v. Heckel; van der Borght, Grundzüge der 
Sozialpolitik, S. 209-228, 245—323. 
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der Gewalt ihren Willen dem anderen Vertragsteil aufzuzwingen: 
Der Strike gegenüber dem eigenen Arbeitgeber, der Boykott 
gegenüber dem seine Arbeiter wirklich oder vermeintlich ausbeuten- 
den fremden Arbeitgeber. Dazu tritt als Demonstrationsmittel zwecks 
Einschüchterung der öffentlichen Meinung der Generalstrike (mit 
den Unterarten: Sympathie- und Massen strike). 

Gegenüber der geschlossenen Arbeiterschaft hat sich die Gegen- 
wehr der Arbeitgeber im Zentralverband deutscher Industrieller 
gebildet. Das wirksamste Gewaltgegenmittel, das im Rahmen des 
Rechts den Arbeitgebern gegen Überforderungen der Arbeiter zu 
Gebote steht, ist die Aussperrung. 

2. Die ökonomische und soziale Freiheitsbewegung hat zu der 
gesetzlichen Festlegung der Koalitionsfreiheit der gewerblichen 
Arbeiter geführt. Die deutsche Gewerbeordnung stellt nur gewisse 
eklatante Fälle des Koalitionsmißbrauchs unter Strafe, Fälle, in denen 
die koalierten Arbeiter oder Dritte die Freiheit der sich von der 
Koalition ausschließenden Mitarbeiter durch Gewalt oder Schmähung 
bedrohen. 

Anderseits hat es nicht an Stimmen gefehlt, die das Recht zu 
striken beseitigen, zumindest die unter Kontraktbruch sich voll- 
ziehenden Strikes pönalisieren wollten. Die Pönalisierung der Strikes 
ist jedoch, vielleicht vornehmlich mit Rücksicht auf die Unzweck- 
mäfiigkeit einer gesetzgeberischen Maßnahme dieser Art, allgemein 
fallen gelassen worden. 

Wenn man unbefangen der Frage der Koalitionsfreiheit gegen- 
übertritt, muß man im vornherein das „natürliche* Recht auf Koali- 
tionsfreiheit verneinen. Das Naturrecht hat heute in der Theorie 
des öffentlichen Rechts und der Politik seine Rolle noch weit weniger 
ausgespielt als im Privatrecht. Aber es wäre doch wohl endlich 
an der Zeit, auch im öffentlichen Recht mit dem rechtsphilosophischen 
Bauschutt aus der Rousseauperiode aufzuräumen (man denke sich in 
Konsequenz der natürlichen Rechte ein „natürliches* Koalitionsrecht 
der Soldaten!). 

Die Koalitionsfrage hat zwei Seiten. Das Kulturpostulat der 
Anerkennung jedes einzelnen als Kultursubjektes führt zu einer An- 
erkennung der persönlichen Freiheit, kraft deren jeder in der Auf- 
suchung und Lösung, auch Ablehnung von Arbeitsgelegenheit nach 
einem eigenem Ermessen handeln und sich mit anderen zusammen- 
schließen kann. Von diesem Standpunkte aus käme man zu einer 
Koalitionsfreiheit, die nur im Mißbrauch durch unrechtmäßige Hinde- 
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rang fremder Arbeitswilliger ihre Schranken fände. Also im wesent- 
lichen zu einem Ergebnisse, wie es derzeit in Deutschland gesetzlich 
festgelegt ist. 

Aber andererseits ist nicht zu verkennen, daß Strikes schwere 
wirtschaftliche Störungen hervorrufen können und tatsächlich oft ver- 
ursachen. Und dabei fällt besonders ins Gewicht, daß diese wirt- 
schaftlichen Störungen und Schädigungen nie auf den Kreis der zu- 
nächst Beteiligten beschränkt bleiben. Wenn ein Strike in einer 
Rohstofffabrik ausbricht, leiden nicht nur die Arbeitgeber und die 
Striker; durch die Folgen des Strikes werden die auf die Fakrikations- 
produkte (Kohlen, Rohstoffe, Halbfabrikate) Angewiesenen, ferner 
die Familien der Striker, sodann die nur ungern dem Solidaritäts- 
gefühl nachgebenden strikenunlustigen Mitarbeiter, ebenso die auf 
den Konsum der Striker angewiesenen Erwerbskreise geschädigt. 
Die Allgemeinheit wird in Mitleidenschaft gezogen, soferne es sich 
um Arbeiten (Straßen-, Brückenbauten etc.) handelt, die für die All- 
gemeinheit bestimmt sind. Bisweilen wird der Vermögenswert des 
Landes geschädigt, wenn Arbeiten wegen des Strikes ins Ausland 
gegeben werden müssen, oder (in Italien) die fremden Erholungs- 
reisenden durch den Strike fern gehalten werden etc. etc. Ein Teil 
dieser Wirkungen wird dadurch noch verstärkt, daß die Strikes (be- 
greiflicherweise) vorwiegend in Zeiten des industriellen Aufblühens 
in Szene gesetzt werden. Endlich sind viele Strikes im Grund gar 
nichts anderes, als eine Machtprobe zwischen Arbeitern und Kapital. 

Es ist schwer begreiflich, daß die ökonomische Wissenschaft 
und die Verwaltung, trotz all dieser handgreiflichen Schädigungen 
der Gesamtheit, rat- und tatlos den Strikebewegungen gegenüber ver- 
harren. Die Belästigung der Passanten durch Straßenstaub wird 
durch die Polizeivorschrift des Straßenspritzens beseitigt; die schweren 
Schädigungen durch Strikes werden als ein unabwendbares Natur- 
ereignis hingenommen ! Auf der einen Seite heischt man Maßnahmen 
jeder Art gegen Arbeitslosigkeit, auf der anderen Seite läßt man 
die gewaltsame Zerstörung von Arbeitsgelegenheit ungehemmt ge- 
schehen! Allerdings ist nicht zu verkennen, daß die Gewerbegerichte 
als Einigungsämter vielfach eine segensreiche vermittelnde Tätig- 
keit ausgeübt haben. Aber dies ist doch nur ein unzureichendes 
Surrogat. 

Nicht minder verheerend, als die Strikes, wirkt die Aussper- 
rung, die als Retorsionsmittel der Arbeitgeber gegenüber Teilstrikes 
der Arbeiter gehandhabt wird. 
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3. Das Gespenst der Arbeitslosigkeit bedroht den Arbeiter und 
seine Familie mit physischer und moralischer Verkommenheit. Es 
sind aber nicht die Arbeiter allein, die jener Gefahr ausgesetzt sind; 
sie droht den Angestellten jeder Berufsart. Gegenüber der Arbeits- 
losigkeit ist die Armenpflege ein durchaus unzureichendes Surrogat. 
Die Armenpflege hat für den Arbeitsfähigen etwas Entehrendes, sie 
drückt ihm den Stempel des Schmarotzers, des minderwertigen Volks- 
bestandteils auf. Die Armenpflege wird auch vielfach mit dem Ge- 
danken der sozialen Minderwertigkeit des Almosenempfängers geübt. 

Es ist jedoch schwer oder vielleicht direkt unmöglich, die 
Arbeitslosigkeitspolitik isoliert, für sich allein, außerhalb des Zu- 
sammenhangs mit der ganzen Rechtswirtschaftspolitik gedeihlich zu 
behandeln. Vielmehr besteht hier der engste Zusammenhang. Das 
erste Gebot ist die Bekämpfung aller vermeidbaren Zerstö- 
rungen von Arbeitsgelegenheit. Sobald immer der Frühling ins 
Land zieht, der die Not der Arbeitslosigkeit leichter ertragen läßt 
und zugleich der Industrie erhöhte Beschäftigung zu bringen pflegt, 
setzt die organisierte Arbeiterschaft wirtschaftliche Kraftproben ins 
Werk, durch partielle oder Massenstrikes, die neuerdings vom Zentral- 
verband deutscher Industrieller mit Aussperrungen beantwortet werden. 
So wüten Arbeitgeber und Arbeiter, diese vielfach stimuliert durch 
aufhetzende Preßartikel, gegen ihr eigenes Interesse, schädigen die 
einzelnen, schwächen die Klasse, mindern die staatliche Kraft und 
ruinieren die Industrie. Es ist direkt widersinnig, daß auf der einen 
Seite alle Hebel in Bewegung gesetzt werden, um das wirtschaft- 
liche Niveau der Arbeiterschaft zu heben, während andererseits die 
Regierung mit verschränkten Armen die tausendfältigen Schädigungen, 
die die Arbeiter sich selbst mit ihren Strikes zufügen, geschehen 
läßt. Es ist dies ein Widersinn in unserer Staatsverwaltung, wie 
er ähnlich nur bei einer Gelegenheit sich noch findet, wenn man 
nämlich den Mörder, der einen Selbstmordversuch begangen hat, mit 
der größten Sorgfalt und Pflege heilt, um ihn dann auf Grund des 
Geschworenenverdiktes zu köpfen. 

(Massen-) Boykott und Generalstrikes sind sozial-revolu- 
tionäre Akte, sind die Sozialrevolutionären Aktionen xax l£o%rjv. 
Der Fehler unserer Gewerbegesetzgebung ruht darin, daß sie den 
Koalitionsmißbrauch nur formal-juristisch festlegt, nicht auch mate- 
riell-wirtschaftlich. Der verbotene und strafbare Koalitionsmißbrauch 
beruht nach dem Recht von heute in der Anwendung des physischen 
und moralischen Zwangs (Drohung, Ehrverletzung, Verrufserklärung) 
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bei Strikes. Das sind äußerliche, formale Kriterien. Der gerechteste 
Strike kann infolge der Erbitterung der Arbeiter formal-juristische 
Verfehlungen zur Folge haben; ein materiell ganz ungerechtfertigter 
Strike kann formal-juristisch tadellos verlaufen. 2 ) Ein materieller 
Koalitionsmißbrauch liegt dann vor, wenn das wirtschaftliche Leben 
im Staat durch ungerechte, nach der Sachlage nicht gerechtfertigte 
Strikes oder Boykotts, die wirtschaftlich ungerechtfertigt sind, oder 
die in Wahrheit nicht wirtschaftliche, sondern politische Ziele ver- 
folgen, geschädigt wird. Die legislativtechnische Schwierigkeit bei 
Behandlung der Frage ruht darin, daß man nicht generell bestimmen 
kann, unter welchen Voraussetzungen ein Strike, eine Lohn- oder 
andere Arbeitsbewegung innerlich gerechtfertigt ist oder nicht. 
Generell lassen sich hier nur allgemeine Gesichtspunkte angeben: 
Verhältnis zu Löhnen und anderen Arbeitsbedingungen in verwandten 
Branchen, Höhe des Verdienstes und des Risikos der Arbeitgeber etc. 
Eine Gesetzgebung, die materiell gerechtfertigte Lohnbewegungen 
von materiell ungerechtfertigten scheidet, kann nur in der Weise 
betätigt werden, daß soziale Gerichte über die jeweilige Qualität 
des Strikes in concreto zu entscheiden haben. Und daß die Fort- 
setzung der als unrecht gebrandmarkten Strikes, Boykotts und Aus- 
sperrungen sozialrechtliche Nachteile zur gesetzlichen Folge hat. 

Der verfehlteste Weg wäre die Pönalisierung der Strikes oder 
Boykotts. Große wirtschaftliche und soziale Bewegungen schafft 
man nicht durch einen papiernen Paragraphen aus der Welt. 

Dieses ungemein schwierige Problem kann vielmehr nur dann 
einer durchschlagenden gedeihlichen Lösung zugeführt werden, wenn 
ein Gesetzgebungsakt geschaffen wird, den die objektiv urteilende 
Arbeiterschaft als gerecht empfindet. Dies wird aber nur möglich sein, 
wenn beim Gesetzgebungswerk Arbeiterführer nicht nur gehört werden, 
sondern selbst mitwirken. Wie man seinerzeit bei der Abfassung des 
allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches auch Interessentenvertreter 
zugezogen und damit vorzügliche Erfahrungen gemacht hat; wie heute 
die Gewerbegerichte das unbedingte Vertrauen aller Beteiligten ge- 

') För die Aufhebung des durch § 153 GO. geschaffenen Ausnahmerechts: 
Loewenfeld, Koalitionsrecht und Straf recht, im Archiv für soziale Gesetzgebung und 
Statistik, Bd. 14, 1899, S. 471—602. Dieselbe Forderung wurde auch in den Be- 
ratungen des Vereins für Sozialpolitik in Mannheim, 1905, erhoben, insbesondere von 
Lujo Brentano, der weiterhin einen gesetzlichen Schutz des Sich-Koalierens postu- 
lierte. Vgl. auch Brentano, Reaktion oder Reform?, Gegen die Zuchthausvorlage!, 
Berlin-Schöneberg 1899, S. 31 ff. 



302 IV» Buch. Die Staatsverwaltung. Vierzehntes Kapitel. Die Arbeiterklasse. 

niefien und, trotz der sozialen und politischen Reibungspunkte, die gerade 
die gewerbliche Rechtsprechung bietet, ein ungewöhnliches Ansehen 
sich erworben haben, weil die Interessenten Männer ihres Vertrauens 
walten sehen, so kann auch eine gedeihliche Regelung der großen 
sozialen Kampffrage — Strikes, Boykotts, Aussperrungen — nur 
unterMitwirkung von Arbeitervertreternerfolgen. Wohlwerden 
in einer die schroffsten Gegensätze in sich schließenden Kommission 
bisweilen die Ansichten scharf aufeinander prallen, aber bei gegen- 
seitigem guten Willen wird eine Verständigung auf der mittleren 
Linie gefunden werden können. 

Die größte Schwierigkeit bietet auch hier der Parlamentarismus 
in seiner heutigen Gestaltung, und die dieser notwendig anhaftende 
politische Agitation. Die politischen Führer der Arbeiterpartei sind 
im Interesse der politischen Agitation gezwungen, die Unzufrieden- 
heit und Begehrlichkeit der Arbeiter beständig aufzustacheln. Sie 
sind dazu gezwungen, selbst gegen bessere Überzeugung, der sie nur 
im engsten Kreise Ausdruck geben können. Dafür ist kein einzelner 
und keine Klasse verantwortlich zu machen, das ist die Folge der 
verfehlten parlamentarischen Verfassung, die zur Bekämpfung und 
Verhetzung der verschiedenen Bevölkerungsschichten direkt nötigt. 
Die moderne Gesetzgebung kann aber den sozialen Zweikämpfen 
durch Strikes, Boykotts und Aussperrungen, diesen verheerenden 
Klassenduellen gegenüber, nicht auf die Dauer in der bisherigen 
Apathie verharren. 

§ 68. Tarifverträge. 

I. 1 ) Die auf Festlegung von Lohntarifen gerichteten Bestre- 
bungen sind im allgemeinen geeignet, die Heftigkeit der Lohnkämpfe 
abzuschwächen, indem sie eine Stabilisierung in der Gestaltung der 
Lohnverträge herbeiführen. Dies kommt einerseits den Arbeitern 
zu statten, da sie der Gefahr der Lohnabbröckelung bei flauerer Kon- 
junktur entgehen. (Hiegegen könnte man einwenden: Aber durch 

1 ) Ans der Literatur: Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft, Bd. I, 
Berlin 1902, S. 405—548 (Gewerbegerichte und Einigungsam ter); Fanny Imle, Ge- 
werbliche Friedensdokumente, Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der Tarif- 
gemeinschaften in Deutschland, Jena 1905 (Deskriptiv, sehr ausfuhrlich, mit vielen 
Tabellen. Wie im Vorwort, S. III bemerkt, ist das Buch das Ergebnis der Umfrage 
bei ca. 5000 gewerkschaftlichen Ortsgruppen). S. Rundstein, Die Tarifverträge im 
Französischen Privatrecht, Leipzig 1905; Fritz Schmelzer, Tarifgemeinschaften, ihre 
wirtschaftliche, sozialpolitische und juristische Bedeutung, Leipzig 1906. 
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die Lohntarife sind die Arbeiter gehindert, bei günstigerer Konjunktur 
während der Geltung des Lohntarifs Lohnerhöhungen zu verlangen. 
Für den einzelnen Arbeiter trifft dies zu; allein der Vorteil einer 
vorübergehenden Lohnerhöhung ist für den Arbeiter nicht so be- 
deutend, als der Nachteil einer, wenn auch nur vorübergehenden, 
Lohnminderung. Die günstigere Konjunktur kommt aber der Ge- 
samtheit der Arbeiter auch während der Geltung der Lohntarife 
dadurch zu statten, daß die Zahl der Arbeitslosen gemindert wird. 
Ferner dadurch, daß bei Neuabschluß von Lohntarifen die voraus- 
gegangene gute Konjunktur für die Lohnbestimmung mitberück- 
sichtigt werden kann.) Andererseits besteht für die Arbeitgeber 
der Vorteil der Lohntarife darin, daß sie sicherer und zuverlässiger 
kalkulieren können, indem die Wirksamkeit der aleatorischen Fak- 
toren der Preisbildung abgeschwächt wird. 

Der Nachteil der Tarifverträge beruht darin, daß sie immer 
nur auf Zeit, höchstens zwei bis drei Jahre, abgeschlossen werden 
können; denn die Lage der Industrie ist fortgesetzt Änderungen 
unterworfen. Wird nun in Verhandlungen zur Festsetzung neuer 
Lohntarife eingetreten, so besteht die Gefahr, daß der Lohnkampf 
um so energischer geführt wird, weil sein Ergebnis, der Lohntarif, 
für beide Vertragsteile auf längere Zeit bindend wirkt. Dieser Nach- 
teil ist kleiner, als der mit den Lohntarifen verbundene große Vor- 
zug der Stabilisierung des Arbeitsvertrages. Denn diese sichert dem 
Arbeiter gleichmäßigen Lohn, ermöglicht dem Arbeitgeber präzis 
kalkulieren zu können, ohne die Gefahr, daß bei Mehrung der Arbeits- 
aufträge Lohnerhöhungen notwendig werden, die den vor Abschluß 
des Geschäfts aufgestellten Kalkül umstoßen. 

Die Möglichkeit, daß trotz bestehenden Tarifvertrages während 
dessen Gültigkeit zur Erzielung anderweiter Arbeitsbedingungen (unter 
Mißachtung des Tarifvertrags) gestrikt wird, ist übrigens nicht aus- 
geschlossen; bisweilen entstehen auch Differenzen bezüglich der Aus- 
legung der Tarifverträge. 

2. Die Arbeiter im allgemeinen und die sozialistische Propaganda 
im besonderen fordern meist Tarifverträge mit Mindestlöhnen, 
nicht nur mit Durchschnittslöhnen. Diese Forderung ist im Interesse 
einer besseren, gesicherten Existenz der Arbeiter begreiflich und die 
Durchsetzung dieser Forderung ist aus diesem Gesichtspunkte wün- 
schenswert. Andererseits ist zu berücksichtigen, daß billigerweise 
dem Mindestlohn eine Mindestleistung enstprechen müßte. Andern- 
falls ist nur die Festsetzung von Durchschnittslöhnen gerechtfertigt. 
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§ 69. Einigungsämter und Arbeiterausschüsse. 

^Durch die Kämpfe um den Arbeitsvertrag, and namentlich 
durch die industriezerstörenden Formen dieser Kämpfe als Strikes 
und Aussperrungen wird nicht nur die wirtschaftliche Kraft der ein- 
zelnen direkt Beteiligten und ihrer Familien, sondern darüber hinaus 
weitester Kreise und unter Umständen der gesamten Nation unnötig 
geschwächt. So verfehlt die früher ventilierten Gedanken einer 
kriminellen Bestrafung der Strikes, und die zeitweise durchgeführte 
Idee einer gesetzlichen Ausnahmestellung der Sozialdemokratie (So- 
zialistengesetz!) waren, so wenig glücklich sind die der hypersozial- 
reformatorischen Gegenströmung entnommenen Versuche, die Regie- 
rung zur offenen Parteinahme für die lohnkämpfende Arbeiterschaft 
zu gewinnen (Bergarbeiterstrike!). Die Regierung muß jederzeit 
über den Parteien stehen; und eine Regierung, die sich der Demo- 
kratie in die Arme wirft, betritt den verhängnisvollen Schafottweg 
zur Republik. 

Lohnkämpfe sind sozialökonomische Kämpfe. Die schied liehe 
und (möglichst) friedliche Beilegung solcher Kämpfe ist daher nur 
durch soziale Kommissionen, Körperschaften, Behörden mög- 
lich; durch Behördenorganisationen, deren Beisitzer je zur Hälfte 
aus und von einer der im Streite befindlichen sozialen Gruppen ge- 
wählt sind, mit einem unparteiischen Vorsitzenden. Dadurch wird, 
soweit dies menschenmöglich ist, Unparteilichkeit und Sachverständnis 
dokumentiert; dadurch sind zugleich diese Behörden von dem Ver- 
trauen der dem Schiedsspruch unterstellten streitenden Gruppen ge- 
tragen. 

Behördenorganisationen dieser Art bestehen bereits in den Ge- 
werbegerichten als Einigungsämtern. Aber ihre Befugnisse sind zu eng; 
sie müssen auf dem Boden des Bestehenden ausgebaut werden. Ins- 
besondere erscheint eine Bestimmung angezeigt, nach welcher bei drohen- 
den oder ausgebrochenen Strikes oder Aussperrungen die Streitsteile 

') Vgl. Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft, I, S. 403 ff. (Ge- 
werbegerichte und Einigungsämter); van der Borght, Grundzüge der Sozialpolitik, 
(Frankenstein-v. Heckel, Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, T, 15.) Leipzig 
1904 (Organe zur Interessenvertretung, S. 70 — 85; Arbeiterkammern und Arbeits- 
kammern, S. 70 ff.; Arbeiterausschttsse S. 81—83; über Einigungsämter und Schieds- 
gerichte S. 310); Traub, Arbeit und Arbeiterorganisation (in: Festgaben für Friedrich 
Julius Neumann), Tübingen 1905, S. 125 — 143; W. Frisch, Die Organisationsbestre- 
bungen der Arbeiter in der deutschen Tabakindustrie (Schmoller-Sering, Staats- und 
sozialwissenschaftliche Forschungen, Bd. 24, Heft 3), Leipzig 1905. 
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verpflichtet sind, die angebotene Vermittlang des Einigungsamtes 
anzunehmen: Statuierung der Verpflichtung zum Verhandlungs- 
zwang. 8 ) 

Hiebei ergibt sich dann die Notwendigkeit einer Vertretung 
der Striker oder der ausgesperrten Arbeiter, die von den Arbeitern 
wie vom Arbeitgeber und vom Einigungsamt als Arbeitervertretung 
schlechthin anzuerkennen wäre; ein — am besten durch Pro- 
portionalwahl — jeweils zu bildender Arbeiterausschuß. 8 ) Die 
Gesamtheit der Arbeiterausschüsse eines bestimmten Bezirkes könnte 
als staatlich anerkannte Arbeitskammer organisiert werden. 

*) Gemäß § 66 des Gewerbegerichtsgesetzes besteht nur Erscheinungs- 
zwang. Die Statuierung eines Zwanges für Arbeitgeber und Arbeiter, mit Vertretern 
der Organisationen der Gegenpartei über die Arbeitsbedingungen zu verhandeln, 
postulierte auch L. Brentano auf dem Kongreß des Vereins für Sozialpolitik in Mann- 
heim, 1905. 

•) Völlig unzureichend sind die Bestimmungen des § 63 Gewerbegerichts- 
gesetzes Qber die Bestellung und Zulassung von Arbeitervertretern. 
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Fünfzehntes Kapitel. 

Die geistigen Interessen und der Kultus. 



§ 70. Staat und Kultur. 

Das Verhältnis von Staat und Kultur ist weder zeitlich noch 
örtlich unveränderlich ein und dasselbe. Der Staat kommt für die 
Kultur vor allem als der Rahmen, als das Band in Betracht, inner- 
halb dessen alle Kultur entsteht und besteht. Hiebei ist der Staat 
keineswegs notwendig der positive Förderer der Kulturstrebungen 
und -betätigungen , sondern zunächst nur die (äußere) Voraus- 
setzung für die Entstehung der Kultur. 

Staat und Recht sind selbst Kulturerzeugnisse. Wenn man 
aber vom Verhältnis zwischen Staat und Kultur spricht, und somit 
den Staat in Gegensatz zur Kultur (oder zumindest außerhalb der 
Kultur, als etwas für sich Seiendes gegenüber der Kultur) stellt, ist 
der Begriff der Kultur in eingeschränktem Sinne zu verstehen, Kultur 
gleich geistige und sittliche Menschheitsinteressen: Kunst, Wissen- 
schaft und Betätigungsformen der Ethik (insbesondere durch 
Jugenderziehung und durch Religionsgemeinschaft und -Übung). 

Die staatliche Betätigung gegenüber der Kultur (in diesem 
eingeschränkten Sinne) muß sich gleichermaßen vor zwei Extremen 
hüten : vor der völligen Passivität, dem Prinzip der Nichteinmischung, 
wie es das Grundpostulat des (bloßen) Rechtsstaats heischt (heute 
in spezieller Formulierung Postulat der Trennung von Staat und 
Kirche) ; andrerseits vor dem Übereifer polizeilichen Bevormundungs- 
geistes, der heute wirksam ist in den Forderungen und Übergriffen 
der Orthodoxie bezüglich der Schule und gegenüber der Kunst und 
Wissenschaft. 

Die Völker der Kulturstaaten sind mündig geworden; sie bedürfen 
nicht der Bevormundung und vertragen sie nicht. Der Staat fördert 
nicht die Kultur, indem seine Beamten sich in Verhältnisse und 
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Werdegänge einmischen, die von den berufenen geistigen Führern 
mit weit mehr Verständnis besorgt werden. Der Staat fördert die 
Kultur vornehmlich, indem er ihr freie Bahn schafft; indem er sie 
sicherstellt gegenüber dem Walten finsterer Mächte, die heute wieder 
mit zelotischem Eifer ans Werk gehen, jede freie Regung des Geistes 
und des Kunstempfindens zu knechten; indem er ferner die finan- 
ziellen Grundlagen schafft und verstärkt, deren die Kunst und die 
Wissenschaft zu ihrem Fortbestand und Gedeihen benötigen: durch 
Errichtung und ausreichende Dotierung von Kunstakademien und 
Kunstgewerbeschulen, von Universitäten, technischen Hochschulen 
und Mittelschulen; durch Ankäufe von Kunstwerken, in denen sich 
eine künstlerische Individualität offenbart; durch Unterstützung des 
wahren Talents und nicht der „ gesinnungstüchtigen* Mittelmäßigkeit. 

Wenn der Staat Kunst und Wissenschaft vor fremdfeindlichen 
Eingriffen sichert und ihnen wirtschaftlich die Möglichkeit des Gedeihens 
gibt, hat er ihnen gegenüber seine Kulturmission völlig erfüllt. 

Seiner Aufgabe gegenüber Schule und Religionsgesellschaften 
kommt der Staat im wesentlichen nach, indem er die Bildungs- 
elemente jedem aus dem Volke zugänglich macht und zugleich dafür 
sorgt, daß die Schule nicht fremden, außerstaatlichen oder staats- 
feindlichen Interessen preisgegeben werde; indem er ferner den Re- 
ligionsgesellschaften ungehinderte Übung gewährt und freien Spiel- 
raum läßt, soweit sie nicht staatliche Interessen bedrohen. 

§ 71. Der Staat und die Kundgebungen der öffentlichen Meinung. 
(Yereins- und Yersammlungspolitik. Die Presse. Die Theater- 
zensur.) 

1. Der Despot unterdrückt jede freie geistige Regung, erstickt 
die ihm nicht genehmen Kundgebungen der öffentlichen Meinung im 
Keim. Wesensattribut der Freiheit ist die freie Meinungsäußerung. 
Wenn die Völker mündig werden und nicht aussprechen dürfen, was 
sie drückt, dann prägen sie ihre Wünsche in Dynamit. 

Hieraus ergibt sich für den Kulturstaat als Prinzip das Postulat 
der freien Meinungsäußerung; mit den Konsequenzen: Vereins- 
und Versammlungsfreiheit; Preß- und Theaterfreiheit. 

Aber Freiheit ist nicht Willkür. Alle Freiheit kann miß- 
braucht werden. Ein Mißbrauch der freien Meinungsäußerung liegt 
vor, wenn durch den Inhalt oder die Form der Freiheitsbetätigung 
wesentliche Staatsinteressen verletzt oder gefährdet werden. Hieraus 
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ergeben sich die Schranken, die der Staat im Interesse der Selbst- 
erhaltung der freien Meinungsäußerung setzen muß. 

Im Kulturstaat besteht daher prinzipiell Vereins- und Versamm- 
lungsfreiheit. Jedoch mit Anmeldungspflicht bezüglich der Vereine 
und Überwachung allgemeiner politischer Versammlungen. 

Nach manchen Gesetzgebungen ist die Teilnahme der Frauen 
an politischen Vereinen und Versammlungen untersagt. Diese Rück- 
ständigkeit steht im Widerspruch zum modernen Rechtsempfinden, 
jedenfalls soweit die erwerbstätige Frau in Frage kommt. 

2. *)Die Preß zensur verdankt ihre Entstehung dem Bevor- 
mundungsgeist. Sie ist päpstlichen Ursprungs (Alexander VI!) und 
blüht im Polizeistaat. Ihre Beseitigung ist ein Gebot der Kultur. 
Die Aufhebung der Zensur liegt übrigens auch im unmittelbaren 
Interesse der Regierenden. Denn die Mißgriffe der Zensur machen 
die Einrichtung lächerlich; das Bestehen der Zensur nötigt zu einer 
unwahren, verschleiernden Sprache in der literarischen Darstellung. 
Berechtigte Freiheitsregungen lassen sich nicht durch Polizeimaß- 
nahmen unterdrücken. 

3. Die Freiheit der Presse ist nur garantiert, wenn das Re- 
daktionsgeheimnis unverletzt bleibt. Daher wird vielfach Be- 
freiung des Redakteurs von der Zeugnispflicht bezüglich des Redak- 
tionsgeheimnisses, insbesondere hinsichtlich des Verfassers inkrimi- 
nierter Artikel gefordert. 

In dieser Frage besteht ein Dilemma: auf der einen Seite die 
Anstandspflicht, das Gebot der Berufsehre für den Redakteur und 
seine Vertreter, das Zeugnis zu verweigern (namentlich bezüglich 
des Verfassers eingesandter Artikel); auf der andern Seite das 
Interesse der Staatsverwaltung. Bei derartigen Divergenzen muß 
nicht selten der Ehrenhafte unter dem Rechtsdruck leiden; man 
denke z. B. an die Bestrafung des Zweikampfs, obschon dieser für 
gewisse Berufsklassen soziale und Standesehrenpflicht ist! 



') Vgl. über öffentliche Meinung: v. Holtzendorff, Wesen und Wert der öffent- 
lichen Meinung, 2. Aufl., München 1880; v. Treitschke, Politik I, S. 145—147. 

Über öffentliche Meinung und Presse siehe: v. Holtzendorff, Wesen und Wert 
der öffentlichen Meinung, S. 99—120; Todd, Über die parlamentarische Regierung in 
England, Bd. I, S. 12; Lothar Bucher, Der Parlamentarismus, wie er ist, 2. Aufl., 
Stuttgart 1881; Schäffle, Bau und Leben des sozialen Körpers, 2. Aufl., 1. Bd., 
Tübingen 1896, S. 189—205; Seh ollen berger, Politik, S. 109—126. 

Über Preßzensur siehe auch: v. Treitschke, Politik I, S. 173—176. 
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Der beste Ausweg dürfte sein: Die Zeugnisverweigerung wird 
für berechtigt erklärt, soweit nicht dadurch wesentliche Interessen 
des Staates oder der staatlichen Verwaltung unmittelbar verletzt 
oder gefährdet erscheinen. Es darf also nicht schon hinreichen, 
wenn irgendwelches staatliche Interesse, oder zwar ein wesent- 
liches Interesse, z. B. das der Beamtendisziplin, aber dieses nur mittel- 
bar gefährdet ist; vielmehr müssen direkt und unmittelbar 
wesentliche Staatsinteressen verletzt oder bedroht sein. (Hochverrat, 
Landesverrat, Verrat bedeutsamer militärischer Geheimnisse etc.) 

4. In der Neuzeit macht sich zunehmend eine übergroße Em- 
pfindlichkeit und Gereiztheit der Machthaber gegenüber politisch- 
satirischen Zeitschriften geltend, die unbarmherzig und oft auch bis 
zur Grobheit derb die Geißel des Spottes über die Schwächen ein- 
zelner Klassen oder Typen schwingen. Zugleich lodert die Flamme 
der entrüsteten Prüderie über die „Schamlosigkeit" freier künstle- 
rischer und literarischer Darstellung. 

Nichts ist mehr verfehlt! »Von allen Geistern, die verneinen, 
ist mir der Schalk am wenigsten zur Last/ Die Unterdrückung 
der Satire ist ein Symptom der Schwäche und vergrößert zugleich 
die Wirksamkeit der satirischen Darstellung. Die Freiheit der Kunst 
aber ist ein Grundkulturpostulat. 

Wichtig und nützlich wäre eine staatliche Jugendschriften- 
kontrolle, wobei indessen durch geeignete, literarisch gebildete Kom- 
missionen für die Fernhaltung des Pietismus und für die Wahrung 
des literarischen Kunstgeschmacks Sorge zu tragen wäre. 

5. Die Aufhebung oder eine der Aufhebung gleichkommende 
Reform der Theaterzensur*) wird neuerdings vielfach gefordert. 
Hiebei wird zur Begründung auf die Preßfreiheit verwiesen, die 
Analogie zwischen dem Preßerzeugnis und dem Theaterstück hervor- 
gehoben und eine analoge gesetzliche Regelung gefordert. 8 ) Dieser 
Vergleich trifft nich völlig zu. Der Theaterbesucher steht unter der 
doppelten Suggestion der lebendigen Darstellung des literarisch Ge- 
botenen und der Einwirkung der Massenpsyche. Die dramatische 
Aufführung kommt in ihren Wirkungen auf das Publikum öffent- 
lichen Versammlungen am nächsten. Hier wie dort besteht — 



*) Über Theaterzensur siehe: Opet, Deutsches Theaterrecht, Berlin 1897, S. 182 
bis 155; v. Bar, Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Theaterzensur?, in der 
deutschen Juristenzeitung 1903, Nr. 9, S. 205 — 208; Kitzinger, Beseitigung oder Reform 
der Theaterzensur?, in der deutschen Juristenzeitung 1903, Nr. 12, S. 286 f. 

*) So Kitzinger, a. a. O. 
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namentlich in politisch aufgeregten Zeiten — die Möglichkeit einer 
agitatorischen, demagogischen Aufstachelung der Volksleidenschaften. 
Daher wird einer Aufhebung der Theaterzensur mit Unrecht das 
Wort geredet. 4 ) 

Wohl aber ist die Theaterzensur reformbedürftig. Sie heischt 
eine Handhabung unter Berücksichtigung der Gebote des Kunst- 
geschmackes, die durch Berücksichtigung des literarischen Wertes 
des Stückes und des Bildungsniveaus des (zu erwartenden) Publikums 
— in Zweifelsfällen unter Zuziehung von literarischen Sachverstän- 
digen — gewahrt werden müssen. 

§ 72. Staat und Kirche. 

I. 1. l )D*a Verhältnis zwischen Staat und Kirche kann rechts- 
philosophisch nicht abstrakt und generell gewürdigt werden, sondern 

4 ) Treffend Opet, Deutsches Theaterrecht, S. 149 f. 

v. Bar, a. a. 0., schlägt als Regelung einen Zusatz zu § 32 der Gewerbeordnung 
vor, des Inhalts: „Ein Schauspielunternehmer, der im Besitz der allgemeinen Er- 
laubnis sich befindet, bedarf fttr einzelne unter dieser allgemeinen Erlaubnis be- 
griffene Aufführungen irgendwelcher Art einer vorgängigen Erlaubnis nicht» unbe- 
schadet jedoch des Rechtes der Polizeibehörde, einzelne Aufführungen zu verbieten, 
mittelst welcher strafbare Handlungen begangen werden würden oder bei welchen 
eine unmittelbare Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung mit Grund zu be- 
fürchten wäre." 

*) Die Stellung der Kirche im Staat und das Verhältnis von Staat und Kirche 
werden nicht selten aus dem Gesichtspunkte betrachtet, daß die Kirche die grüßte 
Gesellschaft im Staate sei. Abgesehen davon, daß dies nicht immer zutrifft, daß ins- 
besondere die katholische Kirche nach ihrer Organisation und ihrer Grundtendenz 
universalistisch, antistaatlich ist, wird durch die Erfassung der Religionsgemeinschaften 
als Gesellschaften ein rein äußeres Moment zum ausschlaggebenden erhoben. Das 
für die staatsphilosophische und die staatsrechtliche Beurteilung wesentliche Moment 
liegt in der Stellung der Religionsgemeinschaften als ethischer Erziehunga- 
st ätten. Die in der Politik, wie auch in der Verwaltung übliche Zusammenfassung 
von Kirche und Schule trifft das Richtige. Diese soll am Erziehungs werke der 
Jugend, jene am Erziehungswerke der ganzen Bevölkerung wesentlichen Anteil 
nehmen. — 

Aue der einschlägigen Literatur hebe ich als bedeutsam hervor: Dahlmann. 
Die Politik T, 2. Aufl., Leipzig 1847, S. 341—862; E. Friedberg, Grenzen zwischen 
Staat und Kirche, Tübingen 1872; Hinschius, Staat und Kirche (Marquardsens Hand- 
buch I, 1), Freiburg i. B. und Tübingen 1883, S. 187—380; Art. „Kirche und Staat*, 
im Staatslexikon der Görres- Gesellschaft, III. Bd., Freiburg i. B. 1894, S. 666—682, 
Verf. v. Scherer; Ph. Zorn, Die Hohenzollern und die Religionsfreiheit, Berlin 1896; 
v. Treitschke, Politik I, S. 324—353; A. v. Kirchenheim, Kirchenrecht (Sammlung 
theologischer Handbücher, 6. Teil), Bonn 1900, S. 34—98; HansReichel, Die Sozietät»- 
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nur innerhalb des Rahmens einer bestimmten Kulturperiode. In 
Zeiten junger Kultur ist die theokratische Form oder zumindest die 
Vereinigung von staatlicher Regierungsgewalt und Kulthoheit regel- 
mäßige Erscheinung. Steigende Kulturentwicklung bringt weitest- 
reichende Differenzierung. Das Verhältnis zwischen Staat und Kirche 
soll im folgenden ausschließlich unter Berücksichtigung der All- 
gemeinkultur, sowie der Rechtskultur der Gegenwart betrachtet 
werden. 

2. Die Kulturbedeutung der Religionen, vornehmlich der christ- 
lichen Religion, als Glaubens- und Heilsgemeinschaften gründet darin, 
daß der Mensch ein schwaches, hilfsbedürftiges Wesen ist, das in 
den Härten des Lebenskampfes oft gefährdet oder verletzt wird. Die 
Kirchen, Klöster und anderen Religionsanstalten sind Spitäler und 
Sanatorien für wunde, müde, schwache oder geschwächte Seelen. 
Und das Wunderkraut, mit dem der psychische Organismus gekräf- 
tigt und zur Gesundung geführt wird, ist die Hoffnung. Die Illusion 
in ihrer religiösen Bedeutung erwächst aus dem Glauben und findet 
ihren Ausdruck in der Hoffnung. 

Hieraus ergibt sich, daß die nihilistische Richtung, die — neuer- 
dings in Frankreich mit Erfolg — die Trennung von Staat und Kirche 
postuliert, mit den Anforderungen des Kulturstaates in Widerspruch 
steht. Der Staat, der sich die Pflege und fördernde Unterstützung 
jeder Kulturregung, aller Wohlfahrtseinrichtungen zur vornehmen 
Aufgabe gesetzt hat, kann sich der eminenten Kulturgemeinschaft, 
die in den religiösen Gesellschaften ruht, nicht indifferent oder ab- 



philoeophie Franz von Baaders: Seine Lehren aber Geschichte und Gesellschaft, Staat 
und Kirche, Leipziger Dies., Tübingen 1901 (Sonderabdruck aus der Zeitschrift für 
die ges. Staatswissenschaft Bd. 57, S. 193—264), S. 64—66; E. Friedberg, Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 5. Aufl., Leipzig 1903, S. 99— 109; 
Fr. Naumann, Demokratie und Kaisertum, 3. Aufl., Berlin-Schöneberg 1904, S. 24 
bis 34 („Die Vorherrschaft des Zentrums 11 ); L. Kuhlenbeck, Natürliche Grundlagen 
des Rechts und der Politik, Eisenach und Leipzig (1905), namentlich S. 150—153, 
227; Du Moulin-Eckart, Deutschland und Rom, Ein historischer Rückblick, Manchen 
1904 (Für die Gegenwart bedeutsam namentlich die Schlußausführungen, S. 203—208); 
Paul Graf v. Hoensbroech, Der Syllabus, seine Autorität und Tragweite, München 
(1904); Leopold Karl Goetz, Der Ultramontanismus als Weltanschauung, zweites 
Tausend, Bonn 1905; L. Lemme, Christliche Ethik, 2. Bd., Großlichterfelde-Berlin 
1905, S. 961—973; M. Wentscher, Ethik, II. Teil, Leipzig 1905, S. 285—301. Beacht- 
lich ist auch Frantz, Das Rechtsverhältnis von Staat und Kirche, insbesondere Tren- 
nung von Staat und Kirche, Frankfurt a. M., 1905, S. 28—38. Gegen Hoensbroech 
und Götz vertritt den ultramontanen Standpunkt Franz Heiner, Der Syllabus in 
ultramontaner und antiultramontaner Beleuchtung, Mainz 1905. 
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lehnend gegenüberstellen. Der Staat muß vielmehr auch hier seine 
Eulturaufgabe erkennen und den Standpunkt wohlwollender Förde- 
rung einnehmen. 

3. Der Staat räumt regelmäßig den großen christlichen Re- 
ligionsgemeinschaften eine bevorzugte Stellung gegenüber anderen 
Religionsgesellschaften ein. Historisch ist dies begreiflich, kulturell 
entbehrt diese Verschiedenartigkeit der Begründung. 

4. Kompliziert wird die Stellung des Staats gegenüber dem 
Katholizismus durch die politischen Aspirationen der päpst- 
lichen Gewalt, durch jene politischen Forderungen, die durch den 
Jesuitenorden und die ultramontane Partei mit zielbewußter Tatkraft 
zäh und klug zur Geltung gebracht werden. Die jesuitische Politik 
will nicht lernen, daß seit dem 16. Jahrhundert eine neue Zeit 
angebrochen ist und vergißt, daß nur im Mittelalter Una sancta 
bestand. 

Die jesuitische Politik ist zu Gunsten der päpstlichen Uni- 
versalmonarchie antinational. 2 ) Hieraus ergibt sich aus dem natio- 
nalen, staatlichen Gesichtspunkte die Forderung der politischen 
Bekämpfung des Jesuitismus. Eine wirksame Bekämpfung des 
Jesuitismus erzielt man aber nicht schon durch ein in der Ausfüh- 
rung löcheriges Jesuitengesetz, sondern durch politische Bekämpfung 
der universalistischen politischen Tendenz des Katholizismus: Ent- 

2 ) Treffend sagt Naumann, Demokratie und Kaisertum, S. 127: „Es gibt von 
Rom aus eine doppelte Methode katholischer Weltpolitik gegenüber 
Deutschland: entweder der Katholizismus zersetzt, oder er vergrößert 
und beherrscht das Reich/ Vgl. auch L. Kuhlenbeck, Natürliche Grundlagen 
des Rechts und der Politik, S. 227: „Sie (seil, die Zentrumspartei) vertritt auch heute 
noch den römisch-kirchlichen Gedanken, dessen Ziel wir als Überwindung des Nationa- 
litätsprinzips durch den Universalismus bezeichnet haben. v. Hoensbroech, Der 
Syllabus, seine Autorität und Tragweite, S. 122: „Als Zusammenfassung drei Zitate: 
Am 9. April 1869 erließ der damalige bayerische Ministerpräsident und spätere Reichs- 
kanzler, der katholische Fürst Hohenlohe, eine Note an alle Regierungen, in der es 
heißt: ,Die Sätze des Syllabus vom 8. Dezember 1864 richten sich gegen die Grund- 
sätze, auf denen das öffentliche Leben, wie es sich bei den zivilisierten Völkern ent- 
wickelt hat, als auf seiner Grundlage beruht'. Am 30. Juni 1871 erklärte der Be- 
gründer des Deutschen Reiches, Fürst Bismarck : ,1m Syllabus sind Lehren enthalten, 
deren Durchführung seitens der katholischen Kirche zu einer Erschütterung aller 
weltlichen Staatsgewalt unbedingt führen muß'. Das Zentrums-,Staatslexikon' aber 
erklärt im Jahre 1904 durch den Mund eines deutschen Universitätsprofessors, Dr. 
Schanz in Tübingen: , Jeder Katholik sei diesen ,grundstürzenden und gegen die Grund- 
lagen der Zivilisation gerichteten Lehren des Syllabus' äußerlichen und innerlichen 
Gehorsam schuldig (Staatelexikon der Görres-Gesellschaft V 2 , 651 ff., besonders 655).' 
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gegenkommen gegenüber dem katholischen Glauben, Kampf gegen 
die romische Politik, mit dem Endgedanken der Nationalisierung des 
Katholizismus! Folge weise: Unterstützung aller Bestrebungen auf 
Herstellung des Episkopalsystems mit dem Endziel katholischer 
Landeskirchen; 3 ) Begünstigung des Alt- und des Reformkatholizismus; 
Erhaltung des Peterspfennigs für den einheimischen Klerus. 

II. 1. Zurückzuweisen sind die mittelalterlich-universa- 
listischen Ansprüche der jesuitischen Richtung innerhalb der 
katholischen Kirche. Diese stehen im Widerspruch: 

a) mit der staatsphilosophischen Entwicklung. 

Der große Emanzipationsprozeß, der mit dem Ausgang des 
Mittelalters einsetzt, hat den Staat aus der Bevormundung der Kirche 
befreit und die staatliche Hoheit auch gegenüber der Kirche zur 
Qeltung gebracht. 

b) mit der individual-rechtsphilosophischen Entwicklung. 

Die politische Emanzipation des 17., vornehmlich des 18. Jahr- 
hunderts hat die Individualfreiheit zur Anerkennung gebracht. Aus 
dieser resultiert die Gewissensfreiheit. 

c) mit der tatsächlichen Entwicklung und Ausgestaltung der 
Religionsgesellschaften. Es gibt heute nicht mehr „eine Kirche" 
im Sinne der jesuitischen Lehre, der die übrigen Religionsgemein- 
schaften nur als häretische und ketzerische Sekten und als Heiden- 
gemeinschaften gegenüberstünden. 

Die katholische Kirche ist heute nicht mehr „die" Kirche, 
sondern eine Kirche. 

2. Abzulehenenist das (in Frankreich normierte) Postulat der 
Trennung von Staat und Kirche. 

Dieses Postulat verkennt: 

a) die ethische Verwandtschaft zwischen Staat und Kirche. 

Der Staat ist Urquelle und Hauptstütze des Rechts. Das Recht 
der modernen Kultur aber entspringt der sittlich-rechtlichen Syn- 
these, ist sittliches Recht. Die Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
die der jüdisch-christlichen Religionskultur angehören oder aus ihr 
entspringen oder mit ihrem ethischen Gehalte übereinstimmen, sind 
nicht nur Kultgemeinschaften, sondern zugleich Heilsgemeinschaften, 
Heimstätten der sittlichen Erziehung des Volkes. 4 ) Der Staat würde 

') Für die Schaffung einer deutsch-katholischen Landeskirche: Ernst Hasse, 
Deutsche Politik, I. Bd., 1. Heft, Das Deutsche Reich als Nationalstaat, München 
1905, 8. 64. 

*) Man mag den geoffenbarten Religionen bejahend, skeptisch oder verneinend 
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seiner ethischen Kulturmission, der er in der sittlich-rechtlichen Syn- 
these des Rechts den bedeutsamsten Ausdruck verliehen hat, in 
einem wesentlichen Punkte zuwiderhandeln, wollte er die Kirche 
durch „Trennung von Staat und Kirche" öffentlichrechtlich ignorieren. 

b) die historische Tatsache, daß der größte Teil der Be- 
völkerung einer Religionsgemeinschaft formell und mehr oder minder 
auch inhaltlich angehört. 

Vielmehr ergibt sich aus dem sub a und b bemerkten: 

3. Die Anerkennung und wohlwollende Förderung der 
religiösen Ziele und Bestrebungen der Kirchen und der 
verwandten Religionsgesellschaften durch den Staat. 

Maß und Art der staatlichen Betätigung werden hier durch 
eine Reihe individueller Umstände beeinflußt (historische Gestaltung; 
konfessionell ungemischte und gemischte Staaten etc.), und können 
nicht generell rechtsphilosophisch festgelegt werden. 

4. Nur folgende Grenzen lassen sich bestimmen: 

a) Der Staat kann weder untätig noch gar fördernd gegenüber 
Bestrebungen bleiben, welche die staatliche Hoheit durch die 
Omnipotenz der Kirche zu ersticken drohen. 

Daher sind: 

a) insbesondere die mittelalterlich-universalistischen Ansprüche 
des politischen Ultramontanismus, der mit den religiösen Lehren der 
katholischen Kirche keineswegs identisch ist, sondern über diese 
hinausragt, 6 ) zurückzuweisen; 

ß) eine überwuchernde Beherrschung des Landes durch die 
Kirche mittels Ansammlung allzu großen Besitzes, namentlich Land- 
besitzes zu hemmen. Hieraus ergibt sich die Berechtigung der leges 
de manu mortua (Amortisationsgesetze); 6 ) 



gegenüberstehen, — soviel läßt sich nicht verkennen, daß in dem religiösen Rahmen 
den Gläubigen eine ethische Erziehung gegeben, ein ethischer Krystallisationspunkt 
geschaffen wird, von einer belebenden und stärkenden Kraft, die durch religionslose 
ethische Kulturerziehung allein nicht leicht ersetzbar ist und kaum mit gleicher 
Intensität wirksam zu werden vermag. 

6 ) Vgl. Leop. K. Goetz, Der Ultramontanismus als Weltanschauung, S. 15—31, 
41-47, 285—331. 

6 ) Hingegen sind aber die in den Amortisationsgesetzen fixierten HOchstbeträge, 
welche meist in geldarmen Zeiten festgesetzt wurden, angesichts der wirtschaftlichen 
Prosperität des heutigen Deutschlands vielfach zu niedrig bestimmt. Vgl. dazu 
Berolzheimer, Das Vermögen, juristische Festlegung einiger Wirtschaftsgrundbegriffe, 
in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1904, S. 594. Über die Amortisationsgesetze 
selbst vgl. die a. a. 0. S. 594, Note 1 angeführte Literatur. 
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y) alle kirchlichen Ansprüche, die die Gewissensfreiheit der 
Staatseinwohner bedrohen oder den Frieden innerhalb der Konfes- 
sionen zu stören geeignet sind, abzuweisen (Berechtigung des 
„ Kanzelparagraphen % § 130 a RStGB.; Berechtigung des Jesuiten- 
gesetzes, dessen teilweise Zerstörung mithin im Sinne der modernen 
Rechtskultur eine kulturfeindliche Tat bedeutet). 

b) Der moderne Staat hat allseitige Kulturaufgaben. Die 
Anerkennung und Förderung der Religionsgemeinschaften ist nur 
eine dieser Kulturaufgaben, wennschon eine der wichtigsten. Dem- 
nach dürfen andere Kulturaufgaben nicht unter einseitiger Begün- 
stigung der religiösen Kultur zurückgesetzt oder vernachlässigt 
werden. 

§ 73. Staat und Schale. 

1. In Verkennung seiner Kulturaufgabe hatte der mittelalterliche 
Staat die Schule der Kirche überlassen. Der moderne Staat, der 
sich als vornehmster Kulturträger weiß und fühlt, wird seiner 
Kulturaufgabe gegenüber der heranwachsenden Jugend durch obli- 
gatorische Gewährung der Bildungselemente an jeden aus dem 
Volke und durch Leitung und Beaufsichtigung des ganzen Schul- 
wesens gerecht. 

Diese Kulturaufgabe des Staats, die von jedem einsichtigen und 
objektiven Beurteiler anerkannt und in ihrer Bedeutung voll gewür- 
digt wird, ist heute der Bedrohung von zwei entgegengesetzten 
Seiten ausgesetzt. Auf der einen Seite wollen die katholische Kirche, 
vor allem der politisierende Jesuitisraus, aber nicht viel weniger 
auch die Orthodoxie anderer Religionsbekenntnisse, dem Staat den 
Erziehungseinfluß auf die Jugend durch konfessionelle Schulgestaltung 
unter geistlicher Leitung oder Aufsicht verkümmern; auf der andern 
Seite heischt der extreme naturwissenschaftliche Monismus den reli- 
gionslosen Unterricht, wodurch der ethische Gehalt der Schulerziehung 
bedroht erscheint. 

2. x )Die schulpolitischen Fragen sind von der allergößten 



*) Vgl. zum folgenden: E. Loening, Lehrbach des deutschen Verwaltungsrechts, 
Leipzig 1884, S. 733—770; F. Stoerk, Der staatebürgerliche Unterricht, Freiburg i. B. 
und Leipzig 1893; v. Kirchenheim, Eirchenrecht, S. 93—98; Friedrich Naumann, Der 
Streit der Konfessionen um die Schule, Berlin-Schöneberg 1904; van Galker, Politik 
als Wissenschaft, Rede, Straßburg 1898, S. 40— 42; Tews, Schulkompromiß, konfes- 
sionelle Schule, Simultanschule, Berlin-Schöneberg 1904 ; Walter Götz, Politik, Kultur 
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Bedeutung, weil in der Jugend die Gemüter der autoritativen Be- 
einflussung am meisten zugänglich sind und die Jugendeindrücke oft 
entscheidende Bedeutung für das ganze Leben erlangen. 

Die Simultanschule führt die, verschiedenen Konfessionen 
zugehörigen Kinder zu gemeinsamer Arbeit zusammen, ermöglicht 
eine Annäherung, gemeinsame Erholung, gegenseitiges Sich-kennen- 
lernen, Abschluß von Freundschaften; indes die Zugehörigen ver- 
schiedener Schulen an einem Ort meist zu gegenseitiger Befehdung 
kommen. Die Jugendeindrücke sind aber regelmäßig von bestimmen- 
dem Einfluß auch über die Jugendzeit hinaus. Sobald daher die 
Simultanschule verdrängt wird, ist der konfessionelle Friede, über 
dessen Erhaltung der Staat zu wachen hat, empfindlichen Störungen 
ausgesetzt. 2 ) 

Der Konfessionalisierung der Volksschule soll nach den Wünschen 
der Dunkelmänner jene der Mittelschulen und schließlich die der Hoch- 
schulen folgen. 8 ) Mit jedem weiteren Schritt auf diesem Gebiete 
tritt Deutschland um ein paar tausend Meilen aus dem Kreise der 
Kulturnationen zurück. Denn die Kirche erzieht die Jugend zu 



und Schale, Vortrag vom 7. November 1904, Stuttgart 1905; Natorp, Ein Wort zum 
Schulantrag, Leipzig 1905 (Separatabdruck aus .Deutsche Schule*, Heft lund II, 1905); 
E. V. Zenker, Soziale Ethik, Leipzig 1905, S. 149—152; Wentscher, Ethik II, S. 312 
bis 338. 

Für die konfessionelle Schule: Art. „Volksschule* 1 , im Staatslexikon der Görres- 
Gesellschaft, Bd. V, 1897, S. 1034, Verf. Weyer; siehe dazu Art. „Erziehung", ebenda 
Bd. II, 1892, S. 745 f., Verf. Stöckl. Gegen die Simultanschulen: Cathrein, Moral- 
philosophie, II. Bd., Freiburg i. B. 1891, S. 503. Daselbst S. 501—505, 484 ff. Ver- 
tretung des jesuitischen Standpunktes. Den sozialistischen Standpunkt vertritt Anton 
Menger, Neue Sittenlehre Jena 1905, S. 71 — 74. Beachtlich ist Menger's Postulat, 
die Grundlehren der Hygieine in den Volksschulunterricht aufzunehmen. 

') Treffend sagt W. Götz, Politik, Kultur und Schule S. 7: „Seit wir einen 
paritätischen Staat haben ... ist die Konfessionsschule, geschichtlich genommen, eine 
überlebte Form des Unterrichte. Verlangt der Staat von allen herangewachsenen 
Bürgern Verständnis für seinen paritätischen Charakter, Rücksicht und Achtung für 
alle, die sich zu einer anderen Konfession bekennen, so ist es widersinnig, in der 
Erziehung die trennenden Schranken der Konfessionen mit aller Absicht zur Geltung 
zu bringen/ 

8 ) W. GOtz, a. a. O. S. 13: Auf dem Regensburger Katholikentag im Sommer 
1904 hat der Zentrumsführer Gröber das ganze Programm entwickelt: erst Konfes- 
sionalisierung der Volksschule, dann Konfessionalisierung der Mittelschulen, zuletzt 
der Universitäten. 11 

Vom jesuitischen Standpunkte aus beansprucht auch Cathrein, Moralphilosophie, 
II. Bd., Freiburg i. B. 1891, S. 501 f. das kirchliche Aufsichtsrecht „über alle Schulen, 
in denen katholische Kinder unterrichtet werden* 1 . Siehe ferner daselbst S. 491. 
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Sklaven, durch ängstliche Fernhaltung des freien Luftzuges des 
Lebens; der Staat zieht tüchtige Bürger heran. 4 ) 

Will die Kirche größere Macht über die Seelen der Erwachsenen 
gewinnen, so ist der richtige und berechtigte Weg hiefür nicht die 
Knechtung der Schule, sondern die Entsendung geistig hochstehender 
Prediger unter das Volk. 



4 ) W. Götz a. a. 0., S. 11: „Geistliche Schulaufsicht heißt . . in letzter Linie: 
Unterordnung der Schule unter einen ihr fremden Zweck und dadurch Beschränkung 
ihres Wirkens." 



Fünftes Bach. 

Der Staat nach aussen. 



Sechzehntes Kapitel. 

Das Völkerrecht 



§ 74. Das Völkerrecht als Recht junger Kultur. Das Völkerrecht 

ist staatsloses Recht. 

1. x )Die Rechtsnatur des Völkerrechts wird von der Doktrin 
überwiegend anerkannt, nur vereinzelt bestritten. Von den Gründen, 
die gegen die Existenz eines wahren Völkerrechts angeführt werden, 
ist der eine, ein praktischer, bedeutungslos, der andere, ein theo- 
retischer, höchst bedeutsam. Der praktische Grund stützt sich auf 
die Unvollkommenheit der Erscheinungsformen des Völker- 
rechts, auf die geringe Ausbildung seiner Handhabungs- und Voll- 
zugsnormen, auf die nicht seltene Verdrängung des Rechts durch 
die bloße Macht in der Betätigung des Völkerrechts. Dieser Grund 
ist nicht stichhaltig; er erweist nur das Völkerrecht als ein Recht 
junger Kultur. Das Völkerrecht ist nicht ein junges Recht, wie 
z. B. das Erfinderrecht oder der Markenschutz; — diese Rechtsteile 
sind junges Recht, aber rechtstechnisch völlig ausgebildet. Das 
Völkerrecht hingegen ist, wenn auch mit nur geringer Ausdehnungs- 
fläche, schon in der Antike vorhanden. Aber die Kulturstufe des 
Völkerrechts weist noch wesentliche Merkmale auf, die einer jungen 
Rechtskultur eigentümlich sind: Fehlende Kodifikation des Rechts- 
stoffes; mangelhafte Organisation der Rechtshandhabung; geringe Dif- 

*) Zum folgenden vgl. insbesondere: Franz v. Holtzendorff, Handbuch des Volker- 
rechts, I. Bd., Berlin 1885, S. 18—26, und die dort S. 18 angeführte filtere Literatur; 
Rmer, Principes du droit des gens, Paris 1896, 1. 1, p. 18—42; Rivier, Lehrbuch des 
Völkerrechts, 2. Aufl., Stuttgart 1899, S. 6—8; Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, 
Leipzig 1899, namentlich S. 27—110, 114 f.; Jellinek, Die rechtliche Natur der Staaten- 
▼erträge, Wien 1880; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 337— 841; v. Liszt, Das 
Völkerrecht, 4. Aufl., Berlin 1906, S. 6—10. 

Eine gute historische Übersicht (von Grotius bis Savigny) gibt Henry Wheaton, 
Elements of International Law, 4. ed. by J. Beresford Atlay, London 1904, p. 3—22. 

Berolzheimer, Philosophie des Staates. 21 
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ferenzierung der Erscheinungsformen (vgl. insbesondere unten § 75); 
häufige Verdrängung des Rechtsstandpunktes durch das unverhüllte 
oder das mit unzureichender Rechtsbegründung maskierte Macht- 
prinzip. Diese tatsächlichen und organisatorischen Unvollkommen- 
heiten des Völkerrechts beeinträchtigen die Rechtsnatur des Völker- 
rechts ebensowenig, wie die Unvollkommenheiten des innerstaatlichen 
Rechts; — vorausgesetzt, daß die Rechtsnatur des Völkerrechts 
nicht etwa aus einem anderen Grunde entfallt. Dieser andere, ge- 
wichtige Grund, der gegen die Rechtsnatur des Völkerrechts geltend 
gemacht wird, der theoretisch-rechtstechnische, ist die fehlende herr- 
schaftliche Macht, die Nichtexistenz des Völkerstaats. 

2. Der bedeutsame Grund gegen die Rechtsnatur des Völker- 
rechts stützt sich auf den engen Zusammenhang, auf das Rezipro- 
zitätsverhältnis zwischen Staat und Recht. Der Staat ist die Quelle 
des Rechts, das Recht ist das Herrschaftsmittel für den Staat. Regel- 
mäßig wird entweder daraus die Eonsequenz gezogen, die sich mit 
unmittelbarer Notwendigkeit zu ergeben scheint: ein Völkerrecht 
gibt es nicht, es gibt nur äußeres Staatsrecht. 8 ) Oder der Rechts- 
charakter des Völkerrechts wird mit anderer Begründung zu retten 
gesucht. 8 ) 

a) Hervorhebung und kritische Würdigung verdient vor allem 
der von Ph. Zorn und anschließend von A. Zorn vertretene Stand- 



•) Lasson, Prinzip und Zukunft des Völkerrechts, Berlin 1871, S. 42—54; (Das 
Völkerrecht ist nicht Recht, sondern nur Staatensitte, kluger Staatenegoismus); 
Lasson, System der Rechtsphilosophie, Berlin und Leipzig 1882, S. 389, 394—402; 
(Das Völkerrecht ist kein eigentliches Recht); Ph. Zorn, in Hirth's Annalen 1882, 
S. 82; A. Zorn, Grundzage, des Völkerrechts (Webers Katechismen Bd. 79), 2. Aufl., 
Leipzig 1903 ? S. 5—9. Nach Lorimer (Institutes of the Law of Nations 1883/84) 
übersetzt von Nys: Principes de droit international, Bruxelles-Paris 1885, p. 4 ist 
das Völkerrecht: „la realisation de la libertä des nations par l'affirmation et la 
reconnaissance reciproques de leur puissance reelle". 

*) Dies ist die communis opinio: so schon Kant, Metaphysik der Sitten, § 53 
(W. W. Hartenstein V, S. 180 f.), der die Bezeichnung Völkerrecht durch die treffendere 
Staatenrecht (ius publicum civitatum) ersetzt wünscht (dagegen v. Holtzendorff, Hand- 
buch des Völkerrechts I, S. 9); v. Pözl, Ober den Rechtssinn, Rede, München 1868, 
S. 6 f.; Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl., Bd. II, S. 518 f.; v. Jhering, Der Zweck im Recht, 
3. Aufl., Bd. I, S. 323—329; v. Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts I, S. 18—26; 
Brie, Theorie der Staatenverbindungen S. 36 f.; v. Dllmann, Völkerrecht, Freiburg i. B. 
1898, S. 12-19; Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, 1899, S. 108; Laband, Das 
Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., 3. Bd., S. 1, Note 1; Gareis, Institutioneil 
des Völkerrechts, 2. Aufl., Gießen 1901, S. 3 — 6; Berolzheimer, Rechtsphilosophische 
Studien, München 1903, S. 45—47, u. a. 
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punkt. Darnach ergibt sich aus der Souveränität der Staaten, die 
die Völkerrechtssubjekte bilden, daß sie in ihrer Machtvollkommen- 
heit nur durch sich selbst beschränkt und beschränkbar, im übrigen 
einander gleichgeordnet sind. Weshalb Völkerrechtsnormen nur da- 
durch zustande kommen können, daß jeder einzelne Staat dem an- 
deren Staate gegenüber jene Normen als für sich rechtsverbindlich 
anerkennt. Mithin ist die völkerrechtliche Bindung des Staats eine 
Bindung durch seinen eigenen Willen, also sein Recht. Daher ist 
Völkerrecht echtes Recht im Rechtssinne nur, soweit es Staats- 
recht ist, 4 ) 

Der Ausgangspunkt dieser Lehre ist treffend. Die Souveränität 
der Staaten ist das Hemmnis gegen eine über den Staaten stehende 
Völkerrechtsquelle. Aber der Schluß ist unzutreffend. Nicht der 
einseitige Wille eines Staates erzeugt völkerrechtliche Normen, auch 
nicht der auf den gleichen Inhalt gerichtete Wille einer Mehrheit 
von Staaten, sondern der Austausch von inhaltlich übereinstimmen- 
den Willenserklärungen einer Mehrheit von Staaten. Deshalb ist es 
nicht richtig, das Völkerrecht als äußeres Staatsrecht zu bezeichnen. 
Denn während für das staatliche Recht in der Tat der Staat für 
sich allein Rechtsquelle ist, ist er es für das Völkerrecht nicht. Der 
(auf Rechtserzeugung gerichtete) Vertrag hat im Völkerrechte die 
Bedeutung des Gesetzes. Der Vertrag kommt aber weder durch 
den Willen des einen Kontrahenten noch durch die einzelnen Willen 
der mehreren Kontrahenten zustande, sondern nur durch die Ver- 
schmelzung dieser Willensmehrheit zur Willenseinheit. 

b) v. Liszt führt aus, die Völkerrechtsgemeinschaft ruhe auf 
dem genossenschaftlichen, nicht auf dem herrschaftlichen Prinzip; 
sie sei kein Staatenstaat, sondern ein Staatenverein. 5 ) 

Diese Begründung hält als solche nicht stich. Denn die ge- 
nossenschaftliche Vereinigung wirkt rechtlich bindend nur inner- 
halb einer herrschaftlichen Organisation. Die Auffassung, als ob 
eine genossenschaftliche Organisation auch außerhalb des Staats, und 
unabhängig vom Staate rechtlich binden könne, ist jene des Natur- 



*) Siehe insbesondere A. Zorn, Grundzüge des Völkerrechts, bevorwortet von 
Pb. Zorn, 2. Aufl., Leipzig 1903, S. 5—9. 

Als Äußeres Staatsrecht wird das Völkerrecht dem „inneren Staatsrecht 
schon von Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, W. W. 8, S. 424 — 430, 
entgegengesetzt (§ 330, S. 424: ,Das äußere Staatsrecht geht von dem Verhält- 
nisse selbständiger Staaten aus . . .") 

*) v. Liszt, Das Völkerrecht, S. 6—10. 

21* 



324 V. Buch. Der Staat nach außen. Sechzehntes Kapitel. Das Völkerrecht. 

rechts. Will man das Völkerrecht unabhängig vom innerstaatlichen 
Recht als Recht erweisen (und das muß man, wenn man ein selb- 
ständiges Völkerrecht begründen will), dann erscheint die Genossen* 
schaftsnatur des Völkerrechts nicht als eine rechtliche Bindung, son- 
dern als etwas rein Tatsächliches. Der in den Ausführungen v. Liszt's 
enthaltene richtige Gedanke ist lediglich die (negative) Konstatierung, 
daß das Völkerrecht der herrschaftlichen Organisation entbehrt 

c) Mit Festhaltung der Positivität des Völkerrechts wird von 
Jellinek treffend betont, daß dem Völkerrecht im Gegensätze zum 
Staatsrecht die Verhältnisse der Über- und Unterordnung fehlen, daß 
es Recht zwischen Koordinierten ist. „Die Staatengemeinschaft ist 
daher rein anarchischer Natur", und das der Organisation durch 
eine herrschaftliche Autorität entbehrende Völkerrecht wird deshalb 
von Jellinek als ein „anarchisches Recht" bezeichnet, woraus seine 
Un Vollkommenheiten und Mängel sich erklären. 6 ) 

d) Die Rechtsnatur des Völkerrechts kann demnach nicht aus 
einer übergeordneten Autorität als Rechtsquelle abgeleitet werden, 
sondern nur durch die Willensübereinstimmung der Staaten. Daher 
wird als Quelle des Völkerrechts und als Grund seiner Rechts- 
verbindlichkeit vielfach die Anerkennung bezeichnet. 7 ) 

Triepel will als Völkerrechtsquelle nur die Vereinbarung 
gelten lassen. 8 ) In Wahrheit ist aber die Vereinbarung nur eine 
species der Anerkennung, und völkerrechtliche Normen gelangen 
vielfach auch durch stillschweigende Anerkennung, ohne ausdrück- 
liche Vereinbarung zur Entstehung. 

3. Zur Lösung des Problems führen folgende Erwägungen. 
Recht und Staat sind Kulturerscheinungen. Der Übergang von der 
fehlenden Kultur zur Kultur hat sich aber nicht mit einem Gewalt- 
sprung vollzogen, vielmehr bestanden Übergangsstadien der Sub- 



6 ) Allgemeine Staatslehre, S. 338, 341. 

7 ) So wesentlich Holtzendorff, Handbuch des Volkerrechts I, S. 86 — 91, im 
teilweisen Anschluß an Bierling, Zur Kritik der juristischen Grundbegriffe I, §§ 67 ff. 
(Holtzendorff läßt die Anerkennung als Völkerrechtsquelle gelten, soferne sie sich als 
den Nationen gemeinsames Rechtsbewußtsein bekundet). Ferner: J. Wharton, Commen- 
taries on law, 1884, § 63; Rivier, Principes du droit des gens, I, p. 18 sq.: „Ses 
(seil, des Völkerrechts) principes sont de rentables principes juridiques, reconnus 
comme tels, et par consequent comme obligatoires, par la conscience commune des 
ßtate qui forment la Sociäte* des nations"; p. 22: „Le droit des gens est un droit 
positif parce que les £tats veulent qu'il le soit. 11s reconnaissent sa force obligatoire, 
ils la proclament" ; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 338. 

8 ) Völkerrecht und Landesrecht, S. 63 ff. 
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oder Halbkultur, in denen bereits objektiv Herrschaftsverhältnisse 
und subjektiv Erkenntnis des Rechten vorlagen, ohne daß jedoch 
schon ein förmliches Recht und ein wirklicher Staat vorhanden ge- 
wesen wären. In einem analogen Zustand befindet sich noch heute 
das Völkerrecht; es entbehrt des Staats, der Rechtsherrschafts- 
organisation; es ist staatsloses Recht. Man kann den Rechte- 
charakter des Völkerrechts nicht ohne weiteres aus der Staatsnatur 
der Völkerrechtssubjekte ableiten. Denn die Herrschaftsnatur des 
Staats besteht ja nur gegenüber den Regierten, nicht gegenüber den 
anderen Teilnehmern an der Völkerrechtsgemeinschaft. Das Völker- 
recht erscheint demnach als eine rechtskulturelle Zwischenstufe. 

Die Rechtsnatur des Völkerrechts folgt nicht aus seinem mate- 
riellen Charakter, sondern lediglich aus dem formellen Grunde 
seiner Anerkennung als Recht durch die Völkerrechtssub- 
jekte. 9 ) Darin liegt der einzige wesentliche Grund für die Positivität 
des Völkerrechts. Was sonst noch hiefür angeführt wird, hat nicht 
durchschlagende Kraft; insbesondere die Übung oder Gewohnheit 
ist lediglich Betätigungsform der Anerkennung. In welcher Form 
die Anerkennung jeweils zur Erscheinung kommt, ist belanglos. 10 ) 
Völkerrecht ist alles, was die Kulturstaaten in ihrem 
wechselseitigen Verkehr als Hoheitssubjekte 11 ) irgendwie 
als Recht anerkennen. 

§ 75. Dreifache Rechtsstruktur der völkerrechtlichen Verträge. 

1. ^Während es naheliegend scheint, den Staatenvertrag gleich 



9 ) Vgl. vornehmlich die oben in Note 7 angeführte Literatur. Verwandt: 
Niemeyer, Das Völkerrecht und der russisch- japanische Krieg, Deutsche Juristen- 
zeitung 1905, Nr. 1, S. 38 (Das Völkerrecht beruht auf dem Staatenkonsens). 

10 ) Daher ist hier auch die erzwungene Anerkennung wirksam. 

Selbst die Verletzungen des Völkerrechts bestätigen — weit entfernt, einen 
Grund gegen die Rechtsnatur des Völkerrechts zu bilden — die Rechtsqualität des 
Völkerrechts, soferne jene Verletzungen regelmäßig mit dem Schein der Wahrung 
des Völkerrechts begangen werden. Treffend sagt Rivier, Principes du droit des 
gens, I, p. 21 : „Les titats ne le violent plus sans pudeur. L'fitat coupable, ou suspect 
s'efforce de justifier sa conduite, de la repräsenter comme ätant conforme au droit." 

") Nicht bloß als Wirtschaftssubjekte. 

*) Über Staatenverträge und völkerrechtliche Verträge vgl. : A. Haenel, Studien 
zum Deutschen Staatsrechte I, Die vertragsmäßigen Elemente der Deutschen Reichs- 
verfassung, Leipzig 1873, S. 31— 39 (besonders bedeutsam S. 36 f.); Ernst Meier, Über 
den Abschluß von Staatenverträgen, Leipzig 1874; Bergbohm, Staatsverträge und 
Gesetze als Quellen des Völkerrechts, Dorpat 1876, S. 77 ff.; v. Holtzendorff, Hand- 
buch des Völkerrechts, 1, S. 79—116; L. Gessner, in v. Holtzendorff, Handbuch des 
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dem zivilrechtlichen als species des genus Vertrag anzusehen, 1 ) wird 
von verschiedenen Autoren mit Recht betont, daß der Vertrag zwi- 
schen Staaten nicht ohne weiteres dem Vertrag des Zivilrechts gleich- 
gestellt werden darf. 8 ) 

Der Vertrag des Zivilrechts ist ein Rechtsgeschäft. Er ver- 
ändert oder bestätigt subjektive Rechte (oder bloße Ansprüche), 
aber er begründet nicht objektives Recht. Er hat eine bereits be- 
stehende Rechtsordnung zur Voraussetzung und wird im Geltungs- 
bereich der Rechtsordnung, in Abhängigkeit von der Rechtsordnung 
wirksam. 

Der völkerrechtliche Vertrag kann objektives Recht be- 
gründen (verändern, aufheben) oder sich auf die Begründung ^Ände- 
rung, Aufhebung) subjektiver Rechte (oder bloßer Ansprüche) 

Völkerrechts, III, Hamburg 1887, S. 5—82; Jellinek, Die rechtliche Natur der Staaten- 
vertrage, Wien 1880; Jellinek, Gesetz und Verordnung, 1887, S. 841—347; Liebe, 
Staatsrechtliche Stadien I, Sind die zu einem Bundesstaate vereinigten Staaten 
souverän?, Leipzig 1880, S. 19; Liebe, Staatsrechtliche Stareitfragen, in der Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 38, 1882, S. 624—648; Ph. Zorn, Gesetz, 
Verordnung, Budget, Staatsvertrag, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1889, 
S. (344—379), 374—379; Ph. Zorn, Reich und Reichsverfassung, eine Antwort auf 
die Frage: Ist die Reichsverfassung Gesetz oder Vertrag?, Festrede vom 18. Januar 
1894, Berlin 1895 (auch abgedruckt in dem Sammelband von Reden und Aufsätzen: 
Im Neuen Reich, Bonn 1902, S. 54 — 73); Rivier, Principes du droit des gens, Paris 
1896, t. II, p. 43—146; Heilborn, Das System des Völkerrechts. Berlin 1896, S. 377 
bis 880; Laban d, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., 2. Bd., S. 84, 114 
bis 159; Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, München 1903, S. 47 — 54; 
v. Liszt, Das Völkerrecht, S. 171—181. 

Scharfsinnige Erörterungen geben Binding, Die Gründung des Norddeutschen 
Bundes, Leipziger Festgabe für Windscheid, 1888, Leipzig 1889, S. 69—71, und an- 
schließend Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, namentlich S. 27 — 110. 

*) Jellinek, Gesetz und Verordnung, S. 342: , Der Vertrag bleibt unter allen 
Umstünden Vertrag 11 ; S. 347: „Ein Staatenvertrag schafft, wie jeder Vertrag, Rechte 
und Pflichten durch Konsens der kontrahierenden Teile." 

*) Zorn, Gesetz, Verordnung, Budget, Staatsvertrag, in Hirth's Annalen 1889, 
S. 375: „Das Staatsrecht operiert mit einer falschen Münze, wenn es einfach als 
ausgemacht annimmt, der Staatsvertrag sei begrifflich identisch mit dem Vertrag 
des Zivilrechtes. . . . Der Vertragsbegriff des Zivilrechtes hat . . . zwei bestimmende 
Merkmale: 1. Übereinstimmung der Parteien, 2. Garantie des Staates für seine 
Durchführung in Form Rechtens. Ohne letzteres Moment ist der Begriff des 
, Vertrags* im Zivilrecht einfach nicht zu denken; es ist die begriffliche Voraus- 
setzung des Vertrages. Dem Staatsvertrag fehlt dies Moment und damit 
die begriffliche Voraussetzung für den »Vertrag'. Mag man den Staats- 
vertrag Vertrag nennen, sobald man ihn an den begrifflichen Merk- 
malen des Vertrages prüft, ist er es nicht" 
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beschränken. Im ersten Fall fungiert der Vertrag als Erzeugungs- 
mittel von Völkerrecht, im zweiten Falle ist er ein völkerrechtliches 
Rechtsgeschäft. Je nach seinem materiellen Inhalt ist der völker- 
rechtliche Vertrag ein Akt der völkerrechtlichen Gesetzgebung 
oder ein bloßes Rechtsgeschäft. 4 ) 

Man kann diese verschiedene materielle Bedeutung völkerrecht- 
licher Verträge auch terminologisch zum Ausdruck bringen, indem 
man die Verträge der ersten Art als Gesetzgebungsverträge 
oder als rechtsbegründende Verträge bezeichnet, die Verträge der 
zweiten Art als rechtsgeschäftliche Verträge benennt. 

Die Gesetzgebungsverträge des Völkerrechts ergeben nach ihrem 
materiellen Inhalte eine weitere Zweiteilung. Wie man nämlich im 
innerstaatlichen Rechte die Gesamtheit der auf die Staatsverfassung 
bezüglichen grundlegenden Rechtssätze als Verfassungsgesetze be- 
zeichnet, deren Änderung oder Ergänzung durch besondere verfas- 
sungsrechtliche Garantien erschwert zu sein pflegt, und diesen Rechts- 
teilen die einfachen Gesetze gegenüberstellt, so kann man auch im 
Völkerrecht zwischen grundlegenden Gesetzgebungsverträgen oder 
Grundgesetzgebungsverträgen und zwischen einfachen Gesetzgebungs- 
verträgen scheiden. Der Inhalt der Grundgesetzgebungs vertrage 
betrifft die Souveränität eines Staats: die Begründung, Aufhebung, 
Beschränkung (oder Erweiterung) der Souveränität; die Beschrän- 
kung der Souveränität — entweder bezüglich der Ausübung einzelner 
Hoheitsrechte, oder bezüglich des örtlichen Geltungsbereichs der 
Souveränität (Abtrennung von Gebietsteilen); die Erweiterung der 
Souveränität — entweder durch Wiedererlangung der Ausübung ein- 
zelner, zuvor der Ausübung des betreffenden Staates entzogener 
Hoheitsrechte, oder bezüglich des örtlichen Geltungsbereichs der 
Souveränität (Erwerb von Gebietsteilen). 

Der Staatenvertrag oder völkerrechtliche Vertrag ist demnach 
entweder: 



4 ) Schon Berghohm, Staatsverträge and Gesetze als Quellen des Völkerrechts, 
S. 77—82, scheidet treffend Staatsverträge überhaupt (= übereinstimmende Willens- 
erklärungen zweier oder mehrerer Staaten als Subjekte) in Rechtsgeschäfte, welche 
subjektive Berechtigungen der Staaten begründen oder aufheben und in Rechts- 
sätze, abstrakte Regeln, welche die Staaten als gemeinsame Normen ihrer Hand- 
lungen für die Zukunft ausdrücklich vereinbaren. 

Weniger glücklich scheint die von ihm gewählte allgemeine Charakteristik, 
daß der Inhalt des Vertrags und demgemäß seine rechtliche Bedeutung «je nach dem 
wesentlichen Zweck des Vertrages verschieden sei" (a. a. 0. S. 78). 
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a) Grundgesetzgebungsvertrag, ein Gesetzgebungsakt 
zwischen Staaten mit Bezug auf die Souveränität; oder 

b) einfacher Gesetzgebungsvertrag, ein Gesetzgebungs- 
akt zwischen Staaten ohne Bezug auf die Souveränität; oder 

c) rechtsgeschäftlicher Vertrag, ein Rechtsgeschäft 
zwischen Staaten in der Form des Vertrages. 

2. Von Binding und Triepel ist in scharfsinniger Weise aus- 
einandergesetzt worden, „daß alle rechtlich bedeutsamen sogenannten 
Willenseinigungen auf zwei Typen zurückgehen: auf den des Ver- 
trags und den der Vereinbarung. Der Vertrag bewirkt streng 
genommen keine Willens einigung, sondern nur eine Willensbin- 
dung der Paziszenten. Keine Einigung deshalb, weil die Willen 
der Kontrahenten notwendig verschiedenen Inhalt besitzen, somit 
zu einem Gesamtwillen nicht zusammenfließen können. Der eine 
will geben, der andere nehmen, der eine stellt die Arbeit, der 
andere will sie liefern, der eine unterwirft sich durch dinglichen 
Vertrag der Gewalt des andern, dieser will sein Herr sein. Der 
Vertrag ist das Rechtsgeschäft, welches durch zwei, 
von verschiedenen Rechtssubjekten ausgehende, auf den- 
selben Zweck gerichtete, einander notwendig ergänzende 
Handlungen verschiedenen Inhaltes begründet wird. . . . 
Die Vereinbarung aber ist die Verschmelzung verschiedener 
inhaltlich gleicher Willen. Sie ist das einzige Mittel zur Bil- 
dung eines Gemeinwillens ..." Eine wirklich paktierte Verfassung 
sei daher lediglich durch Vereinbarung, nicht durch Vertrag zu er- 
möglichen. 6 ) Nur durch Vereinbarung, nicht auch durch Vertrag 
könne Recht erzeugt werden. 6 ) 

Diese Darlegungen von Binding und Triepel dürften indes nicht 
begründet sein. Vor allem gilt das von Binding und Triepel Aus- 
geführte bestenfalls nicht von allen Verträgen, sondern nur von den auf 
Austausch (von Leistungen oder Sachen) gerichteten, nicht auch von 
den Gesellschaftsverträgen. Im Gesellschaftsvertrag sind die Hand- 
lungen (Leistungen) der Vertragsteile regelmäßig nicht verschieden-, 
sondern gleichartig. Sodann trifft aber die Argumentation von Bin- 
ding und Triepel schlechthin nicht zu. Binding und Triepel ver- 
mengen zwei verschiedene Dinge: den Vertragswillen und den 
Handlungswillen. Bei sämtlichen Verträgen ist der Vertragswille 

5 ) Binding, Die Gründung des Norddeutschen Bundes, S. 69 f. Übereinstim- 
mend Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, S. 49—103. 

6 ) Triepel a. a. 0. 
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des einen Kontrahenten ein und derselbe, wie der des Gegenkontra- 
henten. Wenn der Vertragswille der beiden Kontrahenten nicht 
übereinstimmt, dann kommt ein Vertrag mangels Willenstibereinstim- 
mung nicht zustande. Der Vertragswille beider Kontrahenten ist 
darauf gerichtet, daß alles geschehe, was dem Vertrag entspricht. 
Der Vertragswille des Käufers ist darauf gerichtet, daß der Käufer 
die Sache erhalte und den Kaufpreis zahle; der Vertragswille des 
Verkäufers ist gleichfalls darauf gerichtet, daß beiderseits gegeben 
und genommen werde. Nur der Handlungswille divergiert: der 
Verkäufer will und soll auf Grund des Vertrags anders handeln als 
der Käufer, der Gesellschafter A soll unter Umständen anders handeln 
als der Gesellschafter B etc. 

Inhaltlich sind daher Vertrag und Vereinbarung nicht ver- 
schieden und es besteht deshalb kein Anlaß, terminologisch Verein- 
barung statt Vertrag zu setzen. 

3. Wesentlich ist und bleibt, daß man erkennt und festhält, 
daß der sogenannte Vertrag (oder die Vereinbarung), der rechts- 
erzeugend wirkt, in Wahrheit überhaupt kein Vertrag ist, sondern 
nur die Form des Vertrags hat, gemäß seinem Inhalt ein Gesetz- 
gebungsakt ist. Im innerstaatlichen Rechtsleben sind Gesetz und 
Rechtsgeschäft auch formell differenziert; im Völkerrechte nicht. Eine 
Form deckt hier verschiedengeartete Rechtserscheinungen: den Rechts- 
geschäftsvertrag und den Gesetzgebungsvertrag. 

Es ist nicht an dem, als ob die zur Errichtung des Nord- 
deutschen Bundes oder des Deutschen Reiches geschlossenen Verträge 
zunächst Verträge gewesen wären und nachträglich, mit dem Ins- 
lebentreten der neuen juristischen Person (des Norddeutschen Bundes; 
des Deutschen Reiches) von selbst ihre Vertragsnatur abgestreift 
und die rechtliche Natur von Grundgesetzen angenommen hätten. 7 ) 
Ein solcher Verwandlungszauber wäre juristisch in gar keiner Weise 
zu begreifen. Vielmehr ist der sogenannte Staatserrichtungs- oder 
Staatsbegründungsvertrag im vorneherein nur seiner Form nach Ver- 
trag, in Wahrheit Gesetz, völkerrechtliches Grundgesetz. 8 ) 

7 ) So Haenel, Stadien zum Deutschen Staatsrechte I, S. 36 f. 

*) Treffend Liebe, Staatsrechtliche Stadien I, S. 19: „Eine Bandesstaats Verfas- 
sung entsteht nun selbst dann auf dem Wege der Gesetzgebung, wenn sie ledig- 
lich vereinbart wird durch Delegierte der Einzelstaaten " ; and Staatsrechliche Streit 
fragen, in der Zeitschrift für die gesamte Staats Wissenschaft, Bd. 38, S. 637: 
„ . . . niemals ist der Entstehungsgrand eines Staats ein Vertrag, sondern stets ein 
gesetzgeberischer Akt." 

Unzutreffend ist daher die von Eugen v. Jagemann, Die deutsche Reichs- 
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4. Man pflegt zu sagen, der völkerrechtliche Vertrag als solcher 
habe nach innen bezüglich der innerstaatlichen Rechtsverhältnisse 
gar keine Wirkung. «Der Abschluß eines Staatsvertrags erzeugt . . . 
niemals irgendwelche Rechtssätze und Verwaltungsnormen, sondern 
er begründet lediglich die Verpflichtung des Staates zum Erlaß der- 
selben." 9 ) 

Dies ist zweifellos richtig, soweit völkerrechtliche Rechts- 
geschäfte in Frage stehen, soweit der Völkerrechtsvertrag nicht nur 
formell Vertrag, sondern auch inhaltlich Rechtsgeschäft ist. Soweit 
indes der Völkerrechtsvertrag Gesetzgebungsakt ist, unterliegt die 
rechtliche Wirkung dieses Gesetzgebungsvertrages denselben Aus- 
legungsregeln, wie jedes Gesetz überhaupt. Nach dem Grundsatze 
lex posterior derogat priori kann daher durch den völkerrechtlichen 
Vertrag unmittelbar Recht für die innerstaatlichen Verhältnisse be- 
gründet werden, soferne nämlich nicht der völkerrechtliche Gesetz- 
gebungsvertrag selbst bestimmt, daß seine innerstaatliche Wirksam- 
keit noch von einem innerstaatlichen (zustimmenden) Gesetzgebungs- 
akte abhängen solle. 

5. Der rechtsgeschäftliche Völkerrechtsvertrag ist Rechts- 
geschäft zwischen Staaten. Er ist das völkerrechtliche Analogon 
zum Vertrag des Zivilrechts. Während aber der zivilrechtliche Ver- 
trag im Rahmen einer ausgebildeten Rechtsordnung zur Entstehung 
und Durchsetzung gelangt, ist dies beim völkerrechtlichen Rechts- 
geschäftsvertrag nicht der Fall. Diesem fehlt die „Rechtsgarantie 11 . 10 ) 



Verfassung, Vorträge, Heidelberg 1904, S. 29 — 81, unter Bezugnahme auf die Eingangs- 
formel der Deutschen Verfassung entwickelte Ansicht, der Bund, der das Fundament 
des Reichsbaues sei (und damit das Reich selbst), könne mutuo disaensu (der Regie- 
rungen der Einzelstaaten) aufgelöst werden. Siehe dagegen Gerhard Anschtttz, Bundes- 
rat und Reichstag, Tägliche Rundschau Nr. 234, vom 20. Mai 1904; Noch einiges zur 
Lehre von der Reichsauflösung, Tägliche Rundschau Nr. 247, vom 29. Mai 1904. 

9 ) Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, II. Bd., S. 117. 

10 ) Zorn, Gesetz, Verordnung, Budget, Staatsvertrag, in Hirth's Annalen 1889, 
S. 875: „Der oben erhobene Einwand (seil, der Staatsvertrag entbehre des Vertrags- 
charakters, weil die Garantie des Staats für seine Durchführung in Form Rechtens 
fehle) pflegt abgetan zu werden mit der Behauptung: allerdings hätten Staatsverträge 
nicht die den Verträgen des Zivilrechtes zukommenden Garantien eines geordneten 
formalen Rechtsschutzes, aber sie hätten die »völkerrechtlichen' ,Rechts'-Garantien, als 
welche man aufzuzählen pflegt: Schiedsgericht, Repressalien, Retorsion, Krieg. Wir 
lassen hier dahingestellt, ob diesen Zwangsmitteln eine juristische Basis gegeben 
werden kann. Je nach der Antwort hierauf vermag man das Völkerrecht als selb- 
ständigen Rechtszweig zu fassen, oder aber man muß es, wie wir es tun zu müssen 
glauben, als äußeres Staatsrecht fassen." 
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Allein die Einwände, die daraus gegen die Vertragsnatur des 
völkerrechtlichen Rechtsgeschäfts Vertrages erhoben werden, sind nicht 
stichhaltig. 

Die Rechtsordnung, innerhalb deren das völkerrechtliche Rechts- 
geschäft Geltung gewinnt, ist unvollkommen und mangelhaft, aber 
sie ist Rechtsordnung. Sie teilt die Unvolkommenheit mit den inner- 
staatlichen Rechtsordnungen primitiver Kulturperioden, in denen ins- 
besondere die prozessuale Durchsetzung von strittigen Rechts- 
ansprüchen und die Vollstreckung gegenüber säumigen Schuldnern 
im Wege der Eigenmacht und der Selbsthilfe erfolgt, erfolgen muß. 
Der Machtfaktor tritt in den Vordergrund, aber er verdrängt nicht 
das Recht. Dieses bleibt aus dem formellen Grunde bestehen, der 
überhaupt zur Entstehung des Völkerrechts führt, infolge der An- 
erkennung der Staaten. 11 ) 

§ 76. Vervollkommnung des Völkerrechts. Schiedsverträge und 

Schiedsgerichte. 

1. Jede Vervollkommnung des Völkerrechts, vornehmlich jede 
Verbesserung der völkerrechtlichen Garantien, der völkerrechtlichen 
Rechtssicherheit, bedeutet eine Verstärkung der Friedensaussichten 
und der ungehemmten Kulturentwicklung. Die auf stärkere völker- 
rechtliche Rechtsgarantien und Rechtssicherheit abzielende Bewegung 
hat mit gewissem Erfolg ihre Richtung auf die Konstituierung eines 
Schiedsgerichtshofes zur Schlichtung internationaler Streitigkeiten 
genommen. 1 ) 

Trotz der Haager Konferenz sind indes den Freunden der 
Friedensbewegung schwere Enttäuschungen nicht erspart geblieben. 

») Vgl. oben § 74, S. 821—825. 

*) Hiezu vgl.: v. Descamps, Die Organisation des internationalen Schiedsgerichts, 
eine Denkschrift an die Mächte, mit einem Anhang: Projekt über die Errichtung 
eines permanenten internationalen Schiedsgerichtshofes in der durch die interparlamen- 
tarische Konferenz zu Brüssel (Session 1895) angenommenen Form, übersetzt von 
A. H. Fried; A. H. Fried, Die Haager Konferenz, ihre Bedentang nnd ihre Ergebnisse, 
Berlin 1900; Ph. Zorn, Im Neuen Reich, Bonn 1902, S. 319—394 (Die volkerrechtlichen 
Ergebnisse der Haager Konferenz), insbesondere S. 358—394; v. Liszt, Das Völkerrecht, 
8. 800—808; A. H. Fried, Handbuch der Friedensbewegung, Wien und Leipzig 1905; 
Meurer, Die Haager Friedenskonferenz, 1. Bd., Das Friedensrecht der Haager Kon- 
ferenz, München 1905. 

Die Beschlüsse der Haager Friedenskonferenz sind niedergelegt in der ersten 
Konvention, dem „Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle" 
vom 29. Juli 1899 (abgedruckt bei v. Liszt, Das Völkerrecht, S. 441—449). 
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Das zwanzigste Jahrhundert hat sich bisher ungemein kriegerisch 
angelassen. Dies ist nur zu begreiflich. Die Kulturstaaten sind ans 
Werk gegangen, den Kolonialbesitz in fremden Erdkreisen auszu- 
teilen. Und bei Liquidationen dieser Art geht es nicht immer ohne 
harte Stöße ab. 

In der Frage der Vervollkommnung des Völkerrechts und in 
der Schaffung völkerrechtlicher Friedensgarantien muß man utopische 
Träume scharf von dem realpolitisch Möglichen scheiden. Schon 
im innerstaatlichen Leben ist eine absolut gerechte Regelung der 
Lebensverhältnisse unmöglich und eine völlige Übereinstimmung des 
tatsächlichen Geschehens mit der Rechtsordnung unerreichbar, um 
wie viel mehr ergibt sich der klaffende Widerspruch zwischen Recht 
und Tatsache, zwischen Gerechtigkeit und Machtäußerung im Ver- 
kehr internationaler Staaten, der der innerstaatlichen Rechtsgarantien 
entbehrt. Zu diesem Mangel einer internationalen Zentralgewalt 
kommt ein weiteres. Die Vervollkommnung des Völkerrechts findet 
eine formale und eine materielle Schranke. Die formale Schranke 
ist die Souveränität der Staaten. Der Staat, der seine Souveränität 
aufgibt, hört auf, echter Staat zu sein. Die Staaten können daher 
auch zu Gunsten einer Völkerrechtsgemeinschaft nicht die eigene 
Souveränität preisgeben, ohne die eigene Existenz zu verneinen. Dem 
formalen Rechtsbegriff staatlicher Hoheit, Unabhängigkeit, Existenz 
als Staat schlechthin, entspricht aber auch ein materieller Gehalt. 
Dieser reale Inhalt der Souveränität ist das Lebensinteresse 
der Staaten. Der Staat kann sich nicht einem internationalen 
Schiedsgericht unterwerfen, soweit sein Lebensinteresse in Frage 
kommt. Darin liegt die materielle Schranke, die der Vervollkomm- 
nung des Völkerrechts Grenzen setzt. Schiedsverträge und Schieds- 
gerichte können daher nur insoweit Bedeutung und Wirksamkeit 
gewinnen und entfalten, als nicht die Souveränität oder das Lebens- 
interesse der Staaten hemmend Schranken setzen. Es können immer 
nur (verhältnismäßig) untergeordnete, nicht vitale Interessen sein, 
die schiedsgerichtliche Erledigung finden. Der Tatsachenverlauf seit 
Abschluß der Haager Konvention bestätigt die theoretische Dar- 
legung. Wenn Art. 1 der Konvention die Absicht der beteiligten 
Staaten ausspricht, „alle Anstrengungen aufzubieten, um die fried- 
liche Beilegung internationaler Streitigkeiten zu sichern*, ist eine 
Verwirklichung dieser Absicht eben nur möglich, soweit nicht vitale 
Interessen der Staaten in Frage kommen. 

Gleichwohl ist die Vervollkommnung des Völkerrechts im Sinne 
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einer größeren Garantie für die Herrschaft des Rechts in den wechsel- 
seitigen Beziehungen der Staaten gegenüber jener der bloßen Macht 
ein dringendes Postulat der Kulturentwicklung. Ein gangbarer Weg 
hiefür kann aber nur in der Weise gefunden werden, daß die Sou- 
veränität und die vitalen Interessen der Staaten gewahrt bleiben: 
durch Vereinbarungen von Fall zu Fall, sei es im Wege der 
Sonderabmachungen der primär interessierten Staaten, sei es durch 
allgemeine Konferenzen und durch Koalitionen der Großmächte. Die 
tatsächliche Entwicklung, die meist klüger ist als alle Theorie, hat 
bereits mit gutem Erfolg begonnen, bei Austeilung der kolonialen 
Herrschafts- und handelspolitischen Rechte und Interessen diesen 
Weg zu betreten. Dieselbe Einsicht, die im Handelsverkehr der 
Privaten an Stelle der ungezügelten Konkurrenz die für alle Teile 
vorteilhafte Konsolidation gesetzt hat, wird zunehmend bei Austei- 
lung kolonialer Macht an Stelle der Kriege internationale Interessen- 
regelung herbeiführen. Wobei jeder Staat sein eigenes Interesse 
wahrt, aber auch die beteiligten fremden Staaten als berechtigte 
Interessenten anerkennt. Die friedliche Beilegung vitaler Interessen- 
gegensätze wird nur ermöglicht werden durch die Erneuerung des 
europäischen Gleichgewichts oder richtiger, da heute auch Nord- 
amerika und Japan teilnehmen, durch Herstellung des inter- 
nationalen Gleichgewichts (vgl. unten §86). 

2. Die von den Friedensfreunden meist geforderte allgemeine 
Abrüstung erscheint unmöglich, weil gegenüber der Verletzung 
vitaler Staatsinteressen als ultima ratio nur der Krieg bestehen 
bleibt. Das Wesen des Staats ist durch seine kraftvolle Position 
bestimmt und kein Staat wird vertrauensselig genug sein, um seine 
eigene Position zu untergraben. 

Dagegen erlaube ich mir eine andere Frage zur Diskussion zu 
stellen, die im Interesse der Friedensbewegung beachtenswert sein 
dürfte. Viele Staatsverfassungen erklären das Recht über Krieg und 
Frieden als ein Vorrecht der Krone, entweder schlechthin, oder so- 
weit ein Verteidigungskrieg in "Frage steht. Bei Verteidigungs- 
kriegen erscheint diese Bestimmung im Interesse der Schlagfertig- 
keit der Armee, der beschleunigten Mobilmachung und der kriege- 
rischen Abwehr geboten. Indem aber das Recht über Krieg und 
Frieden dem Souverän anvertraut ist, erweist sich in einer der 
Lebensfragen der Nationen die staatliche Herrschaft noch heute als 
absolutistische. Daran ist nichts Wesentliches dadurch geändert, 
daß die Bewilligung der zur Kriegsführung notwendigen Mittel der 
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Zustimmung der Parlamente unterliegt. Denn diese befinden sich, 
wenn einmal der Krieg erklärt oder eingeleitet ist, in einer Zwangs- 
lage. Zur Vermeidung nicht unbedingt gebotener Kriege erscheint 
das Erfordernis der Parlamentszustimmung zur Kriegsführung schlecht- 
hin geboten. Um so mehr als die Heere heute nicht mehr Söldner- 
hqufen sind, sondern sich aus den besten Teilen des Volkes zu- 
sammensetzen. 



Siebzehntes Kapitel. 

Zur Lehre von den Staatenverbindungen. 



§ 77. Yölkerrechtliche und staatsrechtliche Staatenyerbindungen. 

1 ) Eine Mehrheit von Staaten kann sich entweder dergestalt 
zusammenschließen, daß jeder einzelne Staat als Staat bestehen bleibt, 
dann ist die Verbindung eine lediglich völkerrechtliche. Oder 
derart, daß nicht jeder der mehreren Staaten als Staat bestehen 
bleibt, dann ist die Verbindung eine staatsrechtliche. Die staats- 
rechtliche Vereinigung kann so beschaffen sein, daß einer der Ver- 
einigungsstaaten lediglich einen Gebiets- und Machtzuwachs durch 
Eingliederung eines bisher selbständigen fremden Staates erfahrt: 
Staatenverbindung durch Subordination. Oder [derart, daß 
durch den Zusammenschluß ein Staat neu begründet wird, dann ist 
die Vereinigung eine koordinierte staatsrechtliche. In dem 
zweiten Falle gehen die zuvor selbständigen Staaten in dem neuen 
Staate rechtlich auf, ihre staatliche Sonderexistenz ist beendigt. Ver- 
bleibt die Souveränität den Sonderstaaten, dann liegt eine rein völker- 
rechtliche Verbindung vor; wird die Souveränität dem neugeschaf- 
fenen Gebilde Übertragen, dann ist eine staatsrechtliche Verbindung 
gegeben. Ein Drittes gibt es nicht. 

Dabei begründet es keinen Wesensunterschied, ob und inwie- 
weit der Zusammenschluß ein allseits freiwilliger, auf (Gesetzgebungs-) 
Vertrag beruhender ist, oder ob er durch einseitigen Herrschafts- 
begründungs- und -Behauptungsakt (durch Unterwerfung) erfolgt. 



*) Siehe zum folgenden vorzüglich Laband, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, 4. Aufl., Bd. I, S. 51 ff.; Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, 
insbesondere S. 315 f. 

Vgl. auch die in den Noten des nächsten Paragraphen angeführte Literatur. 
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§ 78. Staatenbund und Bundesstaat 

x )l. Das Bundesstaatsproblem ist daraus erwachsen, daß 
die Vereinigten Staaten von Amerika, die Schweiz und das Deutsche 



l ) Über Staatenbund und Bundesstaat vgl.: G. Waitz, Grundzage der Politik, 
Kiel 1862, S. 43—46 und S. 153—218: Das Wesen des Bundesstaates. (In der Haupt- 
sache schon enthalten in der Allgemeinen — Kieler — Monatsschrift für Wissen- 
schaft und Literatur, 1853, S. 494—530); Seydel, Der Bundeestaatsbegriff, in der 
Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 28, 1872, S. 185—256 
(auch abgedruckt in v. Seydel, Staatsrechtliche und politische Abhandlungen, Frei- 
burg i. B. und Leipzig 1893, S. 2 — 89); Seydel, Die neuesten Gestaltungen des Bandes- 
staatsbegriffes, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 1876, S. 641— 655 (abge- 
druckt in: Staatsrechtliche und politische Abhandlungen, S. 101 — 120); v. Seydel, 
Kommentar zur Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich, 2. Aufl., Freiburg L B. 
und Leipzig 1897, S. 3— 11; S. Brie, Der Bundesstaat, 1. Abteil., Geschichte der 
Lehre vom Bundesstaat, Leipzig 1874 ; Brie, Zur Lehre von den Staatenverbindungen, 
in Grünhut's Zeitschrift, Bd. XI, 1884, S. (85—159), 148—159; Brie, Theorie der 
Staatenverbindungen, Festschrift, Stuttgart 1886, S. 24, 83—95, 95—135; Ph. Zorn, 
Streitfragen des Deutschen Staatsrechts, in der Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft, Bd. 37, 1881, S. 292—322; Ph. Zorn, Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesstaat, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 1884, S. 453— 483; Zorn, 
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, I, 2. Aufl., S. 67—88; Rosin, Souver&netftt, 
Staat, Gemeinde, Selbstverwaltung, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs, 1883, 
S. (265—305), 273—283; Rosin, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre nach 
den politischen Reden und Schriftstücken des Fürsten Bismarck, S. 44 — 46; A. 
Haenel, Studien zum Deutschen Staatsrechte, I, Die vertragsmäßigen Elemente der 
Deutschen Reichsverfassung, Leipzig 1873, namentlich S. 31—67, 145—224; A. 
Haenel, Deutsches Staatsrecht 1 (Binding's Handbuch der Deutschen Rechtswissen- 
schaft, 5. Abt., 1. Teil, 1. Bd.), Leipzig 1892, S. 192—200, 793-798, 798—803, 
803—806; Schlief, Studien über Verfassungsgeschichte und Verfassungsrecht in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. II, 
Freiburg i. B. 1887, S. 54—102; Preufi, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörper- 
schaften, namentlich S. 100 — 136; Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbin- 
dungen, Wien 1882, S. 172—197, 253—314; Jellinek, Gesetz und Verordnung, Frei- 
bürg i. B., 1887, S. 201—204; Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 749-759, 
759—765, 765—767; Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl., 
8. 294 ff.; A'. Affolter, Grundzüge des allgemeinen Staatsrechts, Stuttgart 1892, S. 53 
bis 62; Bornhak, Allgemeine Staatslehre, S. 225—254; Robinson, Das Wesen des 
Bundesstaats, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 53, 1897, 
S. 609—632; Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts, 2. Aufl., Stuttgart 1899, S. 112—119; 
Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. I, S. 51 — 96; Rehm, Allgemeine 
Staatslehre, S. 86—101, 117—146; Adolf Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, Berlin 1901, S. 38—43; Louis Le Für, ßtat föderal et confe^erations d'titats, 
1896, deutsch von Le Für und P. Posener, Bundesstaat und Staatenbund, I. Bundes- 
staat und Staatenbund in geschichtlicher Entwicklung, Breslau 1902; J. Schollen- 
berger, Das Bundesstaatsrecht der Schweiz, Berlin 1902, S. 2—5, 188—146; Otto 
Mayer, Republikanischer und monarchischer Bundesstaat, im Archiv für öffentliches 
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Reich eine staatsrechtliche Struktur aufweisen, welche sich nach 
dem äußeren Anschein weder als Staatenbund noch als Einheits- 
staat charakterisiert, sondern zwischen beiden in der Mitte steht. 
Die Schwierigkeit des Bundesstaatsproblems hängt mit der Lehre 
von der Souveränität zusammen. Erachtet man die Souveränität als 
wesentliches Staatsmerkmal, so entfallt die Staatseigenschaft der 
Bundesstaatsglieder. Gewahrt erscheint diese, wenn man mit Jellinek 
und anderen die Möglichkeit nichtsouveräner Staaten bejaht. Im 
ersten Falle läuft man Gefahr, sich mit der realen Wirklichkeit in 
Widerspruch zu setzen, im zweiten sündigt man wider den Geist der 
Staatsphilosophie. 

2. Bequem war der von Waitz im Anschlüsse an Tocqueville, 8 ) 
dem Begründer der Bundesstaatslehre, eingeschlagene Weg. 8 ) Waitz 
nahm einfach eine Teilung der Souveränität zwischen Bundes- 
staat und Bundesstaatsgliedern an.*) Demgegenüber ist es das Ver- 
dienst Seydels gewesen, die begriffliche Unmöglichkeit einer der- 
artigen Teilung einwandsfrei erwiesen zu haben. 5 ) Entweder ist ein 



Recht, Bd. XVIII, 1903, S. 337—372; Berolzheimer, Rechtsphilosophische Studien, 
S. 37 f.; Eugen von Jagemann, Die deutsche Reichs Verfassung, Vorträge, Heidelberg 
1904, S. 37—53; G. Meyer, Lehrbuch des Deutschen Staatsrechtes, 6. Aufl., bearbeitet 
von Gerhard Anschutz, Leipzig 1905, S. 39—50; W. Rosenberg, Staat, Souveränität 
und Bundesstaat, in Hirth's Annalen des Deutschen Reichs 1905, S. 348 — 364. 

2 ) Über die Lehre Tocqueville's siehe Brie, Der Bundesstaat, I, S. 92—104. 

•) Über Waitz vgl. insbesondere Brie, Der Bundesstaat I, S. 105—118, und 
Seydel in seinen oben angeführten Schriften. 

*) Das Wesen des Bundesstaates, Allgemeine Monatsschrift, S. 501 : „Wir sagen 
gerade entgegengesetzt (seil, gegen Stahl's Ansicht, der Bundesstaat sei da, wo die 
Souveränität nicht bei den Einzelstaaten, sondern bei der Zentralgewalt ist), nur da 
ist ein Bundesstaat vorhanden, wo die Souveränität nicht dem einen und nicht dem 
andern, sondern beiden, dem Gesamtstaat (der Zentralgewalt) und dem Einzelstaat 
(der Einzelstaatsgewalt), jedem innerhalb seiner Sphäre, zusteht. So bemerkt Toc- 
queville von der Bundesgewalt der Vereinigten Staaten: »L'union teile qu'on l'a 
constitue' en 1789 n'a, il est vrai, qu'une souverainetö restreinte (d. h. dem Umfange 
nach beschränkt); mais on a vouluque dans ce cercle eile ne format qu'un seul et 
meme peuple. Dans ce cercle, eile est sou verain.*" (Waitz, Grundzüge der Politik, 
S. 166.) Vgl. auch Waitz, Grundzüge der Politik, S. 44. 

Die Lehre von der geteilten Souveränität wird noch vertreten von v. Sarwey, 
Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, I, S. 37 ff. Zu einer im Ergebnisse 
verwandten Anschauung kommen Gareis, Allgemeines Staatsrecht (Marquardsen's 
Handbuch, I, 1), Freiburg i. B. und Tübingen 1883, S. 31; Brie, Theorie der Staaten- 
Verbindungen S. 95 ff. und Schollenberger, Das Bundesstaatsrecht der Schweiz, S. 3, 
der Doppelsouveränität des Gesamtstaats und der Einzelstaaten annimmt. 

6 ) Seydel, Der Bundesstaatsbegriff, in der Tübinger Zeitschrift, 28, S. 195—208; 
Berolzheimer, Philosophie des Staate*. 22 
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öffentlichrechtliches Gebilde souverän oder es ist dies nicht; geteilte 
Souveränität ist ein Unding. Die Lehre von der geteilten Souverä- 
nität wird seither fallen gelassen, nachdem auch Häenel 6 ) und 
Laband 7 ) ihr entgegengetreten sind. 

3. Die äußerste Eonsequenz aus dem Begriff der Souveränität 
und der darin ruhenden Einheit der höchsten Gewalt hat Seydel selbst 
gezogen. Nach Seydel ist der Bundesstaat eine rechtliche Unmög- 
lichkeit. Entweder ist eine Staatenvereinigung über das bloße 
Bündnis hinaus rechtlich so gestaltet, daß jedem Gliedstaate die 
Souveränität verbleibt, dann ist ein Staatenbund gegeben; 8 ) oder 
die Souveränität steht dem Gemeinschaftsstaate zu, dann liegt ein 
Einheitsstaat vor. Ein drittes gibt es nach Seydel nicht 9 ) Das 
Deutsche Reich ist nach Seydel ein Staatenbund. 

4. Das entgegengesetzte Extrem bildet jene Richtung der all- 
gemeinen Staatslehre, die in der Souveränität kein wesent- 
liches Staatsmerkmal erblickt, 10 ) und insbesondere mit Jel- 
linek auf die historische Tatsache des Bestehens nichtsouveräner 
Staaten verweist. Diese Lösung des Bundesstaatsproblems führt da- 
hin, daß sowohl der Bundesstaat, wie auch die im Bundesstaat ver- 
einigten Gliedstaaten echte Staaten sind, die letzten aber nicht- 
souveräne Staaten bilden. Diese Auffassung teilt neuestens 
Rosenberg. 11 ) 

Damit ist aber das wesentliche Merkmal des Staatsbegriffs, die 
Souveränität, über Bord geworfen. 



Die neuesten Gestaltangen des Bundesstaatsbegriffes, in Hirth's Annalen 1876, 8. 641 ; 
Kommentar zur Verfassnngsurkonde für das Deutsche Reich, 2. Aufl., S. 3 f. 
*) Deutsches Staatsrecht, I, §§ 30 f. 

7 ) Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, I, S. 58—60. 

8 ) v. Seydel, Staatsrechtliche und politische Abhandlungen, S. 75 ff.; Die 
neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegriffes, in Hirth's Annalen 1876, S. 649; 
Kommentar zur Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich, S. 5: „Der Staatenbund 
ist die dauernde Vereinigung von Staaten zum Zwecke der gemeinsamen Ausübung 
einzelner Hoheitsrechte. * Der Staatenbund ist ein staatsrechtlicher, wenn auch 
innere Hoheitsrecbte gemeinsam ausgeübt werden, andernfalls ein internationaler. 

') Der Bundesstaatsbegriff, in der Tübinger Zeitschrift, Bd. 28, S. 215 ff.; Die 
neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegriffes, in Hirth's Annalen 1876, S. 658 f.; 
Kommentar zur Verfassungsurkunde für das Deutsche Reich, S. 4, 6—11. 

10 ) So Brie, Theorie der Staatenverbindungen, S. 25, 95 ff.; Jellinek, Die Lehre 
von den Staaten Verbindungen, S. 36 — 58; Gesetz und Verordnung, S. 201—203; All- 
gemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 472—475. Im übrigen vgl. die oben § 38 Note 11, 
S. 194 angeführte Literatur. 

") In Hirth's Annalen 1905, S. 358. 
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5. Laband 1 ') grenzt das Wesen des Staatenbunds und des 
Bundesstaats dahin ab: Alle Staatenverbände sind entweder vertrags- 
mäßige (völkerrechtliche) oder korporative (staatsrechtliche). Der 
hier bestehende Gegensatz ist analog der Zweiheit Gesellschaft — 
juristische Person im Gebiet des Zivilrechts: die Sozietät ist Rechts- 
verhältnis, die juristische Person Rechtssubjekt. Ebenso ist der 
Staatenbund Rechtsverhältnis unter Staaten, der Staat dagegen 
Rechtsperson und nicht Rechtsverhältnis. 18 ) Das Wesen der Persön- 
lichkeit des Staates oder die Souveränität des Staates besteht darin, 
daß der Staat eigene Herrschaftsrechte zur Durchführung seiner 
Aufgaben und Pflichten und einen selbständigen Herrschaftswillen 
hat. Für das Deutsche Reich ergibt sich das eigene Herrschafts- 
recht und der selbständige Herrschaftswille aus Art. 78 der Reichs- 
verfassung. Beim Staatenbund ist die Einzelstaatsgewalt, beim 
Bundesstaat die Zentralgewalt souverän. 

6. Haenel und anschließend Liebe und Zorn 14 ) rekurrieren 
für die Scheidung des Staatenbunds und Bundesstaats ausschließlich 
auf das positive Recht. Und zwar erscheint Haenel entscheidend 
die Bestimmung der Kompetenz-Kompetenz. Für das Deutsche 
Reich ergibt sich die Kompetenz-Kompetenz, d. h. die rechtliche Zu- 
lässigkeit einer unbegrenzten Ausdehnung seiner Kompetenzsphäre, 

") Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, S. 51 ff. 

*■) Darin ist Laband nicht schlechthin beizutreten. Der Staatenbund ist nicht 
Staat, aber er ist auch nicht lediglich Rechtsverhältnis. Denn der Staatenbund kann 
als solcher Träger von Rechten und Pflichten werden. Er gleicht darin — um bei der 
zivilrechtlichen Analogie zu verbleiben — den der Rechtspersönlichkeit entbehrenden 
Gesellschaften und Vereinen, die gleichwohl selbständig Rechte erwerben und Pflichten 
eingehen können. 

Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 745, betrachtet den Staatenbund 
als völkerrechtliche Analogie der Gemeinschaften zur gesamten Hand. Vgl. über 
diese: Gierke, Deutsches Privatrecht I (Binding, Handbuch der Deutschen Rechts- 
wissenschaft, H, HI, 1) Leipzig 1895, S. 682—697. 

Die Rechtspersönlichkeit des Staatenbunds wird ohne Einschränkung bejaht 
von Brie, Theorie der Siaatenverbindungen, S. 88 — 88; A. Affolter, Grundzüge des 
Schweizerischen Staatsrechts, Zürich 1905, S. 5. 

14 ) Haenel, Deutsches Staatsrecht, S. 192—209, 771—806. Vgl. auch Haenel, 
Studien zum Deutschen Staatsrechte, I, S. 145 ff. Die von Haenel vertretene Auf- 
fassung teilen im wesentlichen : Liebe, Staatsrechtliche Studien I (Sind die zu einem 
Bundesstaate vereinigten Staaten souverän?) Leipzig 1880, S. 7 ff.; Staatsrechtliche 
Streitfragen, in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 38, 1882 
S. 641 f.; und Ph. Zorn, Streitfragen des Deutschen Staatsrechts, in der Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 37, 1881, S. 307 f.; daselbst S. 307: „In der 
Rechtsmacht eines Gemeinwesens Aber seine Kompetenz liegt die Souveränität . . .* 

22 • 
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im Hinblick auf Art. 78 der Reichsverfassung. Das Reich ist da- 
her nach Haenel der Staat schlechthin, die Einzelstaaten sind 
in Wahrheit nicht Staaten, sondern haben rechtlich, wie auch histo- 
risch, nur Anspruch auf Landeshoheit. 

7. Der rechtliche Charakter des Staatenbundes und des Bundes- 
staates erscheint im wesentlichen nach den von Laband und Haenel 
gegebenen Darlegungen treffend abgegrenzt. Im Staatenbund ver- 
bleibt die Souveränität den Einzelstaaten, die sich lediglich zur Aus- 
übung einzelner Souveränitätsrechte zusammengeschlossen haben; die 
Verbindung ist eine rein völkerrechtliche. Im Bundesstaat ist die 
Verbindung der Staaten eine staatsrechtliche. 

Der zur Begründung des Bundesstaats führende „Vertrag ist 
materiell Verfassungsgrundgesetz. 16 ) Durch diesen Begründungs- 
vertrag wird ein neuer Staat errichtet, in dem die Bundesstaats- 
mitglieder aufgehen. Folge und Bestätigung dieses Rechtsvorgangs 
ist die Kompetenz-Kompetenz des Bundesstaats. 

8. Hienach erübrigt noch die Frage nach der Staats natur 
der zum Bundesstaat vereinigten Einzelstaaten. 

Man kann nicht sagen, daß die Einzelstaaten keine Staaten 
sind; denn der Augenschein erweist die Einzelstaaten im Bundes- 
staat als die Träger einer Reihe von Rechten und Pflichten, die nur 
Staaten zukommen können. Man kann die Einzelstaaten aber auch 
nicht rechtlich als Staaten charakterisieren; denn sie entbehren der 
Souveränität. Die von Haenel gegebene Lösung, die Einzelstaaten 
sind nicht Staaten, sondern haben nur Landeshoheit, trifft zwar 
materiell zu, aber der Begriff der Landeshoheit ist kein juristischer 
im neuen Reichsstaatsrecht. 16 ) Auch die Hereinziehung politischer 
Gesichtspunkte und die Verweisung auf die geringe praktische Be- 
deutung der Streitfrage 17 ) sind zwar nicht unbegründet, entheben 



») Vgl. oben § 75. 

") Treffend sagt Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. I, S. 78: 
„Landeshoheit. Dies ist ein Wort, dem im heutigen Staatsrecht kein Begriff 
entspricht. Wodurch unterscheidet sich die Landeshoheit von der Staatsgewalt? 
Darauf gibt Haenel keine Antwort. Wenn er auf das frühere Deutsche Reich hin- 
weist, so ist damit wenig geholfen." 

17 ) Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, S. 41: „. . . Wichtiger als 
alle theoretischen Sätze vom Staatenbunde und Bundesstaate ist die Präponderanz 
Preußens nach Ausschließung von Österreich/ Zorn, Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesstaat, in Hirth's Annalen 1884, S. 455: „. . . Die Reichspost- oder Reichs- 
zollgesetze sind für Bestand und Entwicklung des Reiches, wie uns scheint, sehr 
viel wichtiger, als der ganze theoretische Streit um die Souveränität." 



§ 79. Deutschland ein monarchischer Bundesstaat mit absolutistischen Residuen. 34 1 

aber nicht der Notwendigkeit, die Frage zu lösen oder dies wenig- 
stens zu versuchen. 

Diese Lösung dürfte im wesentlichen in dem liegen, was Zorn 18 ) 
als unvermeidliche logische Konsequenz der richtigen Souveränitäts- 
lehre bezeichnet: „Der Gesamtstaat ist der Staat, die Glieder mögen 
sogenannte Staaten sein und als solche weiterhin bezeichnet werden, 
aber sie sind nicht mehr im juristischen Sinne des Wortes Staaten/ 

Die Glieder des Bundesstaates sind nicht Staaten; denn 
sie entbehren der Souveränität. Aber sie gelten als Staaten 
und werden in vielen Beziehungen gleich Staaten rechtlich behandelt 
und angesehen, kraft einer Fiktion, oder — wenn man lieber will — 
auf Grund einer historischen Konzession, einer Konzession an 
die historische Tradition. 

§ 79. Deutschland ein monarchischer Bundesstaat mit absoluti- 
stischen Residuen. Die staatsrechtliche Fortentwicklung in 
Elsass-Lothringen. 

I. 1 ) Die Erörterungen über die Rechtsnatur des Staatenbunds 
und Bundesstaats lassen keinen Zweifel darüber bestehen, daß das 
Deutsche Reich nach der Reichsverfassung überhaupt und ins- 
besondere zufolge der Kompetenz-Kompetenz des Reichs gemäß 
Art. 78 der Reichsverfassung ein Bundesstaat ist. 2 ) Allein damit 
ist die Charakteristik der Rechtsnatur des Deutschen Reichs nicht 
erschöpfend gegeben. 

Otto Mayer 8 ) hebt treffend hervor, daß das Deutsche Reich, im 
scharfen Gegensatz zu anderen bundesstaatlichen Gebilden, die ihr 
Staatswesen auf republikanischer Grundlage — auf der Idee der 



18 ) Neue Beiträge zur Lehre vom Bundesstaat, in Hirth's Annalen 1884, S. 4.54. 

*) Vgl. oben § 78 Ziff. 6—8 und die in den Noten zu § 78 angeführte Literatur, 
insbesondere Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., I. Bd., S. 83—96. 

*) Weiterhin kommen hiefür namentlich folgende Artikel der Reichsverfassung 
in Betracht: Art. 2 (Reichsgesetze gehen den Landesgesetzen vor; Reichsrecht bricht 
Landesrecht); Art. 3 (gemeinsames Indigenat für Deutschland); Art. 11, Abs. II (Kriegs- 
erklärung unter Zustimmung des Bundesrates, bei Verteidigungskriegen durch den 
Kaiser allein); Art. 19 (Reichsexekution gegen pflichtsäumige Bundesglieder); Art. 29 
(die Reichstagsmitglieder sind Vertreter des deutschen Volkes); Art 63, Abs. I, Art. 64, 
65 (über die Truppen und Festungen); Art. 76 Abs. I (über die Erledigung publi- 
zistischer, nicht die Verfassung betreffender Streitigkeiten zwischen Bundesstaaten 
durch den Bundesrat). 

•) Republikanischer und monarchischer Bundesstaat, im Archiv für öffentliches 
Recht, Bd. 18, 1903, S. 337-372. 
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Volkssouveränität — aufgebaut haben, den Bundesstaat auf Grund- 
lage der Monarchie vertritt. 

Der Inhalt der Reichsverfassung ergibt die weitere Präzisierung, 
daß das Deutsche Reich einen monarchischen Bundesstaat mit nicht 
unwesentlichen absolutistischen Momenten bildet, indem die par- 
lamentarische Körperschaft des Reichs, der Reichstag, bei einschnei- 
denden Fragen außer Wirksamkeit bleibt. Besonders bedeutsam ist 
hiefür Art. 11 Abs. 2 der Reichsverfassung, wonach der Kaiser mit 
Zustimmung des Bundesrates einen Angriffskrieg erklären kann. 4 ) 

IL 6 ) Obschon bald vier Dezennien seit der Begründung des 
Deutschen Reichs verstrichen sind, ist Elsaß-Lothringen noch 
heute im Zustand des Provisoriums. Während die Bundesstaats- 
glieder des Deutschen Reichs formell als Staaten fortbestehen, ist 
Elsaß-Lothringen Reichsland, bloße Provinz des Reichs geworden 6 ) 
und geblieben. 7 ) 

Inzwischen haben sich die Verhältnisse dort konsolidiert; das 



4 ) Vgl. dazu oben § 76 i. f. 

5 ) Vgl. über das Verhältnis von Elsaß-Lothringen zum Reich: Haenel, Deutsches 
Staatsrecht, I, S. 823—835; Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl. 
(Handbuch des Öffentlichen Rechts II, 1) Freiburg i. B. und Leipzig 1894, S. 125— 
133; Stoeber, Die parlamentarische Immunität des Landesausschusses für Elsaß- 
Lothringen, ein Beitrag zur Frage nach dem Begriffe des Reichslandes und des nicht- 
souveränen Staates, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. I, 1886, S. 623—676, 646 ff.; 
Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., 1. Bd., Berlin 1895, S. 551— 
562; W. Rosenberg, Die staatsrechtliche Stellung von Elsaß-Lothringen, Metz 1896; 
Jellinek, Über Staatsfragmente, Heidelberg 1896, S. 31-34; Laband, Das Staatsrecht 
des Deutschen Reiches, 4. Aufl.. II. Bd., S. 197 — 216; Arndt, Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches, S. 744 — 757; G. Hamburger, Die staatsrechtlichen Besonder- 
heiten der Stellung des Reichslandes Elsaß- Lothringen im Deutschen Reiche (Brie, 
Abhandlungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht, 5. Heft), Breslau 1901. Siehe 
ferner Karl Jakob, Bismarck und die Erwerbung Elsaß- Lothringens 1870/71, Straß- 
burg 1905. 

6 ) Vgl. Laband, Das Staatsrecht desDeutschen Reiches, 4. Aufl., H. Bd., S. 197— 
216 (S. 199 bezeichnet Laband Elsaß-Lothringen treffend als „Verwaltungsdistrikt des 
Reichs 8 ; ebenso Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., Handbuch 
des öffentlichen Rechts II, 1, Freiburg i. B. und Leipzig 1894, S. 125); Haenel, Deut- 
sches Staatsrecht I, S. 826 („. . . es — seil. Elsaß-Lothringen — verblieb dem 
Reiche . . . genau in der nämlichen Weise wie das Land bisher dem französischen 
Staate angehört hatte 8 ). 

Nach Jellinek, Über Staatsfragmente, S. 34, hat Elsaß-Lothringen durch den 
Landesauschuß den Charakter eines Staatsfragments erhalten. 

7 ) Leoni, Das öffentliche Recht des Reichslandes Elsaß-Lothringen, 1. Teil, 
Das Verfassungsrecht, Freiburg 1892, S. 5—8, 48, behauptet mit Ungrund die staat- 
liche Sonderexistenz Elsaß-Lothringens. Dagegen treffend Laband a. a. 0. 
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Bewußtsein der Unabänderlichkeit der Tatsachen und das Gefühl der 
Zugehörigkeit zum Reich sind völlig eingewurzelt. Daher wäre es 
wohl an der Zeit, das Provisorium in ein Definitivum zu verwandeln 
und das Reichsland zum Bundesglied zu erheben, Elsaß-Lothringen 
Vertretung im Bundesrat gleich den anderen Bundesstaaten zu 
gewähren und in Elsaß-Lothringen an Stelle des kaiserlichen Statt- 
halters 8 ) einen Landes fürsten zu setzen. 

Hiedurch würde die Idee der staatsrechtlichen Vollberechtigung 
der Elsaß-Lothringer Und damit das Gefühl der Solidarität mit dem 
Reiche in Elsaß-Lothringen gestärkt und die Grenzmacht in Wahr- 
heit zu dem gestaltet, was sie im Interesse Deutschlands sein soll, 
die Hüterin des deutschen Rheins, die Grenz wacht. 



8 ) R.-G., betreffend die Verfassung nnd die Verwaltung Elsaß-Lothringens vom 
4. Juli 1879, §§ 1 und 2. 



Achtzehntes Kapitel. 

Kolonialpolitik. 

§ 80. Moderne Kolonialpolitik. Koloniale Herrschafts- nnd kolo- 
niale Handelspolitik. Anbahnung der Konsolidation an Stelle der 
Konkurrenz in der Kolonialpolitik. 

1. l ) Die moderne Kolonialpolitik ist darauf gerichtet, die 
wirtschaftliche Kraft des Heimatstaates durch Angliederung von Ge- 
bietsteilen zu stärken, die mit relativ geringen Opfern erworben 
werden können und entweder reiche Natur- und Bodenschätze bieten, 
oder strategisch bedeutsam sind oder werden können. Zu der wirt- 
schaftlichen Erwägung tritt die kulturelle Mission der modernen 
Kolonialpolitik. Diese beruht darin, die Völker minderer Kultur auf 
die Stufe der christlichen Kultur*) zu heben. Was die moderne 
Kolonialpolitik von jener früherer Zeit vor allem scheidet, ist die ihr 
anhaftende universalistische Tendenz. Die Kulturländer gehen 
ans Werk, die gesamte Erdfläche, vor allem die Gebiete minderer 
Kultur unter sich aufzustellen. Hiebei stehen die Großmächte im 



*) Über Kolonialpolitik vgl.: P. Leroy-Beaulieu, De la colonisation chez les 
peuples modernes, 2 tomes, 5. £d., Paris 1902 (über deutsche Kolonisation, 1. 1, p. 306 
bis 333; Ober Auswanderung t. 11, p. 471— 519; über koloniale Handelspolitik t. II, 
p. 520 — 544); Alfred Zimmermann, Kolonialpolitik (Frankenstein -v. Hecke], Hand- 
und Lehrbuch der Staatswissenschaften I, 18) Leipzig 1905 (über: Kolonisation durch 
privilegierte Unternehmungen S. 59 -102; durch Unternehmungen mit Hoheitsrechten 
S. 59-93; durch Unternehmungen ohne Hoheitsrechte S. 94—102; über Auswande- 
rung S. 120—142; üker koloniale Handelspolitik, S. 194—235). Siehe auch: England 
in deutscher Beleuchtung, Einzelabhandlungen herausg. von Thomas Lenschau, 1. Heft, 
M. v. Brandt, Die englische Kolonialpolitik und Kolonialverwaltung, Halle a. S. 1906. 

*) Nicht notwendig auch der christlichen Religion. Daher können die Japaner 
an dieser Kulturtfttigkeit so gut mitarbeiten, wie die christlichen Staaten. Vielleicht 
noch besser, weil ihnen die durch blinden Übereifer mancher Missionare erwachsenden 
kolonialen Mißerfolge nicht hindernd im Wege stehen. 
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Vordergrund, unter diesen die bedeutsamen Seemächte. Wer nicht 
über eine machtgebietende Flotte verfügt, bleibt zurück. Die Ver- 
einigten Staaten von Amerika erstreben das Protektorat über ganz 
Amerika, gegründet auf die sogenannte Rechts-, in Wahrheit poli- 
tische Formel der Monroe-Doktrin: „Amerika den Amerikanern/ 
Rußland, England, Nordamerika, Japan und Frankreich sind in Asien 
erheblich interessiert und erstreben dort die Erweiterung ihrer Ein- 
flußsphäre. In Afrika rivalisieren die westeuropäischen Mächte. 

2. Die moderne Kolonialpolitik scheidet sich von der früheren 
nicht nur quantitativ (durch ihre universalistische Tendenz), son- 
dern zugleich qualitativ. Wie überall die Rechtskultur den Fort- 
schritt vom Raub und von einseitiger Ausbeutung zum Kauf, zum 
Austauschverkehr von Leistung und Gegenleistung aufweist, so auch 
bezüglich der Kolonialpolitik. Die Kolonialpolitik alten Stils bewegte 
sich in den Bahnen, die schon von den Römern vorgezeichnet waren: 
Ausbeutung der wirtschaftlichen Prosperität der okkupierten Pro- 
vinzen. Dieses Raubsystem ist noch heute nicht verschwunden und 
scheint namentlich im Kongostaat bezüglich der Gummibeschaffung 
unerfreuliche Früchte zu zeitigen; aber auch anderwärts ist der Raub 
noch nicht völlig aufgegeben. Zugleich gewinnt aber das Kauf- 
sytem wachsende Verbreitung. Die Kulturländer heben die wirt- 
schaftliche Kultur der Kolonien, indem sie sich durch Besiedlung 
der Kolonien mit Auswanderern und durch Weckung der Kauflust 
der Eingeborenen neue industrielle Absatzgebiete erschließen, während 
intensivere Bearbeitung des reich tragenden Kolonialbodens und ratio- 
nelle Viehzucht die Kaufkraft der Kolonialbevölkerung heben. Hie- 
durch wächst die wirtschaftliche Kraft der Kolonie zugleich mit jener 
des industriellen Kultur-Mutterlandes. 

3. Die wirtschaftliche Hebung der Kolonien durch das Kaufsystem 
hat zur Folge, daß neben der kolonialen Herrschaftspolitik die kolo- 
niale Handelspolitik zunehmende Bedeutung erlangt. Hiedurch er- 
wächst die Möglichkeit, daß neben dem herrschenden Mutterstaat noch 
andere Kulturländer erhebliche, rein merkantile Interessen an der ihrer 
Herrschaftssphäre nicht zugehörigen Kolonien gewinnen. Damit er- 
gibt sich die Gelegenheit zu einer Verständigung der Kulturländer 
dergestalt, daß die Herrschaftspolitik einzelner Kulturstaaten in 
ihren hauptsächlichen kolonialen Interessensphären von anderen 
Kulturstaaten gefördert wird, soferne diese eine Garantie für die un- 
gehinderte (insbesondere nicht durch Zollschranken übermäßig er- 
schwerte) Geltendmachung ihrer merkantilen Interessen erhalten. 



346 V* Buch. Der Staat nach außen. Achtzehntes Kapitel. Kolonialpolitik. 

Vornehmlich Deutschland, dessen Industrie weit größere Absatz- 
gebiete braucht als die deutsche Herrschaftspolitik umfassen kann 
oder will, kommt .hiedurch in die Lage, fremder kolonialer Herr- 
schaftspolitik als wertvoller Genosse zur Seite zu stehen, 
gegen Gewährung von merkantilen Freiheitsgarantien und Einräu- 
mung von Kohlenstationen für die den deutschen überseeischen Handel 
schützende deutsche Kriegsflotte. 

4. Im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Interesse 
aller Kulturstaaten ist es gelegen, wenn völkerrechtliche Maßnahmen 
getroffen werden, durchweiche eine Abgrenzung und Festlegung 
der gegenseitigen herrschaftlichen und merkantilen Ko- 
lonialinteressen stattfindet oder wenigstens angebahnt wird. Wäh- 
rend das Haager Schiedsgericht zur Beilegung entstandener Streit- 
punkte dienen soll, handelt es sich hier um etwas anderes. Wie im 
privaten Wirtschaftsverkehr durch Kartelle, Syndikate und ähnliche 
Zusammenschlüsse an Stelle des ungeregelten, zügellosen, die fremde 
Wirtschaftsexistenz bedrohenden und die eigene gefährdenden Wett- 
bewerbs die Konsolidation tritt, und hiedurch eine Stabilisierung 
zum Vorteil aller Beteiligten erfolgt, sollte im kolonialen Wettbewerb 
zunehmende Einsicht die Staaten zu prinzipiellen Verständi- 
gungen führen. Der gangbare Weg hiefür sind nicht sowohl 
Separatabkommen zwischen einzelnen Staaten, als insbesondere die 
internationale Verständigung, die — durch Separatabmachungen vor- 
bereitet — mittels allgemeiner Vereinbarung zu einer dauernden 
Anerkennung fremdstaatlicher Kolonialinteressen unter Wahrung der 
eigenstaatlichen führen würde. Dabei könnte die Vereinbarung sich 
zunächst auf jene Kolonialgebiete erstrecken, bei denen die Ver- 
hältnisse relativ einfach gelagert sind, während komplizierte Fragen 
vorerst offen blieben. Man glaubt heute vielfach, Deutschland und Eng- 
land müßten infolge divergierender Kolonialpolitik in absehbarer Zeit 
in einen Krieg verstrickt werden, England und Rußland würden bei 
der chinesischen Frage nicht friedlich sich einigen können, Japan 
bedrohe europäische und nordamerikanische Interessen im stillen 
Ozean. All diese Möglichkeiten sind zweifellos gegeben. Aber es 
sind heute doch bloße Möglichkeiten. Eine großzügige Diplomatie 
und eine weitblickende Kolonialpoltik, die zwar die Größe und Macht 
des Eigenstaates anstrebt, aber jene fremder Staaten gleichfalls an- 
erkennt, haben hier ein weites Feld der Betätigung. Man braucht 
nur im Gebiete des völkerrechtlichen Verkehrs den Schritt zu tun, 
den der merkantile Geist auf dem Handelsgebiet heute schon viel- 
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fach vollzogen hat, und der mit der kulturellen Gesamtdisposition 
der Gegenwart durchaus im Einklang steht: Zunehmende Er- 
setzung der Konkurrenz durch Konsolidation. 

§ 81. Deutsche koloniale Herrschaftspolitik. 

*)1. Jede emporstrebende Großmacht hat Kolonien erworben 
und zäh festgehalten. Deutschland kann einen über das Maß von 
heute quantitativ und qualitativ hinausreichenden Kolonialbesitz be- 
anspruchen. Einmal, weil in den, nächsten Dezennien der noch freie 
Kolonialbestand zur Aufteilung kommen wird und Deutschland kraft 
seiner militärischen Macht hiebei dieselbe Stellung genießt, wie andere 
Großstaaten. Zweitens, weil Deutschland beanspruchen kann, seinen 
Bevölkerungsüberschuß in eigenen Kolonien unterzubringen. 2 ) Drittens, 
weil Deutschland seinen Bedarf an Getreide nicht ausreichend, seinen 
Bedarf an tropischen Erzeugnissen überhaupt nicht selbst decken 
kann und zugleich für seine industriellen Erzeugnisse in eigenen 
Kolonien absolut gesicherten Absatz zu finden vermag. 

2. Zur Festhaltung und Erweiterung des deutschen Kolonial- 
besitzes ist die Verstärkung der deutschen Flotte ein Lebens- 
bedürfnis. Deutschland braucht eine mächtige Flotte im Interesse 
seiner Kolonialpolitik, zum Schutze seines überseeischen Handels, 3 ) 

') Vgl. zum folgenden: Horst Kohl, Die politischen Reden des Fürsten Bis- 
marck, 11. Bd., Stuttgart 1894, S. 53, 64, 78 f., 136; siehe auch 10. Bd. S. 167, 275, 
380, 396; v. Treitschke, Politik I, S. 121—125; Fr. Naumann, Demokratie und Kaiser- 
tum, S. 217 f. 

*) v. Treitschke, Politik 1, S. 123: „. . . . Ganz ohne Zweifel ist eine große 
koloniale Entwicklung ein Glück für ein Volk. Und das ist die Kurzsichtigkeit unserer 
heutigen Kolonialgegner, daß sie das nicht begreifen. Es hängt doch die ganze 
Stellung Deutschlands mit davon ab, wie viele Millionen Menschen in Zukunft deutsch 
sprechen werden." Siehe auch daselbst S. 121; S. 124: „. . . wie viele der köstlichsten 
Kräfte haben wir durch die Auswanderung eingebüßt und büßen wir noch täglich 
ein, ohne dafür auch nur den geringsten Ersatz zu bekommen. Arbeitskraft wie 
Kapital der Auswanderer ist für uns verloren. Welch 1 unermeßliche Vorteile würden 
diese Leute uns als Kolonisten bieten." 

') Treffend sagt Fr. Naumann, Demokratie und Kaisertum, S. 217 f.: „Wer das 
neue industrielle Deutschland will, der muß die Flotte wollen. In diesem 
Punkte ist unser Kaiser ganz modern und macht sich zum Führer einer 
unausweichbaren Lebensforderung der Gesamtnation. Wer ihn in 
dieser Frage verläßt, der hat keinen Blick für die kommende Zeit. Er 
will dem Industrialismus die Wege ebnen und will in Ausübung seines Kaiserberufes 
das deutsche Volk vor dem Elend einer Blockade schützen, die unsere Küsten heim- 
suchen wird, wenn es uns an Linienschiffen fehlt. Die Geschichte wird ihm Recht 
geben " 
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im Hinblick auf die große Bedeutung des Seekampfes bei künftigen 
kriegerischen Verwicklungen und endlich wegen der mißgünstigen 
Haltung eines namhaften Teiles der englischen Bevölkerung. (Ob- 
schon die deutsche Regierung im Burenkrieg strikte Neutralität be- 
wahrt hat, obgleich der deutsche Kolonialbesitz — auch bei nennens- 
werter Vergrößerung — quantitativ und qualitativ gegenüber dem 
englischen minimal bleibt, und nicht ein vitales englisches Interesse 
durch Deutschland bedroht ist.) 

Dazu bedarf es aber einer ganz anderen, über die laue Haltung 
von heute weit hinausragenden Anteilnahme des deutschen Volks 
an der deutschen Kolonialpolitik. Mit Recht hat Bismarck*) betont, 
daß eine wirksame Kolonialpolitik nur dann möglich ist, wenn sie 
vom Nationalgefühl der überwiegenden Volksmehrheit getragen wird. 
Die von den Kolonialvereinen und dem Flottenverein in dieser Hin- 
sicht entfaltete Tätigkeit ist überaus dankenswert. Aber das Tempo 
der deutschen Flottenentwicklung ist heute noch lange nicht aus- 
reichend. In dieser Richtung muß viel mehr geschehen. Dazu be- 
darf es einerseits einer baldigen, gründlichen Reichsfinanzreform, 
damit die Reichsschulden nicht ins Uferlose anwachen und hiedurch 
der Reichskredit verschlechtert wird; andererseits einer Verlang- 
samung im Tempo der Rüstungen zu Lande. Diese ist wiederum ab- 
hängig von einer weitreichenden Verständigung Deutschlands mit 
Frankreich und Rußland. 

Außer einer starken Flotte bedarf Deutschland, schon mit Rück- 
sicht auf die vielfachen Unruhen in den Kolonien, einer Kolonial- 
armee, einer dauernd in der Heimat organisierten, für überseeische 
Zwecke stets bereiten Truppenmacht. 6 ) 

§ 82. Deutsche koloniale Verwaltungspolitik. 

1. Die deutschen Kolonien gehören nur formell zu Deutschland, 
solange sie nicht mit deutschem Geist erfüllt sind. Und dies ist 
erst dann der Fall, wenn in den Kolonien die wirtschaftlich bedeu- 
tungsvollen Positionen in den Händen Deutscher sind. Die deutschen 
Kolonien sind im Verhältnis zum Besitz alter Kolonialländer klein 
und arm. Betrachtet man aber das geringe Maß der Durchsetzung 

4 ) Reichstagerede vom 16. Mftrz 1885. (Kohl, Die Beden des Fürsten Bismarck, 
Bd. 11, S. 186.) 

5 ) Vgl. die treffenden Darlegungen von v. Haeften, Eine deutsche Kolonialarmee, 
in den Vierteljahrsheften für Truppenführung und Heereskunde, II. Jahrg., Berlin 
1905, 4. Heft, S. 609—631. 
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unserer Kolonien mit deutschen Elementen, so sind die Kolonien 
heute noch zu groß; wir müssen erst in sie hineinwachsen. Und 
was die Armut anlangt, muß man den Boden solange mit Arbeit 
und Kapital düngen, bis er reichen Lohn gibt. Auch das fruchtbare 
Ägypten wäre ohne Bewässerung ödes Land. 

Zuvörderst sollte der Strom der deutschen Auswanderung 
möglichst, durch Gewährung günstiger Ansiedlungsbedingungen, den 
deutschen Kolonien zugeführt werden. (Dieser Weg wird heute 
in der Germanisierung der Provinz Posen vielfach mit Erfolg be- 
trieben. Daß es dabei nicht ohne Reibungen abgeht, liegt in der 
Natur der Verhältnisse.) Hiedurch werden zugleich die deutschen 
Kolonien germanisiert und die deutschen Auswanderer für Deutsch- 
land erhalten, während sie andernfalls nach längstens zwei bis drei 
Generationen dem Heimatlande völlig und unwiederbringlich ver- 
loren gehen. 

2. Das Ziel der deutschen Kolonialverwaltungspolitik muß sein, 
die deutschen Kolonien auch wirklich deutsch zu machen. Der Weg, 
der zu diesem Ziele führt, darf aber nicht mit preußischer Bureau- 
kratie anfangen. Eine Kolonie hebt man und gewinnt man sich 
innerlich nicht durch eine minutiöse Verwaltungsordnung, auch 
nicht mit Strafexpeditionen, sondern durch wirtschaftliche Er- 
schließung. Der Erwerbsmann muß die Kolonie mit kaufmänni- 
schem, gewerblichem, landwirtschaftlichem Blühen erfüllen, dann wird 
Baum für die Betätigung der Ordnungselemente. Über bureaukra- 
tischen Geist wird in den Kolonien vielfach geklagt. Ein afrikani- 
scher Landstrich ist kein preußischer Regierungsbezirk und verträgt 
nicht die hier bewährten Verwaltungsgrundsätze. Strafexpeditionen 
werden überflussig, sobald die Eingeborenen sehen, daß man sie nicht 
schuhriegelt, sondern ihr wirtschaftliches Gedeihen fördert und ihnen 
die Wohltaten christlicher Geisteskultur nicht zu ungestüm auf- 
drängt. 1 ) 

Auch die Missionäre scheinen im ganzen nicht immer eine 
glückliche Hand zu haben. Die Heidenbekehrung kann ja naturgemäß 

*) Leroy-Beaulieu, De la colonisation chez les peuples modernes, 1. 1, p. 332 : 
„Pour devenir de bona coloniaux, les Allem ands ont beaucoup ä apprendre, il leur 
faut renoncer a des habitudes qui sont peut-Stre des qualitäs sur le continent euro- 
pean : la morgue de leurs officiers, leurs exigences exageröes envers leurs subordonnes. 
la p4danterie de leur bureaucratie. Ces dlfauts, d'ailleurs, eloignent des colonies 
germaniques Immigration allemande, les ämigrants se sentant beaucoup plus libres 
aux fitate-Unis, en Australie et meme dans le sud du Brasil." 
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nur eine äußerliche, rein formelle sein, solange nicht die kolonialen 
Eingeborenen ein gewisses höheres Kulturniveau erreicht haben. 
Der Übertritt der Kolonisten muß der Kirche als reife Frucht in 
den Schoß fallen, soll die Konvertierung eine wahre, aus Kulturtrieb 
hervorgehende sein. Die Römer der Antike und die Engländer 
— die Römer der Neuzeit — , die das größte Kolonisationstalent 
bewiesen, haben den Eingeborenen die einheimische Religion gelassen. 
Die Araber, die den Islam mit dem Schwert verbreiteten, haben fast 
nirgends dauernd die Herrschaft bewahrt. Durch orthodoxen Über- 
eifer ist noch kein Land groß geworden. 

Wenn man die Kolonien wirtschaftlich erschließt und wirt- 
schaftlich hebt, macht sich alles übrige von selbst. Wenn man mit 
der Jurisprudenz und Theologie anfängt, kommt man vielleicht schließ- 
lich auch ans Ziel, aber mit überflüssigen, bedeutenden Opfern an 
Zeit, Ausgaben und Menschen. 

§ 83. Deutsche koloniale Handelspolitik. 

1. ^Infolge der eminenten Bedeutung, die die Industrie für die 
wirtschaftliche Versorgung der deutschen Bevölkerung heute hat und 
zunehmend gewinnen wird, ist Deutschland darauf angewiesen, seinem 
Handel umfangreiche koloniale Gebiete zu erschließen. Die deutsche 
koloniale Handelspolitik ergreift die weitesten Gebiete, während 
die deutsche koloniale Herrschaftspolitik nur ungleich geringere 
Gebiete umfassen kann und will. Hieraus ergibt sich für Deutsch- 
land die politische Aufgabe, fremden Staaten — namentlich den in- 
dustriell weniger intensiv entwickelten Staaten mit namhaftem Ko- 
lonialbesitz: Frankreich, Rußland, Holland — in deren Kolonialpolitik 
stützend zur Seite zu treten, um dadurch handelspolitische Vorteile 
und Kohlenstationen zu erlangen. 

Das quantitativ und qualitativ wichtigste Zukunftsgebiet dürfte 
hiefür China, oder allgemeiner, das Gebiet des stillen Ozeans sein. 
Hier sind Rußland, Japan, Nordamerika, England und Frankreich 
herrschaftlich interessiert, während Deutschland herrschaftlich nur 
in Afrika belangreiche Interessen hat und zur Vermeidung einer Zer- 
splitterung seiner kolonialen Herrschaftspolitik in Asien nur wirt- 
schaftlich interessiert bleiben sollte. Dadurch kommt Deutschland 

*) Über Handel and Qber auswärtigen Handel der deutschen Schutzgebiete 
siehe Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich, 26. Jahrgang, 1905, S. 314—321; 
über koloniale Handelspolitik vgl. Zimmermann, Kolonialpolitik, S. 194 — 235. 
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in die Lage, in Ostasien die Herrschaftspolitik jener Großmächte zu 
unterstützen, von denen wirtschaftliche (Handels-) Kompensationen 
erwartet werden können: die Politik Rußlands und Frankreichs. 

Auch die Marokkofrage dürfte im wesentlichen auf der Basis 
einer wohlwollenden Haltung Deutschlands gegenüber den kolonialen 
Herrschaftsinteressen Frankreichs in Marokko, unter Wahrung der 
offenen Türe für den deutschen Handel, eine beiderseits befriedigende 
Lösung finden. 

Nicht minder findet die deutsche Handels- und Unternehmungs- 
politik in Kleinasien eine Stütze infolge der freundschaftlichen Hal- 
tung der deutschen Regierung gegenüber der Türkei. 

2. Je bedeutsamer und ausgedehnter der auswärtige deutsche 
Handel wird, je mehr die deutsche Handelsflotte an Schiffszahl und 
Tonnengehalt wächst, desto wichtiger ist die Verstärkung der 
deutschen Kriegsflotte. 

Die für die deutsche Kriegsflotte gemachten und weiter in er- 
höhtem Maße zu machenden Aufwendungen sind nicht nur für die 
Wehrhaftigkeit Deutschlands von eminenter Bedeutung, sondern zu- 
gleich die unentbehrlichste Stütze für den deutschen Handel und 
die deutsche Industrie und damit für das wirtschaftliche Blühen 
Deutschlands. 



Neunzehntes Kapitel. 

Die Staatenkoalitionen und der Völkerfriede. 

§ 84. Erweiterung der europäisch-amerikanischen Interessensphäre. 
Scheinbarer politischer und echter wirtschaftlicher Japanismus. 

Neueste Koalitionen. 

1. Drei Entwicklungsmomente sind für die Gestaltung moderner 
Bündnispolitik von grundlegender Bedeutsamkeit: die Erstarkung 
Deutschlands zur erstklassigen Großmacht; die Entfaltung Nord- 
amerikas zur fast übermächtigen Wirtschaftsmacht; die Erprobung 
Japans als achtunggebietender Kriegs- und Seemacht. 

Die erneute Großmachtstellung Deutschlands nimmt von der 
Gründung des Deutschen Reichs nur den Ausgangspunkt; hiedurch 
waren lediglich die Grundlagen gegeben, aus denen die zunehmende 
Bedeutung Deutschlands erwachsen konnte. Unter der genialen 
diplomatischen Leitung Bismarcks hat Preußen-Deutschland den 
Neid, der den glücklichen Emporkömmling auf Seinen Erfolgen be- 
gleitet, gedämpft, und die Besorgnis vor einer abenteuerlichen Er- 
oberungspolitik Deutschlands zerstreut. Die Einigung Deutschlands 
ist ein wesentlicher Faktor für die Stabilität in der europäischen 
Ländergruppierung und ein Grundpfeiler für die Erhaltung des Frie- 
dens in Europa geworden. Seither erscheinen die völkerrechtlichen 
Verhältnisse in Europa, wenn man von dem halbasiatischen Balkan 
absieht, konsolidiert. 

Nordamerika war früher eine wirtschaftliche Kraftstütze für 
den Kontinent. Vor allem Deutschland gab den größten Teil seines 
Bevölkerungsüberschusses an das menschenarme Amerika ab, dessen 
reicher Boden die aufgewendete Arbeit mit Segensfülle lohnte. 
Amerika importierte überschüssige Menschen von Deutschland, In- 
dustrieerzeugnisse von England und Deutschland, Luxusartikel von 
Frankreich und Wien. Und zahlte mit reichem Lohn das Importierte 
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heim, gab zugleich gute Zinsen für die entliehenen Kapitalien. Amerika 
war der reiche Konsument, der noble Zahler und Abnehmer. Dieses 
Verhältnis beginnt ins Gegenteil umzuschlagen. Amerika nimmt 
heute nur noch Auswanderer an, die persönliche Arbeitskraft und 
einiges Vermögen mitbringen. Amerika wird zunehmend der billig 
verkaufende Großexporteur landwirtschaftlicher Erzeugnisse und der 
gefährliche Rivale im Weltindustriemarkt, namentlich bezüglich aller 
Massen- und Stapelerzeugnisse. Die Börsen des Kontinents, jene 
Londons eingeschlossen, erzittern vor den gigantischen Kämpfen, die 
sich durch skrupellose Machenschaften der Trustmagnaten und Eisen- 
bahnkönige und ihres Gefolges in Wallstreet abspielen; Bostqn be- 
herrscht den spekulativen Kupfermarkt; Amerika schreibt unserer 
Baumwollindustrie die Konjunkturen vor. Der Wirtschaftsweltmarkt 
steht unter amerikanischer Herrschaft. 

Das moderner Kultur wenig erschlossene Asien erschien als 
der Schau- und Werbeplatz einer großen künftigen Auseinander- 
setzung zwischen England und Rußland. Durch das englische Bündnis 
vor der Gefahr einer französischen Kriegsbeteiligung gewahrt, konnte 
Japan den Waffengang mit Rußland unternehmen. Mit dem Er- 
gebnisse, daß einst bei der Regulierung der großen asiatischen Ver- 
lassenschaft, nach Beendigung des heute bestehenden englisch-japa- 
nischen Bündnisses, Japan vornehmlich auf Englands Kosten den 
Löwenanteil davontragen wird. 

2. Durch den russischen Krieg und die ihm notwendig anhaf- 
tenden Folgen hat sich Japan als neue Großmacht offenbart. In 
den Fragen, die die Großmächte beschäftigen, wird künftig Japans 
Stimme mitentscheiden. Der Krieg hat die kühne Todesverachtung 
und die hervorragende technische und kriegswissenschaftliche Aus- 
bildung der Japaner in so glänzendem Lichte gezeigt, daß man in 
Europa und in Nordamerika vielfach nicht ohne Sorge einer all- 
gemeinpolitischen Gefahr durch japanische Expansionspolitik ent- 
gegensah. Diese Befürchtungen dürften in ihrer Allgemeinheit un- 
berechtigt sein und sind seit dem Friedensschluß fast völlig ge- 
schwunden. Sie gründeten in einer Überschätzung der Kraft und 
Macht und in einer Unterschätzung der Klugheit und der politischen 
Fähigkeiten der Japaner. Wie im Leben die einzelnen Menschen 
meist unrichtig beurteilt, entweder unter- oder, besonders nach einem 
glänzenden Erfolg, überschätzt werden, so geht es auch bezüglich 
der Urteile über die Völker. Rußland wurde von Freund und Feind, 
von wohl- und übelwollenden Urteilern militärisch über-, Japan unter- 
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taxiert. Es liegt nahe, die gegenwärtige Situation Japans mit jener 
Deutschlands im Jahre 1871 zu vergleichen. Trotz mancher ein- 
schneidender Verschiedenheit hat der Vergleich eine gewisse Be- 
rechtigung. Die deutschen Siege, wie die japanischen, wurzelten im 
wesentlichen in der überlegenen Taktik gegenüber einem Heere, das 
sich vielfach mit glänzender Bravour geschlagen hat, aber ungenügend 
vorbereitet, schlecht organisiert und unfähig geleitet in den Krieg 
zog. Für Deutschland handelte es sich damals, wie heute für Japan, 
um eine vitale Notwendigkeit, die auf friedlichem Wege nicht durch- 
gesetzt werden konnte. So wenig Deutschland nach 1871 Europa 
in die Schranken fordern konnte oder wollte, so wenig hat heute 
Japan dazu Lust oder Fähigkeit. Japan hat sich im Kriege so klug 
und vorsichtig geleitet erwiesen, daß nicht der mindeste Grund da- 
für besteht, es werde sich von heute auf morgen in eine Abenteuer- 
politik stürzen. Japan wird vorerst, für die nächsten Dezennien, mit 
der Behauptung und Festigung der neugewonnenen Positionen voll- 
auf zu tun haben. Man darf nicht übersehen, daß der Krieg auch 
Japan erhebliche Verluste an Menschen und an Material gebracht 
hat, deren Größe uns heute unbekannt ist und vielleicht immerdar 
bleiben wird. 

Hingegen wird, trotz des fehlenden Milliardensegens — der 
indes durch schwerwiegende wirtschaftliche Vorteile, die der Friedens- 
schluß für Japan gebracht hat, zum Teil wettgemacht ist — Japan, 
wie Deutschland nach 1871, einer ungeahnten wirtschaftlichen Blüte 
entgegengehen; und dieser Faktor wird für Deutschland, dessen in- 
dustrieller Export eine Lebensfrage geworden ist, weit wichtiger 
sein, als die politischen Folgen der japanischen Siege. Der Japanis- 
mus, die gelbe Gefahr, besteht für Deutschland und für Nord- 
amerika, aber für Deutschland nicht als politische, sondern als wirt- 
schaftliche. 

Das politische Interesse, das für Deutschland aus dieser wirt- 
schaftlichen Gestaltung entspringt, läßt sich mit einem Worte dahin 
formulieren: Erweiterung, Vergrößerung, Stärkung des deutschen 
industriellen Konsumentenkreises. Deutschland hat mit Japan das 
gemeinsame Interesse an der wirtschaftlichen Erschließung Chinas. 
Während an der entscheidenden politischen Frage der Beherrschung 
Chinas Deutschland uninteressiert ist. 

3. Das Kraftmaß dreier Mächte, Deutschlands, Nordamerikas, 
Japans hat in den letzten Dezennien eine erhebliche Verstärkung 
gegenüber der Kraft-Stabilität anderer Mächte erfahren. Dadurch 
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erscheinen die Grundlagen für die neuesten Koalitionen wesentlich 
geändert. 

Aber auch die Ziele der Bündnispolitik haben sich gegen früher 
verschoben, ausgedehnt. Die moderne Kulturwelt geht daran, den 
ganzen Erdball unter sich zu verteilen. Wie die Römer die Barbaren 
unterjochten, wie das Mittelalter in Kreuzzügen aus dem Orient 
reiche Beuteschätze holte, wie dann die Seemächte fremde Erdteile 
erschlossen und sich die Küstenstriche unterwarfen, gehen die Kultur- 
mächte der Gegenwart ans Werk, ihr Expansionsbedürfnis gegen- 
über unkultivierten oder wirtschaftlich unerschlossenen Ländern zu 
betätigen. 

Hiebei ist aber zugleich eine Verschiebung in der Art der Ex- 
pansionsbestrebungen eingetreten. Während man früher eroberte, 
entweder aus Ländergier oder um die eroberten Provinzen auszu- 
rauben, will man heute den Kundenkreis für die gewaltigen Mengen 
heimischer Industrieerzeugnisse erweitern. Wie überall in der Rechts- 
kultur an Stelle des Raubs der Kauf getreten ist, so auch hier. In- 
folgedessen ist heute die Eroberung vielfach unnötig und weicht dem 
Protektorat (an Stelle der kriegerischen Gewalt durch Waffen- 
gebrauch tritt die „friedliche Expansion* durch Waffengerassel — 
der Raub macht der Erpressung Platz), mit dem Zwecke der wirt- 
schaftlichen Erschließung. Die Kanonen zerstören nicht mehr fremden 
Wohlstand, sondern helfen ihn begründen. 

3. Es lohnt heute nicht mehr, Eroberungen in Europa zu ver- 
suchen. Dagegen ergreifen die Kulturstaaten Besitz von den kulturell 
tieferstehenden, wirtschaftlich weniger erschlossenen, militärisch 
minder kräftigen Staaten und Territorien. 

Der Rechtstitel, der von je der einzige rechtsbegründende war, 
die Herrschaftsbehauptung, bewährt seine Recht erzeugende und 
Rechte begründende Kraft bei dieser neuesten Gestaltung der Herr- 
schaftspolitik. 

Dabei sind die alten Kulturstaaten vernünftigerweise bemüht 
sich gegenseitig nicht allzugroße Schwierigkeiten zu bereiten und Ver- 
wicklungen unter sich zu vermeiden. An Stelle der Völkerkongresse 
treten bei friedlich-schiedlicher Lösung heute meist Sonderbündnisse 
der zunächst beteiligten Mächte, die von den minder interessierten 
stillschweigend oder ausdrücklich anerkannt werden. 

Die neu gebildeten und in der Bildung begriffenen Staaten- 
Koalitionen und -Bündnisse jeder Art sind daher primär durch 
Kolonialrücksichten diktiert. Hiebei besteht in einem großen 
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Teile der englischen Bevölkerung und Presse eine unverkennbare 
deutschlandfeindliche Tendenz. Diese wird zwar von der Regierang 
und den einsichtsvollen Bevölkerungsschichten vielleicht (nach Del- 
cassäs famosen Enthüllungen hat man allerdings Ursache, vor der 
„Redlichkeit* der britischen Regierungspolitik auf der Hut zu sein) 
nicht geteilt, allein es läßt sich heute kaum absehen, wie weit die 
germanophobe Stimmung um sich greifen wird. Viele Engländer 
übersehen heute, daß in Nordamerika, Rußland und — am meisten 
in dem neuen englischen Verbündeten — Japan ganz andere Rivalen 
für England erwachsen, als Deutschland dies ist oder je wird. 

Daß Deutschland nicht englandfeindlich ist, hat die deutsche 
Regierung im Burenkrieg deutlich genug gezeigt. Richtig ist, daß 
im Volk und in der Presse damals burenfreundliche Kundgebungen 
in Deutschland die Regel bildeten. Allein diese sind nicht aus Eng- 
landfeindlichkeit hervorgegangen, sondern aus jenem Gefühl der 
Ritterlichkeit heraus, das von je die deutsche Nation geehrt hat 
und ein inniges Sympathiegefühl mit dem schuldlos angegriffenen 
und unterjochten schwächeren Teile erzeugt. Dazu kam noch die un- 
zutreffende Betonung eines Verwandtschaftsgefühls zwischen Deutsch- 
land und den Buren, — unzutreffend, weil diese sich höchstens den 
Holländern, nicht den Reichsdeutschen stammverwandt fühlen. 
Weiterhin ist aber den Deutschen — das muß allerdings offen 
herausgesagt werden — die rein geschäftsmäßige Interessenpolitik, 
die England zum Schaden anderer Nationen so lange Zeit und so 
oftmals betätigt hat und die in vielleicht übertriebenem Maße durch 
das Schlagwort „Das perfide Albion" gekennzeichnet wird, Gegen- 
stand des Mißtrauens. Man glaubt oft wahrgenommen zu haben, 
daß englische Bündnisse societas leoninae waren — und England 
hat dabei nie die Rolle des Esels übernommen. 

In dem Bestreben, fremde Staaten zu schwächen, hat England das 
japanische Bündnis gegen Rußland geschlossen, wodurch Japan der 
Krieg ermöglicht wurde. In demselben Bestreben ist die entente cor- 
diale mit Frankreich zustande gekommen, um Frankreich in Gegensatz 
zu Deutschland zu stellen. Allein Frankreich hat die große Kunst der 
Politik gelernt: die Kunst, vergessen zu können, uneinbringliche Forde- 
rungen abzuschreiben und definitiv Verlorenes durch anderweitige Er- 
werbungen zu ersetzen. Die Franzosen sind zu klug, um sich von 
England als bloßes Werkzeug der englischen Expansionspolitik und 
der damit verbundenen Schwächung anderer Staaten (zuvor Rußlands, 
nun Deutschlands) mißbrauchen zu lassen. 
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Die französische Nation war von je der kraftvolle Hort aller 
Kulturbestrebungen und wird diesen Wesenszug sicherlich auch in 
der Zukunft nicht verleugnen. Das kulturelle, wie das politische 
Interesse drängt Frankreich an die Seite des ihm örtlich und kulturell 
nächststehenden Deutschen Reichs. Durch das Einiggehen der beiden 
Nachbarstaaten unter sich und mit Rußland, das von Deutschland 
durch keinerlei Interessendivergenz geschieden ist, können die Grund- 
lagen für die Wahrung des internationalen Gleichgewichts zwischen 
allen Eulturstaaten geschaffen werden. Und England wird vor der 
Wahl stehen, mit den gegebenen Verhältnissen zu rechnen, wobei 
es an Macht nichts einzubüßen braucht, oder einen Krieg mit Deutsch- 
land anzufangen, der vielleicht Deutschland auf Jahre wirtschaftlich 
empfindlich schädigen kann, aber zugleich eine Schwächung der eng- 
lischen Flotte und Machtstellung herbeiführen müßte, die den Anfang 
des Untergangs des englischen Kolonialreichs zu Gunsten Nord- 
amerikas, Rußlands und Japans bedeuten würde. 

§ 85. Durch Kolonialkämpfe zum Völkerfrieden. 

Im schroffen Gegensatz zu allen philanthropischen Bestrebungen 
der Friedensfreunde starren die Kulturländer zu Beginn des 20. Jahr- 
hunderts in Waffen. Und die Verkündung des ewigen Friedens 
findet eine eigentümliche Illustration durch die Kolonialkämpfe, die 
dieses Jahrhundert bis heute in reichem Maße beschert hat. Die 
chinesischen Wirren, der Burenkrieg, der russisch-japanische Krieg 
und die Aufstände im deutschen Afrika sind sämtlich Kämpfe um 
kolonialen Besitz. Unter der Bezeichnung der friedlichen Durch- 
dringung, der Herstellung geordneter Verwaltung und ähnlichen 
euphemistischen (Rechts-)Titeln werden auch die nächsten Jahre oder 
sogar Jahrzehnte vielleicht noch mannigfache Waffengänge in kolo- 
nialen Gegenden um kolonialen Besitz bringen. Die Kulturwelt 
braucht neues Land, um die sich stets mehrende Menschenzahl er- 
nähren und den durch die moderne Sozialethik gebotenen Standard 
of life der großen Menge dauernd ermöglichen zu können. Ohne 
Zusammenstöße kann dieser Erweiterungsprozeß nicht zum Vollzug 
gelangen; die Kolonialkämpfe bilden den notwendigen Übergang zu 
einer neuen Konsolidation der Verhältnisse und damit zu einem auf 
längere Zeit hinaus gesicherten Völkerfrieden. Möglich aber, und 
mit allen Mitteln zu erstreben ist, daß die notwendigen Kolonial- 
fehden weiterhin kolonial bleiben, daß die Kolonialstreitigkeiten 



358 V. Buch. Der Staatnach außen. Neunzehntes Kap. Staatenkoalitionen a. Völkerfriede. 

nicht eine kriegerische Verwicklung zwischen den Kulturmächten 
erzeugen. Diese Möglichkeit wird mit Sicherheit ausschließlich da- 
durch gewonnen, daß das internationale Gleichgewicht auf ge- 
sunder Basis hergestellt wird. 

§ 86. Herstellung des Internationalen Oleichgewichts. 

Die für die Herstellung des europäischen Gleichgewichts ehe- 
dem entfalteten Bemühungen und die hierwegen geschlossenen Bünd- 
nisse waren auf die Erhaltung des europäischen Territorialbesitzes 
seitens der Groß- und Kulturmächte gerichtet. Dieser Besitz ist 
heute von keiner Seite ernstlich bedroht. Dagegen gehen die Groß- 
mächte mit wachsender Beschleunigung daran, ihren Territorialbesitz, 
den Machteinfluß und ihre merkantilen Interessen in den Kolonien 
in Asien und Afrika zu vergrößern. Hiebei kommen als neue mer- 
kantile Macht allerersten Rangs und als höchst bedeutsame Seemacht 
Nordamerika, als neue Waffenmacht ersten Ranges Japan neben den 
europäischen Kulturstaaten in Betracht. Soweit es sich daher heute 
darum handelt, ein Analogon zum europäischen Gleichgewicht zu 
schaffen, wird man richtiger von der Herstellung des inter- 
nationalen Gleichgewichts sprechen, da weder die Interessen- 
sphären, noch die Aktivinteressenten auf Europa beschränkt sind. 

Es handelt sich darum, einen friedlichen Ausgleich zwischen 
den kolonialen Interessen und Bestrebungen jeder Art seitens der 
Großmächte zu finden oder einem solchen Ausgleich wenigstens den 
Boden zu ebnen. Wie im privaten Geschäftsverkehr wachsende Ein- 
sicht an Stelle der zügellosen Konkurrenz zunehmend die Konsoli- 
dation durch Syndikate und Kartellierungen jeder Art setzt, kann im 
internationalen Wettbewerb der Kulturstaaten um Machtbehauptung 
und -Erweiterung die Vereinbarung treten, sobald sich die (nahe- 
liegende) Überzeugung durchsetzt, daß der Kompromiß mit geringeren 
Opfern zum Ziele führt, als der schrankenlose Wettbewerb. 

Eine Verständigung dieser Art setzt nur zweierlei voraus: Ein- 
sicht und guten Willen seitens jeder Großmacht. Einsicht, daß 
ein Krieg zwischen Großmächten um koloniale Interessen unver- 
hältnismäßig große Opfer heischt, die durch den Kolonialerfolg nicht 
ausgeglichen werden. Guter Wille, der das suum cuique zur An- 
wendung bringt, und neben dem eigenen Staatsinteresse auch be- 
rechtigte fremdstaatliche Interessen anerkennt. 

Es handelt sich um die Schafftang von Garantien dafür, dass 
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der noch verfügbare, freie Bestand an Kolonialbesitz redlich ge- 
teilt wird, unter Berücksichtigung der heute bestehenden territorialen 
und merkantilen Einflußsphären und der Erweiterungsbedürfnisse 
und der Vitalinteressen der Großmächte. 

Hiebei sind Nordamerika und Deutschland wohl am ersten zu 
einer führenden schiedsrichterlichen Stellung berufen, als die am 
wenigsten territorial in den Kolonien engagierten Mächte, die daher 
am meisten unparteiisch (d£sinter£ss6es) sein können. Denn Nord- 
amerika ist in erster Linie mit der Realisierung der Monroedoktrin 
beschäftigt, in deren völliger Durchführung ihm noch große Auf- 
gaben vorgesetzt sind, die von anderen Mächten nicht mit Erfolg 
bestritten werden können. Deutschland andrerseits ist heute primär 
durch seine merkantilen Interessen in Anspruch genommen. Wenn 
Deutschland heute sagt: Wir haben keine Machterweiterungsgelüste, 
glaubt man ihm vielfach nicht und meint, hinter dieser Beteuerung 
seien irgendwelche finstere Pläne versteckt. In Wirklichkeit will 
Deutschland seine bisher erlangte Macht behaupten; diese Behaup- 
tung hat große Rüstungen nötig gemacht und erfordert sie auch 
weiterhin. Außerdem hat Deutschland primär merkantile Bestre- 
bungen und die daneben bestehenden deutschen Kolonialbestrebungen 
sind für keine dritte Macht bedrohlich. 

Den Gegensatz hiezu bildet Großbritannien. England hat einen 
sehr weit verzweigten Kolonialbesitz und übermäßige Erweiterungs- 
bestrebungen, die es auf die Dauer, früher oder später, in aktuellen 
Gegensatz zu Rußland und Frankreich setzen müssen, in Gegensatz 
zu Deutschland und Amerika bringen können. Hieraus ergibt sich 
die Notwendigkeit eines Zusammenschlusses gegen die Gefahr über- 
mäßiger Expansionsgelüste seitens Englands. England wird mit 
keiner Großmacht Krieg beginnen, solange es den Krieg allein führen 
muß; England nimmt aber zugleich jede Gelegenheit wahr, durch 
societas leoninae fremde Mächte zu schwächen. Die englische aus- 
wärtige Politik ist stets zielbewußt, aber auch immer hyperegoistisch ; 
sie erkennt die berechtigten Interessen fremder Mächte gar nicht 
oder nur widerstrebend an. Deshalb ist eine Konstellation der 
Staatenkoalitionen notwendig, durch welche England zwar in keiner 
Weise verkürzt, aber auf den ihm zukommenden Anteil eingeschränkt 
wird. Andernfalls verschlingt der heißhungrige britische Löwe — 
den Löwenanteil. 
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§ 87. Stärkung der Kraftposition Deutschlands. 

1. Deutschland gleicht heute einem kräftigen Manne, der bis an 
die Zähne bewaffnet umhergeht, und jedes Jahr sich noch weitere 
Waffen zulegt, und zugleich — nachdem er früher öfters Händel gehabt 
hat — jedem Dritten mit harmloser Miene erklärt: Ich will niemandem 
etwas tun; ich trage meine Revolver und Dolche nur zum Schutze. 
Da ist es denn wohl begreiflich, daß die Nachbarn an diese Harm- 
losigkeit nicht glauben wollen. Irgend etwas muß doch der Mann 
mit den vielen Waffen im Schilde führen, — sagt man sich. Und 
da niemand weiß, welches Ziel die Kugeln erreichen sollen, fühlt 
jeder sich einigermaßen beunruhigt. Deutschland ist heute das Alp- 
drücken Mitteleuropas, weil niemand ein klar erkennbares Ziel der 
deutschen äußeren Politik und der deutschen Rüstungen wahrnimmt. 
Und dieses Ziel kann niemand sehen, — weil es nicht existiert. 
England und Rußland haben ein klares Programm für die Expansion 
ihrer äußeren Macht. Und sie machen kein Hehl aus den Zielen, 
die sie erstreben. Deutschland hat keine politische Expansions- 
aufgabe, daher fürchten andere Großmächte, es verhehle seine Ziele 
oder werde irgendwo als Störenfried eingreifen, — ut "aliquid fiat. 
Diese Ziellosigkeit ist aber ein nationales Unglück, denn sie 
schwächt die deutsche Position. Deutschland ist seit 1870 ungleich 
reicher an Machtmitteln geworden, an Kriegsschiffen, an Soldaten, 
an Armierung, an wirtschaftlicher Prosperität. Zugleich hat Deutsch- 
land manches eingebüßt an politischem Prestige. Das Deutschland 
von heute hat gegenüber dem Deutschland der 70er Jahre viel an 
Macht gewonnen, aber nicht an Kraft. 

Die nationale Aufgabe muß daher dahin gerichtet sein: Kraft- 
zuwachs nach außen, Stärkung nach innen. Kraftzuwachs, 
nicht Machtmehrung! Ein klar erkennbares Ziel der äußeren 
Politik. Selbst ein verfehltes Ziel ist in der Politik immer noch 
besser als haltlose, kraftarme Ziellosigkeit. 

2. Ein Krieg zwischen Deutschland und Frankreich aus natio- 
nalen Gründen ist heute ausgeschlossen. Das französische Urteil 
über Elsaß-Lothringen hat heute einen Grad kühler Besonnenheit 
erreicht, der die Tatsachen anerkennt. Und andere Reibungspunkte 
bestehen zwischen den beiden Nachbarn nicht. Ein Krieg zwischen 
Deutschland und Frankreich kann heute nur aus dynastischem 
Interesse erwachsen. Ein neues Empire kann versuchen, sein 
dynastisches Prestige zu erhöhen durch einen Krieg mit Deutsch- 
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land, dem allenfalls Elsaß-Lothringen einen willkommenen natio- 
nalen Yorwand liefern könnte. Deutschland hat gegenüber Frank- 
reich daher heute nur das eine Interesse, Frankreich als Republik 
zu erhalten. Die hier der deutschen Diplomatie vorgezeichneten 
Wege sind durchaus klar. Die Umwälzung der französischen Re- 
publik in ein Kaiserreich ist von zwei Momenten abhängig, einem 
sachlichen und einem persönlichen. Die sachliche Bedingung ist 
überschäumende politische Leidenschaft, hochgehende politische Be- 
wegung, innere Zerissenheit und Zerfahrenheit. Das persönliche 
Moment ist dann das Eingreifen einer überragenden Persönlichkeit, 
die im geeigneten Zeitpunkte die Regierungsgewalt an sich reißt 
und eine militärische Despotie schafft. Dieses zweite Moment ist 
einer Beeinflussung von außen her, durch irgendwelche dauernde 
politische Einwirkungen unzugänglich. Anders die erste Bedingung! 
Die politischen Leidenschaften in Frankreich führen, sobald sie ein 
gewisses Maß übersteigen, zu einer nervösen Schwächung dergestalt, 
daß sogar ein Bramarbas ä la Boulanger als Retter erscheinen kann, 
wenn er die Entschlossenheit zu kühnem Handeln besitzt. Was mit- 
hin Frankreich politische Ruhe und Besonnenheit gibt und dadurch 
Frankreich politisch und wirtschaftlich stärkt, erhöht zugleich die 
Lebenschance der französischen Republik und stärkt den Frieden 
zwischen den beiden Nachbarreichen. Zurzeit ist der Kampf zwischen 
Staat und Kurie ein Punkt, der Frankreich politisch unterwühlt. 
Das französische Volk ist überwiegend katholisch und wird zum 
Kampf gegen den apostolischen Stuhl geführt. Die französische 
Schule verdankt dem geistlichen Regime eine Leitung und Kinder- 
erziehung, die — sie mag gut oder besserungsfähig sein — jeden- 
falls tief in die Lebensgewohnheiten großer Bevölkerungsteile (und 
gerade ruhiger und solider Elemente) eingedrungen ist und nicht 
von heute auf morgen durch etwas Besseres oder nur annähernd 
Gleichwertiges ersetzt werden kann. Wenn man das katholische 
französische Volk in den Kampf mit dem Klerus hetzt, schafft man 
der französischen Republik den gewaltigsten Feind, der im Lande 
ihr gegeben werden kann, entreißt ihr die Stütze durch die große 
Menge der ruhigsten Elemente, der mittleren Bourgoisie, legt den 
Grund zu einer gewaltigen und gewaltsamen psychischen Zerrissen- 
heit gerade der stabilsten Volksteile. Der hier geübte Fehler er- 
scheint um so größer und folgenschwerer, wenn man bedenkt, daß 
die Kirche sich mit der Tatsache der französischen Republik in der 
späteren Regierungszeit Leo XIII. ausgesöhnt hatte. Die Anbahnung 
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freundlicherer Beziehungen zwischen Frankreich und der Kirche liegt 
daher gleichermaßen im Interesse der überwiegenden französischen 
Volksmehrheit, der Erhaltung Frankreichs als einer Republik, der 
Kurie und endlich Deutschlands. 

Auch in handelspolitischer Hinsicht kann sich Deutschland 
mit Frankreich sehr wohl vertragen. Deutschland braucht Wein und 
Seide, die es von Frankreich, wie von Italien beziehen kann; Deutsch- 
land ist industrieller Exporteur. Die Industrie Frankreichs ist zwar 
in einzelnen Zweigen der deutschen ebenbürtig und sogar überlegen, 
aber Frankreich ist kein eigentliches Industrieland, dank der vor- 
züglichen Pflege der Landwirtschaft in Edelerzeugnissen. Frankreich 
hat alten Reichtum und hohe Kulturbedürfnisse. Es kann dem 
deutschen Abnehmer von Wein und Seide ein Äquivalent bieten 
durch Aufnahme deutscher Industrieerzeugnisse. Italien hingegen 
entwickelt sich selbst zunehmend (vorerst im nördlichen Teile) als 
Industriestaat, weil seine ungeheuren Bodenschätze durch die Lati- 
fundienwirtschaft und infolge des Marasmus der italienischen Agrar- 
politik den Bebauer als proletarischen Arbeiter dahinsiechen lassen, 
anstatt einen kraftvollen Bauernstand hervorzurufen. Italien wird 
unser industrieller Konkurrent, vorerst in Frankreich, und fällt zu- 
gleich als Konsument deutscher Erzeugnisse nicht ins Gewicht. Die 
Volksstimmung in Italien ist frankreichfreundlich und deutschland- 
feindlich. Der ungeheure deutsche Fremdenstrom, der heute selbst 
die Engländer numerisch überwiegt, hat es nicht verstanden, ita- 
lienische Sympathien zu erringen. Der Italiener nimmt zwar dank- 
bar die deutsche Münze, aber er lächelt und witzelt über manche 
kleinbürgerliche Eigenart, die ihm an zahlreichen Fremden aus dem 
deutschen Mittelstande vor Augen tritt. Südfrankreich kann dem 
deutschen Besucher zwar nicht die Kunstschätze Italiens bieten, wohl 
aber eine nicht minder herrliche Natur und Landschaft und die Ver- 
stärkung freundnachbarlicher Beziehungen. Das in Italien unpopuläre 
Bündnis mit Deutschland kann uns nichts nützen; denn im Ernstfall 
hält es kaum Stich. Zudem könnte Italiens Hilfe für Deutschland 
nur in einem Kriege zwischen Deutschland und Österreich von Wert 
sein, und ein deutsch-österreichischer Krieg liegt außer dem Be- 
reiche der Wahrscheinlichkeit. Auch liegt in dem Bündnis Deutsch- 
lands mit Italien und der Freundschaft Deutschlands mit der Kurie 
ein schwer überbrückbarer Gegensatz. Heute zahlt Deutschland die 
Kosten seiner Freundschaft mit dem päpstlichen Stuhle mit der 
Überwucherung des Jesuitismus und Ultramontanismus. Sagt sich 
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Deutschland von Italien los, das für Deutschland wenig an Sympathien 
und gar nichts an Interesse übrig hat, trägt Deutschland mit der 
erforderlichen Diskretion etwas dazu bei, um die Beziehungen zwi- 
schen dem päpstlichen Stuhle und Frankreich zu bessern, so kräftigt 
es das Papsttum, stärkt damit zugleich den Papst gegen den Je- 
suitismus und gewinnt hiedurch möglicherweise am Papste eine Stütze 
dafür, daß die deutschen Katholiken deutsch bleiben und nicht je- 
suitisch, ultramontan, national indifferent werden. Es ist besser, 
wenn die Kosten der Freundschaft zwischen Deutschland und der 
Kurie der Jesuitenorden und Italien tragen, als wenn sie Deutsch- 
land auf deutschem Boden aus deutscher Kraft bestreiten muß. 

Die Durchführung dieses Programms würde Deutschland wirt- 
schaftlich stärken, indem an Stelle einseitiger Wirtschaftsbezie- 
hungen zu Italien ein gesundes do ut des-Verhältniss mit Frankreich 
herbeigeführt werden könnte ; sie würde Deutschland auch politisch 
stärken, da ein republikanisches Frankreich, das nicht unter poli- 
tischer Zerrissenheit blutet, eine Kraftposition ersten Hanges zum 
eigenen Wohle und zur Wahrung des Weltfriedens darstellt. Deutsch- 
lands Stärkung und des republikanischen Frankreichs Kräftigung 
bilden eine wohlklingende Harmonie. 

Eine deutsch-französische Koalition könnte ohne weiteres Buß- 
land zum Anschlüsse bringen und damit eine hervorragende Stütze für 
die Stabilisierung der Großmächte bilden. 

3. Grundaufgabe der inneren Politik Deutschlands ist die 
Stärkung des Ständebildungsprozesses, Anerkennung der sozia- 
listischen Partei als der radikalen Arbeiterpartei, Umwandlung des 
kosmopolitischen Sozialismus in eine nationale Gruppenvertretung. 
Frankreich hat einen Minister aus den Reihen der Sozialisten ent- 
nommen und hat dadurch an politischer Kraft gewonnen. In Deutsch- 
land regen sich im nämlichen Zeitpunkte Stimmen: für eine Ausnahme- 
gesetzgebung gegen die Sozialdemokratie!! Man bekämpft (mit Kecht) 
das Überwuchern sozialistischer Vertretung im Reichstag, aber man 
tut nichts, um den sozialistischen Wildstrom in die richtige Bahn zu 
lenken. Die ungeheure Menge politischer Spannkraft und Intelligenz, 
die im Sozialismus destruktiv zum Nachteil der Nation wirkt oder 
kraftlos aii den staatlichen Bollwerken zerschellt, könnte bei richtiger 
Leitung für die deutsche Nation und den deutschen Staat frucht- 
bringend und kraftmehrend verwendet werden. Man räume der 
Sozialdemokratie ein weites Betätigungsfeld in der Gemeindeverwal- 
tung, in den Verwaltungssparten jeder Art ein, und man bricht der 
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sozialistischen Bewegung die antinationale, die antidynastische Spitze. 
Wenn man den Sozialismus zur Betätigung bedingungsloser Opposition 
zwingt, treibt man ihn gewaltsam zur Destruktion und Demagogie. 
Drei Millionen deutscher Wähler mit ihrem Anhang nötigt man da- 
zu, die Kraft des Deutschen Reichs zu schwächen, statt sie dahin 
zu fQhren und dafür zu gewinnen, daß sie mit ausbauen helfen an 
der Stärkung Deutschlands. Verzettelt wird die beste Kraft in klein- 
lichem Parteigezänke und auch in konfessionellem Hader, zum Kopf- 
schütteln und zum Hohne fremder Nationen, die von besseren Ein- 
sichten geleitet sind. 

Aber neben den Arbeitern müssen auch die anderen Berufs- 
stände zu ihrem Rechte kommen. An Stelle des heute herrschenden 
sozialreformatorischen Nebeldunstes gehört die kraftvolle Vertretung 
berechtigter Interessengruppen, die nur ihre Grenzen durch die Ge- 
bote der Sozialethik findet; während heute Sozialethik, Sozialreform, 
Sozialpolitik überwuchernd fast das gesamte Interesse der inneren 
Politik absorbieren. 

Durch die Stabilisierung der Klassen im Staate, durch Aner- 
kennung und Respektierung der berechtigten Interessen jeder Klasse 
wird die Grundlage geschaffen für die innere Einigkeit Deutsch- 
lands, die heute durch den Ultramontanismus und durch die Sozial- 
demokratie von rechts und links bedroht wird. An Stelle innerer 
Zerrissenheit und parteipolitischer Zerklüftung kann, sobald ge- 
nügende Einsicht den guten Willen erzeugt, die kraftvolle Neu- 
belebung der deutschen Nationalidee treten. 

Aber kein Sieg ohne Kampf! Heute sind wir noch weit ab 
vom Ziel. 
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Emanzipationen 17 f., 28, 
88, 61, 77, 80, 115, 149 
bis 162, 159, 163, 168, 
204, 217, 224, 230, 234, 
236, 237, 238, 289, 276, 
291, 294, 296, 298, 313. 
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Hausvater, s. pater familiaa. 
Hedonismus, s. Eudämonis- 

mus. 
„Heiligkeit" des Rechts 89, 
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Herrschaft im Staate 194, 

229. 
Herrschaftsbehauptung 33 f., 

68, 70, 117 f., 123, 201, 

385, 355. 
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Kirche 18, 23,38,46, 76,77, 
105, 149, 152, 204, 275, 
810—817, 350, 361—363. 
j Kirchenlasten 275, 277. 

Klagrecht 111, 177—184. 

Klagrecht, begründetes 181 
bis 184. 

Klassen im Staate 15 f., 97, 
109, 159 f., 197, 198, 203, 
216, 227, 230, 868 f. 
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Krieg 16 f., 66, 69, 88, 95, 
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72, 81,94, 95, 104 f., 112, 
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Kulturkräfte 8, 12, 17, 23 f., 

134 f., 138 f., 147, 161 f. 
Kulturperioden 131, 132, 

148, 149, 152, 159, 162 

s. auch Kultur. 
Kulturpostulate 179. 
Kulturstaat 4, 10, 11, 23, 

74, 75—79, 80, 125, 179, 
239,276, 306, 308, 311 f., 
313 f., 315-317. 

! Kulturstellung des Staates 
177, 179, 180, 184, 185. 

Kulturstufen der Besteue- 
rung 272-279. 

Kulturstufen der Rechts- 
entwicklung 12 f., 17 f., 

75, 86 f., 94, 104—109, 
i 294, 321—325. 
I Kultur und Nation 200. 
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Kunst 806 f., 309. 
Kyrenaiker 96. 



Land 20, 38, 200 f. 

Landeshoheit 36, 340. 

Landeskirchen, katholische 
313. 

Landtag 219; s. auch Parla- 
mentarismus. 

Landwirte 235, 237, 238, 
241—243, 257—200, 345, 
847, 353, 362. 

Landwirtschaft, s. Land- 
wirte. 

Landwirtschaftliche Arbei- 
ter 241, 295; s. auch Ar- 
beiterklasse. 

Lebensinteressen der Staaten 
832, 383. 

leges de manu mortua 314. 

lex imperfecta 90. 

Liberale Partei 234, 235, 
241—243. 

Lohntarife, s. Tarifverträge. 

Lothringer 200, 235, 343. 

Lotteriegewinnsteuer, s.Kon- 
junkturengewinnbesteue- 
rung. 

Lüge, ethische Bedeutung 59. 

Luxussteuern 285 f. 

Lynchjustiz 98, 179. 

M. 

Macht 24, 87, 64, 69, 85 f., 
94, 95, 114, 117, 119 f., 
146; s. auch Machttheo- 
rien. 

Machttheorien 4, 5 — 8, 24, 
25, 41—44, 53, 85, 95, 
97,119,128, 146; s. auch 
Macht. 

Machttheorien, philosophi- 
sche 5 f., 25. 

Machttheorien, politische 5, 
6—8, 42, 95. 

Majoritfttsprinzip 198, 218, 
226 f., 232; s. auch Parla- 
mentarismus und s. Pro- 
portionalwahlsystem. 

Malthusianismus 87 f. 

Manchesterschule 74, 227. 

Manchesterstaat 18, 23. 

Marokkofrage 351. 

Massenstrike 298, 300; s. 
auch Generalstrike. 

Materialinhalt des Rechts 
153 f. 

Materialinhalt des Staats 
153 f. 



Materialistische Geschichts- 
auffassung 17, 158. 

Materialistische Staatsauf- 
fassung, s. Machttheorien. 

Matrikularbeiträge 289 f. 

Mechanische Staatsauffas- 
sung 48, 53, 153, 216. 

Mehrwert 292 f.; s. auch 
Arbeitsvertrag. 

Menschenrechte 168, 209, 
216; s. auch Natürliche 
Rechte." 

Menschheitsidee 75, 101 f., 
129, 130, 148, 205, 231; 
| s. auch Sittlichkeit. 
I miasma 58. 
i MUieu 13 f., 162. 
I Mindestlöhne bei Tarifver- 
1 trägen 303. 

Ministerverantwortlichkeit 
173. 

Missionstätigkeit 344, 349. 

Mittelalterlicher Staat 18, 
23,76,106,152,204,286, 
239, 275 f., 315. 

Mittelalterliche Staatsauf- 
fassung 38, 41, 76, 105, 
173 204 f. 

Mittelklasse *262— 265, 269 
bis 271. 

Mittelschulen 807, 316. 

Mittelstand, s. Mittelklasse. 

Monarchie 65, 68, 70, 115, 
201 f., 206, 274,341,842; 
s. auch Königtum. 

Monroe-Doktrin 845, 359. 

Motiv 145; 8. auch Ethik 
und Recht. 

Münzregal 191. 

Mystik 63, 105. 

Mystiker 62—64. 

N. 

Nächstenliebe, s. Altruismus. 

Nation 47, 48, 78, 100, 199 f., 
363 f. 

Nationalitätsidee 199 f. 

Nationalstaat 72, 78 f., 199 f., 
I 232, 368 f. 
I Nation und Kultur 200. 
, Natürliche Menschenrechte 
• 115, 209, 216, 230. 
1 Natürliche Rechte 119, 168, 
I 193, 292, 295, 298. 
' Naturalleistungen 275. 

Natur des Menschen (als 
| Grund der Staatserrich- 
tung) 30 f. 

Naturrecht 21, 25, 26, 29, 
1 33, 42, 45, 48, 49, 65, 68, 



69, 71, 96, 98, 99, 100, 
105, 106, 114, 115, 118, 
153, 155, 156, 165, 166, 
168, 169, 175, 177, 193, 
196, 197, 204, 205, 216, 
217, 226, 227, 228, 229, 
230, 232, 247, 249, 255, 
272, 273, 276, 277, 292, 
295, 298, 328 f. 

Neuständischer Staat, s. 
Klassenstaat, moderner. 

nezum 169. 

Nichtsouveräne Staaten 23, 
51, 194-196, 887 f.; s. 
auch Souveränität. 

Nomadenstaat 20, 66. 

i Nordamerika 199, 228, 284 f., 

i 258, 259, 266, 333, 836, 

845,346, 349, 850, 352 f., 

353, 354, 856, 358, 359. 

Norddeutscher Bund 329. 

Normentheorie 81 f., 52, 
109 f., 120. 

Norwegen 78, 199. 

Notlüge 59, 143. 

Notstandsarbeiten 296. 

Notwehr 94. 

Nutzen, s. Utüitarismus. 

O. 

Obereigentum 276. 
Obrigkeit 19, 20, 22. 
Oeffentliche Meinung 156, 

297, 807—810. 
Oeffentliches Recht 120 bis 

125, 298. 
Oeffentliche subjektiveRech- 

te 19, 115, 122, 128, 171, 

172 f., 176—178. 
Oesterreich 199, 340, 352. 
Oesterreich-Ungarn 78, 199, 

362. 
Okkupation, privilegierte 

184. 
Oligarchie 65. 
Organische Entwicklung 81, 

Organische Rechtsauffas- 
sung 45. 

Organische Rechtsentste- 
hung 116, 166. 

Organische Staatsauffas- 
sung, s. Staat als Orga- 
nismus. 

Organismus, s. Staat als Or- 
ganismus. 

Ostmarkenschutz 200. 



Panamerikanismus 138. 
Pandemokratiel51,157,162f. 
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Pantheismus 5 f. 

Papst 39, 173, 808, 812, 
fei— 863. 

Parlamentarismus 18, 69, 
109, 162, 171, 173, 175, 
205, 207, 211, 212, 218, 
215-282, 233-239, 889 
bis 244, 250, 802, 334. 

Parteieid 251. 

Parteien, demokratische 198; 
s. auch Demokratie. 

Parteien, politische 156, 226, 
288-286, 240, 248. 

Parteienzweiheit, politische 
234 f. 

pater familias 31, 35, 169. 

Patriarchaltheorie 85 f. 

Patrimoniale Begründung 
der Steuerpflicht 273, 277. 

Patrimonialtheorie 35, 86. 

Persönlichkeit 9, 99, 106, 
107,108, 129, 133, 184 f., 
137, 138, 142, 144, 148, 
152, 155, 157, 160, 162, 
196, 198, 256. 

Persönlichkeitsrechte 175. 

persona 31, 54 f., 231. 

Peterspfennig 313. 

Pflicht, ethische, s. Kate- 
gorischer Imperativ. 

Pbysiokraten 293. 

fia frans 148. 
luralstimmrecht, s. Plural- 
wahlrecht. 

Pluralwahlrecht 224 1 

Polen 225. 

Polenpolitik 200, 849. 

Politische Parteien, s. Par- 
teien, politische. 

Polizeistaat 77, 149, 308. 

Polizeiverordnung 113, 115. 

Positivismus 126. 

Potentielle subjektiveRechte 
182, 188 f. 

Prähistorische Forschung 
65 f., 98 f., 169. 

Präsumtionen 93, 212, 218, 
251. 

Präsumtionen, verdeckte 93, 
251. 

Preissyndikate, s. Kartelle. 

Presse 156. 

Preßfreiheit 807-809. 

Preußen 199, 200, 221, 247, 
264, 288, 840, 352. 

Privatrecht 180—125, 298. 

Privilegien, s. Rechtsprivi- 
legien. 

Progressivsteuer 281 f.; s. 



auch Einkommensteuer, 
allgemeine. 

Proletariat 18, 223. 

Proportionalwahlsysteml09, 
203, 223, 224-889, 241. 

Protektorat 355. 

Provinz 22. 

Psychologische Rechtsauf- 
fassung 51 f., 118 f., 164 
bis 168, 178., 186, 219 f.; 
8. auch Recht als Wille. 

Psychologische Staatsauf- 
fassung, s. Staat als Wille. 



Rasse 15 f., 197. 

Rationalismus 18, 28, 105, 
126, 128, 129, 131, 132, 
133, 162, 166. 

Raub 64, 86 f., 94. 

Raubehe 87, 94. 

Reaktionäre Tendenzen 217, 
223, 225, 238. 

Realexekution 90. 

Realidealismus 127. 

Realität des Staates 38, 47, 
49 f., 58-55. 

Recht als Angleichungs- 
verhältnis 114. 

Recht als (der allgemeine) 
Wille, s. Psychologische 
Rechtsauffassung und s. 
Recht als Wille. 

Recht als Ermächtigungs- 
ordnung 32,90,111, 148. 

Recht als Garantie 27, 90, 
115, 145. 

Recht als Grenzordnung 111, 
148. 

Recht als Herrschaft, s. 
Rechtsherrschaft. 

Recht als Interessenschutz 
187. 

Recht als Kraft 85—91, 94, 
110, 112, 118 f., 128, 125, 
148, 152, 185, 186. 

Recht als Kulturfaktor 17, 
24, 27, 85 f., 88, 91, 95, 
1041, 159, 196. 

Recht als Norm, s. Normen- 
theorie und 8. Recht als 
Ordnung. 

Recht als Ordnung 24, 27, 
88, 89-91, 92, 110 f., 
1181, 148, 153, 168. 

Recht als Wille 118 1, 164 
bis 168; s. auch Psycholo- 
gische Rechtsauffassung. 

Recht auf Arbeit 168, 895. 



Recht auf den vollen Ar- 
beitsertrag 292 f. 

Recht, Begriff und Wesen 
85-91, 1131 

Recht,Entstehungll5— 117. 

Rechte an Rechten 183 1 

Rechtfertigung des Staates 
25-28. 

Recht im subjektiven Sinn 
67, 85, 87, 88, 89, 94, 
1101,115,116,117,1201, 
123, 150, 164-188; s. 
auch Subj. Recht undSubj. 
öffentliche Rechte. 

Recht, Relativität 78. 

Rechtsänderung 92; s. auch 
Gesetz, Gewohnheitsrecht, 
Organische Entwicklung. 

Rechtsanwaltschaft 2581 

Rechtsentstehung durch 
Herrschaftsbehauptung 
117 1 ; s. auch Herrschafts- 
behauptung. 

Rechtsgeföhl 55—65, 88, 
95—104, 117, 120. 

Rechtsgeschäft 89, 116, 325 
bis 831. 

Rechtsgesetze 113; s. auch 
Gerechtigkeit. 

Rechtsgrenzen 92 f. 

Rechtsgut 111 f., 186—188. 

Rechtsherrschaft 19, 52, 1 14, 
117 1, 177; s. auch Herr- 
schaft. 

Rechtsherrschaft, autonome 
18—28, 60, 91. 

Rechtsidee 25, 55—65, 89, 
95—104, 117, 120, 168; 
s. auch Gerechtigkeit, s. 
auch Rechtsgefühl. 

Rechtsmacht 67, 90, 110 f., 
1171, 168, 171. 

Rechtsmachtbezirke 186 bis 
188. 

Rechtsnachteile 90. 

Rechtsnorm, s. Normen- 
theorie. 

Rechtsordnung 19; s. auch 
Recht als Ordnung. 

Rechtspflicht 110 f., 184 bis 
186, 276. 

Rechtsprechung 191, 848 bis 
854. 

Rechtsprivilegien 170, 1711 

Rechtsquellen 33, 1171 

Rechtssatz 208, 210, 211; 
s. auch Nonnentheorie. 

Rechtsschranken 90. 

Rechtsschutzanspruch 178 
bis 184. 
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Rechtsstaat 4, 10, 11, 18, 
23, 45, 72, 74, 75-79, 
80, 239, 248, 249, 250, 
273, 276, 277, 306. 

Rechtssubjekt 75 f., 78. 

Rechtstheorien 3, 84 — 88. 
58, 54. 

Rechtsüberzeugung 92, 117; 
s. auch Rechtsgefthl und 
s. Rechtsidee. 

Rechtsvergleichung 65, 169. 

Rechtsverhältnis 114. 

Rechtsverhältnis, Staat als, 
s. Rechtstheorien. 

Rechtsverordnung, s. Ver- 
ordnung im formellen 
Sinne. 

Rechtszwang 19, 25, 26, 29, 
90, 145, 148 f., 155. 

Recht und Staat 18—24, 
118 f., 118-120, 148,322. 

Redaktionsgeheimnis 308 f. 

Reformkatholizismus41 ,318. 

Regalien 275. 

Regierungsrechte 1 73 ; s.auch 
Herrschaftsrechte. 

Reichsanleihe 288 f. 

Reichseinkommensteuer, all- 
gemeine 290. 

Reichseinnahmen 286—290, 
290. 

Reichserbschaftssteuer 290. 

Reichsfinanzministerium 
287. 

Reichsfinanzreform 286 bis 
290, 348. 

Reichsland (Elsaß-Lothrin- 
gen) 342 f. 

Reichsprämienanleihen 288f . 

Reichsschulden 286—290, 
348. 

Reichstag, deutscher 219, 
220, 221-224, 238, 248, 
341, 342, 363; s. auch 
Parlamentarismus. 

Reichswehrsteuer 290. 

Religion, 8. Glaube. 

Religionsgemeinschaft 306f ., 
310—317; s. auch Glaube, 
Kirche. 

Renaissance 76, 138. 

Repräsentatiwerfas8ung218 
bis 221, 231; s. auch Par- 
lamentarismus. 

Repressalien 330. 

Republik 65, 67,68,70, 115, 
201 f., 206, 304, 341. 

Restaurationsphilosophie 
89 f. 

Restaurationspolitik 207. 



Retorsion 330. I 

Revolution 88, 98, 117, 239. , 

Revolution, französische 204, 
205, 216. 

Richter 248—251; s. auch 
Rechtsprechung. 

Romanen 199. 

Rudimente früherer Kultur- 
perioden 118, 123. 

Rumänien 259. 

Rußland 78, 198 f.. 200, 214, 
259, 345, 346, 348, 350, 
351, 353, 354, 356, 357, 
359, 360, 363. 

S. 

Saisonarbeiter 295 f. 
Salzsteuer 285. 
Schauspielunternehmer 309f . 
Schied8gerichte,völkerrecht- 
liche 330, 381-884, 346. 
Schiedsgerichtshof 831 bis 

334. 
Schiedsverträge, völkerrecht- 
liche 881—834, 345. 
Schöffengericht 252 f. 
Schulaufsicht, geistliche 

316 f. 
Schule 23, 138, 307, 815 bis 

817. 
Schutz der deutschen Land- 
wirtschaft 257—259. 
Schutzzölle 257— 259; s.auch 

Zölle. 
Schweden 78, 199. 
Schweiz 336. 
Schwurgericht 252 f. 
Selbsthilfe 94. 
Selb st Verwaltung 2 18 f., 222, 

228, 238, 247, 363. 
Semestralbilanzen , Veröf- 
fentlichung vod 262. 
Seniorat 87. 
Sensualismus 126. 
, Simultanschule 816. 
Sitte 17, 19, 24, 28, 57, 
85 f., 88, 89, 90, 91, 114, 
: 115, 116, 118, 147, 196. 
! Sittlichkeit 4, 8-10, 12, 16, 
! 17, 24, 25, 28, 43 f., 57, 
' 61, 67, 68, 85 f., 87, 88,89, 
90, 91, 95, 104, 112, 117, 
126—152, 196, 205, 274, 
275, 306, 311, 813 f. 
Sittlich-rechtliche Synthese 
I 8 f., 21, 44, 67, 149-152, 
169, 171, 173, 184-186, 
| 203, 215, 231, 277, 278, 
I 813 f. 
! Skandinavien 78, 133, 199. 



Skeptiker 96. 

Sklaverei, s. Versklavung. 

Slaven 199. 

Sollen, ethisches 184 f., 136, 
137, 144. 

Sollen, rechtliches 110 f., 
183. 

Sondergerichte, s. Gewerbe- 
und s. Kaufmannsgericht 

Sophisten 5, 96, 132. 

aoicpQocvv^ 129, 133, 134, 
135, 140. 

Souveränität 22, 35, 191 bis 
196, 323, 327, 328, 332, 
333, 335, 887 f., 339, 340, 
341. 

Souveränitätsrechte, 8. Sou- 
veränität und s. Nicht- 
souveräne Staaten. 

Sozialdemokratie 222—224, 

254, 868 f.,; s. auch So- 
zialismus. 

Soziale Frage, s. Arbeiter- 
klasse, Emanzipationen, 
Sozialethik, Sozialrecht 

Soziale Gerichte 801, 804. 

Soziale Kämpfe 297, 299. 

Soziale Rechteauffassung 
105 f. ; b. auch Sozialethik. 

Sozialethik, 18, 74, 75, 79, 
98, 105 f., 109, 124 f., 129, 
1331, 148 f., 151, 156, 
184-186, 205, 248, 253, 

255, 256, 274 f., 276, 277, 
278, 281 f., 284, 285 f., 
291—296, 357, 364. 

Soziale Zusammenhänge, s. 
Gesellschaft 

Sozialismus 7, 17, 36, 42, 
78, 74, 78, 106, 125, 128, 
153, 156, 158, 193, 197, 
205, 222-224, 227, 238, 
241, 243, 250, 254, 256, 
294, 295,304,816, 868 f. 

Sozialistengesetz 223, 304, 
363. 

Sozialistischer Zukunftsstaat 
206, 256 ; s. auch Sozialis- 
mus. 

Sozialpolitik, 8. Sozialethik. 

Sozialrecht 124 t, 291 bis 
296; s. auch Sozialethik. 

Sozialreform 75; s. auch 
Sozialethik. 

Sozialutilitarismus, 8. Utili- 
tarismus. 

Sozietätstheorie 35, 86 f. 

Soziologie 14, 15 f., 24, 31, 
44, 66, 99, 107, 108, 119, 
125, 153, 155, 156 f., 162, 
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197, 198, 219, 227, 230, 
232, 236. 

Soziologische Staatstheorie 
119,125,227, 232; s. auch 
Genossenschaftstheorie. 

Spekulation 261 f.,266, 283 f., 
288. 

Spiritusring 267. 

Staat, Begriff 8-24, 37, 
198—196. 

Staat als Gebietskörper- 
schaft 50 f. 

Staat als Genossenschaft 21 ; 
s. auch Genossenschafts- 
theorie. 

Staat als juristische Person 
21, 49, 52, 339; s. auch 
Realität des Staates. 

Staat als Eulturfaktor 17, 
23 f., 26-28. 

Staat als Kulturnotwendig- 
keit 26—28. 

Staat als Organismus 4, 21, 
44—61, 53, 153, 166 f. 

Staat als Persönlichkeit, s. 
Staat als Organismus und 
s. Realität des Staates. 

Staat als Rechtsverhältnis 
20, 34—38, 49. 

Staat als Schutzanstalt 10, 
26. 

Staat als sittliche Gemein- 
schaft 4, 8—10. 

Staat als Wille 4, 29, 34, 
43, 51-58, 164—168. 

Staatenbund 330, 335, 836 
bis 840. 

Staatenkoalitionen 852 bis 
859. 

Staatenverbindungen 385 bis 
843. 

Staatenverbindungen, staats- 
rechtliche 335; s. auch 
Bundesstaat. 

Staatenverbindungen, völ- 
kerrechtliche 335 ; s. auch 
Staatenbund. 

Staatenvertrag 323, 825 bis 
381. 

Staatserrichtungs vertrag, s. 
Vertragstheorie. 

Staatsfunktionen 74—81. 

Staatsrecht, äußeres 322 bis 
325, 330. 

Staatesozialismus, s. Sozial- 
ethik. 

Staatstheorie, philosophische 
3 f. 

Staatsverwaltung, s. Ver- 
waltung des Staates. 



Staatszweck 71 — 74; s.auch 
Teleologische Staatsauf- 
fassungen. 

Staat und Kirche 306 f , 
310-815. 

Staat und Kultur 306 f., 
311 f., 313 f., 315; s. auch 
Kultur. 

Staat und Recht, s. Recht 
und Staat. 

Staat und Schule 307, 315 
bis 317. 

Staat und Vermögen 255 f., 

Staat und Wirtschaft, 8. 
Juristische Oekonomie. 

Ständestaat, mittelalter- 
licher 76 f., 80, 218. 

Statthalter, in Elsaß-Lothrin- 
gen 343. 

Steuerdefraudation 278, 279, 
285 

Steuern 212, 270, 272—290. 

Steuer nach der Leistungs- 
fähigkeit 274, 278, 279. 

Steuer und Kultur 272 bis 
279. 

Stimmliste, gebundene 226, 
227, 241. 

Stimmrech ^allgemeines 193, 
202 f., 217, 222 f., 225, 
243; s. auch Parlamen- 
tarismus. 

Stoa 15, 96, 132, 140, 293. 

Strafklagrecht des Staates 
176, 179, 181. 

Strafminima,gesetzliche 249, 
252. 

Strafprozeß 250, 251—254. 

Strike 296, 297, 298, 300, 
303, 304, 305; s. auch 
Generalstrike. 

Subjektive öffentliche Rech- 
te, 8. Oeffentliche sub- 
jektive Rechte. 

Subjektives Recht 19, 32; 
s. auch Recht im subj. 
Sinne. 

suprematus, s. Souveränität. 

Syllabus 41, 311, 312. 

Sympathiestrike 298. 



Tabakfabrikatssteuer 286. 

Talmud 142. 

Tarifverträge 242, 302 f. 

Teleologische Staatsauffas- 
sungen 4, 10—13, 25, 26. 

Territorialbesitz 36. 

Territorium des Staates, s. 
Land. 



Theaterzensur 307, 309 f. 
Theokratischer Staat 275, 

277. 
Theologisierende Staatsphi- 
losophie 39—41. 
Transvaal 199. 
Trennung der Justiz von 

der Verwaltung 249. 
Trennung von Staat und 

Kirche 306, 310 -315. 
Treuhandgesellschaften 262. 
Trusts 156, 237; s. auch 

Kartelle. 
Türkei 351, 352. 
Tugend 134. 
Tyrannis 75, 98, 150, 152, 

171, 173, 204, 229; s. 

auch Absolutismus. 
Tyrannomachen 35, 192, 

215. 



Ultramontanismus 40 f., 105, 
138, 152, 156, 222 f., 234, 
235, 237, 243, 250, 311, 
312-317, 362 f., 364. 

Unbewußte, das 162, 196, 
197. 

Ungarn 259; s. auch Oester- 
reich-Ungarn. 

Ungerechtigkeit, inhärente 
des Rechts 91—93. 

Unlauterer Wettbewerb 264. 

Unrecht 100. 

Untertan 19, 20, 22. 

Unverdienter Wertzuwachs, 
s. Wertzuwachssteuer. 

Urteilsanspruch 180, 181. 

Utilitarismus 6, 10, 26, 112, 
120, 123, 128, 132, 135 f., 
143, 160 f., 188, 205. 



Verbrauchssteuern, s. Indi- 
rekte Steuern. 

Vereinbarung als Völker- 
rechtsquelle 324, 328 f. 

Vereinigte Staaten von Ame- 
rika, s. Nordamerika. 

Vereinsfreiheit 307 f. 

Verfassung 173. 

Verfassungsrecht 115, 327, 
328, 339, 340. 

Vergeltung 103. 

Verhältnismäßigkeit der 
Steuerentrichtung 274 , 
277 f. 

Verjährung 89, 116. 

Verkaufssyndikate, s. Kar- 
telle. 
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Verkehrsmittelpolitik 260. 

Vermögen 172, 175, 183, 
184, 185, 186, 255- 257, 
257-259, 280, 281 f. 

Vermögensbesteuerung 278, 
281, 282—284. 

Vermögensverwaltungs- 
gesellschaften 262. 

Vernunft 126, 127, 131, 133, 
134, 145, 161, 166, 293; 
s. auch Naturrecht. 

Vernunft (Staat als Reali- 
sierung der vernünftigen 
Idee) 9, 25, 26, 30, 145, 
166. 

Verordnung 116, 207—212. 

Verordnung im formellen 
Sinne 207—212. 

Verordnung im materiellen 
Sinne 207-212. 

Versammlungsfreiheit 807 f. 

Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit 295 f. 

Versklavung 9, 12, 18, 28, 
66, 67, 124 f., 149-152, 
185 f., 278 ; s. auch Aus- 
beutung. 

Vertrag 325—331. 

Vertrag, völkerrechtlicher 
323, 325—331, 335, 340. 

Vertragsfreiheit 124. 

Vertragstheorie 29—31, 33, 
34, 45, 49, 69, 71, 119, 
153, 165, 248. 

Verwaltung des Staates 91, 
209 f., 247—251, 308 f., 
363. 

Verwaltungsgerichte 249. 

Verwaltungsrechtssachen 
249. 

Verwaltungsrichter 248 bis 
251. 

Verwaltungs Verordnung, s. 
Verordnung im materiel- 
len Sinne. 

Viehseuchengefahr 259. 

Viehzucht 345. 

Viehzucht, deutsche 259. 

Vitalinteressen der Staaten 
332, 333, 359. 

Völkerfriede , s. Friedens- 
bewegung. 

Völkerpsychologie 13, 24, 
29 f., 99, 108, 112, 132, 
166, 196, 197. 

Völkerrecht 19, 90, 94, 173, 
195, 321—334, 335, 346, 

Völkerrecht als rechtskul- 



turelle Zwischenstufe 
324 f., 331. 

Völkerrechtliche Rechts- 
quellen 38, 821—325. 

Völkerrecht, Rechtsnatur des 
321—325, 330. 

Völkerrecht, Vervollkom- 
raung des 331—334. 

Volk 20, 38, 72, 73, 78, 
92, 158, 167, 173, 194, 196 
bis 200, 205,206, 207, 216, 
218, 220, 226, 229, 232, 
256, 307, 313, 315, 317, 
334, 348; s. auch Volks- 
Souveränität. 

Volk als Dualmonismus 198, 
229 f. 240. 

Volksgeist 117, 196, 197, 
232; s. auch Volksseele. 

Volksgerichte, s. Schwur- 
gericht und s. Schöffen- 
gericht. 

Volksheer 257, 834. 

Volksjmrtei, deutsche 193. 

Volkspartei, freisinnige 193. 

Volksschule 316. 

Volksseele 78, 99, 117, 162, 
196 232. 

Volkssouverftnit&t 16, 35, 
165, 163, 192 f., 215 f., 
229, 235, 252, 341. 

VolksUberzeugung 1 1 7, 166 ; 
s. auch Volksseele. 

Volksvertreter 218—221 , 
232,240,341,342; s. auch 
Parlamentarismus. 

Volksvertretung 208, 229 f., 
238, 240; s. auch Parla- 
mentarismus. 

Volkswille, s. volonte* ge- 
nerale und s. Psychologi- 
sche Rechtsauffassung. 

Volkswohlfahrt, s. Wohl- 
fahrtstheorien. 

volonte de tous 165. 

volonte g<Sneralel65,209,212. 

W. 

Wahlmonarchie 202. 
Wahlpflicht 185 f., 228. 
Wahlrechte 185 f., 218-221 ; 

s. auch Parlamentarismus. 
Wahlzensus 225. 
Warenhausumsatzsteuer 

270. 
Warenhäuser 264, 269—271. 
WehrkraftDeutschlands257 

bis 260. 



Wehrsteuer 290. 
Werttheorie, sozialistische 

292. 
Wertzuwachssteuer 278,281, 

282 f. 
Westeuropäische Mächte 

345. 
Wille 137 f., 823, 828; s. 

auch Recht ab Wille. 
Willensakttheorien 29—84. 
Willenstheorien, s. Staat als 

Wille. 
Willensunfreiheit 107, 157, 

162. 
Willenszucht 137 f. 
Wirtschaft 158-163, 170, 

248. 
Wirtschaftsklassen, freie 79 

bis 81, 159 f., 197, 203, 

227 f., 863 f.; s. auch 

Klassenstaat, moderner. 
Wissenschaft 306 f. 
Wohlfahrtstheorien 26, 72, 

73, 74, 78 f., 128, 131, 

160, 162, 193, 205, 216, 

256, 276. 



Zeitschriften, politisch-sati- 
rische 309. 

Zensur 307 f. 

Zentral verband deutscher In- 
dustrieller 298, 300. 

Zentrum 222 f., 243, 311, 
312; s. auch Ultramon- 
tanismus. 

Zeugenbeweis 251. 

Zeugeneid 251 f. 

Zölle 241, 258, 290, 340, 
345. 

zoon politikon 80. 

Zunftzwang 76. 

Zwang 114, 180; s. auch 
Rechtszwang. 

Zwangscharakter des Rechts 
90, 145, 148 f.; s. auch 
Rechtswang. 

Zweck 20 f., 25, 28, 30, 
50 f., 112 f., 121, 131, 
185, 136, 137, 186, 194, 
209, 327; s. auch Teleo- 
logische Staatsauffas- 
sungen. 

Zweckgesetze 113. 

Zwischengewinn, übermäßi- 
ger 260 f.; 8. auch Kar- 
telle. 



C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung (O.Beck) in München. 

In unserem Verlag ist ferner erschienen: 

Dr. Fritz Berolzheimer: 

Rechtsphilosophische Studien. 

1903. IV, 167 S. gr. 8°. Geh. Ji 4.50. 

„Verfasser beherrscht den weitverzweigten Stoff des Rechts wirklich von einer 
höheren Warte aus; nicht nur geistreiche, sondern auch treffende Bemerkungen sind 
in Fülle vorhanden und das Ganze frisch, man könnte sagen flott geschrieben." 

„Jurist. Literaturblatt.' 4 
„Die Studien sind warm und lebhaft geschrieben und in ganz hervorragendem 
Maße anregend. Wir möchten sie daher dringend der Beachtung empfehlen.* 1 

„Leipziger Zeitung." 

„ Verfasser gelangt zu einer Reihe fesselnder und geistvoller Erörterungen." 

„Neue Preussische (Kreuz-)Zeitung." 

„Die universelle Durchführung des Entgeltungsgedankens zeugt von viel Geist 
und ist wie alles Rechtsvergleichende des Dankes wert/ 

„Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 44 

„Die philosophischen Studien zeigen einen durchgebildeten Geist und man kann 
der Mehrzahl der gewonnenen Resultate unbedenklich zustimmen." „Gerichtssaal/* 



Dr. Fritz Berolzheimer: 

Die Entgeltung im Strafrechte, 

1903. Vffl, 533 S. gr. 8°. Geh. Ji 13.50. 

„Seit geraumer Zeit ist uns kein Buch zu Gesichte gekommen, das in gleich 
gründlicher und vielseitiger Weise den einheitlichen Grundgedanken, die Rechtsidee 
der Strafschuld und die aus ihr abzuleitenden Rechtsgrundsätze der Strafe und der 
Bestrafung behandelt. Gleich die beiden ersten Kapitel ,Das Problem der Willens- 
freiheit* und , Wille und Verantwortlichkeit* gehen so tief hinein in das Problem der 
Arbeit selbst, daß sich auch die Entschuldigung des Autors in seinem Vorworte, 
seine Auseinandersetzung mit der Literatur auf ein geradezu minimales Maß haben 
beschränken zu müssen, nur als Ausdruck der Bescheidenheit darstellt. Alles Wesent- 
liche ißt berücksichtigt. Daneben aber ist eine reiche Fülle eigener Gedanken von 
fesselnder Leuchtkraft und oft geradezu packender Entwickelung geboten. Nach der 
philosophischen Begründung erscheint im 4. Kapitel die Beschreibung der Entgeltungs- 
theorie mit allen Einzelheiten und Feinheiten, auch in ihrer Stellung gegenüber den 
anderen Straf theorien. Speziell der der letzten Frage gewidmete Paragraph (19) 
bringt eine vollständige, sieghafte Abrechnung. Von dieser Höhe der Darstellung 
leitet die Arbeit über zunächst zur Festlegung der Grenzen des kriminellen Un- 
rechtes, um sodann in mühsamer Detailarbeit durch das bestehende Recht die Ent- 
geltungstheorie zu erläutern, sie als die richtige zu beweisen/ 

„Neue Preussische (Kreuz-)Zeitung." 

„Jedenfalls handelt es sich hier um eine sehr durchdachte Arbeit, deren 
fleißige Darstellung zudem den Beweis erbringt, daß wissenschaftliche Vertiefung 
keineswegs die in philosophischen Arbeiten leider häufige Dunkelheit der Sprache 
bedingt/ „Das Recht" 

l 



6. fr »etTftje »ertag»>tii|l|attbttntft (Ogtat »erf) itt tRfttujett. 

Strafrechtliche neulflkelten : 

Die ZuohthauB- und Gefängnisstrafe, ihre Differenzierung und Stellung im 
Strafgesetze. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform. Von Dr. Emil 8pira,Privatriozent 
an der Universität Genf. 1905. IV, 167 S. gr. 8°. Geh. 4 JL 50 & 



3ur $ftj$o(00ie ber Gefangenfufcft. Uutetfudjung^aft, ®efäna.nt3= unb 3"d)l s 
^audfitafe gcfc^tlbctt uon dntlaffeuen. fön Beitrag jut Reform ber Sor* 
unterfud&ung unb be3 ©trafbofljußg tyranäa.. oon Dr. jur. 5rltz Jf uer. 1905. VI, 139 5. 
8°. %t% \JLhO& 



Die internationale kriminalistische Vereinigung. Betrachtungen über ihr Wesen 
und ihre bisherige Wirksamkeit. Von Dr. jur. Fr. Kitzinger, Privatdozent an der 
Universität München. 1905. m, 164 S. 8°. Geh. 3 JL 50 ^. 



Die Strafbarkeit bei Reohtsirrtum. Von Dr. August Köhler, Privatdozent in 
München. 1904. IV, 123 S. gr. 8». Geh. 4 JL 

Reformfragen des Strafrechte. Von Dr. August Köhler, Privatdozent in München. 
1903. VI, 84 S. gr. 8°. Geh. 2 JL 25 $. 



Sie ©rtnalinien jurififten 3bealf onfurrena unb @efe|e8tonIurrena. <5tne fhafte$tU$e 
ttnterfu$ung fem Dr. JVuguft Köhler. 1900. 185 6. 8°. 9d).4JL 

Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschland. Von Dr. Hermann Seuffert, ord. 

Professor der Rechte in Bonn. 1902. IV, 87 S. gr. 8°. Geh. 2 JL 

6t|iaie8 Strafredji Gin Prolog jur 6trafred)t3reform. 2ton Dr. jur. £rltz üuer. 
1903. 35 6. 8°. %t\ 80 £ 

Der ftrafredjtltdjf ftorfianb unb bad SitrgerHdje ®efe|bud). ©on Dr. jur. £rttz Jfuer. 
1903. VII, 40 6. flr. 8°. %t\ 1 JL 40 ^ 

Untersuchungen Aber den Begriff des Verhreohensmotivs. Von Dr. Andreas Them« 
gen, a.o. Professor an der Universität Münster. 1902. VIII, 354 S. gr.8°. Geh.8^K 

Sie ttrtunbe im beutf djen @trafreu)t. @tne $iflortfd)e u. f rütf<$*boginatif<$e ttntetf u$una b. Dr. 
jur. Paul merkcl^rtüatboaeiit an ber Unit). Harburg. 1902. XII, 502 6.8°. ©ff. 12^K 

Sie Strafbarfeit ber XeUnaftme non Sitiilferfonen an rein milHärifdjen $e(iften unter 
befonberer ©erüdfi^tigung ber teilnähme ber 9Hd)tbeamten an reinen Hmtöbeliften. 
8on Dr. jur. St. Koppmann. 1903. VI, 67 <S. gr. 8°. GJelj. 2 JL 



Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. Zugleich eine Betrachtung der Er- 
scheinungsformen des Deliktes. Von Dr. jur. Fr. Kitzinger, Privatdozent an 
der Universität München. 1901. IV, 307 S. gr. 8°. Geh. 4 JL 

$er ambulante ©ertdjtafiünb ber treffe unb bie bteSbejüglidjen Aufgaben beS ®e|e&gebera. 
S3on Dr. jur. St. Kitzinger. 1901. V, 71 6. gr. 8°. %%%. 1 JL 50 £ 



8trafreoht und Medinn. Von Dr. Joseph Heimberger, a.o. Professor der Rechte 
in Strasburg. 1899. IV, 65 S. gr. 8«. Geh. 1 JL 50 * 
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